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Anfmgebeantwortung
des Ministers für Landesverteidigung.

Auf die an mich in der 4 9 . Sitzung der
XXII . Session an, 5. Dezember >917  von den
Herren Abgeordneten Filipinsky , Swoboda  und
Genossen hinsichtlich der Unordnung in ungarischen
Militärspitälern gestellten Anstage , beehre ich mich,
das Resultat der über den angeführten Vorfall ge¬
pflogenen Erhebungen bekanntzugeben:

Der Vorwurf , daß ein Militärspital in Fe her
templmn die Witwe nach Franz Briza in Herspitz
bei Austerlitz , Bezirkshanptmannschaft Wischau , von
dem am 30 . Jänner 1915  in diesem Spital er¬
folgten Tod ihres Mannes erst zwei Jahre nachher
verständigt hätte , ist unbegründet . Der Sachverhalt
ist folgender:

Der im Reservespital in Fehertemplom am
30 . Jänner 1915  verstorbene Landsturminfanterist
Franz Briza , geboren 1872  in Lischnitz-Scnften-
berg , Böhmen , zuständig nach Herspitz , Bezirkshaupt¬
mannschaft Brünn , von dem in der Anfrage die
Rede ist, ist mit dem verstorbenen Gatten der Frau
Antonie Briza , der ebenfalls Franz Briza hsi'ß,
ebenfalls 1872  geboren und ebenfalls nack» He- Äitz,
jedoch Herspitz , Bezirkshanptmannschaft WUch-ln/,zu¬
ständig ist , nicht identisch . / / /

Der gleiche Name der beiden ^ « erstorbene »,
die gleichen Geburtsorte (1872 ) und die al
Namen der Aufenthaltsorte und Zuständigwitsorte
gaben Veranlassung , daß die Bezirkshauptmanuschaft
Brünn , nicht das Reservespital in Fehertemplom , in
der berechtigten Annahme , daß der in Fehertemplom
verstorbene Briza Franz mit dem Gatten der ge¬
nannten Witwe identisch sei, dieselbe von dem Todes¬
fall verständigte . Hierzu trug auch der Umstand bei.
daß die Sterberegisterdaten sich später als ungenau
erwiesen.

Bei der großen Zahl von Todesfällen im Felde
ist es leider nicht immer zu vermeiden , daß infolge
ungenauer Evidenzdaten Verwechslungen Vorkommen.

Eine zweifellose Feststellung der Identität in solche»
Fällen kann nur im Wege eingehendster Erhebungen
erzielt werden , wie sie auch ini gegebenen Falle
bereits vor Einbringung der Interpellation gepflogen
wurden.

Was die vier Päckchen Tabak anbelangt , so
handelt es sich hierbei um keine Nachlaßeffekten.
Mit denselben hat es folgende Bewandtnis:

Bei der Magazinsverwaltung des Landsturm
bezirkskom maudos Nr . 14 in Brünn trafen am
17 . Juni 1915  18 Kolli ans Krakau mit Privat-
effekten von Mannschaften aus dem Felde ein, dar
unter auch vier Pakete Tabak , als dessen Eigen
tümer Franz Briza aus Herspitz , Bezirk Wischan,
bezeichnet war . Von der ursprünglichen Absicht,
diese Privateffekten den Eigentümern erst nach dem
Kriege zuzustellen , hat die Magazinsverwaltung mil
Rücksicht auf die lange Dauer des Krieges abge
selmi und so wurden diese Effekten allen Eigen
tMiern zugestellt , darunter auch die vier Päckchen

abgk von der Witwe abgeholt . Die Zustellung des
's wäre auch dann erfolgt , wenn ihr Mann

Leben geblieben wäre , steht daher mit dem
Todesfall nicht im Zusammenhang.

Die gepflogenen Erhebungen haben weiter er
lkfgebeu , daß Franz Briza , Bezirkshauptmannschaft

Wischan , nach einer Identitätskarte des Gemeinsamen
Zentralnachweisbureans am 24 . November 1914  ans
dem Wege nach Nagyberezna in Ungarn als Ver¬
wundeter gestorben und am 25 . November in Elte
meta begraben wurde . Ein Nachlaß ist beim Standes
körper nach den gepflogenen Recherchen bis jetzt
noch nicht eingelangt . Das k. n. k. Apostolische
Feldvikariat in Wien wurde zwecks Ausfertigung
eines Sterberegisteraüszuges vom k. 1. Landsturm
bezirkskommando Nr . 14 in Brünn verständigt.

Wien, ll  Mai 1918.

Uns der k. k. Hof -und Staatsdruckerei , ssrrs
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Anfragrbrantwortung
"des Ministerpräsidenten. .

Die in der Sitzung am 19. Februar 19Id!von den Abgeordneten Dr. KoroSee  und Genossenan die Gesamtregiernng gestellte Ansrage wegen
Rehabilitiernng der bosnisch-herzegowinischenMittel¬schuljugend, beehre ich mich, nach gepflogenem Ein¬vernehmen mit dem Herrn ki n, k. gemeinsamenFinanzminister in nachfolgender Weise zu beant¬worten:

Im Verfolge der durch das unselige Attentatvom Juni 19 l 4 und die Kriegsercignisse aufgedeckten
hochverräterischen Umtriebe in de» Kreisen derbosnisch-herzegowinischenstudierenden Jugend wurdenetwa 200 Schüler von den bosnisch-herzegowinischenMittelschulen ausgeschlossen, welche Maßnahmeeinerseits durch die über Schüler gefällten straf¬
gerichtlichen Urteile, andrerseits durch zwingende
pädagogische Erwägungen gerechtfertigt erschien.

Den Intentionen der Allerhöchsten Amnestievom 17. August 1917 entsprechend, hat diebvsnisch-herzegowinische Unterrichtsvertoaltnnĝ chonlim Oktober 1917 den wegen politischer/Veufsehlungen ausgeschlossenen Schülern einschließlichder gerichtlich Verurteilten und Amnestierten die
Wiederaufnahme der Studien gestattet und werdenvon diesem Zeitpunkt an ' solche Schüler zur Ein¬schreibung als Privatisten und zur Ablegung der
vorgeschriebenen Schulprüfungen zugelassen. Seit demInkrafttreten der im Gegenstände erlassenen Ver¬ordnung ist kein Fall vvrgekvmmen, daß einem
wegen politischer Verfehlungen in seinen Studien

verunglückten Schüler auf sein Ansuchen hin die
Möglichkeit der Rehabilitiernng versagt worden wäre.Uni die Jugend vor einer weiteren als der selbst¬
verschuldeten Schädigung zu bewahren, werden viel¬mehr sogar Prnfnngsgesnche von solchen Schülern,gegen die infolge ihrer Einrückung zur Militär-dienstleistung das gerichtliche Verfahren noch inSchwebe ist, einer günstigen Erledigung zugeführt.Ans den vorliegenden Darlegungen ist zuersehen, daß die in der Anfrage znm Ausdruckgelangte Meinung, wonach sich im Lande keinMensch rühre, »m demselben den Nachwuchs anIntelligenz zu sichern, eine unbegründete und durch nichtserhärtete Befürchtung ist und daß es nicht erst derAnregung der Herren Interpellanten bedurfte, nnidie bosnisch-herzcgowinische Landesverwaltung anihre Pflicht zu erinnern.

sei ferner noch festgestellt, daß überhaupt
kein Mittelschüler jnstifiziert wurde und daß von6>en tUMrafgerichtlich verurteilten Schülern, vondeneih-M) bloß 8 noch in Strafhaft befinden, nureiner, und zwar der Attentäter Trifko Grabezwährend der Strafhaft an Tuberkulose gestorben ist.

Bemerkt sei schließlich noch, daß lange bevordie vorliegende Anfrage eingebracht wurde, 46 vonden oben erwähnten rechtskräftig Verurteilten derAllerhöchsten Gnade empfohlen wurden, woraufdenselben auch der Rest der Strafe nachgesehenwurde.

Wien , am 9. Ma ! 1918.

Ans der k. k. Hof- und Ztaatsdnickerei. ->u,iü
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Lus der Berhandlung des ErnähruugsrateS.
Dem ArVeitSauSschntzdeS Ernährungsrates wurde Wer

die Organisationen berichtet, die für den Import der Lebens¬
mittel «uS der -Ukraine' geschaffen wurden . Dabei wurden
namentlich durch die Anfragen, die die Mitglieder an die
RegrerrmaSvertrrter gerichtet,hoben.' all «., Schmierigkeiten sicht¬
bar , die sich der Einsicht' und vor allen' der Ausfuhr , und dem
Entlauf in der Ukraine 'entgdaensreklen. Es mutz - vor allem
festgestellt 'werden, daß es sowohl Getreide '« 'S andere

.,.̂ Sb« rSmMÄ-in .«sickerLAS aW . W WKrHes.
, die Vorräte, sind da, vor allem Zucker, Getreide. Eier, Ge¬

müse und HAIsen-frücht«. Aber alle Vorräte sind bei den Bauern
verstreur und die Bauern haben ebenso eine Kriegskonjunktur
hinter sich wie unsere heimischen Landwirte . SS haben an den
russischen Armeen, die sie fast vier Jahre versorgt haben, sehr
»iel verdient. Die Bauern sollen dort das Geld nicht
rn e h r zähle », s o n d e rn wägen.  Geld spielt bei
ihnen gar keine Rolle und lockt sie nicht. Dazu kommt, daß
es. trotzdem in Petersburg täglich 120 Millionen Rubel gedruckt
werden, in allen russischen Werten an Papiergeld dennoch
überall fehlt. Die Bauern geben LaS Geld, bas sS täglich ein-
nehmeü. nicht auS. Sie haben es früher ausgegeben, indem sie
Steuer gezählt und Schnaps eingekauft haben ; setzt bezahlen
sie keine Steuer , kaufen wegen des Schnavsvtrbotes keinen
Schnaps , sondern brennen ihn selbst. Das Geld versickert in
Len.vielen kleinbürgerlichen Wirtschaften. LS Bauern wissen
aber auch nicht, welches Geld sie nehmen sollen. Während ein,
Teil nur russische Zaren -Rubek nimmt , nimmt der andere nur
Kerenski-Rubel, der dritte nimmt Mark oder Kronen. Die Be- ,
schaffung der Zahlungsmittel ist heute die größte Schwierig- '
keit, die sich dem Einkauf entgegenstellt. Nun geben alle Ein- '
sichtigen, auch die österreichische Militärverwaltung , zu. daß
man in dem Lande nicht requirieren kann, sondern nur ein---
kmrfen. Requirieren kann man nicht, weil man dann nur er¬
reichen würde, daß die Waren noch weiter versteckt und weiters

,^ L»zettrtt würden , « och setzt wird von den militärischen Stellers
nur eingerauft. Requiriert wird nicht und kann nicht werden,'
schon weil die Bauern bewaffnet sind und man eine Zeit
Maschinengewehre wie Lebensmittel kaufen konnte.

Zur Schwierigkeit der Beschaffung gesellt sich die Schwierig¬
keit des Transports . Man hat wohl Bahnen und Fährbetriebs --
mittel , aber keine Verpackung. Man mutz Fässer, Eierkisten,!
Holzwolle rä , alles, was man zur ordnungsgemäßen Ver»!
Packung braucht, hinsenden, sonst kommen die Waren in der
fürchterlichsten Verfassung und vollständig ungenügend versorgt
in verdorbenem Zustand hier an.

Nun hat wohl dS frühere ukrainische Regierung!
ein zentrales Aufbringnngsbüro geschaffen, dem dS landwirt - ,'
schäftlichcn Börsen, Genossenschaften, Kooperativen und Mühlen- !
gesellschaften angehören und das alle Waren übernehmen
und den österreichischen und deutschen Gesellschaften, die den
Export leiten, übergeben soll. Aber Lei der vollständigen Des¬
organisation des Landes hat keine zentrale Körperschaft Einfluß
und keine Macht,kann die Bauern Bewegen, den Verkauf vorzu¬
nehmen, außer sie verkaufen freiwillig.

Die weitere Schwierigkeit ist der Preis . Die Teuerung
inte Osten ist. viel, entsetzlicher und unerträglicher als in Oester¬
reich. Man verkauft zu den höchsten inländischen Schleich-
handelZprersen. was man bekommt und verkaufen kann. Jede.

Verhandlung zwischen den Regierungsstellen scheitert immer
wieder an der Preisfrage . Für den Zentner Zucker werden
600 Kronen gefordert, so daß ein Kilogramm Per auf
st Kronen käme. Jede , Verhandlung findet ihre Schwierig¬
keit darin , daß immer erklärt Mrd , wenn wir LS
Preise nicht zahlen, so verkaufen sie die Waren nach Rußland
und dort erhalten sie jeden Preis.

Diese Schwierigkeiten können n«p besiegt werden, wen»
wir imstande fern werden, so viele Ausfuhrartikel auszubringen,
daß .wir dje Bauern veranlassen, ihre -Lebensmittel gegen die
Waren zu tauschen, die sie begehren. HSher gehören vor allem
Wolle, Kleider, landwirtschaftliche Maschinen rc. Man versucht
nun bei den Landwirten in Oesterreich die Maschinen auf»
Zubringer, die sie nicht mehr brauchen, um st« aussühren zu
können; man sucht nach Waren, die noch entbehrlich sind, und
hofft vor allem, daß durch die Agrarreform die Bauern
gezwungen werden, das Land zu bezahlen, das sie dem Groß¬
grundbesitzer enteignet haben, damit Geld flüssig wird und
wir Sichter imstande sind, die. Zahlungsmittel aufzubringen.
dS wir dringend brauchen, wen« die gefüllten Speisekammern
nicht unerreichbar bleiben sollen.

Zu den Schwierigkeiten der Emprhr kommt noch die
innere organisatorische Schwierigkeit unseres ErnährnngSamteS.

-Die Befürchtung,,die unsere Vertreter sofort erfüllt hat, als die
Ucbernahttts 'DeL Amtes durch einen Präsidenten , der Lss
Ministerpräsidenten unterstellt wird, bekannt wurde, hat sich
nach jeder Richtung hin verwirklicht. Gofrat Paul hat gewiß
Fähigkeiten und den ernstlichen Willen, aber er kann nicht
allein leiten, kann nicht ohne die letzte Entscheidung des
Ministerpräsidenten handeln und wird einfach gezwungen, den
größten Teil seiner Zeit damir zu verbringen , daß er auf die
Audienzen beim Ministerpräsidenten wartet und seine Ent¬
scheidungen einholt. Das Amt selbst wird dadurch zu immer
größerer Untätigkeit verurteilt und kann nach weniger organi¬
satorisch leisten, als eS früher der Fall gewesen ist. Die fertig¬
gestellten Verordnungen müssen warten , bis sich der Minister¬
präsident entschlossen hat, seine Zustimmung zu geben. Der
Herr v. Seidler weiß aber noch immer nicht, ob er für den
freien Handel ist- oder nicht. Er schwankt wie kn
der Politik auch im ErnährungSdienst Zwischen Extremen.
Heute für die Rationalen Forderungen der Deutschen,
morgen für de« internationalen Burgfrieden ; heute für
die staatliche Bewirtschaftung, morgen für die Freiheit des-
HqndeK, . heute Masel und morgen straffe Bewirtschaftung-.!
Wahrlich, dS Umgestaltung deS ErnährungSamtes zu einem
Nebenamt des/Ministerpräsidenten und die Degradierung
seines Leiters Haben unseren ErnährrrnaMhOierigkeiten nach
gefehlt ! SoLH UWLigkeft ist selbstMEesterreich » das Land
der UnfähigkeW»« zÜHfel, das rmÂ Mr Katastrophe führen.

Me Agr» M , dWL « stzejDtzandek-für die Heu- und Stroh«
lieserurMn uctzPMgjFqah.xm sind damit im ErnährungSraL
unterSdHr . Erhöhung der Getreidepreise wurde

Aertagt , Hveil dS -Mrgerlichen Konsumentennertreter beschlossen
.»Laben, sie köM'tu eine Erhöhung nur bewilligen, wenn sie die
Warantie einer straffen staatlichen Bewirtschaftung erhaltend
Wenn dem Ernährungsrar diese Gewähr nicht geboten wird,
lehnen sie' jede Erhöhung ab. Damit wird den Agrariern die
Pflicht auferlegt . für die Erhöhung der Geiceidepreise eine
.restlose MlirL.-r-uLS -der ne-rrvtÄ»» Me« arrr » „ sen -äh!.leisten.

Ob die Landwirte das können, bei dem geringen Einfluß, den
sie auf die Mitglieder ihrer Organisationen haben — es
macht doch jeder Bauer, was er will —, das ist eine andete
Frage - _ a.



1p 'un
ll 0 Ku « L »i 7 7 I 0

tti-. : 7̂ 6: F' ^

HelobiMH der Bezirkshanptmannschaften . Der
ffer hat an den Grasen Loggenburg folgendes Hand¬schreiben gerichtet:

Im Verlauf meiner jüngsten Reise durch böhmische
Notstandsgebiete hat die Vertretung der Bevölkerung, wo
rmmer ich mit ihr in persönliche Berührung getreten bin, in
dankbarer Weise die Bemühungen der politischen Bezirks¬
behörden um die tunlickHe WlciKterung der schwierigen und
unzulänglichen VcForgLgMrWtriisse hervorgehoben. EShat mrr zu besorHererWefrHMgnng gereicht, diese rück¬haltlose A Erkennung  unmittelbar aus den
Kreisen der notleiMnden Bevölkerung selbst entgegennehmen
zu können, und ich sehe mich gern veranlaßt . Ihnen meine
Genugtuung über die pflichteifrige ' Haltung
der betreffenden Bezirkshauptmann¬
schaften  zur weiteren Bekanntgabe an " dieselben zueröffnen. °

j - Neben der rückhaltlosen Anerkennung find an
^ andere Urteile laut geworden. I"
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! Wje ^^ 21. Märẑ, (F  i n anz i e l l e Kontrolle
?d--e W irtsch aftsze » tr a l en.) Während die
Aussicht über die dem Amte füEolksernährung unter¬
stehenden Zentralen und krieMvirtschaftlichen Organi¬
sationen in administrativer Deziehung durch die von
diesem Amte bestelltcnMegMUMÄommissäre erfolgte,
wurde die Übe» rüfuA d«. MMnziellen Geschäfts--
gebarung der ZÜtrale« bisU/dKrch mm. Kall zu Fall
hiemit betraujLAsondDe sachmr stWMeOrgane durchs
geführt. Diese UberprUungM >Mnunmehr im Amte
für Volksernährung zenlraDMt und zu diesem Zweck
eine eigene AbteilimgsMschaffen, mit deren Leitung
Hosrat Viktor Schwall  betraut wurde. . ^
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Mitteilungen des PLnsidcuten dei
Der Ernährungsrat verMmmell

Tagung.
Dek Präsident

/ ^ ///
Mmß: ^dea

^ähruugörates.
Ute zur neunten

. nährung Paul
Mie Ernennung

ciker Des L'.mt^ Mr Volksernährung
noch eine tMfchrünkung des Wir-

. . - worden daß sich vielmehr die
Regierung hiebei vollkomnwD-̂ n die Bestimmungen der
Gesamtministerialverordnunh vom 13. November 1916 ge¬
halten habe und daß ihm in gleichem Ausmaß wie seinemWarariimer die  Entsckleidunas-r Und n,,k

teilte dem ErnähruMIrahk in», daß
eines Präsidenten z>« r
weder eine SchwäiAni
kungskreises beabsichtig

dem Gebiet des Ernährungswesens übertragen sei. Während
der erste Präsident des Amtes vielfach durch Organisations¬
arbeiten in Anspruch genommen gewesen sei, könne er sich
dank den Arbeiten seiner Vorgänger ganz den meritorifchen
Aufgaben des Amtes widmen. Ich bin mir, fuhr der
Präsident vor, der Schwierigkeiten der Aufgaben
des Amtes im gegenwärtigen Zeitpunkt voll bewußt.
Von einer Vorratswirtschaft kann leider derzeit keine Rede sein.
Wir leben von der Hand in den Mund . (Das ist eine Ueber-
treibnng : die Hand ist leer und in den Mund gelangt
nichts I Red.) Solange dieser Zustand währt — und vor
der neuen Ernte wird hierin wohl kaum
eine Aenderung eintreten — möchte ich dis
Hauptaufgabe des Ernährungsamtes darin erblicken, sich mit
einer gewissen Elastizität  den jeweiligen Verhält¬
nissen anzupassen, das jeweils Erforderliche rasch und zeit¬
gerecht zu erfassen und durchzuführen.

Als besonders wichtig erscheint mir, daß von der staat¬
lichen Verordnungsgewalt nur ein sparsamer Gebrauch gemacht
werde, daß jedoch, wenn eine Verordnung erlassen wird, sie
auch von der obersten Verwaltungsbehörde bis zur Gemeinde
herab ohne Rücksicht auf politische, nationale oder persönliche
Gesichtspunkte wirklich gehandhabt und beobachtet werde. Eine
sehr wichtige Aufgabe ist ferner, den Kreisen, die durch den
Krieg am meisten gelitten, nämlich den Festangestellten,
der Arbeiterschaft  und der Bevölkerung
der Notstandsgebiete  eine Erleichterung der Lebens¬
haltung zn erwirken, wie es schon durch die MindestbemittelteN-
und Mittelstandsaktion eingeleitet sei. Als oberstes Gebot und
oberstes Interesse aller Verbraucher erscheint mir jedoch die
Aufrechterhaltung und Förderung der Produktion, ein Gesichts¬
punkt, der auch bei der Preispolitik nicht außer acht gelassen
werden dürfe.

Der Präsident . gab dann einen kurzen Abriß der
Versorgungslage, wobei er betonte, daß er nichts verbergen
wolle, sondern jederzeit den wahren Sachverhalt darzulegen
beabsichtige. Er schilderte die derzeitige Situation der Mehl¬
versorgung,  die auf auswärtige Zu'chübe angewiesen sei,
und erwähnte die Maßnahmen des Amtes, um der Bevölkerung
Wiens, die hauptsächlich auf den rumänischen  Mais an¬
gewiesen ist, durch Austausch von Mais gegen Edelnrehl ein
Brot besserer Qualität zu beschaffen. Hinsichtlich der zu gewär¬
tigenden Einfuhr  aus der Ukraine warnte er vor
einer Ueberspannung der Erwartungen bezüglich
des Zeitpunktes der Durchführung von
Importen in großem Stile.  Wohl werden sich
in nicht allzu ferner Zeit bereits kleinere Transporte
ermöglichen lassen, Massentransporte dürften jedoch erst in

! mehreren Wochen durchgeführt werden können.
WaS die Nartoffelverforgung  anlange , so

sei es möglich gewesen, den Winterbedarf einigermaßen ent¬
sprechend zu decken. Er bewies an dem Beispiel Wiens, wo bis
Mitte April das Auslangen hätte gefunden werden sollen, daß
durch Ladegewicht, Erdbeimengung und andere Nebenumsiünde
die Vorräte bereits vorzeitig erschöpft gewesen und neue Zu¬
schübe notwendig geworden seien. Um den Frühjahrsbedarf
von etwa 12.000 Waggons zu decken, werde es notwendig sein,
die Selbstversorgerguoten in den Produk¬
tion s Â e b i e t e n zu kü .rze «. .
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Die Arbeiterschaft und die Kriegs- und
UebergangSwirtschast.

Der letzte Parteitag der deutschen Sozialdemokratie in
Wien hat den Beschluß gefaßt, es sei aus dem Parteivorstand,
der Gewerkschaftskommission und dem Zentralverband der
Konsumvereine eine Kriegswirtschaftliche
Kommission einzusetzen,  die die Angelegenheit
der Kriegs- und UebergangSwirtschast ständig zu verfolgen und
die von den drei zentralen Körperschaften der österreichischen
Arbeiterbewegung in deren selbständigem Wirkungskreis zu
treffenden Entscheidungen und Maßnahmen vorzuberaten hat.

Diese Kommission ist Montag den 11. d. zusammen¬
getreten, hat ihren Arbeitsplan festgestellt und über laufende
Angelegenheiten Beschluß gefaßt.

Nach eingehender Erörterung des unerträglichen!
Zustandes der BolkSernährung,  der sich!

täglich steigernden Kindersterblichkeit  und^
der fortschreitenden Verschlechte reM g derGefund-
heitSverhältnisse  beschloMbie Kommission : Die
Forderung nach einem Ministerium
für VolkSernähru »g sowie nach der endlichen
Errichtung des Gesu n ^ h « HMtzi nisteriums  ist
unbedingt aufrecht M erh/Men » vv » der parlamentarischen
Fraktion mit aÜM NeMruckMl ve^ olgen . Die Kommission
warnt die Regierimg mk dieMeoffchenden Klaffen, die - sich

offenbar v p n ^ deiner z me ifelten Lage der,
Massen ' nW r eine höchst ungenügende?
Vorstellung machen,  vM - den unvermeidlichen
Folgen einer Verschleppuna^BstMHintertreibung von Ver-
waltungSeinrichtungen ^ -EMl sofortiges kraftvolles Einsetzen
allein die schwersten Gefahren verhüten kann.

Die Kommission forderte den Vorstand des parlamenta¬
rischen Klubs auf, beim Ministerpräsidenten vorzusprechen, um
für die ganz ungenügende Versorgung mit Kartoffeln, Fett und
Fleisch Abhilfe zu verlangen und die Bedenken, die gegen eine
Kürzung der Rationen sprechen, geltend zu machen.

Da eine beträchtliche Zahl von Partei - und genossen¬
schaftlichen Organisationen die Zurückziehung aller
unserer Vertrauensmänner aus den Bei¬
räten des Ernährungsdien st es fordert,
hat die Kriegswirtschaftliche Kommission beschlossen, den Ver- _ . , - —-

! trauensmännern vorläufig die folgende Haltung  der größten Nor ihr auch die geringe Hilfe, die heute noch j

zu empfehlen: , gebracht werden kann, nicht zu versagen und sie. dem Un-
1. In allen Körperschaften ist gegen die schweren Ver- verstand und der Selbstsucht der besitzenden Klassen nicht ganz

säumnisse, die dilettantischen Experimente und das haltlose wehrlos auszuliesern, muß die Vertrauensmänner bestimmen, l

Schwanken der Regierung im Ernährungsdienst Verwahrung solange es nur angeht, in den erwähnten Körperschaften zu
einzulegen, der überwiegende Einfluß, den die agrarischen und verbleiben und dort in der Rolle der entschiedenen Opposition
bürgerlichen Interessenten von Anbeginn an in allen Beiräten Mitzuwirken.
eingeräumt erhalten und rücksichtslos ausgeübt haben, sowie , 3. Ueber diese Haltung haben die Vertrauensmänner
die Tatsache, daß in allen Körperschaften Vertreter der Arbeiter- die Arbeiterschaft, von der sie entsendet sind, rückhaltlos und

schaft und des Konsums zu spät oder überhaupt nicht, in allen so rasch und so eindringlich als möglich aufzuklären.
Fällen nur in einflußloser Minderheit herangezogen worden Die Kriegswirtschaftliche Kommission hat endlich be¬
find, festzustellen und unzweideutig jede Verantwortung für schloffen, über die Stellung der Arbeiterschaft zum General-
die bisherigen und künftigen Ergebnisse des Ernährungs - kommissariat für Kriegs- und UebergangSwirtschast, dann zu
dienstes zurückzuweisen. den kriegswirtschaftlichen und Ernährungszentralen die Bes?

2. Die unabweisbare Zwangslage , überall in der Ge- ratung in besonderen Sitzungen fortzufetzen. - —
meinde, aus dem Lande und im Staate die vitalen Interessen "
der Arbeiterickait soweit nur irgend Möglich zu schützen, in
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Noßaner 5Daser«e. Abgeordneter Max Winter  hat an den
Landesverteidigungsminister die nachfolgende Anfrage gerichtet:
In der Roßauer Kaserne existiert eine Superarbitrierungs¬
kommission unter dem Vorsitz des Stabsarztes Dr. H a u s- !
ryirth.  Diese Kommission scheint sehr darauf bedacht zu sein,!
0 und L-Besunde in ^ -Befunde zu wandeln , sehr oft unter
Hintansetzung der Konstatierungsbefunde, die in der Regel von
Spezialärzten nach langer Beobachtung gefällt wurden . Um
nur einige Fülle anzuführen, die Äch täglich mehren, möchten '
wir diese zur Kenntnis bringen :»

Stephan Horvath,  Muskelsuffizienz des Herzens,
konstatiert GarmsonSfpital Nr. l « Befund ö , Superarbitrierungs-
beschlusi gefällt am 20. JänrM 1918. ^

Armin Gries Wabe », lmksseitiger Lungenspitzen- '
katarrh, ollgemeir» tzötpersckWächx KriegsspitM Grinzing
ö -Befund, SupergMtrMrßngsbHchklH ll , 26. 3DMer 1918.

Alexander « A c'z » n, HeHxMdeiteruMMit nachweisbarer
FunktionsstörunA JeservUpital Rr. 16 L^ Superarbitrierungs-
veschluß 28. ZaArer » 18.

Ludwig H aK n, Magen- FMid Darmkatarrh , Arterien¬
sklerose, 47 Jahre Nt , GarnWMsspital Nr. 21 0, Superarbi»
trierungsbcschluh 25. JäMer 1918.

Andreaus B a u ^ E ^ Berlchung des ersten Gliedes des
rechten Zeigefingerŝ -ÄNd Mittelfingers (Faustschluß schwer
möglich), KriegssMil Grinzing 6, Superarbitrierungsbeschluß
25. Jänner 1918 ' ^

Josef Nemeth,  Folgezustand nach Granatverletzung/
chronische Entzündung des Fußgelenkes, Marschfähigkeit auf¬
gehoben, Kriegsspital Grinzing 0, Superarbitrierungsbeschluß .1,
25. Jänner 1918.

Eugen Fleischner.  doppelseitiger Lungenspitzen¬
katarrh , Herzfehler, Magenaccipität , Kriegsspital Grinzing 0,
Superarbitrierungsbeschluß .1, 21. Jänner 19l8.

Franz P u h r, Herzfehler nach Bauchtyphus, Kriegs¬
spital Grinzing 0, Superarbitrierungsbeschlutz .1,21 . Jänner 1918.

Oskar Weiß,  beiderseitiger chronischer Lungenspitzen¬
katarrh, Nascnverbiegung, Kriegsspital Grinzing 0, Super¬
arbitrierungsbeschlutz 1̂, 30. Jänner 1918.

Johann L u c a N, beiderseitiger Lungenspitzenkatarrh,
derzeit aktiv, Abma gerung,  Blutarmut . .. GarnisonÄvital

derzeit untauglich, Urlaub, Superarbitrierungsbeschlutz .1,
2. Jänner 1918.

Arnold Kurzweil,  beiderseitiger Wattfnß , leichter
Herzfehler, Kriegsspital Grinzing 0, <sechs Monate Urlaub,
Superaibitrierungsbeschlutz .1, 3. Jänner 1918.

Rudolf Ä i s s, Muskelatrophie der rechten ArmmuZkulätur,
Cyanosc, Kriegsspital Grinzing 0, Superarbitrierungsbeschlutz ^ ,
10. Mnnrr 191tz.. ' ^

Stevhan Holzer,  allgemeine KSrperschwLche. Neurose,
Blutarnnrt . Kriegsspital Grinzing 0, Superarbitrierungs¬
beschluß 18. Februar 1918. ,

Gustav N o r m a n n, beiderseitiger Lungenspitzenkatarrh,
Magenkatarxh, Neurasthenie, Kriegsspital Grinzing 0. sehr
sleichtcr Hilfsdienst,' Superarbitrierungsbeschlutz 15.̂ Fe-
ibruar 1918.
! Diese wenigen Fälle , die noch vermehrt werden könnten, '
«weisen allein schon, daß die genannte Kommission nicht mit
'der Umsicht ihres Amtes walten kann, als es im Interesse der
Allgemeinheit nötig ist. Der Minister wird nun gefragt, ob er
sich die betreffenden SuperarbitrierungSprotokolle vorlegen und
ärztlich nachprüfen lassen, dann aber die entsprechenden Maß¬
nahmen treffen will, um das weitere Walten die ser Supers
arbitrierungskommission unmöglich zu machen. ^

Die Superaxbitriernngskommisfio«
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der

Abgeordneten Ein spinn er , Dr . Bofmann  und Genossen,

betreffend

die Obst- und GemüseMlrale„Geos".

Das hohe Haus wolle beschließen:

„Die k. k. Regierung wird anfgefordert , die als schädlich erwiesene Tätigkeit der Obst - und Gemüse¬
zentrale „ Geos " einzustellen.

Unverzüglich ist dir bis znm 16 . März verlängerte Frischäpselsperre auszuheben ."

In formeller Hinsicht wird beantragt , diesen Antrag ohne erste Lesung sofort dem kriegswirt
schaftlichen Ausschüsse zuznweisen.

Wien , 7 . März 1018.

»

stittinger.
Dr . Waldner.

Malik.
Jäger.

Hneber.
Hagenhoser.

Wüst.
R . Pauiik.

Joses Grim.
Dr . Stvlzel.

Dr . Pvhinger.
A . F . Beyer.
Tr . Sylvester.

L - Pongratz.
R . Ntarekhl.

Dr . Schreiner.

A . Ein sp in » er.
Tr . Hvsu . ann.

Wevra.
> W . Teltsäük.

Herzmansky.
Huber.

Eisenhul.
Erb.

Richter.
E . Urasl.

Nagele.
I . Held.

Dr . Bugatto.
Dr . Iaidutti.

Spadaro.
Pirter.

Aus der k. k. Hof und Ttnalsdnickere !,
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§

Antrag
des

Abgrordnbieir Dr. Ren kr er und Grnojserr
auf

Errichtung eines Ministeriums für Volksernährung.

Die Gefertigten stellen den Antrag:
„Das Abgeordnetenhaus wolle dem beiliegenden Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Genehmigungerteilen."
In formaler Beziehung wird beantragt, diesen Antrag dem Verfassungsausschusse zuzuweisen.

Palme.
Bretschneider.

Resel.
Max Winter.

Glöckel.
Dötsch.

Hillebrand.
Jos. Tomschik.
Dr. Schachert.
Rudolf Müller.

Jockl.
Muchitsch.
K. Seitz.

Dr. Adler.

Dr. K. Renner.
Domes.
David.

, Volkert.
Smitka.
Schäfer.
Schiegl.

Ellenbogen.
I . Pongratz.

Seliger.
F. Skaret.

L. Widholz.
Sever.

Reifmüller,
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maa §zstzjzA Ŝ <? sumZ m; usöunönjrsK

msursj uzöunjlsgx lujjzq lxvu qun öunihyuiZWag;
lyj astzmjM UlZq MlM 6un?lZF s>T

-ZZßsjzK usquzöslpoa Zsq 6 8 §sq usöunm
-MIsjZK rzq gqvötzvM hivu uzyshmöspöuM usphstj
-z6 6unrhvullW0K inj z;m;tz,moa ilhs>q uzpu
-tzlskzq öunuqiMK iZjzrq^ KiqI HZ nrq Ul Zlq
USgvj SlUMiZljMIW ssq sizijKöunplgx uzq

-iS ölmihvu.lZKWK inj uuil.lz;jluiM ms lplwl
vunihvuiZZjioK iNj KSlMM uspshlliiZ '888  a k̂
M -K rk '9161  llqullao ;̂ 81  mac, KMMMjlmm

«lMvjZA ssq öunuqaoiSKr>m Kiq MW . uy

2la<
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gesehen ist, aus eigener Machtvollkommenheit und
ohne vorherige Zustimmung der anderen Ministerien
treffen.

8 h-

Das Ministerium für Volksernährung verkehrt
mit allen staatlichen und autonomen Behörden und
Ämtern unmittelbar oder im Wege der von ihm
bestellten Ernährungsinspektoren (Verordnung vom
28 . Februar 1917 , R . G . Bl . Nr . 86 ). Diese
Behörden und Ämter sind in Angelegenheiten , die
in den Wirkungkreis des Ministeriums für Vvlks-
ernährung fallen , an dessen Weisungen gebunden;
zur Mitwirkung an den Aufgaben des Ministeriums
nach dessen Weisungen sind auch die Gemeinden
verpflichtet.

8 4.
Dem Minister steht bei der Leitung der Ge¬

schäfte eine Zentralkommission für Volksernährnng
zur Seite , die aus dem Stellvertreter des Ministers,
aus den Leitern der Sektionen des Ministeriums
und aus wenigstens der gleichen Zahl ernannter
Beisitzer besteht . Ein Beisitzer wird mit Zustimmung
des Kriegsministeriums aus den Kreisen der Heeres¬
verwaltung bestellt , , die übrigen Beisitzer , sind aus
dem Kreise erfahrener Volkswirte unter besonderer
Berücksichtigung der Interessen ' des Verbrauches
und der arbeitenden Klassen zu berüfen . Die
Zusammensetzung und die Ausgaben der Zentral
kommission werden durch ein besonderes Statut
geregelt.

8 5.

Der im Statut des bisherigen Amtes für
Volksernährnng (Kundmachung des Ministerpräsi¬
denten vom 30 . November 1916 , R . G . Bl.
Nr . 402 ) vorgesehene Ernährnngsrat bleibt als
HilsFvrgan des Ministeriums für Volksernährung
weirerbestehen , seine Mitglieder werden durch den
Minister für Volksernährung berufen , ihm steht
auch die Erlassung und Änderung des Statuts
des Ernährnngsrntes zu.

8 6.

Ter Minister kann zur Begutachtung wie zur
Bearbeitung von einzelnen Fragen der Ernährung
nach Bedarf außerhalb des Ministeriums stehende
Sachverständige zur Mitarbeit heranzieheu , Inter¬
essenten vernehmen und Enqueten veranstalten.

Das Ministerium für Volksernährung kann
zur Durchführung der von ihm getroffenen Mast-
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Mitwirkung an der Eisenbahn - und Schiff-

fahrtsverwaltnng hinsichtlich der Lebens - und Futter-

Mitteltransporte sowie des Tarifwesens.

0 . In bezug auf den auswärtigen  Handel.

Mitwirkung bei der Erlassung und Hand¬

habung von Ein - und Ausfuhrverboten.

Vertretung der Ernährungsiuteresscn beim

Abschlüsse von Abkommen und Verträgen mit den

Ländern der ungarischen heiligen Krone.

Mitwirkung bei der Erstellung des Zolltarifen
und denn Abschluß von Handelsverträgen und

Wirtschaftsabkommen mit ausländischen Staaten.

Beschaffung von Lebens - und Futtermitteln,
einschließlich von Saatgut in außerösterreichischen
Gebieten im Einvernehmen mit den beteiligten
Ministerien , insbesondere bei Schlachttieren und

Fleisch im Einvernehmen mit dem Ackerbaumini¬
sterium : Abschluß hierauf bezüglicher Verträge und
Abkommen.

Mitwirkung bei der Beschaffung und Ver¬

wendung von Auslandszahlungsmittcln (Devisen-

zentrale ).

I >. In bezug ans Verteilung und  Ver¬
brauch.

Allgemeine Regelung des Verkehrs und des

Verbrauches von Lebens - und Futtermitteln . Ver¬

brauchseinschränkungen im Interesse der Allge¬

meinheit.

Regelung des LebenSmittelhandels und der

Lebens - und Genußmittelabgabe im Gast - und

Schankgewcrbc . Allgemeine Maßnahmen zur Sicher¬

stellung der Nahrungsbcdürfniffe des einzelnen Haus¬

haltes . Organisation der Zuteilung der staatlich

bewirtschafteten Lebens und Futtermittel an den

Haushalt.

Mitwirkung an der Regelung des Markt¬

wesens , insoweit Lebens - und Futtermittel in Be¬

tracht kommen.

Maßnahmen zur Bekämpfung von Güter¬

zerstörung und -Verschwendung sowie von sonstigen,
die Versorgung der Allgemeinheit mit Lebens - und

Futtermitteln beeinträchtigenden Schäden und Miß¬

brauchen des Wirtschaftslebens.

Förderung und Überwachung von Einrichtungen,

dse gemeinschaftlichen Versorgung - Zwecken dienen,
insbesondere Förderung des Genossenschaftswesens
der Konsumenten und Organisation der Selbst¬

versorgung der öffentlichen Bediensteten.
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Die TMgkeiL des Loiksernährungsamtes ^
^lucker jetnem urueu Priisloemen. ^

Neuster » ngen des Präsidenten Dr . Paul.

Wien, 4. März.

Der neue Präsident des Amtes für VoWernährung Doktor
Ludwig Paul empfing heüte die Vertreter der Wiener Presse

i und nrachte üöer jeme .nächsten Aufgaben und das Ernahrungs-
amt folgende Mitteilungen , aus denen hervorgeht , daß dis
Stellung des Amtes für Bolksernührnng weuerhin unberührt
bleibt von Reorganisationen im innern Berwaltungsapparat
und daß für ihn der -danlcnswerte Vorteil geschaffen wurde , daß
er als Präsident des Amtes sich ausschließlich mit den Agenden
der Voksernührung befassen könne und nicht durch die politischen
Funktionen eines Ministers in zeitraubender Weise von dieser
Tätigkeit abgeleiut werde.

Präsident Dr ^ Paul wies daraus hin , daß er seit Beginn
des Krieges mit der Organisation des Ernährungsdienstes sür
bas gesamte Eijenbahnpersvnal » traut war und für mehr als.
eine Million Menschen Zn jorgenNiatte . Schwer - und Schwerst¬
arbeit « , die unter den größten MistreyWngen ihren ausopsern - >
den Dienst versehen , Beamte , di> mchMren kargen Bezügen
den Kampf führen -MüssM ÄrbeiMukd Berkehrspersonal aller
Art und deren AnMvÄgeß kurz Mrtreter aller BevüUerungs-
schichten, für die «M KrieA besondere Maßnahmen getrosten
werden mußten , wMn seiner Obsorge anveriraut und so sei er
auch mit allen im . MnährungZdienst stehenden Gewerben und
mit den militärischen ' und zivilen Stellen in engster Fühlung
gewesen. Außerdem habe er Gelegenheit gehabt , die staatliche
Ernährungswittschast genau keimen zu lernen und die Methoden,
wie man die Lebensmittel Zu erfassen hat . So habe er auch die
Lebensverhältnisse der einzelnen Kronländer und die durch den
Krieg hervorgeruf -nen Veränderungen in denselben genau be-
obachten können , da die Eisenbahner ein in allen Kwnländem
verzweigtes Korps bilden . Die Entwicklung des allgemeinen staat¬
lichen Approvisionierungsdicnstes sei ihm von allem Anfang ai
vertraut gewesen, da er bereits vor der Errichtung des Amtes
für Volksernährnng in der damals bestandenen interministeriellen
Approvisionierungskommission mitzuwirken hatte . Er stehe also
keinen neuer«, '" Aufgaben genüber und sei sich . .der Ler-

! antwortung , die er übernoWmeL hrbe ^ voll bewußt.



Wenn man auf das vergangene Wirtschaftsjahr zurück'-

sieht, muß mail ei ien allgemeinen Rückgang de«

Produktiv  n feststellen, "der durch die Kriegswirtschaft

bedingt wird . Unsere Kartoffel - und Obsternte hat wohl ein

günstiges Ergebnis gehabt , Weizen und Roagen brachte » nur

eine gute Mütelernte , Gerste und Hafer waren schlecht. Die

Dürre , des vergangenen Sommers hatte eine Mißernte in

Gemüse und Nauhfntter zur Folge . Oesterreich , das auch in

FriedenZzeiieu der Einfuhr aus dem ProdultionSauslanü

bedurft ist auf Ungarn und den Ertrag der okkupierten

Gebiete angewiesen . Die Not des Tages erfordert ein un-

Hiltelbares und kräftiges Zugreifeu , ein Zusaminonsassen aller

der Volksernähruug dienlichen Kräfte unter einer Leitung,

die nicht die Schonung der Interessen einzelner Schichten,,

sondern die möglichste Erleichterung der Lebensführung in;

allen Kreisen der Bevölkerung zum unverrückbaren Ziel Hai..

Der Antritt der Präsidentschaft des Bolisrrnährm !gsamteK

durch Dr . Paul sel ' nicht wegen dessen besserer Einsicht oder

zur Durchführung vvn Reorganisationen ersolgt , sondern er

wolle im Verein mit seinen 'Mitarbeitern mit allen Kräften.

Weiterarbeiten und im Ausbau ständig verbessern . Der an¬

gelegentlichsten Fürsorge für die konsumierende Bevölkerung,

namentlich die schwerleidendcn F c st a n gestellten  und die/.

Arbeiterschaft,  soll , besonderes Augenmerk zugewcndeä

werden , und diese Frage soll Hand in Hand gehen mit der

Förderung der l an lftw i rtsch a ft l 'i ch c n und

ndustr teilen Erzeugung  auf allen Gebieten : der

debcnSinittelbcschaffung . Präsident Dr . Paul sieht eine be-

ondere Aufgabe darin , die V c r o r d n u u g S t ä t i g k e i t

ins ein richtiges und gedeihliches Maß e/n-

! u s ch ranke  n . Soll eine Verordnung erlassen

vcrden , sv muß dies rasch geschehet !, damit nicht durch,

.wrspatcte Maßnahmen der staatliche Eingriff anstatt zw

'ordern störend , hemmend und schädigend wirkt , da ja gerade

mif dem Gebiete der Ernährungswirtschaft jeder staatliche Ein¬

griff von weittragenden Folgen begleitet ist.

. Hier erwartet der neue Präsident des Ernährungsamtcs

die Unterstützung der Presse , "da die Bevölkerung aus den

Verordnungen selbst oft nicht klug wird und bei den herrschen¬

den Verhältnissen langatmige Kömmentare von Amts wcacir

schwer gegeben werden können . Er betrachte cs als ferne

besondere Pflicht , seinerseits der Presse jede mögliche Auskunft:

zu erteilen , er wolle über die ErnührungSlagc und die Er¬

fordernisse beS Ernährungsdienstes ' die Oesfentlichkeik

jederzeit , mit Wahrheit,  Liebe und Offenheit in¬

formieren,  bittet zugleich aber , daß Nachrichten über die

Ernährungslage ohne sorgfältige Ueberprüsung des Tat¬

bestandes im Interesse der Allgemeinheit , der Ruhe der Be¬

völkerung im Hinterlande und des guten Vintes der .Krieger

im Felde nacht verbreitet wcrden .̂ Erch 'cwst versprecht HZP er

«über allfälligen Notstand , über etwa vorkom m endes

Verderben vvn Lebensmitteln  und dergleichen

rückhaltlos Aufschlüsse geben  werde , doch solle

über diese Angelegenheiten nur die Wahrheit und nichts als

die Wahrheit bekanntgegeben werden.
„Wir haben bis zur nächsten Ernte die ernstesten Schwierig-

beiten zu bewältigen . Ein immer redliches Wort und ziel-

bewußtes Arbeiten aller berufenen Faktoren kann zur Erleichte --

rmig der Loge beitragen ." Nach den Mitteilungen , die Präsident

Paul erhalten hat , darf man in den maßgebenden ungari-

s ch c n Kreisen volles Verständnis , für die .Ernähruiigsverhult-

nisse unserer Äeichshälste voraussctzen und jede mögliche

Unterstützung erwarten . Der Vormarsch  unserer

Truppen in Podolien  erschließt uns neue Gebiete , deren

Bodenschätze zur Entspannung unserer wirtschaftlichen Lage in

absehbarer Zeit beitragen werden . Es .ist be. annt , mit welchen

Schwierigkeiten und Störungen die Mehl - und Brot-

Versorgung  der letzten Wochen zu Kämpfen hatte . Präsident

Paul hat sich' bereits die Ueberzeugnng verschafft , daß in auf¬

opferndster Weise alle Kräfte am Werke sind, um die Ver¬

sorgung mit diesen wichtigsten Ernährungsmittelu ^ aufrecht zu

erhalten . Das Kartoffelregime  des Herbstes hat den

Bedarf bisher gedeckt. Die letzten Fröste haben den Abtransport

der für die Frühjahrsmonate erliegenden Kartoffeln momentan

verzögert . Es ist jedoch bereits der Auftrag ergangen , mit den

Zuschnben aus den Produktionsgebietm in die Konstimzcutren

zu beginnen . Die Ausgabe von Dörrgemüse  ist für die erste

Hälfte des Monats Mürz in Aussicht genommen . Die Ver¬

teilung von Sauerkraut und Sauerrüben wird fortgesetzt. Zur

Versorgung mit Frühgcmüse  sind umfassende Vorarbeiten

in den südlichen Gebieten bereits eingeleitet und auch die Frage

der Arbeitskräfte und ihrer Verpflegung , die besondere Schwierig¬

keiten mache, ist zur Lösung gebracht . -

„Ernst und ruhig , ohne leichtfertigen Optimismus oder

pessimistische Verzagtheit bin ich," sagte Präsident Paul , „ mit

dem von meinem Vorgänger so dankenswert und mühevoll aus¬

gebauten Berwaltungsapparat im Vereine mit der konsumierenden

Bevölkerung sowie der Produzenten und der Mitwirkung des

Ernährungsamtes voll Vertrauen , daß es gelingt , die schwere

Lage zu erleichtern und zu entspannen . Auf das entschiedenste

muß ich erklären , daß in der Organisation des Amtes

keine Veränderung cingetreten  ist . Die generelle

Ermächtigung zur Erlassung von Verordnungen besteht ohne

Veränderung fort , und es ist bereits heute die erste von mir ge¬

zeichnete Verordnung erschienen. Mit meinem Amtsantritt ist nur

ein Wechsel in der Person , keineswegs aber in irgendeinem Be¬

lange der Organisation eingetreten . Die Stellung des Er¬

nähr « ngsrates bleibt vollkommen unberührt.

Der Ministerpräsident hat mir gelegentlich meiner Berufung an

die Spitze des Amtes für Volksernährung eine schwere Last ab¬

genommen . Das sind die zeitraubenden und weit über Gebühr in

Anspruch nehmenden politischen Funktionen eines Ministers . Als

Präsident kann ich mich ausschließlich den Agenden der Volks - ,

ernährung widmen und das will ich mit allen meinen Kräften/

tun ."
- '- ^
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Der Ministerpräsident Dr . v. Seidler hat zweimal, am ^

b. und am 22.Aebruar , erklärt, daß die österreichisch-ungarischen
Gruppen nicht in die Ukraine cinmarschieren/fwerden. Gegen

diese Regierungserklärung ist nun eine walM ' Hetze veranstaltet
worden : die hochfeudalen Hcrrenhäusler Mid die Spießbürger
im Wiener Gemeinderat, die^ libereH Fx. Pr .* und die
christlichsozialc „Reichspost" sie -FM  h ^ en k̂zKien heißerer:
Wunsch als den, daß die Ukraine
^marschieren. Und da dje LM.elle'nzeft nicht die Regierung an-

fcn wollen, greiM Pc die Sozialdemokratie an : sie sei
aran schuld, daß unser Heer die Gelegenheit nicht ausnütz",
n der Ukraine große Getreu -'Vorräte zu erbeuten. Sinn ist es ja
eider nicht wahr / daß da- Sozialdemokratie üoer die aus-
ÜrtiLeeWnlitil und Lider die militäriicben Overaciotien.uuieres

.HeereS zu entscheiden habe ' wäre es so, dann sähe manches
anders aus . Aber wenn cL wahr wäre, daß der Einmarsch in
die Ukraine bisher infolge unteres Einspruchs unterblieben sei,
dann wären wir stolz darauf.

Was hätte e? bedeutet, wenn unsere Truppen vor einer
Woche in die Ukraine einmarschiert wären ? Damals hat das
Deutsche Reich seinen Feldzug gegen die russische. Arbciter-
regierrmg begonnen und unser Einmarsch in die Ukraine
hätte bedeutet, daß wir uns an diesen: kontrcrevolutionären
Feldzug beteiligen. Deshalb vor allem haben wir damals diesen
Einmarsch bekämpft.

Heute steht es unleugbar schon etwas anders . Rußland
hat das deutsche Ultimatum bereits angenommen und eS hat
sich damit verpflichtet, seine Truppen aus der Ukraine zurück¬
zuziehen. Die Gefahr, daß unser Einmarsch in die Ukraine zur
Wiederaufnahme de§ Krieges gegen Rußland führe« könnte,
besteht heute nicht mehr.

Trotzdem halten wir eS auch heute nach für einen
Fehler, bah die Negierung der gegen sie ent¬
fesselten Hetze nachgi und den Einmarsch in die Ukraine
anordnet . Der Ministerpräsident hat heute diesen Entfthitch im
Herrenhause in Beantwortung einer Interpellation des Herrn
WeiSkirchner, in folgender Weife begründet:

In dem Zeitpunkt, als 'ich die Erklärung im Abge¬
ordnetenhaus:! abzugeben die Ehre halte, war ein Vorgehen
unsererseits ist der Ukraine nicht in Aussicht genommen. Wir
durften damals annehmen, daß wir auf GrmÄ des Ein¬
vernehmens mit dem Deutschen Reiche und der Verein¬
barungen mit der ukrainischenRegierung unsere Interessen
auf dem Gebiete der Lebensmittelversorgung in: Weg« ad¬
ministrativer Maßnahmen ausreichend würden zu wahren
vermögen. In dieser Hinsicht wurde von der Regierung alles
vorgekehrt, um die Lebentzmittelzufuhrso rasch als möglich
in Gang zu bringen. Die Heeresverwaltung stellt Transport¬
mittel und Kräfte zur Wiederherstellung der Verkehrsweg«
über die: trockene Grenze bereit. Ebenso ist für die rascheste
Organisation hes Transports über das Schwarze Meer und
die Donau so weit vmgearbeitet worden, als eS überhaupt
geschehen kann, ehe wir die Situation in den Häfen aus

eigenem Augenschein kennen. Auch wurde eine entspre¬
chende Organisation unsere? Handels in die Wege geleitet.
Derartige Maßnahmen sehen aber ein ziemlich hohes Maß
von Verkehrssicherheit  voraus . ES sind nun in
der Öffentlichkeit Zweifel laut geworden, ob wir aus das
Vorhandensein eines solchen Zustandes ohne Beihilfe unserer¬
seits rechnen dürfen.

Selcher aber haben sich die Voraussetzungen
verschoben.  In verschiedenen, gerade für unseren
Nahrungsmittelverkchr besonders wichtigen Gebieten der
Ukraine haben sich nämlich Vorgänge zuget« D«n, die für
das Deutsche Reich den Anlaß zu beförderen GicheremgS-
maßnabmcn boten. Mit Rücksicht ans diese Vorgänge hataber andererseits die ukrainische Negierung
auch an uns die dringende und seither mit größtem Nachdruck
wiederholte Bitte um Unterstützung gerichtet. (HVrtl Hört !)

Unter Hirsen Umständen können wir unsere
Beihilfe nicht ablehnen (Beifall >; de«n wir
würden eS uns sonst gegebenenfalls selbst zuznschreiben
haben, wenn die Ukraine iniolge unserer Ablehnung über¬
haupt oder doch in der gewünschten kurzen Frist nicht in
dxr Lage sein sollte, ihre uns gegenüber übernommenen
Verpflichtungen zu erfüllen.

Damit ist für die Monarchie die Notwendigkeit einer
aktiven Beteiligung gegeben, der Beteiligung an
einer Aktion , welche mit irgend einer
K r i e g S h a n d l u n g nicht das mindeste zu
tun hat , ja nicht einmal irgend einen
politischen Charakter besitzt.  Sie stellt sich
vielmehr ausschließlich als Akt einer von dem anderen Staate
erbetenen und im eigensten Interesse gewährten nachbarlichen
Rechts- und BcrwaliungShilse dar, dis natürlich unter den
gegebenen Umstünden nicht anders als durch ein friedliches
Einsetzen— übrigens beschränkter — militärischer Kräfte
erfolgen kann.

Unsere Soldaten sollen also in der Ukraine den Sicher¬
heitsdienst besorgen, den Polizeidicnst in der Ukraine auf sich
nehmen. Ist die sonderbare ukrainische Negierung nicht imstande,
dies selbst zu besorgen? Ist daZ die Bestimmung unserer
Soldaten ? Die Geschichte lehrt, welch dankbares Geschäft es
ist, in fremden Ländern Polizei zu spielen.

Freilich, es handelt sich angeblich um da? Getreide. Aber
daß in Podokien Getreide auszutrsiben sei, ist sehr unwahr¬
scheinlich. In dem Gebiet, das seit Jahren unmittelbar hinter
der russischen Front lag, gibt es keine größeren Getreidenorräte.
Und bis über den Dnjepr , wo ja in der Tat große Setreide-
vorrüte liegen, werden unsere Trr»ppen doch wohl nicht
marschieren können. Ist cs wirklich klug, in der Bevölkerung
Hoffnungen auf eine Beute zu wecken, die nicht existiert? Wie,
wenn man einmarschiert und eS zeigte sich dann , daß Brot¬
ration und Mehlguote doch nicht erhöht werden kv«n»n?

Woher also dieser Eifer Dr den Einmarsch in die
Ukraine? Offenbar gibt eS Leute, die e§ nicht ertragen Vinnen,
daß wir nicht „adabei" sind, wenn die Deutschen mmchheeren;
die es nicht verwinden können, daß unseren Militärs die
wohlfeile::' Lorbeeren versagt bleiben, die bei einem Einmarsch
in ein waffenloses Land zu holen sind. ,, _H

Die Bitte des KsmmifsSrS.
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MknistsrchräNdent Dr. v. Seildler
üvLp̂oie Schutzmaßnahmen Ln der

Afraine.
Ministerpräsident Dr . Ritter von

Seidler beantwortete in der heutigen Sitzung des
Herrenhauses die in der gestrigen Sitzung von 'Doktor
Weiskirchner  gestellte Anfrage in nachstehender
Weise : H,

Se . Exzellenz Dr . Weiskirchner hat unter Hinweis
darauf , daß laut meiner Erklärung im Abgeordneten¬
hause vom 22. d. ein Einmarsch österreich-ungarischer
Truppen in die Ukraine nicht beabsichtigt
sei, am gestrigen Tage an mich die Anfrage gedichtet,
welche Maßregeln die Regierung zur
Sicherung des Getreideimportes n u S
der Ukraine getroffen habe.

In Beantwortung dieser Anfrage erlaube ich mir
hervorzuheben, daß im Zeitpunkte, als ich die erwähnte
Erklärung im AbgeordneMhause abzugeben die Ghre

en unserseits in der Ukraine
war ->
witi einiger Zuversicht an-

nud ^ des auch «^ dieser !Ve-
EinvernMKMs mit dem

mit sder

hatte, allerdings ein Voisi
nicht in Aussicht genomm

Wir durften damä
nehmen, daß wirHauf
ziehung vorwaltenMr inniff
Deutschen NeiFeMnd der die — wie !die

fürs erste auf dtm
liegen, lediglich im
ausreichend würdm

ukrainischen NMencha unsere
Anfrage sehr M reffend
Gebiete der ÄAnsmittelvexj
Wege admirUtratioer N
zu wahren vermögen̂ A^

In letzterer KÄfficht wurde seitens der k. ?. Regie¬
rung sowie dek zuständigen militärischen Stelle « alles
vorgekehrt, M die Lebensmittelzufuhr so rasch als mSg*
lich in Gang zu bringen. Die Heeresverwaltung stellt
Transportmittel und Kräfte z « !r
Wiederherstellung der Verkehrsweg  ir
über die trockene Grenze bereit. Ebenso ist für raschest«
Organisation des Transportes über das'
Schwarze Meer und die Donau  so west vor«
gearbeitet worden, als es überhaupt geschehen kann, ehe
wir die Situation in den Häfen ans eigenem Augen¬
schein kennen. Auch wurde eine entsprechende
Organisation unseresHandels  in die
Wege geleitet. Fachkundige Finnen , darunter vor allem
solche, die in der Ukraine früher tätig waren, werden
zur Ausbringung und Uebernahme der Ware herangezogen
und sollen im Lande mit den dort bestehenden landwirt¬
schaftlichen und Handelsorganisationen in Verkehr treten.

Alle diese Maßnahmen werden in Wien und Buda¬
pest parallel und in umfassender Weise vorbereitet. Sie
sind auch mit dem Deutschen Reiche vereinbart , die
Aktionen sollen gemeinsam vor sich gehen, so daß alle
Kräfte gleichgerichtet denselben Zielen dienen.

Derartige Maßnahmen setzen
naturgemäß sollen sie erfolgreich
durchgeführt werden , ein ziemlich
hohes Maß von Verkehrssicherheit
voraus,  und es sind auch — gleich nach jener von
mir abgegebenen Erklärung — in der österreichischen
Oeffentlichkeit vielfach Zweifel laut geworden, ob wir

auf das Vorhandensein eines solchen Zustandes ohne
positive Beihilfe unserseits verläßlich rechnen dürfen.

Seit herüber haben sich die Vor¬
aussetzungen wesentlich verschoben.
In verschiedenen, gerade für unseren Nahrungsmittel-
verlehr besonders wichtigen Gebieten der Ukraine haben
sich nämlich Vorgänge zugetragen, die für das Deutsche
Reich den Anlaß zu besonderen Sicherungsmaßnahmen
boten. Mit Rücksicht auf diese Vorgänge hat aber anderer¬
seits die ukrainische Regierung  auch an
uns die dringende und seither mit größtem
Nachdrucke wiederholte Bitte um
Unterstützung gerichtet, (Hört ! Hört !)

Unter d . esen Umständen können
wir unsere Beihilfe nicht ablehnen
(Beifall) ; denn wir würden es unsson st gegebe¬
nen Falles selbst zu zn schreibenhaben,
wenn die Ukraine infolge unserer Ablehnung überhaupt
oder doch in der erwünschten kurzen Frist nicht in der
Lage sein sollte, ihre uns gegenüber übernommenen Ver¬
pflichtungen zu erfüllen.

Damit ist für die Monarchie die Notwendigkeit
einer aktiven Beteiligung gegeben, der Beteiligung an
einer Aktion, welche mit irgend einer Kriegshandlung
nicht das Mindeste zu tun hat, ja nicht einmal irgend
einen politischen Charakter besitzt. Sie stellt sich vielmehr
ausschließlich als Akt einer von dem anderen
Staate erbetenen und im eigensten
Interesse gewährten nachbarlichen
Re  ch t s- und  V e r w a l t u n g s h i l f e d a r, der
natürlich unter den gegebenen Umständen nicht anders
als durch ein friedliches Einsetzen —
übrigens beschränkter — militärischer
Kräfteerfolgen kann.

Das hohe Haus wird — wie ich hoffe — an dem
Zusammenhalte der von mir dargelegten administrativen
Vorkehrungen und der Tatsache unserer Mitwirkung an
der von der ukrainischen Regierung erbetenen Hilfeleistung
die Zuversicht schöpfen, daß unsere Nahnmgsinteressen
in der Ukraine jene unbedingt verläßliche Sicherung
finden, auf die unser schwergeprüftes treues und stand¬
haftes Volk vollen Anspruch hat . (Lebh. Beifall .)

Der Hilferuf aus Podolien.
Kriegspressequartier, 28. FÄirniar.

Am 28. d. M. erschienen Ser Kommissär für das
GouÄcrMMLnt Padvlien Dr. Stepnra  und-der Stabs

der Erklärung , daß sie mangels i'eöer Verbin¬
dun g sm i t der Zentralrada geronnen , seien,
um ich: Nanren des ukrainischen Volkes Hur Hilfe
siege «, die Gewalttätigkeiten und das

,v.e rb che cheri s che.  Räuöerwefen der Bolsche¬
wiken Herr Einmarsch der asterreich-ungarischen Truppen
ik»"die -Ukraine zu.erbitten.

ÄsvM Dr . Stspura wie Major Niidkchew, welche
sich daMmlmen entsprechend legitimierten , betonten aus¬
drücklich. daß sie ihre Bitte im Namen der ranzen
u k rcpi n i schs n B ev 2 l ke rn .ng
, - i
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^ Der Schwebezustand im Ernähmngsdienst ist biszur Stunde aufrecht, obwohl die Versorgung darunterleidet und die fetzt schon fälligen Vorarbeiten für dasneue Wirtschaftsjahr verzögert werden. Davon abgesehen.Was man über die Pläne zur NeuordirMg vernimmt,fordert den schärfsten Widerspruch heraus! Man weichtder Erhebung des Amtes zu einen: Ministerium nicht nuraus , man will es zu einer Neben̂ ellê ritten Rangeserniedrigen, ihm die eigene HkrtscWlmngt nehmen, esunter eine eigene neuLeAbt«Mna/ML - Mnisterratspräsi-diums stellen und diesMbteil/ng sSL/Mm neugebackenenHofrat anvertraut weichen. Meier grotesk, daßwir an seine Ernsthaftigkeit nicht zu ^güubelN'M 'mügen.Im Ernährnngsamt selbst jetzt Beamte, dierangshöher sind als der-'StMrwählte Leiter ; dieser selbstist rangshöher als sein künftiger Vorgesetzter im Mimster-ratsprästdium. Wer unsere Bürokratie rennt, weiß, welche! Reibungswiderstände eine solche Ordnung der Dinge Hervor¬rufen muß. Gegen sie wird die Aera Kokstein einKinderspiel sein. Man kann kaum eine sinnreichereMethode ausdenken, um den Dienst stillzulegen. Aber vonden Lastern unserer Bürokratie abgesehen. DieserSchatten von einem Amts soll den Lcmdesstellea, dengroMkch tigen Herren Statthaltern. ünsonkrerrL Dieses,

Amt soll mit den Ungarn unterhandeln ! Selbst dieses ,Land bat ein Ernährunasmirsisterium geschaffen und auseine Spitze einen Fürsten Wmdifchgrötz gesetzt. Ihnensollet: junge, bis nun namenlose Büroleuts imponieren!Oder stellt sich der Ministerpräsident, der durch seinepolitischen Geschäfte weit über seine Kraft in Anspruchgenommen ist, wirklich vor, daß er die freie Zeit und den freienKopf besitzt, die vielen hundert Einzelheiten, dis tagtäglichzu entscheiden sind, von denen die meisten keine Stunde
Aufschub vertragen, selbst zu erledigen? Haben nicht schon jetztdie drängendsten Erledigungen viele Tags auf sich wartenmüssen? Der Dilettantismus , mit den: bei uns Staats --gsschäste behandelt werden, die GewissenSlosigkeit, mitder sich bei uns Biertelstalente, nur um eine Raugskassefrüher zu erreichen, an die schwersten Ausgaben heran-drängen, wirkt nachgerade schon herausfordernd. Wirwarnen die Negierung noch in letzter Stunde vor solchenEntschlüssen. Wir hoffen, daß der Ernährungsrat ausseiner immer wiederholten Auffassung Leharrt, daßder Ernährungsdienst zu einem unabhängigen und voll¬wertigen Ministerium ausgestaltst wird, und wenn diesemWunsche nicht endlich Rechnung getrager: wird, auf seineweitere Mitarbeit verzichtet. Er wird darin nicht allembleiben. :
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^/Zn einer Anfrags d.Z SlbgeordncLen Pantz irü

AbKordnetenhause wird berichtet: Dis weitaus größte
Textilfabrik der Monarchie, di.e auch selbst eins Papier¬
fabrik besitzt, ist die ungarische Textilfabrik N.-Ä. in
Rozsahegy- deren BizsprSstdent Altar Kuffler
ist, der Lekauntlich auch als Präsident deZ
Kriegsverbandes der Bmtmwollrndusirie Oesterrsichl
und der österreichischen WumwollZentrale wirkt
in deren Ausschuß auch zwei ^ andere Ben
rvaljMgsräte dieftx f Gesellschaft 'sitzen. In Oesterreich
srfolgtch die Konzentrierung der Textilfabrik im Jahre 1912
in der Vereinigten österreichischen Texiilindustrie-A.-G.,
die 376.600 Spindeln und 266!) WedMlsie in ihrem Konzern
vereinigte. Die Leitung dieser GefellÄM übernahm als
Präsident ebenfalls Arthur Kusflep. Obzwar das Geschäft
vor dem Kriege schlecht ging undFm namhafter Teil des
Aktienkapitals als verloren betrnclM werden konnte, wurde
im Laufe des Krieges der BerluK rächt nur wettgemacht,
sondern sogar ein beirächtlMr MeivMwrrr» erzielt, der
auf 1b MiKione» gescMP Mrdm Der Ausschwüng
dieses Unternehmens Fgelft/vaGsel/rnt der Begründung
der österreichischen̂̂ u'mwMzenwM , einer Schöpfung des
gleichfalls unter Leitung des Herrn Artur Küsfler
Mhenveu BereineSe dßr BaumrvollDiemereieu Oesterreichs.
Die Zentrale erhlett Einblick in^ ne geschäftliche Gebarung
der privaten UnrernehnuuMn , Poren Gefchiists-
aeheiumis allmählich FMoren ging. Durch jede
der in der ByumrMEiuche erlassenen Verordnungen
wuchs die GeschMstäügkeir der Zentralen und ' es

Pretzen sich bald zwei Kategorien in dieser Industrie unter¬
scheiden: einerseits/Hste große Zahl derer, die durch die
Einschränkungen scMer betroffen wurde!, und anderseits
eine Anzahl von Finnen , deren Erfolgs trotz der Berbotenicht
gehemmt wmdm , sondern wuchsen/ Infolge der für diese
m der Kriegsepoche geschaffene»: bedeutenden Vechiensünög-
üchkeiteu wurde «u dis Schaffung des österreichischenBaum-
woRmstK:gssthritten. Zunächst wurde die Bereinigte Textil¬
industrie A.--G, mit den österreichischen TextilWexkenA.-k).
verfchMülzM und m diesen v'ereimgten großen UnternehnreH
Arthur Kuffler zur» Vizeprüsidentenbestellt. Dieser Ber¬
einigung solgteu weitere Fabrikserwerbungen, so daß der
Konzern derzeit fast hundert Textilbetriebe besitzt und bei
große« - -HeerWiestzrungSkonsortten führend ' ist. Fast
ein BiMel 'Pxx österreichischen' Bnumivollindustvie
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Berfolgungen in ZüdKrol.
In Südtirol sind in den letzten Tagen einige politische

Verhaftungen vorgenommen worden, worüber der Abgeordnete
Dr. Conei  im Budgetausschuß folgende Bemerkungen machte:

ES scheint. Laß sich die JtaHner , wenn sie sich der
Regierung zu irgend welchem Dienl
den größten Gefahren aussetzen
schweres Verhängnis lastet. Nach

' . " ' . die
leren

Ztalien hielt es die Regie
hatte, auch für notwendig,
Autonomie zu nehmem , und
meindevertretungen. Mi E!
sich die Regierung iM jener
zu suchen, die niMU nur

wenn
zur Verfügung stellen,

un hx- daß über sie ein
Much des Krieges mit
«'Parlament «nhMcückt

größten GemeirMÄ jede
zur AuflSfuM der Ge-

nu«g '^ »er BerwMer bemühte
feit, für dies«- ' Amt Personen
hr VertrauM . sondern auch

das der BevölkevknU genießen, unP -' so wurden er¬
nannt für Rove« toz der frühere ^Mrgermeister , RsichS-
ratsabgeordneter / und» damals Mzepräsident des Ab¬
geordnetenhauses WarM Mals  uk' ti , und, für Trient der
frühere BürgermeisterstellvertretM' und LanbtagSabgeordnete
Dr. v. Bertolini.  Was M mit ihnen geschehen8 Baron
Malfatti wurde nach wenigest Wochen seines Amtes enthoben
und gezwungen, sich aus dem Kriegsgebiet zu entfernen, später
wurde er förmlich konsiniert und nachträglich durch mehrere
Monate in Katzenau interniert , bis er am Vorabend der Ein¬
berufung des Abgeordnetenhauses auf freien Kuß gesetzt wurde.
Baron Malfatti hatte so Gelegenheit, alle verschiedenen Formen
und Abstufungen der gegen uns angewendsten politischen Ver¬
folgungen zu kosten und genau kennen zu lernen. Dr.

B ertolini  dagegen war imstande, sich in keiner
schwierigen und delikaten Stellung durch mehr als zwei
und ein halbes Jahr zu ha . Iren,  als plötzlich vor
wenigen Tagen die Bürgerschaft TrientS von der Nachricht
überrascht wurde, daß der Regierungskommiss är
vom Militärgericht verhaftet  und in Unter¬
suchung gezogen wurde. Nach dem, was über die Gründe des
Prozesses in das Publikum gedrungen ist, scheint eS offenbar,
daß dem Strafverfahren jede objektive Grundlage fehlt ; daß
Dr. Bertolini das Opfer der sich in unserem Lande ge¬
zeitigten Verschärfung der Verfolgungen und des Haffes und
Neides von Personen ist, die eS unerträglich fanden, daß ein
Italiener an der Spitze der Verwaltung der Stadt Trient stehe
und di« den letzten Italiener von der letzten von ihm noch be¬
setzten Stelle verjagt haben wollten. -

Die Innsbrucker Blätter veröffentlichen folgende amt¬
liche Mitteilung : „Es ist gelungen, die Fäden eines weit¬
verzweigten  G p i o n a g e s y st e m s aufzudecken, das
unmittelbar vor AnSbruch  des italienischen Krieges zum
größten Schaden der Monarchie in Südtirol dem Feinds die
verschiedensten Nachrichten über militärische und wirtschaftliche
Verhältnisse lieferte. Hieran waren außer dem Verwalter der
Stadt Trient , Dr. v. Bertolini,  auch der Direktor des
agrarisch-industriellen Syndikats in Trient , Paolazzi,  und
der ehemalige Abgeordnete Avancini  hervorragend be¬
teiligt, weshalb auch deren Verhaftung verfügt worden ist."
Hoffentlich Mingt eine öffentliche  gerichtlicĥ Verhandlung
Licht in diese mysteriöse so spät ansgedeckte „Spionage-
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arung der Bamnwollzeutrale mrd des
Kverdandes der BaumwoMnduftrie.

der gestrigen Sitzung des Abgeordnetenhauses brachten
Abgeordneten Freiherr v. Pan tz und Genossen an den

Handelsminister eine Anfrage ein, in der ausgeführt wird,
baß die Gebarung der Baumwoltzeistrale und des Kriegs¬
verbandes der Baumwollindustrie dringendst aufklärenden Auf¬
schluß seitens der Regierung erheischt. In der Anfrage wird
des weiteren darauf verwiesen, dag den Vorteil der Verord¬
nung bezüglich des Verbotes -der Äinfph? von Spinnpapieren
nur wenig Textilfabriken habA , d« / eigene Papiererzmgung
besitzen. Tie Anfrage Mhrt Mann uW ^ »Die weitaus größte
Textilfabrik der Monarchie, «die au» ' sfiUt eine Papierfabrik
besitzt, ist die uütarischet TextiisahM/Zl .-G. in Rozsa,egy,
deren Vizepräsident Mtur Kmffler  ist , der bekanntlich auch
als Präsident des Driegsverbandes " der Baumwvüindustrie
Oesterreichs und der /«sterreichifch« ^ Baumwollzentrale wirkt, in
deren Ausschuß auch zwei ^Zndsre Verwaltungsrüte dieser
Gesellschaft sitzen. In OestLereich erfolgte die Konzentriemng
der TeAnfabrikcn imJahrk1912 in der Vereinigten ösierreichi-
ühen Textilindustrie A.-G., welche 376.000 Spindeln und
2009 Webstühle in ihrem Konzern vereinigte. Die Leitung
dieser Gesellschaft übernahm als Präsident ebenfalls Artur
Kuffler.  Obzwar das Geschäft vor dem Kriege schlecht
ging und ein namhafter Teil des Aktienkapitals als verloren
betrachtet werden konnte, wurde im Laufe des Krieges der
Bsrstrst nicht nur wettgemacht, sondern sogar ein beträchtlicher
Reingewinn erzielt, der ans 15 Millionen geschätzt werden soll.
Der Aufschwung dieses Unternehmens geht parallel mit der
Begründung der österreichischen Banrnwoltzentrale , einer
Smöpsung des gleichfalls unter der Leitung des Herrn Artm
Kuffler,  stehenden Vereines der Baumwollspinnereien
Oesterreichs. Die Zentrale erhielt Einblick in die geschäftliche
Gebarung der privaten Unternehmungen , deren Geschäfts¬
geheimnis allmählich verloren ging. "Durch jede der in der
Baumwollbranche ' erlassenen Verordnungen wuchs die Ge-
schäftKMgLit der,Zentralen , und es ließen sich bald zwei
KnirgorWiM ; Mer Industrie unterscheiden: einerseits die
große- Zahl , die durch die Einschränkungen schwer
betroffen wickimv,̂ und anderseits eine AnzaA von
Firmln , LÄE - Erfolge trotz der Verbote nicht ge¬
hemmt würden,- sondern wuchsen. Infolge der für diese
in der Knegscpocye geschaffenen bedeutenden VerdienstmöeLch-
keiten wurde an die Schaffung des österreichischenB -mmwoÄ.
trusts grscypitten. Zunächst wurde die Bereinigte Textil¬
industrie A.-G. mit den Oesterreichischen TexLilwerken A.-K.
verschmolzen und in diesem vereinigten großen Unternehmen
Artur Kuffler  Zum Vizepräsidenten bestellt. Dieser Ver¬

einigung folgten weitere Fabrikserwerbnngen , so daß dev
Konzern derzeit fast 1Ü0 Textilbetriebe besitzt und bei großen?
HecreSlieferungskvnsortien ftihrend ist. Fast ein Viertel des
österreichischen Baunrwvllindustrie wurde auf diese Weise , ver¬
trustet. Gleichzeitig sind auch die Agenden der Oestcrreichischeq
Baumwollzentrale immer mehr angewachsen. Sie hatte bis
31. März 1917 in Bcnrmwollgarnen und Waren einen
Gesamtumsatz von 544 Millionen und einen Gewinn von
5 Millionen Kronen erzielt. Ws die Regierung dieses riesig«
Monopolgeschüft nicht länger als Privaümternehmen belassen
konnte, wurde die Umwandlung in eine Aktiengesellschaftan¬
geordnet, welche dem Kriegsverbaude der Baumwollindustris>
an die Seite gegeben wurde. Als Präsident der neuen Zen-«
trale und des Kriegsverbandes wurde wieder Herr Artus,
Kuffler  bestellt. Die Hälfte der Aktien behielt der Spinner - '
verein für sich und verkitte sie nicht an die Mitglieder, son¬
dern ließ sie von Freunden und Banke« belehnen. Die kom¬
pakte Majorität befindet sich in den Händen weniger dem
Präsidenten ergebener Personen ." Schließlich wird in der An¬
frage ausgesührt , daß die beiden Institute die Baumwoll-
zsntrale und der Kriegsverband der Baumwollindustrie , ge¬
eignet feien, die selbständige Wivatindustrie dem Ruin zu-
zuführcn und die Führung einer Zentrale seitens eines Trusts
nicht bloß die Lebensfähigkeit der selbständigen Industrie,
sondern auch die Interessen der Verbraucher auf das schwerste
beeinträchtigt. Es wird an den Handelsminister die Anfragi
gerichtet, ob sr geneigt ist. in öffentlicher Plenarsitzung det
Abgeordnetenhauses über die mehrfachen gegen die Baumwoll
zentrale und den Kriegsverband der Baumwollindustrie er
hobencn Anklagen und über die Stellung der Negier—
hiezu einHcheudeu Aufschluß zu geben. -



^rtrsi »«r!<amm«r fUr^/ksn

Dolcumentotion „M8 « >M I ^ kl. ^ 7

AnttMusAllMMsderaMrische»
^ smlrakfteAe.

Referent der agrarischen Zentralstelle
l-r b HvhenLm ^L
^ Liquidierung Her

- . - iZttl - i?' V " ." .- - S - - i ? Lagrarrschet : Verernigung des ' U«,
E>nete "Hauses irm>tze nationaler
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Legen aen Lsurrddsnael. >
Amte für BolkSernährung fand vor- !gestern eine interministerielle Besprechung über dielFrage statt , ob eS nicht ratsam wäre , den TauscheHandel,  der sich in illegalem Wege in einer fürdie allgemeine .Versorgung gefährlichen Weise ent»^wickelt hat , zu einer legalen Institution  auszu¬gestalten und mit den bisherigen Ernährungsmaßnah - 'men zur Grundlage unserer Versorgung zu machen. Da -wir aber derzeit durch den Aufbrauch der gesamteninländischen Kriegsproduktion keine Dorratswirtschast!

mehr betreiben können, müßt« zu diesem Zwecke «ine ^staatlich zentralisierte Bewirtschaftung der meisten In - !dustriearttkel durchgeführt werden. Die nicht zu kon* ^trollterende Möglichkeit, daß einzelne Industriebetrieb«ihre Artikel gegen LebenGmittel eintauschen könnten,würde ein gegenseitiges HGauMttieren der Naturpro¬dukte zur Folg« haben,
für den Landwirt wertlos
tion gegen Artikel, sie
tauschen. Da «beiger » « die
wirtschaftliche Maschine» ,
gleichen, nicht in abermaß.

Zit
n, deren Erzeugniss«

müßte » ihre Produk«
Wirt braucht, unv-

ren Artikel, wie land- >
Eisenwaren und der»

n Mengen vorhanden sind,würden die JnduschiearpM infolge der erhöhten Nach¬frage im Geldwerte hinauf getrieben werden. UnsereValuta würde dadurch verschlechtert werden, weil In¬dust riearttkel , die derzeit mit Banknoten bezahlt werden,im Tauschverkehr abgegeben werden würden.
Die deutsche ReichS - G « treideord « ünggibt den Kommunalverbänden die Möglichkeit, die Auf¬bringung von Nahrungsmitteln durch Zuwendung staat¬lich bewirtschafteter Artikel zu steigern. Man hat auchhier daran gedacht, die von der Bauernbevölkerungso sehr begehrten Artikel, wie Holz, Tabak, Zucker,Petroleum u. s. w., als Tauschartikel, besonders betder Aufbringung von Getreide, zu verwenden, dochstehen dieser Absicht große Bedenken im Wege. Eine

Drosselung der Petroleumzufuhr hätte ein weiteres Zu¬rückgehen der Milchproduktion zur Folge , weil man dieStälle nicht beleuchten könnte. Bet Tabak fehlt es anVorräten , beim Zucker würde die Allgemeinheit darunterleiden, da die Kopfquote ohnehin sehr klein bemessenist. Ueberaus schwer wäre auch bei der gefehlt,he«Einführung des Tauschhandels die Auffindung geeigne¬ter und verläßlicher Organe , die dazu berufen wären
Ungerechtigkeiten und Durchstechereien zu verhtnder
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^ Tagesbericht.
Lie Veschwerven»egen die Baum-

woSWtrake.
Vor einigen Wochen ist den Mitgliedern de? Abgeord¬

netenhauses eine gedruckte Beschwerde gegen die Baumwoll¬
zentrale überreicht worden. Cie fällt dadurch besonders auf,
daß sie von kaufmännischen Körperschaften unterzeichnet ist,
an deren Spitze Namen stehen, denen der Krieg durchaus nicht
schlecht angescklogen hat- Es soll damit nichts gegen den Wert
der Beschwerde gesagt sein, vielmehr ihr Gewicht betont wer¬
den. Es ist jedenfalls ungewöhnlich, daß Kaufleute öffentlich
auftrcten, um Vorwürfe gegen eine wirtschaftliche Einrichtung
des Staates Zn erheben. Dazu sind sie im allgemeinen viel zu
vorsichtig und lüften aus guten Gründen vor der breiten
Qssentlichkeit nur ungern den Schleier des Fachgeheimnisses.
Tun sie es, so darf man sicher sein, daß der Zwang, unter dem
sie handeln, sehr stark oder, mit anderen Worten, der Skandal
sehr groß ist. /

In der vorliegenden Angelegenheit/ist dies tatsächlich
der Fall. Sie sei im folgenden kurz dangelegt und der Auf¬
merksamkeit der Mitglieder des kriegWirtschaftlichenAus¬
schusses des Abgeordnetenhauses nAchdMktzchst.'empfohlen. Der
Krieg wird leider innerhalb deWächsLn- aM Tage nicht be¬
endet fein, so daß der StE tErscheMch noch MWtre Zeit
gezwungen sein wird, der BaumAMentrale die
Bewirtschaftung der zur iVSks- und HsereMMeidung notwen-
digen Stoffe zu führen. DeHalb muß WEZ Abgeordnetenhaus
mit der Beschwerde befthäftigen. Zste besagt im wesentlichen:
Im April 1916 — also vor W^ zwei Jahren — wurde vom
Handelsministeriumeine Verordnung erlaffen, welche ver¬
fügte, daß alle zwischen den Webereien und ihren Abnehmern
geschloffenen LiefcrungSverträge mit dem Tage der Verlaut¬
barung der Verordnung ungültig seien. Ter gemeinnützige
staatliche Gedanke, der der Verordnung zugrunde lag, bestand
darin, daß die Heeresverwaltung Baumwollstoffe brauchte und
sie des leichteren Zugriffes halber lieber in großen Mengen
bei den Webern lagern als bei den Groß- und Kleinkaufleuten
verstreut wissen wollte, wo die Gefahr des Verschlepptwerdens
jedenfalls größer ist als bei den Webereien. Überdies hatte die
Verordnung auch eine prei' regelnde Absicht. Beim Weber ist
rin Baumwollstoff billiget, als beim Kaufmann, so daß die
Heeresverwaltung billiger fährt, wenn sie schon dort ihre Hand
auf die Ware legt. Das ist alles so einleuchtend, daß inan vom
Standpunkte des öffentlichen Interesses sich mit der Aprilver¬
ordnung eiiwerstanden erklären kann.

Staatlich organisierte Pnkerhötz unse« um ein
Drittel.

In Wirklichkeit ergaben sich aber ganz andere Folgen.
Die Erleichterung des Zugriffes wurde erreicht, die Preis¬
regelung aber nicht, denn die Verordnung setzte selbst einen
höheren als den damals üblichen Marktpreis fest. Es wird für
Herrn Artur Kufsler, den Präsidenten der Baumwollzentrale,
und die mit ihm dort verbündeten Fabrikantenkollegen sehr
unangenehm sein, zu hören, daß die Beschwerde ausschließlich

ihn und die Baumwollzentrale für den der Allgemrinheir ent¬
standenen Schaden verantwortlich macht. Ein Beispiel wird
deutlich machen, was geschehen ist. Vor dem Erscheinen der
Verordnung kostete ein Meter Kaliko auf dem Markte rund
eine Krone. Die Verordnung, die im April 1916 heraüskam,
bestimmte aber für einen Meter Militärkaliko den
Preis von  L 1-32. Diese Festsetzung erregte in
den Fachkreisen das größte Aufsehen, und zwar hauptsächlich
aus folgendem Grund: Es liefen damals noch bedeutende
Lieferungsverträgeaus der Friedenszeit zu Preisen von 40
und 50 K für den Meter. Tie Webereien hätten diese Aufträge
ohneweiters durchführen können, denn sie verfügten über große
Friedensvorräte, die sie selbstverständlich zu Friedenspreisen
eingekauft hatten. Sie dachten aber nicht daran, billig zu
liefern und zogen ihre Abnehmer hin- Die Aprilverordnung
enthob sie nun ihrer Verpflichtung, aber man sollte annehmen,
daß verfügt worden ist, sie müßten ihr« Friedensware der
Heeresleitung zum billigen Preis abgeben. Davon war aber
keine Rede. Die Wcher durften den Preis von
L 1-32 beanspruchen  und taten es auch. Der
Gewinn, der ihnen auf diese Weise in die Taschen floß, wird
auf viele Millionen  geschätzt. Es gibt darüber Auf¬
stellungen und es würde sich lohnen, wenn da» Abgeordneten¬
haus sie überprüfen würde. Don der Baumwollzentrale muß
aber Aufklärung verlangt werden, wieso eS kommt, daß sie als
fachliche Beraterin des Handelsministeriums diesen Unfug
duldete. Wenn schon eine Verordnung erlassen wird, die den
Kaufleuten die Möglichkeit eines Gewinnes benehmen
soll, so ist nicht einzusehen, warum dieser Gewinn nicht den,
Staate zufalle, sonder einer anderen Jnteresscntengruvps, in
diesem Falle den Webereien in verdoppelter und verdreifachter
Gestalt zugeschoben wird.

Wir haben hiemit die Beschwerde der eingangs erwähtt-
ten kaufmännischen Körperschaften nicht nur loiedergegelien,
sondern auch durch eigene Angaben ergänzt. Wenn einer
alten Sünde der Baumwollzentralesoviel Raum gewidmet
wurde, so geschah es, weil der kriegswirtschaftliche Ausschuß
sich mit ihr beschäftigen wird, dann aber auch aus einem ande¬
ren, sehr brennenden Grund. Genau so wie im April 1916 für
die Baumwollstoffe wurde Ende Rov̂ ber 1917 eine Verord¬
nung für Papierstoffe  erlassen, welche alle zu dieser Zeit
bestehenden Verträge zwischen Webereien und Abnehmern für
imgültig erklärte. Kb̂ r diese Verordnung werden jetzt ähnliclie
Beschwerde» laut, wie die gegen dis Apnlvsrorüuuna vom
Jahre 1916. Wieder steht die gemeinnützige Baumwollzentrale
dahinter und gegen ihren Präsidenten Kufsler hat die „Reichen»
berper Zeitung" kürzlich sogar den Vorwurf erhoben, daß ihm
die Rovemberverordnunq besonderen Nutzen bringe. Wir muffen
wünicken, daß die Bewirtschaftung der Papierstoffe sich in rein--
lieberer Weise vollziehe als die der Baumwolle und müssen
de?balb auck verlausen, das Abgeordnetenhausmöge unter- >
suchen, wie es komme, daß die Baumwollzentrale als fachliche
Beraterin des Handelsministeriums es zulasten konnte, daß die
Baumwollverordilnng vom April 1916 für die Dividenden der
Webereien so günstch-, für den Staatssäckel und die Taschen
der verbrauchenden Bevölkerung aber so nachteilige Folgen
haben konnte. ,
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^A5̂ dder Beilagen zu den stenogr . Protokollen des Abgeordnetenhauses . — XXII . Session 19 t 7.

des

Abgeordneten Pro Lek und Genossen,
* betreffend

die durch Ngeuirertmndeu verübten Verbrechen und Schäden.

Schon zur Friedenszeit wurde unzählige Male aus den Reihen der Abgeordneten auf das Hausender Zigeunerbanden auf dem Lande aufmerksam gemacht und Abhilfe verlangt.
Aus den Regierungskreisen wurde jedoch bisher nichts ernstes unternommen , damit diese Geißeldes flachen Landes beseitigt werde , wahrscheinlich aus dem Grunde , weil die Stadtbewohner von diesemÜbel frei sind . In den Städten bleiben die Zigeuncrbanden deshalb nicht , weil sie fortwährend unterder Polizei - und Gendarmeriekontrolle stehen , so daß sie die Sicherheit der Bewohner und des Eigentumsin keiner Weise bedrohen . Dafür blüht aber auf dem Lande , lvo die Polizei ganz, unzulänglich und dieGendarmerie nicht so bei der Hand ist, den Zigeunerbanden der Weizen . Es ist doch allgemein bekannt,daß die Zigeuner der Arbeit aus dem Wege gehen und , da sie den Pserdehandel und das Anfertigenvon Kesseln nur in einem sehr bescheidenen Umfang betreiben , bleibt ihnen nichts anderes übrig , alssich durch Betteln oder sogar durch Diebstahl zu ernähren.
Diese Verhältnisse haben sich während der Kriegszeit noch beträchtlich verschlimmert . Ter Pserde¬handel ist allgemein auf ein sehr geringfügiges Maß beschränkt und das Schmieden der Kessel kannman infolge Mangels an Metallen überhaupt nicht betreiben und infolgedessen sind die Zigeunerbandennur ans Bettel und Diebstähle angewiesen , die sich auch in letzterer Zeit so beträchtlich vermehrt haben.Zugleich wird die persönliche Sicherheit immer mehr und mehr bedroht und das Überfallen einzelnerPersonen durch die Zigeuner bildet eine tägliche Rubrik in den Zeitungsberichten.
Es ist freilich  nicht zu verkennen , daß auch die Zigeuner ein Anrecht astf das Leben haben , dasie aber die Arbeit selbst nicht nufsuchen , bleibt nichts anderes übrig , als daß der Staat ihnen dieArbeit verschaffe nnd zugleich für ihre Verpflegung Sorge trage.
Zu diesem Zwecke stellen die Gefertigten folgenden Antrag:
Das hohe Haus wolle beschließen:

„Die k. k. Regierung wird anfgefordert , alle auf dem flachen Lande sich herumtreibenden Zigeuner¬banden , die jede Arbeit scheuen, auf die Dauer des Krieges in Konzentrationslaaern  zu internieren,wo ihnen die Gelegenheit zur Arbeit zu bieten und für ihre Verpflegung zu sorgen ist. "
In formaler Hinsicht beantragen wir , daß dieser Antrag ohne erste Lesung einem der bestehendenAüsschüffe zugewiesen werde.

Wien , 31 . Jänner 1918.

Paöour. Spacek. Malik.
Vojta. Stanek. Vacek.
Pavlok. Bradac. Srdmko.
Kulich. Dr . Velich. Kotlant.
Rydlo. Masata. Donat.

Jos . Prvsek.
Feltl.

Bukvaj.
Sedlak.
ZLarsky.

Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei.
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IXöie Aufbewahrung von erbeutetem ExploslonS-
matemal . Abgeordneter Seitz brachte im Abgeordnetenhause
ckm 13. November eine Interpellation wegen der Explosion in
WöllerSdors ein, die am 19. Oktober in Wöllersdorf geschehen
ist und der zwei junge Fähnriche, einzige Söhne ihrer

Geschoss« handelt, ist die UnterßMung . wenn sie von
erfahrenen Personen ausgeführt -Erd , nicht gefährlicher als
die Desadjustierung eigener Munition . Die verunglückten
Personen waren -speziell für dies« Arbeit ausgebildet und
haben infolge der langen Beschäftigung mit solchen
Geschossen eine außerordentliche Erfahrung besessen. Ob der
Unglückssasi, vom 19. Oktober 1917 durch eins U n-
vorsichtigkeit  oder durch eine zufällig
fehlerhafte Beschaffenheit  deS Zünders ver¬
ursacht wurde, konnte nicht festgcstellt werden. Die be¬
mängelte Aufbewahrung der für das Heercsmuseum be¬
stimmten Deutemunitionssammlung in den Arbeitsobjekten
war durch die beschränkten Raumverhältnisse bedingt. Eins

I besondere Gefährdung des Betriebes war dadurch nicht
! bedingt, weil tatsächlich allen Unbefugten das Betreten des

Objektteiles und das Manipulieren dort unmöglich war,
was bei einer Einlagerung in einem Munitionsdepot nicht
ganz hätte vermieden werden können. Da durch die statt-
gefundens Explosion natürlich die Sicherheit der übrigen
Sorten der Beutesammlung beeinträchtigt erschien, wurde vom
Direktor der Fabrik die Sperre des Raumes
angeordnet . Nach stattgehabter Besichtigung durch Organs
des KriegSin inisieriumS  wurde zugleich mit der B e r-

! nichtung her ganzen Sammlung  begonnen
und diese wurde bereit» am 30. Oktober als beendet
gemeldet. .

Nach der Darstellung de» Minister» kann man wohl
chagen, daß dieses Unglück bei mehr Umsicht hätte vermieden
werden können. Wenn der Minister meint, daß die vem
unglückten Personen speziell für diese Arbeit ausgebildet
waren, so wird eS mit dieser Ausbildung nicht weit her sein,
denn es waren ganz junge Menschen, kaum achtzehn Jahre

alle noch nicht entladen sinh, irr KinemK Arbeitszimmer unter-

muntttonsteainilitien Neuerunaeu beim TMNer zu eriabren.

alt , von denen weder
noch die Geistesgegenwart

g der Sach«
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der Beilagen zu den stenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauses . — XXII . Session 1918.

Antrag
der

Abgeordneten Tvknraser, Dingos ;, Vojbo , Jachowie ; nnd
Genossen

ivegcn

Verlegung der nir Ernährung nach Galigen geschickten ßliteilnngen
der deutschen Truppen.

v

DaS hohe Haus wolle beschließen»angŝ chts der a» der Ostfront herrschende» Waffenruhe mit
Rücksicht auf die Tatsache, daß die Ächvl̂ uM Galiziens aller Lebensmittel völlig beranb.t wurde nnd
vor der Hungersnot steht, wird Ae Regierung ansgefordert, das Armeeoberkommando und die Oberste
Heeresleitung zu veranlassen, daß 'die dentscheinMstuppen, insbesondere die Rekrntenabteilnngen, die nach
Galizien speziell zwecks Ernährung geschickt wmden, unverzüglich znrückbernse» werden, sowie die deutschen
Krankenhäuser, welche angesichts der an->̂ er Ostfront seit niedreren Monaten herrschenden vollkommenen
Ruhe gänzlich entbehrlich geworden sind, beseitigt werden.

W. Tetmajer.
Skarbek. DlugoSz.

Gvll. Bvjk o.
Deboki. Jacdoiviez.
Dvbija. Siivnla.
Akyjak. Rnsin.

Smilotvski. Nnebenbaner.
Tula. St . Bialy.

Sliwinsli. Sredniaivvki.
Lelvieki. Dhlo.

Gkabinsli. Boinba.

A»S der k. u. t. Hust und SlaMSdenckeeei.
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920 der9AN der Beilagen zu den stenvgr . Protokollendes AbgeordnetenhauscA . — XXII . Session l9lK.

die Ungleichheit der Ueranziehung der Unndivirtlchast in Böhmen ;nr Der-
lorgnng der Bevölkerung mit -Brotgetreide.

Die Klagen darüber , daß die tschechischen Bezirke trotz der größeren Bodenergiebigkeit und viel

zahlreicheren Enthebungen von Landwirten ini Verhältnis bedeutend weniger Getreide nnliesern als die

deutschen Bezirke , wollen nicht nur nicht verstummen , sondern steigern sich immer mehr.
Die Kriegsgetreide -Zweiganstalt Prag begründet die Stockung in der Mehlversorgnng des Riesen-

gebirgeS mit den geringen Getreideznschüben an lpie Mühlen.
Tie deutsche Bevölkerung in Böhmen , Mlche fast dnrchgehends an Unterernährung leidet und

massenhaft deren Fvlgekrankheiten erliegt , lmt Kn Recht auf vollständige Einsicht in die Tatsachen und

kann sich mit gelegentlich angeführte » Dissern FichK zufriedengeben.
Aus diesbezügliche Anfragen hat dMRßstc ^ ing bisher keine klare Antwort erteilt.
Nachdem der ' Getreidedrnsch „ ßnm - ,r zdlich beendet ist, stellen die Gefertigten nachstehenden

Antrag : - /
Das hohe Haus wolle beschließen:
„Die Regierung wird aufgefordert dem 'Abgeordnetenhaus

» l . einen Ausweis vorznlegen , woraus nach Gerichtsbczirken zu ersehen ist : die Getreideanbau

flächen der einzelnen Knltnrgattnngen im Frieden und im Kriege , der Tnrchschnittsertrag der letzten zehn

Friedensjahre und die Ertragsanfnahme und Schätzung des JahreS Ni 17 unter Darstellung der Grund'

lagen , insbesondere des Maßfiabes , welcher für die Qnalmkation als sehr gut , gut »sw. und welcher

Hektarertrag hierfür in den einzelnen Bezirken angenommen wurde , das Drnschergebnis , endlich die

wirklich erfolgte Ablieferung vom Hektar der Anbaufläche jeder Knltnrgattnng und die Rückstände;
2 . allmonatlich einen Ausweis über den Fortgang der Ablieferungen und über die jeweiligen

Rückstände nach Gerichtsbezirken und
eine Übersicht über die Fahl der ans Gründen der landwirtschaftlichen Produktion in, Kriege

in de» einzelne » Bezirken Enthobenen vorznlegen ."

Antrag

Mgeordneien Dr . Roller , Wolf , (Soll - und Genossen,

betreffend

ANe », 22 . Jänner llllG.

Müller.
Jakob Lutschonnig.

Teufel.
Hummer.

Dr . Roller.

Dobernig.
Pacher.

Glöckner.
Lnksch.
Kraus.

Keschmann.

Dr . Herold.
Ä ol f.
Gvll.

Kopp.
Schürt.
Rieger.
Bernt.

Kroy.

Herzmanskh.
Spies.

Dr . Mühlwerlh.
Tr . F . Wichtl.

Felznninn.

Schreiter.
Krntzner.

Dr . Michl

Ans der k. t . Hvs- und Stnatsdrnckerei



z nöLi 7Lkxä «Ln 5 Un
ll 0 K ^ » 7 7 I 0

^ I Lk I 7 uu 3

^ . : 7 6̂: ^

VerordMst des JustizmTuisters im Eirwer^
«eMn mit den beteiligten Ministern vom

18. Jänner 1918 -*)
über die Wichten der Mitglieder der Beschwerdekom¬
missionen (Kaiserliche Verordnung vom 18 . März 1917,.

R . G . Bl . Nr .' 122) .

Auf Grund des Gesetzes vom 24 . Juli 1917 , R . G.
Bl . Nr . 307 , wird verordnet:

81 -
(1 ) Die gemäß 8 tz der Kaiserlichen Verordnung:

vom 18 März 1917 , R . G . Bl . Nr . 122 , vom fach¬
lich zuständigen Minister als Vertreter der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer berufenen Mitglieder der Beschwerde¬
kommissionen können nms ans wichtigen Gründen die
Übernahme des Amtes ablehnen oder das Amt nieder¬
legen . j

(2) Über die Zulässigkeit dx Ablehnung oder Nieder-
legnng des Amtes entschekdetI b« Minister , d̂et das

Mitglied berufen ^ at . ^

(1) Über die Mrtreter der ArbestMer oder Arbeit¬
nehmer , die sich »ohne geniigeiidfRechtsertigung . zur
Verhandlung nicht oder ncchWttchtzeiüg einfinden oder
sich ihren Amtspflichten anderer Weise entziehen,
sind OrdnungsstrafenWZ zu 10 .000 Kronen zu ver¬
hängen ; auch kann ^ uMn der Ersatz der vemrsachten
Kosten anferlegt werden.

(2 ) Kann das Mitglied nachher sein Verhalten recht¬
fertigen , so ist die Ordnungsstrafe aufzuheben oder ent¬
sprechend herabzusetzen ;! auch kann dem Mtgliede der
Ersatz der Kosten ganz oder teilweise erlassen werden.

(3) Die in den vorhergehenden Absätzen begeichneten
Entscheidungen fällt die aus den übrigen Mitgliedern
des Senates bestehende Kommission durch Beschluß.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vor¬
sitzenden.

8 3-
(1) Die Verhandlung der Rechtssache , deren Durch »-

führung durch , das Verhalten des Mitgliedes vereitelt
wurde , ist neuerlich anzuordnen und zur neuen Ver¬
handlung das säumige Mitglied und ein Stellvertreter
zu laden . Entziehen sich düs Mitglied und der Stell¬
vertreter ihren Amtspflichten bei der neuerlichen Ver¬
handlung , so ist sch in ihrer Abwesenheit durchzu¬
führen . Das vom Justißminister bestimmte richterliche
Mitglied der Kommission hat in diesem Falle zwei
Stimmen . Dem säumigen Mitglied und dem Stellven
treter sind die Folgen ihres Verhaltens bei der Ladung
zu der neuerlichen Verhandlung schriftlich bekanntzu¬
geben.

(2 ) Eine Wiederholung der Verhandlung oder die
Wiederaufnahme des Verfahrens findet deshklb niM
statt , »veil das säumige Mitglied oder der Stellvertreter
nachträglich ihrs Verhalten zu rechtfertigen vermögen.

*) Dieses Formular ist im heute ausgegebenen XI . Stücke
des Reichsgesetzblattes  unter Nr . 19 enthalten.

*") Enthalten in dem heute , den 22 Jänner 1918 , aus-
gegebenen XIl . Stücke des R . G . Bl . unter Nr . 20.
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Waprür haben wir Waggon-
Mangel?

^as fehlen einer aktiven Kontrolle bei der
Wagendirigierung.

Von unterrichteter Seite werden uns
u der steigenden Verkehrsnot, die schließlich
ogar den Bürgermeister von Wien zu der
Bitte an die 'reichsdeulsche Bahnverwaltung
um Neberlassung von Transportmitteln ver-
anlaßte, folgende Mitteilungen gemacht:

Eine Hanptursache der zunehmenden Verkehrsschwierig¬
keilen, die während der Weihnachtsreisezeit die sattsam
bekannten Szenen auf allen Wiener und Provinzbahn¬
höfen gezeitigt haben und die auch in der Lebensrnittel-
und Kohlenversorgung große Störungen Hervorrufen,
liegt gewiß in dem großen Mangel an rollendem Mate¬
rial. Abgesehen davon, daß unser Fahrpark schon im
Frieden eine erhebliche Vergrößerung nötig gehabt hätte,
konnte er so hochgespannten Dauerforderungen, wie sie
der Weltkrieg nun schon das vierte Jahr stellt, keines-
fglls gewachsen sein. Die solcherart von Haus aus unzu¬
reichende Zahl von Fahrbetriebsmitteln wird für den ein¬
zelnen Bedarfsfall überdies noch durch verschiedene weitere-
Umstände vermindert, so daß l ä ifig auch dort, wo nicht abjM
luter Mangel an Waggons die Schultz' trägt, es oft unmöglich
ist, die notwendige Zahl derselben zû Verfhzung zu,stellen.

Begreiflicherweise,-gelM derzeit̂ >ie militärischen
Ansprüche jenen des zivilen Verletz rs-woran. Immerhin
ist es zur wirksamen,Bekämpfungder Transportschwierig¬
keiten notwendig, ch tzieser Zurückstellung des zivilen
Reiseverkehrs uich des allgemeinen Güterverkehrs
nur gerade M weit zu gehen, als die
militärischen Anforderungen tatsächlich zwingend und
unaufschiebbar sind. Ueberdies muß man fordern, daß
von Seite aller in Betracht kommenden militärischen
Stellen die größte Oekonömie geübt wird, um das vor¬
handene rollende Material genauestens bis ins kleinste
auszunützen, so daß "jeweils mit einer möglichst geringen
Zahl von Waggoüs das Auslangen gefunden werde
Dieser Forderung steht nun allerdings der ebenso be¬
greifliche Standpunkt gegenüber, daß die
einzelnen Transportleitungen sich möglichst große
Reserven von rollendem Material zu sichern
trachten, um plötzlich anstretenden Ansprüchen
sofort entsprechen zu können. Man kann jedoch dem¬
gegenüber immerhin verlangen, daß auch hier der „sacio
eZommo" nicht zu weit getrieben und daß über das
unbedingt notwendige Maß nicht hinausgegangen werde.
Insbesondere ist es z. B. bei der derzeitigen Kriegslage
gewiß nicht erforderlich, daß die Transportleitungen der
Ostfront größere Reserven aufhäufen, und die lleber-
weisung aller im dortigen Kriegsgebiet überschüssigen
Transportmittel würde den Verkehr im Hinterland
gewiß einigermaßen entlasten. Damit im Zusammenhang
müßte eine möglichst weitgehende Dezentralisierung der
Wiederherstellung beschädigter Waggons Platz greifen,
d. h es müßte den einzelnen Transportleilungendurch
Errichtung tunlichst vieler Reparaturwerkstätten weit mehr
Gelegenheit als bisher geboten werden, die in ihrem Be¬
reich schadhaft gewordenen Waggons möglichst im eigenen
Wirkungskreis wieder Herstellen lassen zu können. Viele
kleinere Schäden lassen sich oft auch mit einfacheren
Mitteln in kurzer Zeit beheben, so daß die Waggons
nicht erst weite Strecken geführt werden oder erst, wenn

der Schaden recht groß geworden ist, zeitraubenden
Reparaturen unterzogen werden müßten. Auch in dieser
Hinsicht sind die derzeit bestehenden Verhältnisse sowohl
im Kriegsgebiet wie im Hinterland sehr verbesserungs¬
fähig, um die große Zahl von Waggoninoalidey, die
sich in dem langen Krieg bereits angesammelt haben und
die in der Regel auf irgendwelchen Nebengeleisen, allen
Einwirkungen von Wind und Wetter ausgesetzt, dem
völligen Verfall entgegengehen, nicht noch zu vermehren,
sondern vielmehr möglichst viele von ihnen-wieder in
dienstfähigen Zustand zu bringen.

Die Zabl der jeweils verfügbaren Transportmittel
wird der Zentraltransportleitung in den täglichen
Rapporten der Transportleitungcn (Stationen, Linien¬
kommandanten) bekanntgegeben und die Zentral¬
transportleitung disponiert dann entsprechend den von
allen Seiten an sie gestellten Anforderungen. Selbstver¬
ständlich sind diese weit größer als die jeweils vorhan¬
denen Betriebsmittel und man kann daher nur fordern,
daß der Ausgleich, der getroffen werden muß, möglichst
gerecht erfolge, daß alle Provinzen in gleicher Weise
berücksichtigt würden. Es sei hier der Wunsch eingeflöch-
lenj die Zentraltransporlleitung möge im neuen Jahrs
den aus Westösterreich kommenden Ansuchen das gleiche
Wohlwollen entgegenbringen wie jenen aus Galizien. Ein
Hauptübelstand bei dieser Art der Waggondirtgierung
liegt jedoch darin, daß die Ausweise über das auf den
einzelnen Stationen und Linien verfügbare Material
keinen richtigen Ueberblick über die wahre Sachlage ge¬
währen. Sowie die einzelnen Filialtransportleitungen
bestrebt sind, sich möglichst große verschleierte Reserven
an Transportmitteln zu sichern, so führen andere Inter¬
essen, auf die hier nicht näher eingegangen werden kann,
dazu, daß in vielen Stationen bereits entladene Waggons
tage- und wochenlang zurückgehalten oder für private
Nebenzwecke verwendet werden, andere Waggons wieder
trotz vorhandener Möglichkeit oft wachen- und monate¬
lang nicht entladen werden, weil es beispielsweise dem
Adressaten nicht behagt, die Ladung zu übernehmen.
Solche Verhältnisse führen natürlich dazu, daß Tausende
von Waggons dein Verkehr widerrechtlich entzogen werden,
wodurch dĵe natürlichen Schwierigkeiten ins Ungemessens
wachsen müsse». Hier würde nur eines helfen: Eine
ununterbrochene strenge, aktive Kontrolle.  Es
müssen ständig energische und tatkräftige, daber
physisch sehr leistungsfähige Beamte die Limen ab¬
fahren und die tatsächlichen Waggonbestände
auf den einzelnen Stationen überprüfen. Diese
Beamte müsseni n der praktischen Wagen¬
dirigierung erfahren  sein , um sich keinX
für ein I_l vormachen zu lassen und in den vorgelegten
Ausweisen irgendwelche Schiebungen oder Verheim¬
lichungen sofort zu erkennen. Diese Entsendung solcher
Beamten ist eine unbedingte Notwendigkeit und nichts
wäre verfehlter, als von dieser Maßregel nur aus dem
Grunde abzusehen, um Diäten zu ersparen. Das wäre
wahrhaft Sparsamkeit am unrichtigen Platz. Auch die
zweifellose Ueberlastung der Beamten der Zentraltrans¬
portleitung darf es nicht unmöglich machen, etwa all¬
monatlich je Men Beamten zur aktiven Wagenkontrolle
hinauszusentzM. Diese Maßregel würde sich reichlich be¬
zahlt maMi und auch zur Entwirrung der in mancher
Hinsichtbereits ganz unübersichtlich gewordenen TraNs-
porjMrhültnisse wesentlich beitragen. I
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ösung des tschechischen Jurrstenvereines.
e Prager Blätter berichten, wurde ' der einzige

m der tschechischen Juristen . Vsehrd", der zahlreiche
Stiftungen und Fonds verwaltet und auch eins wissen«
HDMchr Tätigkeit entwickelt, aufgelöst. Als Grund wird
angegeben: .Der Verein hat vor kurzem in seiner Voll¬
versammlung die Abgeordneten Kramarsch  und
N a s chi n, ferner Dr . Preis  und den amerikanischen
Journalisten Salaba - Vojan.  der niele Jahre der
Präsident des Vereines gewesen war, zu Ehrenmitgliedern
gewählt. Außerdem wurde der Bürgermeij er Dr. Grosch
aus der Liste der gründenden Mitglieder gestochen und
ihm sein Beitrag zurückgeschickt. Dit i luWung wird
damit begründet, daß der Verein Mch seinen Statuten
nicht politisch sei und durch jenekBeschlüsseJckue politischen
Charakter haben, seine StatutH übrrschritten' habe. In
der Begründung heißt rS : ,Mb»n man auch aus der Er¬
nennung jedes einzelnen der vi« Genannten — das ist
ohne Zusammenhang mit anderen politischen Kund¬
gebungen des Vereines — notwendigerweise noch nicht

^auf eine politische Tätigkeit des Vereines schließen müßte,
. unterliegt es doch im Hinblick auf den gleichzeitigen
'Beschluß Hinsichtlich dieser politisch in einer und derselben
Richtung prominenten Personen, insbesondere im Hinblick

^auf die Wiederaufnahme des Dr , Salada -Vojan keinem
-Mweifel, baß es sich hier um eine politische Mani-
festation  handelt , zu der dem Verein im Hinblick

i auf seinen statutenmäßigen Wirkungskreis jedwede Be¬
rechtigung mangelt und die auch hinsichtlich ihrer Tendenz
verurteilt werden muß. Denn Dr. Salada -Vojan, der
schon vor dem Kriege wegen verübter Wechselbetrügereien
steckbrieflich verfolgt wurde und nach Amerika
flüchtete, wurde dort der Führer der monarchie¬
feindlichen Bewegung  und machte a is seiner
hochverräterischen, gegen den Bestand Oesterreichs ge¬
richteten Absicht und Tätigkeit kein Hehl. In Erwägung
dieser Gründe, aus denen nicht nur auf die politische,
also statutenwidrige, aber auch staatsgefährlicheRichtung
und Haltung des Vereines geschlossen werden muß,' hat sich
die .Statthalterei zur Auflösung des Vereines gezwungerh

_ _ _ . . .. .. . .. _
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^Die Versammlungsfreiheit im Kohlenbergrevier.Witkowitz wird in folgender LLcise eine Zuschrift des'Stellvertreters des Militärkommandanten in Krakau füri das Mährisch-schlesische Kohlenrevier belannlaeaede«: _
Verbot der Teilnahme an ^
politischen Zsrsammlunoen. sAn das
k. k. Landsnum-Arbeiterbataillon Nr. 1 in Witkowitz.Mit K.-M.-Erl. Abt. 10. Nr. A07S0, vom 11. De¬zember 1917 wurde neuerlich verfügt,  daß dieTeilnahme an politischen Versammlungen allen im aktivenMilitär- oder Landsturmdienst stehenden Personen aus¬nahmslos  und ohne Unterschied, ob es sich um eineArbeiterverfammlung  oder um eine vonbürgerlichen Parteien  einbernsene Versammlunghandelt, verboten  i st un» daß dieses Verbot auch fürdie beeideten  B e a m t eLr der militarisierten Betriebegilt, gleichgültig. Nb sie einer niederen oder höheren Beamten- !kategorie angehören oder, ni« in Lohnbezug stehend, die.Bezeichung.Meister" führen. »

Diese Verfügung. mSbisonper/die beeideten Beamten
der militarisierten Ketri« e bGreffen̂h ist denselben sofort ingeeigneter Weiiêbekan»t1uge» m /

W i t ko « i tz. siaI22. Â pMber 19)7.
N / utm chA» m, p» VenerakmajorÄ. L/LandskurmiArbeiterbataillo« Nr. 1:/ Iv . Maeulan  w . p.VitkowitzerV« gbtu- «nd Sisenhüftengewerlschaftw WLikvwitz:/ Sonnenschein » , p.

Wer 'den ' Herrn Neumcm« berechtigt hat. diese.norrerliche Verfügung" zu treffen, teilt er nicht mit ; manwird aber wohl nicht fehlgehem wenn man annimmt,daß sie ihm von den Wtkowitzer Herren emgegebenworden ist. Selbstverständlichhandelt es sich nicht um dieTeilnahme von Soldaten  an Versammlungen,sondern von Arbeitern, und zwar jener Arbeiter, die mandurch die (absolut gesetzwidrige) Militarisierung zu Land¬stürmern gemacht hat. Die Verfügung widerspricht denbestimmtesten Versicherungen des Ministers.Hamann ; aberwas vermag so ein , , , Zwilmmisier, wenn rS demHerrn Neumann vom Militärkommando in Krakauanders beliebt? -



/, 6 L > 7 l NX/N>1^ N föN « I LN
0 OXö ^ ^ 7 I > 0 N

7K6: /^. ^

(702)

1956/si X^ II. Session.

1

Anfrs grbeantwortung
des Ministers für Landssverkeidigung.

Auf die in der 53 . Sitzung am 22 . Jänner!
1918 gestellte Anfrage der Herren Reichsratsabge¬
ordneten Dr. Koro sec und Genossen über die
Verhaftung des Theologen Frctnz Osolnik beehre
ich mich zu erwidern:

Es ist richtig, daß Osolnik am 8. August 1914
in Tarvis wegen Spionageverdachtes verhaftet und
am 23 . September 1914 mangels Beweisen
außer Verfolgung gesetzt wurde.

Während der Dauer der Borerhebungen und
des gerichtlichen Ermittlungsverfahrens befand Hh
Osolnik aber bis zum 21 . September
Gefangenhause des Landesgerichtes KlagensurT / nd
dann noch bis zum 23 . September! A914 * im
landesgerichtlichen Gefangenhause in G« z in Haft;
in einem Garnisonsarreste ist er überhaupt nie
gewesen.

Die Angaben über eine schlechte Behandlung
in dieser Haft, über Erkrankung infolge schlechter
Unterkunfts- und Verpflegsverhältnisse und über
Unreinlichkeiten sind unwahr. Richtig ist nur, daß
er einmal drei Tage über ärztliche Anordnung
Diät halten mußte.

Im übrigen war er vollkommen allen
anderen Häftlingen gleichgestellt, was allerdings
dazu führte, daß ihm die vorgeschriebene Kost,
zu welcher damals noch keine Abendsuppe ge¬
hörte, verabreicht wurde.

Die Angaben über Äußerungen des seither
verstorbenen Gefangenhausarztes sind nach dem
Charakter und dem Wesen dieses Arztes und nach
dem Zeugnis des Aufsichtspersonals als unglaub¬
würdig zu bezeichnen.

Daß das Gericht eine Eingabe Ofolniks als
„unverständlich" zurückgestellt hätte, ist unwahr,
vielmehr hat das Platzkommando in Klagenfurt
eine nicht von ihm, sondern von der salesianischen

!Anstalt in Rakovnik herrührende Eingabe als
unverständlich zurückgewiesen, und zwar zur Zeit,
als Osolnik schon enthaftet wurde.

^Unwahr ist, daß Osolnik am 10 . August
1914 in Tarvis durch einen aus Klagenfurt
gekommenen Auditor vernommen worden wäre,
unwahmckaher auch die daran geknüpfte Behauptung,
daß Meser nicht existierende Auditor sich vorge-
nonMen hätte, einen schweren Spionagefall zu
konstruieren, und daß dieser angeordnet hätte, den
LMlnjL' D̂ach Villach zu bringen; vielmehr hat
»eser ^ Nst um seine sofortige Überstellung an das
MvEgericht in Klagenfurt gebeten.

Daß der Gendarm bei der Eskortierung das
Bajonett aufgepflanzt hatte, entspricht den Vor¬
schriften der Instruktion. Unwahr ist ferner, daß
Osolnik durch 46 Tage verhaftet gewesen wäre, ohne
daß man über ihn Informationen eingeholt hätte; es
wurde vielmehr die Amtshandlung durch Zeugenein¬
vernehmungen und durch Ersuchschreiben mit der Be¬
schleunigung geführt, die nach den damaligen Ver ¬
hältnissen möglich war, und die Enthaftung sofort.
verfügt, sobald sich herausgestellt hatte, daß der
ursprüngliche Verdacht nicht aufrecht erhalten
werden könne.

Entschieden muß ich die Behauptung zurück¬
weisen, daß böse Absicht der Zivil - und Militär¬
organe im Spiele gewesen fei, den unschuldig Ver¬
hafteten durch 46 Tage ohne Grund zu Plagen
und zu kränken.

Zu Kriegsbeginn haben sich viele Personen
durch unvorsichtige Fragestellungen und unüberlegte
Handlungen der Ausspähung verdächtig gemacht.
Daß die Organe der öffentlichen Sicherheit solche
Personen festgenommen haben, war ihre Pflicht,
die außergewöhnlichen Verhältnisse ließen die größte
Vorsicht gerechtfertigt erscheinen/



Daß sich die Unschuld Osolniks nicht sofort
erweisen ließ und , er 46 Tage in Haft blieb, bis
die Verdachtsmomente entkräftet waren , ist nicht auf¬
fällig , wenn bedacht wird , daß beim Militäranwalt
in Graz in der Zeit vom 1. Juli 1914 bis
9 . September 1914 nicht weniger als 1002
Strafanzeigen einlangten , von denen jede einzelne
gewissenhaft geprüft werden mußte.

Ich kann daher nicht zugeden, daß in diesem
Falle die Jnhaftsetzung auf Unwissenheit, Nach¬

lässigkeit oder gar böse Absicht der Militärbehörden
zuriickgeführt werde.

Ich bedauere allerdings , daß Osolnik durch die
Verhaftung qualvolle Zeiten verbracht hat , das
Verschulden dafür kann ich aber, wenn Von einem
solchen überhaupt die Rede ist, höchstens in seiner
unbedachten Fragestellung in einem Grenzorte
erblicken.

Wien , 12 . Juni 1918.

- --.ft
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SisMche ßMWZMg bei Seiriebs-
! SWIegWg.
! Der Krieg und die Eigenart seiner Wirtschaftspolitik
hat in den krieMhrerst >en Staaten und auch bei den Neu¬
tralen in einer Reihe von Industrien zur Betriebseinfchrän-
kung und auch -Stillegung führt . In Oesterreich und
in Deutschland  ist dies seinerzeit für zahlreiche Betriebe
derBaumwofl  Industrie verfügt worden . Die österreichische
Regierung hat dann für die hievon betroffenen rund 250 .000
BaumwomndustriErbeiter und für deren Angehörige eine
N otstandsaktion  organisiert . Die Arbeitgeber hatten
für 60 Prozent des ortsmllichen Tagslohnes aufzukommen
und soweit ihnen dies nicht mißlich war , wurde dies aus den
Mitteln eines hiezu gebildeten Fonds  bestritten , der aus
freiwilligen Beitragen von Unternchmern , ferner aus Bei¬
trägen der Heercslieferanten , der Arbeiterorganisationen und
aus einer staatlichen  Subvention gMdet wurde . Eine
ähnliche Hilfsaktion wurde dann für die in der vielfach zur

! Betriebseinschränkung oder -Stillegung gelungenen
Leinenindustrie  eingsleitet . DieseÄe Notwendigkeit der' Schadloshaltung der Arbeiter hat sich in Deutschland
und Oesterreich  dann ergeben , wenn Kohlenmangel
zur zeitweiligen SMegung von Betrieben genötigt hat.
Strittig war dabei freilich , bis zu welcher Zeitdauer

! eventuell der Staat,  wenn die Betriebsstillegung etwa ausstreng kriegswirtschaftlichen Rücksichten der Kohlenver¬
sorgung  veranlaßt war , für die AribsitMhne der zwangs¬weise feiernden Arbeiter auskommen solle.

IN Deutschland  ist diese Frage wiederholt zum
Ausgangspunkte von RechtssireitiMten geworden , aber die
Rechtsprechung hat sich dann von Fall zu Fall vmchieden ge¬
staltet . Erst nach längeren Verhandlungen des Kriegsamtesund des Kriegswirtschaftsamtes mit den Vertrettm der
Arbeitgeber MNd der Arbeiter ist eS gelungen , auch da zu einer
Vereinbarung  zu gelangen . Es handelt sich hiebei
speziell um jene Stillegungen , die durch Kohlenmangel
veranlaßt werden . Da die ReichSregierung die
Kohlrnoebarung  übernommen hat , begreift man , daß
sich das Reich nunmehr auch zur UÄernahme wenigstens
eines Teile»  der Feierschichten -Entschödigung bereit er¬
klärt hat . Die Entschädigung war unter folgenden Bedjn-

um EiMellung und
der Rüstungs - und

gefallene Arbeitsstunden gezahlten Entschädigung wollte
das Reich dem Unternehmen fünf Siebentel zu¬
rückvergüten . Diese Grundsätze sind im Näheren dann durch'
Bestimmungen des BundrSrates  vom 31 . Jänner 1918 !
festgesetzt worden . Trotzdem find eine Reihe vonStreitig¬
le  i t e n entstanden , weil Acheitgeber sich weigerten , die ver¬
einbarte Entschädigung zu gewähren . Sie stützen sich darauf,
daß die BundesratS -vorordnung keinegesetzltche Ver » .
pflichtung,  die Entschädigung zu zaMn , vorauSsähe und!
daß sie keiner Organisation von Arbeitgebern angehörten und j
damit auch der Zwang d« Versicherung für sie wegflele , und
schließlich auch ihre riaenrn Arbeitsordnungen
Bestimmungen über die Lohnregelungen bei ArbeitSauSMen
enthielten . Durch einen Erlaß des KriegSamtes
wird nun besonders betont , daß es sich bei der fragliche Per -, !
einbarung um Ausnahmezustände gehandelt habe , denen nur
durch Ausnahmemaßnahmen  habe begegnet werden !
können. Daraus ergebe sich, daß die Arbeitsordnungen für die
Entschädigung der Feierschichten nicht in Frage kommen!
könnten , da sie immer nur ArbeitSuntevbrechungen im Auge!
gehabt hätten , wie sie sich im Frieden  ereigneten , nicht!
aber AuSnahmeunterbrechungen von einer solchen Dauer , wie;
sie durch die Feierschichten  notwendig geworden feien. ^
Gerade weil ja die bisherigen Bestimmungen nicht auS-
reichten , sei zu den Sondrrbestimmungen gegriffen worden.
Der gesetzliche Zwang  sei absichtlich zunächst nichtangewandt  worden , um nicht unnötig die dringende (Ä - !
ledigung der Frage zu verzögern . Weiter aber auch Hab« man
bei allen beteiligten Kreisen das nötige soziale Wer - !
stLndnis  für dies« von Arbeitnehmern urÄ -gebernbean - !
tragte und vereinbarte unbedingt notwendig » Maßnahme
in einem solchen Maße vorausgesetzt , daß dk? !
moralische  Kraft der NereirMrung und des!

! guten Beispiels als genügend era chtet  wordstft
sei, ohne den Zwang  gesetzlicher Bestimmungen .̂Aus dieser Auffassung heraus habe man angenommen , daß!
sich auch die nicht Organisattonenange - !
hörenden Arbeitgeber  der BundeSratSverordnuntz^
anschließen würden . Dak KriegSamt hofft nunmehr , daß dieser!Appell auSreichen werde , um auch diejenigen Arbeitgeber , vi»!
sich bisher noch geweigert haben , zu veranlassen , »mmrehr HW
Entschädigung nachträglich zu zahlen . Sollte da- nicht Pt»
treten , so würde daS KriegSamt sich gendtitzt sich» ,SkKrkdK WsLv » HN ? n gv
UM

aungen zu gewähren : Es mußte
Beschränkung der Arbeit im "
Ernährung sindustrie
sollte das KriegSamt entschei
auf den Kohlenmangel zuLckz
wurde auf 70 P r»o z e
diensieS bemelsenMIm Woch d
und VkrdienMKWltni 'Mn in einzelnen
xerecht zu wetdA , w
chädigung das

. .. s-Es fWÄer dabei :.imm « Zu 'buchten, .daß /es ' sich uü' / WtirKe ' der ^Nüstungs - und ' ErnährungsinLusins ''handelt'' rrchßH 'wenn !' die '' Verordnungen ' des ' Bundesrates ' vom
Llh 'JÄrner '.lAIS ^Annvendung finden soll.!Für .sonstige.' Iw

In AweifslMen
Arbeitseinstellung

Die GnWKiguug
"chen Rcheitsver-

edenartigru Lebens-
Teilen des Reiches

ide als untere  Grenze der Erst¬
mals o b e r e das Vierfache des Orts-

dLsetn . ^ wareu - die . Arbeiter ' auch' rn
-KtsWe ' jkma 'n .ge 'lS --- zum ' ' Aussetzen ' gezwungen - ge-s- wesen:' ' >.Sie - .f. hatten ^ .sich- aber '.dem. Betrieb , zur

Lohnes für den N >g festgesetzt. Etwa noch vmckommende unge¬
rechtfertigte Verschiedenheiten sollte das KriegSamt aus-
aleichen . Die Entschädigung für soviel ausgefallene Arbeits¬
stunden , wie in dem betreffenden Betriebe auf fünf Arbeits¬
tage ohne Ueberarbcit regelmäßig entfallen , sollte der Arbeit¬geber allein tragen und für die einen  werteren Arbeitstag
entsprechende Zahl von Arbeitsstunden eine Entschädigungnicht gewährt werden . Von der für weitere  aus-

' swrhern' der Unternehmer füridis .ArbeitsMöglichkeitZu sorgen!habe.',ch'nd ' daß/ihm.'deshalb' auch dieVerpflichtung obliege,!.Me 'Kohlen ziuLeschaffen.-Dis Firma Habs dies'vergMch ver-!'süHti 'Ganz.ander .Z.liegt das seLstverstanLlich-dort, wo dies
.KMri .woHl.'vo'rh 'a n dsen .ist', dem Betriebe' aber zugunsten!' eiveZ' i' am der L'n " ' Verwendungszweckes' entzogen werden!
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Auch Bozcner Bürgermeister ist ihnen nichtpatriotisch genug.
Zwischen dem Statthalter von Tirol Grafen Meran undder Gemeindevertretung der Stadt Bozen ist ein Konflikt auS-gebroche». Der Statthalter berief nämlich aiGOrund vonBerichten, die man der Geheimpolizei znschrcrbt.Mden Bürger- 'meister von Bozen Dr. Pcrathoner zn sich uK machte ihmden Mangel an patriotischer U ^-s-Mnungund  S a u m s e k!tFl e i dji b eHWd e r » 8 Gerung 'der Krieg  L and ei Wze  i -H'.̂ u n g Borwurf.Bürgerureister Dr. PeratHmr , der̂ tm sicbziDeir Lebensjahrsteht, wicS hcmgcgenüE L̂ns seine"mehr als vierundzwanzig - .,jährige Tätigkeit alSMrKrmeiftcr hin, wo er unter denrigsten Verhältnisse« seinem Vaterland trkie Dienste geleistethat und auf die Tatsache, baß Lt« -Stadt Bozen bei der)siebent« kAchzMMM rMtchrz« ,sind ^ Nekordleistung aus» lzuweiŝ r 4AM . indem allein ststv̂ Samrinde Boz«Weuiarr. sreieiukmtb Millionen Konen , all« .rcicksifst Li»e

Hallte des chemeinbevermSgenSgezeichnet habe. Der Bürger-nrcisicr arrttvartete ,hem.Statthalter weiter, dag eS bessergewesen wärc/ rveun sich Gras Meran , anstatt .auf solche An-gebereien-̂ M ., HM , lieber um die Versorgung des LandesTirol lte. Snlli -säich verlaua.te der Bürgermeistervom Siati ^ ^ ^ MMHM lue da ? ihm angetane Unrecht,was vom StastKalt« :verwtigert wurde. Daraufhin wollte Dr.Pcrathoner
semAmtalSBürgeruieisterderStadtBszenniederlegiNund unterließ dreh« Schritt vorläufig nur . um die Einsetzungeines Ncgierungskömmissärs zu vermeiden. Ilcbcr>daS Ergebnis)er Besprechung mit dem Statthalter erstattetê der Bürgcr-ncister in der GcmetndcratSsitzung vom 7. d. Bericht/ SeineMitteilungen riesen im Gemcindcrat allgemeine Entrüstung;egen den Statthalter hervor. Der Gemeindrrat beschloß ein¬zellig, die Haltung seines Bürgermeisters zu billigen, die gegenhn vom Statthalter gerichteten Anschuldigungen mit Ent-chiedenheit zurückzmveisen und Verwahrung gegen die polizei-iche Nebenvachung des sreigewählten Oberhauptes der Stadttnzulegerr. , ." ^
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AiisragrbrMtwortung
des MinÜtrrs für Landrsverteidigung.

- - v

Auf die in der 45 . Sitzung des Abgeordneten¬
hauses vom 29 . November 1917 an mich gestellte
Anfrage der Herren Abgeordneten Dr . Dnistriaüskyj
und Genossen, betreffend angebliche Mißbräuche der
Gendarmerie im Bezirke Sokal , beehre ich mich,
auf Grund der gepflogenen Erhebungen zu er¬
widern:

Zum Zwecke rationeller Durchführung des
Frühjahrsanbaues und später der Erntearbeiten
wurde — so wie in allen Bezirken Galiziens —
auch im Bezirke Sokal von der Bezirkshauptmann-
fchaft für die Feldarbeiten der Arbeitszwang gegen
eine festgesetzte Entlohnung eingeführt und in jedjw
Gemeinde eine Wirtschaftskommission eingefM,
welcher die Ausbringung der Arbeitskräfte uno ijyre
Verteilung auf die einzelnen Grundstücke olllnaf

Die Gendarmerieposten hatten diese Maß¬
lahmen zu überwachen ' und die Wirtschaftskommis¬

sionen in ihrer Tätigkeit zu unterstützen. Wiederholt
mußten die Gendarmen und die den Gendarmerie¬
posten zugeteilten Landsturmmanner , um den im
allgemeinen Interesse gelegenen, hochwichtigen behörd¬
lichen Verfügungen Durchführung und Erfolg zu
sichern, die zur Arbeit bestimmten Dorfbewohner
zwangsweise zur Arbeit vorführen.

So kam auch am 8. August 1917 der Vize¬
wachtmeister Ladislaus Jaroslawski des Postens
Zniatyn zur Bäuerin Anna Salahub in Budynin
«nicht Sniatyn !), die für diesen Tag von der
Wirtschaftskommission zur Arbeit auf dem Meier¬
hose in Budynin bestimmt war und forderte sie auf,
an die Arbeit zu gehen. Die Salahub weigerte sich
jedoch mit der Begründung , daß sie alt , kränklich
und zur Arbeit nicht fähig sei. Darauf versetzte ihr

Vizewachtmeister Jaroslawski mit einer Rute einen
Schlag über das Gesäß. Die Salahub stellte nun
ihre Weigerung ein und begab sich zur Arbeit.

Wegen dieser Mißhandlung wurde Jaroslawski
mit fünf Tagen Arrest bestraft . Es ist also dieser
Übergriff nicht ungesühnt geblieben.

Mit dem zweiten in der Anfrage angeführten
Fall hat es folgende Bewandtnis:

Die Wixtschaftskouwiission hatte bereits wieder¬

holt von ^ ver aus fünf arbeitsfähigen Personen
bestehendM Familie Salahub in Budynin erfolglos
diPiPeiEllung einer Arbeitskraft zu den Ernte-

^ktb̂ iteiF gefedert . Als am 17 . September 1917
tM aW dMklickier Aufforderung wieder niemand

An der genannten Familie zur Arbeit erschien,
begab sich der im Überwachungsdienste stehende
Landsturmkorporal Josef Halicki des Postens
Sniatyn mit dem Stellvertreter des Gemeinde¬
vorstehers in das Haus des Ivan Salahub und
forderte seine Frau , Anna Salahub auf, sofort
entweder selbst an die ihr von der Wirtschafts¬
kommission vorgeschriebene Arbeit zu gehen oder
ein anderes Familienmitglied hierfür zu bestimmen.
Da Anna Salahub dieser Aufforderung keine Folge
leistete, führte sie Halicki, dem die Widerspenstigkeit
dieser Familie und ihre fortgesetzte Nichtbefolgnng
der von der Wirtschaftskommission getroffenen An¬
ordnungen bekannt war , im Sinne der ergangenen
Weisungen mittels Vorspannes mit noch sechs
anderen Frauenspersonen der Bezirkshauptmannschaft
Sokal vor . Beiläufig fünf Kilometer vor Sokal
weigerte sich der Kutscher des Vorspannes infolge
Übermüdung der Pferde , weiterzufahren und es
mußten daher die Vorzuführenden mit der Begleit-



Mannschaftdiesen Rest des Weges zu Fuß zurück¬legen.

Von der Bezirkshauptmanschaft Sokal wurdensämtliche Vorgeführten darunter auch die AnnaSalahub mit drei Tagen Arrest bestraft.
Wie aus dem Vorangeführten erhellt , hat dieGendarmerie — von dem der Bestrafung zuge¬

führten Übergriff des Vizewachtmeisters Jaroslawskiabgesehen — pflichtgemäß in Vollziehung der vonder Dienstbehörde erhaltenen Aufträge gehandeltund insofern kann von einem rechtswidrigen Ver¬halten der Gendarmerie — wie es in der Anfragebehauptet wird — keine Rede fein. . .

Wien , 10 . Juni 1918 . ' ' '

k
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Arifragebeantwortung
des Hairdelsminilters.

Auf die in der Sitzung des Abgeordneten¬
hauses vom 30 . November 1917 von den Herren
Reichsratsabgeordneten Hans Jokl und Genossen
an die Herren Minister sür öffentliche Arbeiten und
für Landesverteidigung und an mich gerichtete
Anfrage , betreffend die Heranziehung der mährisch-
schlesischen Schieserindnstrie bei Vergebung staatlicher
und ärarischer Lieferungen , beehre ich mich, in:
Einvernehmen mit den genannten Herren Ministern
folgendes bckanntzugeben:

Laut Mitteilung des k. n . k. Kriegsministeriums
war in dem Erlasse vom 28 . Oktober 1915,
Abt . 8/H . 8 . Nr . 12330 , an die Militürkommanden
auch die Verwendung von Schiefer als Ersatz¬
material für die abzudeckenden Knpferdächer vor¬
gesehen . Tie Auswechslung der Kupferdächer wurde
in den meisten Fällen von den Objektbesitzcrn,
d . h . durch die von ihnen beauftragten
Gewerbetreibenden , Spengler und Dachdecker be
wirkt . In denjenigen Fällen , in denen die Arbeiten
militärischerseits dnrchzuführen waren , > vnrdü/anß
Blech und Dachziegeln auch die N ^ wendrmg
Dachschiefer angestrebt , von Obfektbess
wurde jedoch fast ausnahmslos m>r Verwendung
von verzinktem Eisenblech oder Dachziegeln der
Vorzug gegeben , weil infolge des Stillstandes der
heimischen Schieserwerke Tachschiefcr in der Regel
nicht sofort verfügbar war , während die Abdeckung
der Knpferdächer zugleich mit der Wiedereindeckung
erfolgen musste.

Gegen die Abgabe von Kriegsgefangene » zur
Schiefererzeugung in entsprechendem Umfange besteht
vom Standpunkte der Heeresverwaltung keine
Einwendung . Übrigens ist für diesen Zweck bereits
eine nicht unerhebliche Anzahl von Kriegsgefangenen
zur Verfügung gestellt worden . Ferner sind den
mährisch -schlesischen Steinindustriellen vom Kriegs¬
ministerium bisher auch Sprengmaterialien nach
Tunlichkeit zugewiesen worden . Dies wird auch in
Hinkunft geschehen, soweit es die jeweiligen Ver¬

hältnisse irgend gestatten . Die Heeresverwaltung
wird es begnißeu , wenn durch die Flottmachuug
der Schieserwerke Dachschieser i» entsprechender
Qualität als Ersatzmaterial für die Knpferaktion
erschlossen werden wird . ,

Was die Verwendung inländischen Schiefers
für staatliche Bauten betrifft , erlaube ich mir
darauf hinznweisen , daß schon nach der Verordnung
des Gesnmtministerinms vom Z. April 1909,
R . G . Bl . Nr . 61 (Liefernngsverördnung ), die
Ersteher staatlicher Arbeiten von den vergebenden
Stellen zu verpflichten sind , .für die Ausführung
der Arbeiten inländische Stoffe ^ zu verwenden,
soweit sie in der erforderlichen Zeit und Qualität
erhältlich sind . Es ist daher auch in den der
Vergebung von Schieferdeckerarbciten zu Grunde
liegende » Bcdingnissen — von gewisse » zwingenden
Ausnahmssällen abgesehen die Verwendung von

bischen Erzeugnissen vorgeschriebe » . Die Er-
sillung dieser Verpflichtung begegnete jedoch dein

s Mudernisse , daß eben inländisches Erzeugnis infolge
"chd?s Stillstandes der Werke während des Krieges

nicht in der erforderlichen Menge und Qualität
erhältlich war . Der Herr Minister für öffentliche
Arbeiten hat den ihm unterstehenden Stellen die
Bevorzugung inländischer Dachdeckstoffe jeder Art
neuerlich cingeschärft und diese Unterstellen ans die
Gelegenheit zur Verwendung inländischen Schiefers
beim Wiederaufbau der vom Kriege zerstörten
Gebiete besonders aufmerksam gemacht . Die
Möglichkeit hiezu wird allerdings nur insoweit
gegeben sein, als die Schieserwerke mit Hilfe der
vom Kriegsministerium zugesicherten Maßnahmen
tatsächlich in der Lage sein werden , größere
Lieferungen rechtzeitig zu bewerkstelligen.

Wegen Lieferung von Schiefer für den
Wiederaufbau Galiziens sind Verhandlungen mit
mährisch -schlesischen Schieferwerken inmZnge.

'Wien , 8 . Juni 1918.

Aus der k. l. Hof- und Staatsdruckerei, irsvn«
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Nnfragebeantwortllng
des Ministers für Landesverteidigung.

Auf die in der 50. Sitzung des Abgeordneten¬
hauses vom 18. Dezember 1917 von den Herren
Abgeordneten Petryckyj  und Genossen an mich
gerichtete Anfrage, betreffend das Vorgehen des
Vizewachtmeisters Stanislaus Gorecki in Suchostaw
gegen den Insassen Panko (nicht Tvmko!) Knsznir,
beehre ich mich auf Grund der gepflogenen Er¬
hebungen folgendes zu erwidern:

Da im Laufe des K̂rieges die widerrechtliche
Aneignung und Verschleppungsowohl des eigenen
Kriegsmaterials als auch feindlicher Beutestücke
durch die Landesbcwohner einen beträchtlichen
Umfang annahm und die militärischen Interessen,
schwer schädigte, sahen sich die höheren Kommandos
bei der Armee im Felde wiederholt genötigt, apu
die politischen Behörden mit dem Begehren Hraus^
zutreten, durch die Gendarmerie nach den en/ähnte«
Gegenständen Hausdurchsuchungen und svnsti/e Nach¬
forschungen anstcllcn zu lassen. Eine siMe Auf¬
forderung erging auch am 4. November 1917 au
die BezirkshauptmannschaftHnsiatyn, damals in
Kopyczynce.

Infolgedessen nahm Vizcwachtmeister Stanislaus
Gorecki am 29. November 1917 in Suchostaw
Hausdurchsuchungen por und kam unter anderem
auch in das Hans des Panko Kusznir. Hier fand
er eine russische Militärhose und zwei Paar öster¬
reichische Militürschnhe und beschlagnahmte sie. Die
Hose war keineswegs ans einem russischen Zelt¬
blatte verfertigt, aber selbst, wenn dies der Fall
gewesen wäre, so hätte dieser Umstand die Beschlag¬
nahme nicht zu einer widerrechtlichen gemacht, denn
russische Zeltblättcr waren als Beutestücke anzusehen
und unterlagen der Beschlagnahme, abgesehen davon,
daß sie überhaupt nicht auf rechtmäßigem Wege in
die Privatbenützung übergegangen sein konnten.

Die von Gorecki beschlagnahmten Bekleidungs¬
stücke wurden dem Etappenstationskommando in
Kopyczynce gegen Empfangsbestätigung übergeben.
Kusznir beschwerte sich darauf über die Konfiskation
bei der Bezirkshanptmannschast, worauf ihm der
Konzipist Kvczynski eine schriftliche Weisung an de»
Gendarmerieposten mitgab, des Inhaltes, man möge
dem Manne die schlagnahmten Sachen znrückgeben.
Mit diesem Schreiben begab sich der Sohn Panko
Kusznirs, namens Stephan, zum.Gendarmerieposten.
Der Kommandant wies ihn damit an den Vizc-
wachtn̂eister Gorecki, der die Amtshandlung seiner¬
zeit tFrgenvmmcn hatte. Bei dieser Gelegenheit soll
nuu Mtephau Kusznir von Gorecki eine Ohrfeige

"erhAten-chaben, die ihn betäubte.
L RiMtig ist, daß sich Stephan Knsznir beim

PoAcjMmmandanten über die angeblich erlittene
Mißhandlung beschwerte, und das; dieser eS unter¬
ließ, über die Beschuldigung die erforderlichen Er¬
hebungen dnrchznführen. Wegen dieser Unterlassung
wurde der Postenkommandant entsprechend zur Ver¬
antwortung gezogen.

Gegen Gorecki wurde nachträglich die Straf¬
anzeige erstattet. Er stellt die Mißhandlung ent¬
schieden in Abrede und da keinerlei sonstige Be¬
weise die Behauptung des jungen Kusznir unter¬
stützen, somit Aussage gegen Aussage steht, konnte
die erhobene Anschuldigung nicht als erwiesen an¬
genommen werden. Es wurde daher die Anzeige
gegen Gorecki zurückgelegt.

Die Beschlagnahmeder bei Panko Kusznir
gefundenen ärarischen Sorten erfolgte im Sinne
der ergangenen höheren Weisungen vollkommen zu
Recht.

Wien, 8. Juni 1918.

Aus derk. k. Hof- und Staatsdrnckerei. we.cnw
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Anfragrbeantwortung
des Ministers für LandrsverLeidigung.

r

Mit Bezug auf die in der 52 . Sitzung des
hohen Hauses vom 20 . Dezember 1917 von den
Reichsratsabgeordneten Vukotic , Dr . Benkovic
und Genossen gestellte Anfrage , betreffend die mili¬
tärische Verwaltung in den besetzten Gebieten
Serbiens , beehre ich mich auf Grund der vom
Armeeoberkommando erhaltenen Daten zu erwidern:

1. Die Militärverwaltung , der es obliegt,
in dem uns durchwegs feindlich gesinnten Lande in
erster Linie für die Austechterhaltung der Ordnung
und Sicherheit zu sorgen, hat es sich stets ange¬
legen sein lassen, die Bevölkerung durch unnütze
Härte nicht zu verbittern . Trotz der durcb dieMm-
stände gebotenen Strenge herrsHt nuMaW > Ge¬
biete» der Verwaltung vollkoWnene ^ GezMEeit
und derjenige Teil der BevölkMng , Äer sWMn die
durch die Okkupation geschaMne LiM hincinfindet
und sich den Anordnungen der militärischen Be¬
hörden willig fügt, hat von der Militärverwaltung
eine wohlwollende Behandlung zu gewärtigen . Ab¬
gesehen von dem durch gewissenlose Hetzer fanati-
sierteu Teile der Bevölkerung, wird das Wohlwollen
und die Gerechtigkeit der Militärverwaltung von
den Landesbewohnern , die an eine gerechte Be¬
handlung von seiten der serbischen Behörden nicht
gewöhnt waren , auch dankbar anerkannt.

2. Im Sinne der einschlägigen Bestimmungen
der Haager Landkriegordnung sind die serbischen
Gesetze, soweit kein zwingendes Hindernis deren
Anwendung ausschließt, in Kraft erhalten worden
und nur dort , wo die unabwcisliche Notwendigkeit
bestand, im Interesse der Monarchie und des Okku¬
pationsgebietes neue Gesetze zu schaffen, wurden
diese durch den dazu berufenen Faktor im Ver-
ordnungswege erlassen und im Berorduungsblatte
der Militärverwaltung Serbien knndgemacht.

3. Das Bestreben der Militärverwaltung gehr
dahin , das durch langjährige Kriege verwüstete Land
der Segnungen geordneter Verwaltung teilhastig
werden zu lassen, die wirtschaftliche Produktions-
sähigkeit nnt allen Mitteln zu heben und das Elend
des Volkes durch weitausgreifende Wohlfahrtsaktionen
zu lindern.

4 . Nach Tunlichkeit wurde die bodenständige
Bevölkerung zur Mitwirkung bei der Verwaltungs¬
tätigkeit herangezogen. Speziell die Gemeindeverwal¬
tung ist in die Hände von Einheimischen gelegt, die
auch die niedere Polizeigerichtsbarkeit auszuüben
haben. Die Gemeindevorsteher, die Kmeten, die
Ortspolizisten , die Straßenmeister ic. werden durch¬
wegs den uns wohlgesinnten Elementen der Bevöl¬
kerung entnommen und funktionieren in den meisten
Füllen recht gut. Für ihre loyale Gesinnung und
für die zum Wohle der Allgemeinheit geleisteten
Dienste werden sie von einem Teile ihrer Konatio-
nalen systematisch verfolgt und selbst an ihrem
Leben bedroht . Trotz der Von der Militärverwaltung
getroffenen Schutzmaßnahmen sind bereits mehrere
einheimische Funktionäre durch Komitas ermordet
worden.

Da in den Kreisen der höheren Intelligenz
die Abneigung und der Haß gegen die Monarchie
noch immer bestehen, konnten Einheimische dieser
Kreise zu höheren Funktionen nicht herangezogen
werden. Die Militärverwaltung mußte daher auf
die unter anderen Umständen so anstrebenswerte
Mitarbeit der Intelligenz des Landes verzichten.

5. Zur Entkräftung der Behauptung , daß das
Militärgeneralgouvernement ganz unter dem Einfluß
der königl.-ungarischen Regierung steht, wird daraus
hingewiesen, daß schon die Natur der Militärverwal¬
tung eine Jngerenznahme der Zivilstellen , wie sie den



Interpellanten vorschwebt, ausschließt. Die Verwal¬
tung in Serbien wird ebenso wie in den an deren Okku¬
pationsgebieten von den hierzu bestellten militärischen
Organen nach den vom Armeeoberkommando er¬
gangenen Weisungen und Instruktionen geführt,
woran aucki der Umstand nichts ändert , daß das
Armeeoberkommando in einzelnen, die Interessen
eines oder des anderen Staates der Monarchie,
berührenden Fragen das Einvernehmen mit den in
Betracht kommenden Reffortministerien pflegt und
den berechtigten Wünschen dieser Zentralstellen nach
Tunlichkeit Reckmung trägt . Hierzu wird bemerkt,
daß nicht nur die königl. ungarische, sondern ebenso
auch die k. k. österreichische Regierung wiederholt
Gelegenheit >gehabt haben, in wichtigen Angelegen-

, heiten zu den im serbischen Okkupationsgebiet ge¬
troffenen Maßnahmen --Stellung zu nehmen.-. Das
Recht der Entscheidung steht jedoch unter allen Um¬
ständen den einzig und allein verfügenden und Ver¬
antwortlichen militärischem Faktoren Lu. , Es muß
.besonders betont werden, daß der Generalgouverneur
und seine ersten. Mitarbeiter , die, wie nebenbei be¬
merkt wird , nicht vom. „grünen Tisch" regieren,
sondern wiederholt Inspizierungen unternehmen, um
die Verhältnisse des Landes au Ort und Stelle
kennen zu lernen , nicht „willenlose Werkzeuge" der
ungarischen Regierung sind, sondern jeder politischen
Ricbtung fern stehen.

Eine Vereinbarung , wonach das serbische Okku¬
pationsgebiet ausschließlich in die Interessensphäre
Ungarns gewiesen wird, wurde nicht gerroffen, hin¬
gegen ist es . klar, daß Serbien durch seine geogra¬
phische Lage und mit Rücksicht am den wirtschaft¬
lichen Kontaki , der zwischen diesem Lande und
Ungarn schon vor dem Kriege bestand, naturgemäß
mehr gn Ungarn , ebenso wie das polnische und
das italienische Okkupationsgebiet wirtschaftlich eher
an Oftexreich angelehnt erscheinen. Diesen Umständen
Rechnung tragend , finden irr Serbien in erster
Linie ungarische (kroatisch-slawonische> und bosnisch-
beccegoomischc Beamte im- Zivilkvmmissariatsdienste
Verwendung (178 ). während in Polen , Montenegro
und Italien fast ausnahmslos österreichische Zivil-
kommissüre eingeteilt sind. -

Das Armeeoberkommando ist nicht in . der
Lage, genaue stanstische Angaben über die Staats¬
angehörigkeit der im Bereiche des Militärgeneral¬
gouvernements Belgrad befindlichen Offiziere zu
machen, da die Staatsangehörigkeit derselben bei
der Kommandierung überhaupt nicht in Betracht
kommt und daher auch nicht evident geführt wird.
Ausschlaggebend bei der Fürwahl dieser Offiziere
und einzig uno allein deren Eignung für den in
Betracht kommenden Tienftposten und deren Sprach-
kenntniffe. Mit verschwindenden geringen Ausnahmen
sind sowohl die Offiziers als auch die Zioilkommissäre
außer der Dienitsproche des k. u . k. Heeres auch

der serbokroatischen Sprache mächtig. Diejenigen,
die diese Sprache nicht beherrschen, werden aus¬
schließlich auf Tienftposten verwendet, wo sie mit
der Bevölkerung nicht in direkten Kontakt kommen.

6. Bei der Dotierung der Militärbehörden
mit Personal wird vom Armeeoberkommando die
weitestgehende Sparsamkeit beobachtet.

Wenn man in Betracht zieht, daß die Kreis-
und Bezirkskommandos außer den Agenden der
Verwaltung und Rechtsprechung auch militärische
Funktionen zu versehen haben und ein großer Teil
ihres Personals von den kommerziellen und wirt¬
schaftlichen Agenden absorbiert wird, so erscheint
der Stand eines Kreiskommändos von 28 bis 40
Gagisten (nicht 50 , wie die Interpellanten behaupten)
und der Stand eines Bezirkskommandos von 3 bis 5
Gagisten (nicht deren 10 ) nicht hoch bemessen. Auch
ist nicht . zu übersehen, daß im Verwaltungsdienst
vorwiegend ältere , frontdienstuntaugliche Personen
verwendet werden. Das ' Armeeoberkommando ist
trotzdem dauernd bestrebt, eine weitere Restrin-
gienmg durch intensivste Ausnutzung der zur Ver¬
fügung stehenden. Arbeitskräfte durchzuführen . Die
Personalverhältnisse im bulgarischen Okkupations¬
gebiet können füglich zum Vergleich nicht heran¬
gezogen werden, da dort die Berwaltungstätigkeit
und speziell das Gerichtswesen viel weniger aus¬
gestaltet ist und ein großer Teil der Berwaltungs-
agenden von zivilen Zentralstellen versehen wird.

Demgegenüber ist die bulgarische Militär¬
verwaltung mit Kampstruppen weitaus besser
dotiert , während sich im österreichisch-ungarischen
Okkupationsgebiet nur die zur Ausrechterhaltung
der Ordnung und der öffentlichen Sicherheit sowie
die ftir Bekämpfung des Komita -UnweienS unum¬
gänglich notwendigen Truppen befinden.

7. Gegenüber der Behauptung der Inter¬
pellanten, daß die serbische Bevölkerung sich voll¬
kommen friedlich verhält , muß hier aus die von
Enteme -Emissären organisierten Ausstands bewegungen
hingewiesen werden, die nur mit Anwendung von
Waffengewalt unterdrückt werden konnten und uns
nennenswerte blurige Verluste verursachten.

Daß die ergriffenen Räuber und Mörder den
Lohn für ihre Missetaten erhalten , ist bloß ein
Gebot der Gerechtigkeit und im Interesse der Be¬
völkerung selbst gelegen; aber auch sie werden nicht
ohne richterliches Urteil justifiziert, sondern nach
Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen behandelt.

8 . Was die Maßnahmen gegen das Tragen
mch die Verheimlichung von Waffen anbelangt , hat
das Armeeoberkommando in der Verordnung vom
28 . Februar 1916 , V . Bl . Nr . 4, Anordnungen
getroffen, die das Interesse der Kriegführung an
der Entwaffnung der Bevölkerung genügend und
ohne übermäßige Schärfe schützt.
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Erst als die erwähnte Verordnung trotz wieder¬
holter Kundmachungen und Aufforderungen in vielen
Gegenden des Okkupationsgebietes systematisch ver¬
letzt wurde , zahlreiche Waffenlager aufgefunden
worden waren und wiederholt bewaffnete Banden
mit Waffengewalt bekämpft werden mußten , haben
die mit der lokalen Verwaltung betrauten k. u. k.
Kommandos energische Mittel gegen jene Gefahren
beantragt , durch die in gleicher Weise unsere mili¬
tärischen Interessen wie die Sicherheit der Land¬
bevölkerung bedroht waren . Das Armeeoberkommando
hat daher mit der am 23 . August 1916 im Ver¬
ordnungsblatt unter Nr . 42 kundgemachten Ver¬
ordnung eine Verschärfung der Strafandrohung ver¬
fügt ; eS wurden auch die Grundlagen für die stand¬
rechtliche Behandlung der dauernden Widersetzlichkeit
gegen die . Waffenablieferung geschaffen.' Der Ernst

> der Kriegslage fordert allerdings scharfe Maßnahmen.
Maßnahmen gegen den Besitz, das Verbergen

der Waffen und Munitionsgegenstände sind tatsäch¬
lich eine in der . ganzen völkerrechtlichen Literatur
und Praxis anerkannte Ausübung der dem okku¬
pierenden Staate durch die Haager Landkriegordnung
auferlegten Pflicht zur Wahrung von Ordnung und
Sicherheit.

Was daS Ausheben von Geiseln als Zwangs¬
maßnahme zur Durchsetzung des Waffenverbotes
anbelangt , hat das Armeeoberkommando diese Maß¬
nahme mit dem Befehle M . V . Nr . 99371/V vom
23 . August 1916 verboten und erklärt , daß „jede
legale Grundlage fehlt, um Privatpersonen für Ge¬
setzesverletzungen anderer Personen " und für den
gesetzwidrigen Waffenbesitz, von dem sie nichts wissen,
verantwortlich zu machen.

Hierzu wird bemerkt, daß das Verbot , Geiseln
als Sicherstellung gegen Verheimlichung von Waffen
auszuheben , vor einiger Zeit dem Militärgeneral¬
gouvernement neuerlich in Erinnerung gebracht
wurde.

9 . Die Behauptung , daß während der zwei
Jahre der Okkupation die Bevölkerung durch Unter¬
ernährung und Hinrichtungen dezimiert wurde, ent¬
behrt jeder Grundlage . Aus der Gegenüberstellung

- der bei den Volkszählungen im Jahre 1910 und
1916 ermittelten Zahlen ergibt sich für die zehn
nördlichen Kreise des österreichisch-ungarischen Okku¬
pationsgebietes (die drei südlichen Kreise gehörten
im Jahre 1910 noch nicht zu Serbien und können
daher zum Vergleich nicht herangezogen werden)
eine Verminderung der Einwohnerzahl um 350 .021
Seelen , wobei in Betracht zu ziehen ist, daß ein
großer Teil der serbischen Bevölkerung sich im Aus¬
lande befindet, daß ferner ein großer Teil der
ganzen Jugend im Felde anläßlich des Rückzuges
und infolge der Kriegsseuchen zugrunde gegangen
ist, endlich daß ein Teil der waffenfähigen Männer
noch immer gegen uns kämpft.

Das Milirärgeneralgouoernemenc har nicht nur
nichts zur Verminderung der Bevölkerung beige¬
tragen , sondern hat durch sanitäre Maßnahmen zur
Bekämpfung der Kriegsseuchen, denen noch im Jahre
1914/15 allein 300 .000 Menschen zum Opfer ge¬
fallen sind, vielen Tausenden das Leben gerettet.
Das humane Vorgehen der Militärverwaltung gegen¬
über der serbischen Zivilbevölkerung verdient um
so mehr Anerkennung, als es allgemein bekannt ist,
wie brutal sich die serbische Regierung seinerzeit
unseren Kriegsgefangenen gegenüber verhalten hat,

10 . Bevor aus die Erörterung >der wirtschaft¬
lichen Fragen übergegangen wird , sei hier noch kurz
erwähnt , daß die Militärverwaltung der Ausge¬
staltung des Schulwesens ein ganz besonderes
Augenmerk zuwender. In den bisher eröffneten 135
Volksschulen, sind 25 .000 Kinder eingeschult. Die
Uüterrichtssprache ist mit Ausnahme der albanischen
Schulen in den südlichen Kreisen und der Gou¬
vernementschule in Belgrad überall die serbo¬
kroatische. Die Lehrkräfte werden zum größten Teil
aus der Monarchie, - und zwar in erster Linie aus
Kroatien und den südungarischen Komitaten beige¬
stellt, doch werden neuerlich auch einheimische Lehrer
und speziell Lehrerinnen herangezogen. Der Reli¬
gionsunterricht wird überall von den einheimischen
Geistlichen erteilt . Die Behauptung , daß an den
Schulen ungarische der Landessprache unkundige
Lehrer verwendet werden, entspricht nicht den Tat¬
sachen. In den zahlreichen Wohlfahctseinrichtungen
(Spitäler , Greisen - und Kinderasyle , Volksküchen rc.),
die nicht nur der jetzigen, sondern auch der zu¬
künftigen Generation zugute .kommen, dokumentiert
sich ganz besonders der humane Sinn der Militär¬
verwaltung.

11 . Auf Grund von offenbar tendenziösen,
falschen und leicht widerlegbaren Informationen be¬
haupten die Interpellanten , daß Serbien von unseren
Militärbehörden wirtschaftlich ausgesogen wird und
daß die Bevölkerung der Hungersnot preisgegeben
ist. Demgegenüber braucht bloß auf den Umstand
hingewiesen werden, daß die Mehlquote der Selbst¬
versorger im Okkuvaiionsgebiete mit 230 Gramm
(nicht 100 Gramm ) täglich festgesetzt ist. von welcher
Quantität in den Städten immer mindestens
30 Gramm als Kochmehl ausgegeben wird . Ebenso
fehlt es nicht an sonstigen Lebensmitteln und Be¬
darfsartikeln . Monatlich findet pro Kopf die Aus¬
gabe von 1 Kilogramm Bohnen stakt und auch
die Versorgung mit Karroffeln ist geregelt.

Die Monopolarrikel , wie Zucker, Petroleum,
Zündhölzer und Salz werden ohne Unterbrechung
gleichmäßig an die Bevölkerung abgegeben, - so daß
hier ebenso wie bei der Mehlversorgung der Ver-

- gleich mit den Zustande!: der Monarchie zum Nach¬
teile der letzteren ausiallen dürste.



Daß der Überschuß ari Bodenproduktion dem
serbischen Landwirte zu Preisen, die die im Lande
üblich gewesenen Friedenspreise um ein vielfaches
übertreffen, abgenommen wird, um ihn der Armee
und dem notleidenden Hinterlande zuznführen, kann
wohl von niemandem als völkerrechtswidriges Vor¬
gehen bezeichnet werden. Vielmehr könnte der Mili¬
tärverwaltung ein berechtigter Vorwurf nicht er¬
spart bleiben, wenn sie die erzielten Produktions¬
überschüsse, die zum großen Teil auf die vom
Militärgeneralgouvernement gemachten Investitionen
und die Werktätige Förderung der Landwirtschaft
zurückzuführen sind, der serbischen Bevölkerung ganz
überlassen würde und diese hierdurch in die Lage
versetzt wäre, zu einer Zeit, da bei der Armee und
im Hinterlande die größte Knappheit an Lebens¬
mitteln herrscht, im Überflüsse zu schwelgen.

12. Das Armeeoberkommandohat mich er¬
sucht, gegen den Vorwurf, daß „die Landesprodukte
das Objekt der wildesten Spekulation von Ein¬
käufern und Gesellschaften geworden sind", energisch
Stellung zu nehmen. Diesbezüglich ist gerade das
Gegenteil der Fall. Die gesamte Exploitierung be¬
findet sich in den Händen der militärisch, aber nach
wirtschaftlichen Grundsätzen von fachtechnisch gebil¬
deten Organen geleiteten wirtschaftlichen Institu¬
tionen des Militärgeneralgouvernements. Nur der
österreichischen Zentraleinkaufsgesellschast und einer
Vertretung der ungarischen Hauptstadt wurde be¬
willigt, die Aktion der Eier- und Geflügelauf¬
bringung in die' Hand zu nehmen und so dem
Hinterland anszuhelfen. Was die sonstigen Einkäufer
anbelangt, geht das Militärgeneralgouvernementvon
dem Standpunkt aus, daß zwecks Anbahnung eines
regen wirtschaftlichen Verkehrs in der Zukunft
zwischen Österreich-Ungarn und Serbien möglichst
viele reelle Geschäftsleute aus der Monarchie mit
einheimischen Kaufleuten und Produzenten in Handels¬
verbindung treten sollten, um so zumindest aus
handelspolitischem Gebiet in Serbien feste Wurzeln
zu fassen und ein natürliches Absatzgebiet für
unsere Jndustrieartikel zu gewinnen. Trotzdem diese
Aktion vom Militärgcneralgouvernement gefördert
wird, kann doch von einem Herumreisen der Kauf¬
leute aus der Monarchie im Okkupationsgebiet und
von einer intensiven Betätigung derselben eigentlich
nicht die Rede sein, da im Hinterlands nicht größere
Quantitäten von Waren verfügbar sind, die nach
Serbien abgesetzt werden können. Was aber noch

erhältlich ist, kommt zum Großteil durch die in der
Monarchie reisenden einheimischen Kaufleute in
das Land.

Mit den Bodenprodukten wird überhaupt nicht
spekuliert, sondern das Gros derselben an die Armee
abgeführt. Nur geringe Mengen der unbedingt für
die Industrie benötigten Erzeugnisse, wie Spiritus rc.
werden an die Monopolverwaltung abgegeben, damit
diese den Bedarf der Landesindustrie decken kann.

Wie wenig die Kaufleute aus Österreich und
Ungarn Spekulation zu treiben Gelegenheit haben,
könnten die Jahresausweise der hiesigen Filialen
von Banken aus der Monarchie bezeugen(aus
Österreich der Wiener Bankverein, diek. k. privilegierte
Länderbank, Austro-Anglobank rc. und die gleiche
Anzahl ungarischer Banken), denen die Aufgabe zu-
fällt, für die Zeit nach dem Friedensschlüsse dem
österreichischen und ungarischen Kapital den Boden
vorzubereiten und die dabei während der Kriegs¬
zeit zum größten Telle mit Verlusten zu rechnen
haben. Eine lukrative kaufmännische Tätigkeit wird
nur von einheimischen Geschäftsleuten entfaltet, die
als Unternehmer in den wirtschaftlichen Betrieben
des Militärgeneralgouvernementsein reiches und
lohnbringendes Feld der Arbeit finden. Der Wohl¬
stand dieser Unternehmer und der Landwirte, deren
Produkte zu sehr guten Preisen und gegen Bar¬
zahlung abgenommen werden, hebt sich sichtlich,
wenn sich auch ihr Verdienst in den gesunden
wirtschaftlichen Grenzen hält, die durch die strengen
Maßnahmen gegen Preistreiberei und Wucher vor¬
geschrieben sind.

Durch vorstehende Ausführungen glaubt das
Armeeoberkommando sämtliche in der vorliegenden
Interpellation gegen die Milirärverwaltung erhobenen
Beschuldigungen widerlegt zu haben.

Von der Verfassung eines die gesamte Ver¬
waltungstätigkeit im serbischen Okkupationsgebiet
umfassenden, eingehenden Berichtes muß abgesehen
werden, da eine solche Darstellung während des
Krieges von dem mit wichtigen positive Ziele ver¬
folgenden Arbeiten überlasteten Personal in abseh¬
barer Zeit auf Grund des aktenmäßigen Materials
nicht ansgearbeitet werden kann; hingegen hat sich
das Armeeoberkommando mir gegenüber gerne bereit
erklärt, eventuell noch weiter gewünschte konkrete
Daten zur Verfügung zu stellen.

Wien, am 7. Juni 1918. .

Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei . isoons
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I ^ ^Musweisunge » «ms Prag.
'liMDaphie -rt wird, gibt es jetzt

wemWWN von politisch unbequi
wurden gleich fünf ausgeMiesen
Seni  n , Frau Z u k l,
dessen Frau , ferner ein
Nannten gelten als „Anarchi
stehen, ^wie es heißt, bevo
Reihe an die Führer der
Partei kommen.

ins aus Prag
für Tag Aus?
exstznen. Heute

ar- Fräulein
t y ch und ^

i n a. Die Äe-
usweisungen

soll setzt die -
staatsrechtlichen«
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Wek , 2Ü. Mai . (Reise des MinisterssL r̂ öffentliche Arbeiten in das
Dstrau - Karwiner Kohlenrevier .) Der
Minister für öffentliche Arbeiten Ritter von Homann
hat in der Zeit vom 22 . bis 24 . d . M . eine Reihe
wn Steinkohlenbergbauen und Koksanstalten des Ostrau-
Karwiuer Kohlenreviers besichtigt, um sich über

)em Vorsitze des Ministers eine Besprechung über die
Lrnährungslage statt . Der Minister hob einleitend
hervor, daß die bevorzugte und regelmäßige Ver¬
sorgung der Bergarbeiterbevölkerung mit Lebens¬
mitteln unbedingt gesichert werden müsse, da die
Erhaltung der Leistungsfähigkeit der Kohlen-
rrbeiter eine Staatsnotwendigkeit ist, vor welcher
rlle anderen Rücksichten zurücktreten müssen;
senn die für Kriegführung und KriegswirtschaftzleiH wichtige Kohlenversorgung könne nur
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^ AMterbeweglLyD in Gmz.
^Äuf Beschlutz des Grazer Arbeiterrates erschienen am

9. d. um 3 Uhr nachmittags zehn Grazer Vertrauensmänner
auS Betrieben, in denen sich die Arbeiter im Streik befinden,
und zwei Genossen aus Bruck und Kapfenberg unter der
Führung von Pongratz , Resel  und Seitz  beim Minister¬
präsidenten und brachten die B eschw erden der A.r beit  er vor.

Die Vertrauensmänner beschwerten sich in erster Linie
über die schlechten Ernährungsverhältnisse
und verwiesen besonders darauf , datz diese Verpflegsschwierig-
keiten darum so schwer ertragen werden, da man gar
nicht absehe n könne , wann der Friede
kommen werde.  Dis Friedenssehnsucht sei allgemein.
Die Arbeiter befinden sich auch in besonderer Erregung , weil
dieZusagen , dieimJännergemachtwurden,
besonders über die Entmilitarisierung
der Betriebe , in weitere Sicht gerückt sind.
Die Vertrauensmänner beschwerten sich ferner, datz die
erwartete Milderung , der militärischen Matz-
regeln gegen die Kriegslei  st er , wie allgemein
berichtet wird , nicht cingetreten ist, sondern datz die Vertrauens¬
leute in erhöhte in Matze einrückend gemacht
werden.  Die Vertagung des Parlaments habe auch die
Meinung hervorgerufen, datz das Regime Stürgkh
wiederkehre und datz die Möglichkeit der
Schaffung des Hilfsdien st gesetzeS auf
lSgalem Wege dadurch hinausgeschoben
erscheint.  Die Vertrauensmänner verwiesen auch
darauf , datz es bei der ungemein schlechten
Ernährung undenkbar sei, die ausgedehnte Arbeits¬
zeit zu ertragen,  datz eine Verkürzung der Ar¬
beitszeit auf acht Stunden besonders in den
kontinuierlichen Betrieben notwendig
und möglich sei.  Ferner beschwerten sie sich, datz bei der
Verteilung der Lebensmittel ungleich vorgegangen werde, und
datz sich die Reichen im Wege des Schleichhandels ganz gut
ernähren, während die Arbeiter hungern . Ferner vermiesen die
Vertrauensmänner darauf , daß in den allermeisten Betrieben
mitWerksfassung die Arbeiter keineKon-
t rolle über die gleichmäßig e/V erteilung
derLebenSmittel im Werke s ^ b st besitzen.
Auch darauf verwiesen die BertrauenSmämOr , daß eS den Ar¬
beitern bei den jetzigen Preisen unmöglich Li, sich die nur
zur Arbeit nötige Bekleiduna  a «tz uschaffen,
sie verlangten , daß mindestens dafür gesiegt werde, daß sie
billige und dauerhafte Arbeitsileidcr KekonHün ./ ' Auch darüber
herrscht Erregung, datz die Weriksl »Kt Augen mit
den Arbeitern so umsp/hnge  MDatz sie Fich pro¬
voziert erachten. Auch erhoü n sie"di
datz den Beschw e/deko
oben , Winke gege / n w

^VN HNiHtin dernötig . öh

sgegenW i d e,r s p r u ch,
misst outen von

rden , die Löhne
e st z ufe tze n.

Was Me V e r t a g u n g des  P a rL  a m e n t s be¬
trifft, so sei ihm dies selbst am aller unangenehmsten. Cr selbst
sei unausgesetzt tätig , die Tagung so bald als möglich möglich
zu machen. Non der Wiederkehr einer Aera
Stürgkh könne absolut nicht gesprochen
w erden.  Es liege ihm vollständig ferne , wieder
eine Z - 14 - Wirtschaft cinzuführen.  Ebenso
aber falle es ihm nicht im entferntesten ein, das dem Abge¬
ordnetenhause unterbreitete Dicnstpflichtg es  etz anders
als auf parlamentarischem Wege zur Erledigung zu bringen,
weil die Entscheidung über dessen Gestaltung in den Händen deS
Parlaments liege.

. Bezüglich der Arbeitszeit  sehe er ein, daß bei der
dermaligen Ernährung eine lange Arbeitszeit nicht gut sei und
auch nicht den Zweck erfülle, die Arbeitsleistung zu steigern.
Die Regierung habe bereits nach dieser Richtung hin B er¬
rat ungen  gepflogen und beschäftige sich bereits mit der
Verkürzung der Arbeitszeit.  Wegen der Be¬
schwerden des Einrückenmachens der Vertrauens¬
männer  werde er mit dem Kriegsministcr Rücksprache
pflegen. Der Minister erklärte weiter, datz er die Beschwerden
über dieZustände in der Grazer Waggon¬
fabrik  zur Kenntnis nehme, daß er sich mit dem Ministerium
wegen der Waggonpreise ins Einvernehmen setzen werde und
datz er Weisungen geben werde, die Eingaben der Arbeiterschaft
an die Beschwerdekommissionen ehemöglichst eurer Erledigung
zuzuführen.

Was den Frieden  anlangt , so könne er sagen, dF°
die Aussichten auf einen allgemeinen Frieden nicht 's
trostlos seien , als allgemein angenommen
werd  e. Er hoffe, datz der Friede möglich sei. Auch det
Kaiser sei unausgesetzt am Werke, datz wir ehcbaldigst zu
Friedensvsrhandlungen kommen.

Was die Befürchtung anlangt , daß es wegen des durch
die allgemeine Erregung entstandenen Ausstandes zur Maß¬
regelung gegen Ausständige kommen könne, so müsse er sagen,
daß, wenn Montag die Arbeit wieder ausgenommen werde,
er dahin wirken werde , datz für die der¬
maligen Ausständigen keinerlei Folgen
erwachsen werden.

In der Sitzung des großen ArbeiterauSschussrS am
SamStag erstattete die Deputation diesen Bericht und beantragte,
es möge der Arbeiterausschutz im Hinblick auf diese Er¬
klärungen und den örtlich begrenzten Umfang des Streiks den
Vertrauensmännern empfehlen, die Wiederaufnahme
der Arbeit  am Montag früh vorzuschlagen. Der Arbeiter¬
ausschuß hat dies einstimmig beschlossen,  und
in der vormittags stattgefundenen allgemeinen Vertrauens¬
männerversammlung wurde dieser Beschluß fast einstimmig
angenommen.  Nachmittags fanden dann Versammlungen
der streikenden Betriebe statt, die fast einstimmig dem Beschluß
der Vertrauensmänner hellroten.

Die Antwort des MmisterpMsidenteir.
Der M i n i st e r p rü s i d e erklärte vor allem

bezüglich der Ernährung  s -str a g e, datz es recht
bedauerlich sei, datz nicht alle Lebensmittel ersaht werden
könnten. Die Bevölkerung habe noch einige schwere
Woch  e n vor sich, er hoffe jedoch, datz es dennoch gelingen
werde, aus der Ukraine in nicht allzu fernerZeit
eine entsprechende Menge vm Lebensmitteln zu erhalten, die
es uns möglich machen, bis zur neuen Ernte durchzukommen.
Er sagte auch, datz von den noch vorhandenen Vorräten den
steirischen Arbeitern ein Teil zugute kommen werde, obwohl
mit Rücksicht auf die vorher vorgebrachten Wünsche der not-
leidenden Küstenländer eine Verkürzung der steirischen Arbeiter¬
schaft geplant war , was aber durch die Vorsprache der
Streikenden abgewendct sei. Was die berechtigten Beschwerden
der Arbeiter über die Wcrksiassungen nnlangt , so werde er
dahin wirren, datz die Arbeiter dasKontroll-
recht und den Einblick in die Lebens mitte l-
z » Weisung und in die Verteilung er¬
langen.  Ueber die Bekleid ungsfrage  sagte
der Ministerpräsident zu, er werde sich mit den Ministerien in
Verbindung setzen, damir wenigstens die Arbeiter in den
Betrieben, die mit Säuren zu tun haben, alte Monturen oder
andere Bekleidungsstücke Angewiesen erhalten.
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- Den Industriellen Karl Freihcrrn v. Skoda , Arthur .
Krupp und Paul Ritter v. Schoeller ist kürzlich die <Ks-
heimratswürde verliehen - worden . Der goldgestickte
Frack und der Exzelleorztitelsind Dinge/ die auf demo¬
kratische Gemüter wahrlich keinen Eindruck machen rmd,

1 den inneren Wert eines Menschen nicht zu heben im --
>stcmde sind. Aber da solche Beweise kaiserlicher Hulch

doch als Auszeichnungen gelten und Darauf berechnet/
sind, einzelnen einen besonderen GlaM ' und ein be- , <

chondcres Ansehen Zu verleihen, - so rSuß man sich mit!
ihnen auch unter dem Gesichtspunkt auseinandersetzen/
welche Leistungen und VerdienShKkÄarch derartige
Gunsibeweisc belohnt werdM sollcAB Hätte man drei

!Personen aus dem KreMKunserDMidusirie heraus -/s
greifen wollen , in Heneri*sW die Kdregskonsimkmr be¬
sonders prägnant MiderspMelt, ,drei Personen, ) für . die /

«der Krieg eine H/rß : von Mfolgen :imd MüKMllen ge- ,
wesen ist, so chüche man die AusiMhll 'kaurn bester
treffen können/ AHch-was den Zisi«Fmcnhang mit der /
Börse betrifft / wch: diese 'AuHAiW glücklich, - denn -/dis -
Namen Skoda, . Krupp ^Mssst Schoeller sind auch Lirg
Namerr von drei Börsenpapieren , die fest Kriegsausbruch
im Mittelpunkt der Effektenbewegung stehen und eine
ungewöhnliche Anziehungskraft auf die fpieleirde Menge
ausüben . . - s- s . . s ' -

-- -Freiherr , v. Skoda hat die Stufenleiter der Aus¬
zeichnungen in einem Tempo durchmessen wie -vielleicht
noch niemals ein Mann in Oesterreich. Er ist -alles
geworden , was ein gewöhnlicher Sterblicher hierzu¬
lande nur werden kann : Baron , Ehrendoktor, General»
Ärtlllcric -Vtarine -Jngenieur , Besitzer des Großkreuzes /
'des :Franz Josefs -Ordens mit der Kriegsdekoration,'
/Herrenhausmitglied,mnd nun auch Exzellenz. Hätte er
der "Menschheit eine ^ neue Erfindung .geschenkt von der;
Bedeutung d?r,DanwünasLsttL . -.der^ LLtWotvLU.ch.Lex!

Schiffsschraube, niemals batte man ihm solch" Ruhmes - ^
kränze gestochten und ihn so hoch auf den -schild er- ->
hoben wie nach der Erfindung jener todbringenden,
Geschütze, die in seiner ' Werkstätte entstanden sind!
nud seinen Namen führen . Armer Menschengeist, !
der du für Kultur und Gesittung kämpfst,
verhülle dein Haupt vor dem Forscher, der
sich m den Dienst von Mordinstrumenten gestellt bat.
Skoda, Krupp und Schoeller haben aus dem Kriege!
reicbe Beute nach Hause getragen ; sie gehören zu den
größten und erfolgreichsten Kriegsgewinnlern Es str
vhneweiters zugegeben, daß der -staut bei der Aus¬
rüstung des Heeres auf die tatkräftige MiLwirdmg
her Industrie angewiesen war . Aber haben sich ihm
die Unternehmer bloß aus Vaterlandsliebe zu,. Ber¬
ingung gestellt oder war cs ihnen nicht vielmehr
darum zu tun . Lei diesem Anlaß ein glänzendes Geschäft
zu machen? Ehren und Anerkennung für uneigennützigen s
Opfermut mag man gelten lassen, aber Ehren und!
Anerkennung als Dramgabe auf reich/ Kriegsgewmne
nirstn herausfordernd und aufreizend. Latte etwa srei-
jerr v. Skoda ' feine Mörser oder Krupp seine Koch¬
kisten au den Staat geliefert, wenn dieser sticht mehr
gls die reinen Herstellungskosten gezahlt hätte ? Wre.
turmhoch steht über diesem Unternehmertum der
schlichte' Arbeiter , der alle seelischen und physischen

Kräfte dem Staate hingibt, schweigend die schwersten
Entbehrungen erträgt und die Lasten des Krieges wie
etwas Selbstverständliches auf sich nimmt 1 Skoda,
Krupp und Schoeller haben von diesen Leiden nichts
empfunden ; für sie war der Krieg das Trittbrett -zu
einem fabelhaften finanziellen Aufstieg, wie sie ihn in
ihren kühnsten Träumen wohl nie geahnt haben.

Aber wenn man von Soda noch behaupten
kann- daß er in seiner Art ' ein großzügiger Unter?
nehmer ist, und von Krupp , daß er über dem Geld¬
erwerb das soziale Empfinden nicht ganz verlernt katch
so wird man bei der dritten Exzellenz vergeblich nach
einer Handlung Ausschau halten, die als Verdienst >
um den Staat und die Allgemeinheit ausgelegt
werden könnte. Was haben die verschiedenen Schoeller , >
'deren Oberhaupt der neue Geheimrac ist, im Frieden
oder im Kriege vollbracht , wo.S über ihren persön¬
lichen Vorteil hinaus dem Gemeinwohl zustatten ge¬
kommen wäre ? Sie haben den Staat mit den
Zuckerprämien und die Zuckerkonsument er? mir den
st artellgc winnen aüsgebeutet , sie haben ihre Taschen
gefüllt und waren immer dort zu suchen, wo cs ohne
Gefahren auf leichte Art Geld zu perdienen gab.
Niemals haben sie sich durch andere Rücklichten testen
lassen als durch jene , auf ihren Geldsack. Als im
Kriege ihre Mühlen in Wien und Ebenfurt nicht mehr
einträglich waren , haben sie sic ohne jedes Bedenken und
ohne Rücksicht auf die Folgen , die sich darmm für die
österreichische Mühlenindustrre ergeben konnten, nach
Ungarn verkauft. Sentimentalität in Geschästssachsn
ist ihnen fremd. Sic sind immer dort zu finden, wo
die größeren Vorteile winken. Engherzig und hab¬
gierig, haben sie es auch immer verstanden, mst dem
Gelbe anderer ihre Angelegenheiten zu besorgen. Als
sie auf Betreiben SicgharLS den berüchtigten offiziösen
Prcffetrust schufen, den man witzig die Schoeller -Plattc
genannt hat , haben sie wohlweislich die faulen Aktien
der Elbemühl unter dem Vorwand , daß die Industrie
eine publizistische Vertretung brauche, anderen*
Industriellen angehängt . Das hindert sie freilich nicht,
die Herrschaft in der Elbsmühl unbeschränkt aus¬
zuüben und ihren geistigen Dienstboten Hungerlöhne
zu bezahlen. Herr Paul v. Schoeller ist auch Präsident
der niederösterrcichischcn Handelskammer , wohl der
hilfloseste und unbedeutendste Präsident , der jemals
auf diesem Platze gesessen. WaS Wunder , daß unter
jihm in dieser Körperschaft eine heillose Mißwirtschaft
Md Geldverschwendung Platz gegriffen haben und daß
diese Behörde mit ihrem Prachtbau auf der Ring¬
straße nichts anderes ist als eine Verforgungestätte
für höchst überflüssige Beamte ! Wenn eine Regierung
verpflichtet wäre , Auszeichnungen, die sie dein Kaiser
vorschlägt, zu begründen, so würde sie bei diesem
Vorschlag in arge Verlegenheit kommen!

Auszeichnungen, wie sie an diese drei Personen
verliehen wurden , haben übrigens auch eine politische
und soziale Seite . Die Regierung muß oder sollte doch
die Stimnurng in der Bevölkerung kennen, sollte wissen,
wie aufreizend gerade die' Kriegsgewinne, aus die zu !
den größten Entbehrungen gezwungene Bevölkerung!
wirken, sollte auch wissen, daß jedes am Staate er- j
-wordene Kriegsvermögen seine Gegenpost in der Schuld-
vermehruna sindet. und llbon aus diesen rein ethischen
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- Gründen sollte sie sehr sparsam
an Personen umgehen, die für ihre Verdienste, inenn
sie sich solche erworben haben, ohnehin reichlich ent¬
lohnt worden sind. Wenn sic Bankdirekmren und Bank- ^
Präsidenten mit Orden überhäuft , in den Adelsstand ^erhebt und Industrielle zu Exzellenzen macht, so sank¬
tioniert sie nicht bloß die rücksichtslose Bereicherung'durch die Kriegskonjunktztr. sie drückt den Kriegs-
gewinnen auch noch den Stempel eines verdienstvollen ^
Werkes aus und setzt sich damit in offenen Widerspruch'
tzurn Abgeordnetenhause, welches die KrregSgewimü:
als ungehörig und verderblich verurteilt hat und be¬
müht ist, wenigstens ihre schlimmsten Auswüchse durch ^
Wegbesteuerung zu beseitigen. Orden und Auszeich¬
nungen , aus solchen Anlässen, verliehen, sind eines
ernste wirtschaftliche Gefahr . Denn sie sind geeignet, sin den Köpfen der Ordensträger , der Exzellenzen und
Geadelten, den Glauben zu erwecken, daß sie für den
Staat wiMch, 'etrvatz' geleistet̂ baberr^ undschätz ' dieser^

nhnen zu bleibendem Danke verpflichtet.fei.. Die Ehren,
die der Staat zu vergeben hat . sollte er aufsparen für

^ene, ^die auf dem Schlachtfeld täglich ihr Leben ' ein-
setzen; für die Helden im Hinterland ist der Mammon
gerade AusZeuhnung genug. *** s

MIL
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erne MiIlion Kroneu geschätzt. Und diese Riesen¬
provisionen in so kurzer Zeit wurden bloß durch die Etn-

-- Die Gebarung der österreichischen Zentraleinkaufs¬
gesellschaft in Sechsen füllt eines der unerfreulichsten
Kapitel in der Geschichte des Lebensmittelhandels im
Kriege. Denn durch das Eindringen der „Oezeg" in Ser¬
bien wurde Las wirtschaftliche Leben im austro-serbifcheu
Okkupationsgebiete korrumpiert . Dies war um so bedauer¬
licher. als die Festsetzung der „Oezeg" in Serbien gegen
den Willen der leitenden Militärverwaltung erfolgte. Ge¬
heime Wiener Protekjpren waren es , die dem Vertreter
der „Oezeg", dom LlöydschiMapitän Gärtnc  r , einen
offenen Befehl und ein Empfehlungsschreiben desbUrmee-
oberkommandss ertvirktsn , die der „Oezeg" als „SMam- s
öffne-dich" alle bisher für Geschäfts schwer zucmng'W^ n
Aemter des Belgrader Militärgoudernements e^ Gossen^
So erhielt hie „Oezeg" ein Moiwpo ! für den EinkaufE"
Veterinär - und Agrarprodukten iniSchnugglerMrkehrMü
entlang der österreich-bulgarischen OlkupationsMnze iim
Momwätale . Diese tldonzestioir wurde von dem GchMHne-
mei nur sehr ungern erteilt . Der JntendanzchewJofLf
Fest I machte kein Hehl, daß seiner Ansicht nach/die ge¬
forderte 'Konzession den guten Sitten widerspreche, weil
dadurch ein durch außergewöhnlicheVerhältnisse entstande¬
ner sträflicher Schleichhandel als zurecht bestehend von
Amis wegen anerkannt wurde. Aeberdies war die Del-
graderJnteudanlur der richtigen Meinung , daß die An¬
wesenheit der „Oezeg" irr Serbien auf die im Schmuggel¬
verkehre eingchandelteu Naturprodukte preisver-
teuernd  wirken werde.

Dieser Schmuggel wurde von serbischen Bauern be¬
trieben, die der ruinösen B-'schlacch.abms ihrer Erzeugnisse
durch die Bulgaren zu entgehen trachteten, indem sie Fett
und geschlachtetes Nie!) bei den deutschen und österreichi¬
schen Grenzkonlinandgnten gegen Salz und Zucker ein¬
handelten . Da die Deutschen (welch- ditz wichtige Grenz¬
bahn Südost von Semendria bis Nisch betrieben) , den
Bauern jeden geforderten Weis bezahlten, so war von
Vorneherein der österreichisch? Schmuggscherkehr ziemlich
belanglos. Das sollte nun Lurch die „Oezeg" anders wer¬
den. Mit der Organisation des Grenzschmuggels betraute
sie ein übel beleumundetes J -Wwiduum, den ehemaligen
serbischen Grenzpolizeikommissär Jowau S .e nicki,  der
wegen Mädchenhandels mit schwerem Kerker vorbestraft
war . ' Das Geschäft entwickelte sich, obwohl dis Bulgaren
den Grenzkordon Lurch Bajonette verdichteten, zur vollsten
Zufriedenheit des Generaldirektors der „Oezeg", Leopold
Pilzer,der „seinen : lieben Senicki " eine schwere goldene
Zigarettendose mit Namenszug als „Zeichen seiner An¬
erkennung und Dankbarkeit " überreichte.

Zufrieden Maren auch die Leiter der serbischen
„Oezeg"-Organisatmn Sen icki und Gärtner,
dennschonnachvierzehnmonatigerTätrg-
k e i t h a,t t e d e r E r ste r e u n t e r d e r K o n t r o I t e
desLetztgenannlenan Provisionen zwei
Millionen Kronen i ns , Verdienen g e-^
bracht:  Die gleichzeitigen Einnahmen des Ko n-
trollors G 5 rtner , „d i e v o n derBslgrader
S t e u e r b e h L r d e n i cht e r f a ß t w e r d e n k o n n-:
cken ", wurden iu Belgrad allgemein auf mehr als

sammlung von 120.000 Kilogramm Fett und 6000 Stück
Rindern und geringfügigen anderen Lebensmittelmengen
von den MMLrgrenzbehörden erworben!

Ein Grenzzwischenfall beleuchtete plötzlich die wahre
Natur der Lieferungsgeschäfte der ,,Oezeg"-Organifation
in Serbien . Zwei Reserveoffiziere als Grenzstationskom¬
mandanten erstatteten Anzeigen, dass sie die Organisa¬
tion Senicki zu bestechen versucht habe, nachdem sie deren
Beamte beim Ankauf von behördlich beschlagnahmen

Waren betreten hatten . Daraufhin erstatteten nach ge- '
nauer Varerhebung der angezsigten Fälle der Intendanz-
chef Josef Festl über Befehl des Generalstabschef Oberst
Hugo Kerchnawe dis Strafanzeige gegen
Senicki und Konsorten wegen versuchten
Betruges und Preistreiberei . Gleich¬
zeitig wurde Senicki in Haft genommen.
Die Durchführung der Untersuchung wurde jedoch als¬
bald, nachdem der Kontrollor Gärtner in Wien
rapportiert  hatte , den Belgrader Behörden aus der
Harw genommen und einem aci lioa delegierten Militär-
auditor übertragen , der nach kurzer Untersuchung die
Einstellung des Verfahrens  gegen Senicki
und Genossen anordnete.

Während der Inhaftierung Senickis stockte das
Schmugglcrgeschäft der „Oezeg" in Serbien vollständig.
Ihre Generaldirektion in Wien ließ sich nur ungern einen
vom Militärgouverncment empfohlenen Vertrauens¬
mann , den gewesenen serbischen Finanzminister Wuka-
schin Petrovic,  aufdrängen . In einer „Oezeg"-
Sitzung erklärte das Kontrollorgan Gärtner , daß die
österreich-ungarischen Offiziere an der Grenze eingehende
Schmugglerivaren an Petrovic nicht abliefern werden!
Tatsächlich konnte der Genannte in den nächsten fünf
Monaten aus dem Grenzverkehre kein einziges
KilogrammFett , kein ein zigesStückVrey
abliefern , wodurch die Geschäftsmache von Senicki und
Konsorten erst recht erklärlich wurde. Dennnichtaus
dem Schmuggelverkehre , sondern aus
dem Ankäufe von amtlich beschlagnahm¬
ten , auf unredlichem Wege erworbenen
Veterinärprodukte u des okkupierten
Gebietes stammten die Rie sc ue i n kü n f te
Seni,ckis.  Bloß ein Teil dieser Waren wurde von ihm
der „Oezg" fakturiert , während große' Quantitäten von
Lebensmitteln aus Oesterreichisch-Serbien dem Schleich¬
handel überliefert wurden!

" Bald nach der Enthaftung Senickis knüpfte die
„Oezeg" mit dem Genannten wieder an , der ihr „ferne ,
Organisation " sür 200.000 Kr . zum Verkaufe anbvt . Vor¬
her harte die Wiener Generaldirektion der „Oezeg" Len
lästigen neuen Vertreter Petrovic durch Neber-
l a s s u n g w o n e i u e m Waggo  n Zucke  r ( !) ver¬
anlaßt , von dem mit ihr geschlossenen Vertrage zurückzu¬
treten . Diese seltsamen geschäftlichen Zettelüngen , an
welchen sich alle Beteiligten auf Kosten der übervorteilten
Wiener Bevölkerung bereicherten, während gleichzeitig das
öffentliche Leben in Serbien auf ganzunglaublichc
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Weisede moralisiert würde, hatten auch eine sehr
bedenkliche politische Seite. Um seine Kriegsgewinne auch
^ür die Zukunft sicherzustellen, trat Senickt durch seinen

Kruder Wladimir  in Genf mit der serbischen Rsgre-in Verbindung, indem er ihr für alle als „Oezeg"-
treten gemachten Geschäfte Kriegsg-Soinnsteuer ĥe-ne, die er wieder an die ihm angegebenen Adressen m

i Serbien abführte! Schließlich wurde er der Bankis r^ür die in Serbien sich bildenden Frei-
scharen.  Es wird niemandem Wunder nehmen können,
wenn in der nächsten Zukunft aus dem Kompagnon der
„Oezeg" von gestern ein Ankläger von morgen werden jwird, denn Senicki kennt wie kein Zweiter die dunklen
Geheimnisse jener wirtschaftlichenCliquen, die auf Kosten¬der notleidenden Wiener Bevölkerung in der skrupellose¬
sten Weise sich aus den serbischen Ernieertragnmen die
Taschen füllten. , r

S p ec t a to r V ie n nen sj S.ss
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VsrkstzrMges
Prag , 1A. Oktober . Statthalter

ilgende Kundmachung erlassen:
Die neue Ordnung des Staaiswesens ist im Gange.Unbehindert und auf Grund des freien Willens der Nationen

soll sich die Entwicklung vollziehen , so wie ihr unser Monarchdie Wege gewiesen hat . In der llebergangszsit bleiben diegegenwärtigen staatlichen Einrichtungen aufrecht und die Ver --
.waltung setzt ihre ^ äliHkeit fort/ Ruhig un,d in den kulturellenGrenzen sollen sich dre neue» staatlichen Gebilde ordnen und. fügen . Wer jetzt den G a« r K e r D i n g e gemalt-
samzu stören  verseuch »sin - würde , begeht sin
Verbrechen  a nF e tzv eLn ' 8/olks und an dessenZukunft.  KundgHunMn tnd Meuherungen politischer Natur
innerhalb der gesetzWeu Kreuze / wird nicht entgegengetreten
werden . Das . was ' ccher Am ^ Eeu . Preis und bis zum letztenAugenblick gefchMtF »mR erhalten bleiben mutz, ist die
öffentliche  Rjsrr heund d n u n g, d i e Sich e r-heit der Person n n d^ ?>e s Eigentums : die
Grundlagen der K^ l tu r » und Zivilisation.In der gemeinsamen Lbtvchr solcher Verbrechen sind alle
besonnenen Bürger eines Sinnes . Mit unnachsichtlicher Strengewerden , wo es noltut , die staatlichen Organe den ruhigenBürger zu schützen und jeden frevelhaften Eingriff abtzuwehrenwissen. Ich fordere alle Mitbürger auf . Ruhe zu bewahren.
Der Tag des Friedens ist nicht mehr fern und würde durchVersuche gewaüsamer Erhebungen nur hinauögeschoben rverdeu.

Wie man aus Prag meldet , starrt die Stadt in Waffen.
Militär isi in Massen cmfgeboterr und all « KriegSwerkzeuge sindaukrtzrkL - —
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... ^ . . .. , . , . . 'über die Ablieferungsverhältnisse befaßte. Präsident
Nm I7 . Oktober p. I . hielt Lbt Helmer  Mne -Sontag teilte dabei nach der-wörtlichen Uebersetzung

nMkwüMgs tzerrerlhausreds, m oer er Mk-von oeut- „Benköv" mit : „Im ganzen wurden 364.377 Kilo
ich« -Ms -lang geahnte UnglkchmahlqMt m den Av- der Zeit vom 1. AM .bis 30. September .1917) ab-lie zwischen der deutschen und der geliefert, wovon auf die Tschechen 55,55 v. H., auf die
Landwirtschaft zahlenmäßig nachwies. W sei hier nur Deutschen 44,5 v. H. entfallen:" Er hat damit meine
Mrauf verwiesen, datz nach seinen Angaben btt mbg»  Ausführungen glänzend gerechtfertigt, denn die Diffe-

"'̂ irischen Dezsrkê Sd^NtetexWwW^ dw -xMz Meiner und seiner' Angaben betrügt hinsichtlich

mÄ MeftrtLäEusMLtschkdhlyM , .Me . ÄvliA«-- üsnen Zahlen Zur Verfügung' gestellt erhielt, die den
rung um SSH170 MeteWniner Roggm Mhr hatte deutschsn Kreisen verwehrt blieben. . . . -
ljstrsgW müssUl, mrr' welcher Menge Pik IlnversorgtLn Meine Behanpinngcn über die geringen Abliefernn-
des Landes AHhren volle sechseinrriertel Monate ans-- ^ des tschechischen Grunobesilles wurderr von einer
gekommen WGM. Da ^er Tschschischb-phme-n nie - ' . -fruchtbare Eebeste besitzt,F»mr m
stungssähigkert um PnMrMLl HL
es HMe unter diesen MsichNpuntt
gLlchferte Menge für MN-HHreHedH ^ 'der Unversorg¬
ten Währen-Z gereicht; bezre
dann- 7,5 Monate mlsWpltt
BereHnwrg habe ich Hann
mährischen VerhältirrM gern
daraus verwiesen, daß von
schuft ein Drittel der aufgevr
tMieferung gekommen ist, wahrend die deutsche Be¬
völkerung nach' der österreichischen Statistik vom Jahre
M 'q nur L?,k v. -H. beträgt und dis Landwirtschaft be¬
stimmt yrrr M p. K. ansmache» wird, weil bekanntlich
der größte Teil der deutsche« Bevölkerung in den
Ctamen wohnt rürd Industrie und Handsl angeyort-

Eingehendere zahlenmäßige Mitteilungen , habe iw
damals .hinsichtlich der Fe tt v er s o r g UNg gemacht
urrd darauf hingewiefen, daß Deutschmahren, das in?
folge der größeren Frischmllchllkserunge» von Süd

. . .. .. . ...eihe von deutschen Abgeordneten auch der-k. k. Statt-
th.ip.Wkchv Lei- pMerei zur Kenntnis gebracht. Damals wurde darauf
,ernschatzen und ^ widert, daß die tschechischen Bezirks mehr Selbstver-
ste zu wenig am- sorger aufweisen, mehr 'KleingrimdLesitz haben und in¬

folgedessen weniger Getreide an d-e .Kriegsgctreide-
veÄehrSanstalt abliefern können. Ich habe daraufhin
in unserem ersten Fnchblatte, der „Wiener landwirt¬
schaftlichen Zeitung", nsich mit den mährischen
G r u n db  e si  h v er  h ä l t u i s se n besaßt und dort
unter anderem ausgcführt, daß nach der Arbeit des
tschechischen Landesrates Dr . Franz -Rohacek über die
Grundsteuervorschreibungin Mähren von der Gesanrr-
steuervorkchrsibuna auf den GroßgrundbesitzLZ v, ,H.

ngLMffe e§ wäre Men
n . LnschliHend an diese
inize Ausblicke auf die

)t und hier insbesondere
er deutschen Landwirt-
ten Getreidemenge zur

entfallen, während hinsichtlich der deutschen Gtever-
yorschreibung auf-den Großgrundbesitz 16,8 V. H-, hin¬
sichtlich der tschechischen aber auf dm Großgrundbesitz
33,7 v. H. kommen. Bon der dem gesamten Großgrund¬
besitzsMährens vsrgeschnebenen Steuer entfaIDl auf
den im deutschen Wirtschaftsgebietegelegenen Groß¬
grundbesitz 19,8 v. H., aus dm im .tschechischen Wirt-

schaftdn, nur 81 v. H. zu Lern hat, von Anfang AM uud ZuckerfabriLn in Mahren und Schlesien" die
bis Hqhe September l? N- H .' der Gesamtmenge. M AErflache oes Großgrvnobesches nach dem deutschen

lächisch-Meserilsch und Wsetm, nur 1,5 v. H. der' auf¬
gebrachten Menges absLellten, während beispielsweise
zur sÄben Zeit der deutsche Teil des Bezirkes Stern-
Ssrg.120 v. H. dex.Barschrsibung Mieferte . Daß n̂icht
dfe Borschreibung an diesen Verhältnissen schuld war,
»geht daraus hervor, daß in derselben Zeit, in welcher
der deutsche Teil des Bezirkes Mahrffch-Trübau 115

ischLchischmährÄl seine Lleferungsverpflichtungso ernst
nehmen wie Deütschmähren, dann hätte Tschechisch¬
mähren bis 30, September (191?) statt 178.408 Kilo
Butter nicht weniger als 538.135 Kilo aufgebracht
und dann wären statt 337.574 Kilo — 747.301 Kilo
für dse öffentliche Upprovisiomernng zur Verfügung
gestanden; «s hätte also die Fettkarte mit der doppel¬
ten Menge eingelö'st werden können." M -.
, Ich wurde wegen dieser freimütigen Behandlung ^ -- -
der tatsächlichen Verhältnisse von den tschechischen
Blättern nicht wenig, in den Kot gezerrt Eine tat¬
sächliche Widerlegung der Zahlen hat jedoch nicht statt-
gesundem Lediglich der tschechische Landesmolkerei- ^
verein hat am s . Dezember eine» Laudesmolkereitag!
abMalten , der sich wohl auch mit Nachfragen, grüßten-^ von den deutstjeu
vorainsmit  den vsn mir verössentlichten Zahlen

prachgebiet gelegenen Großgrundbesitz nur 15,2 v. H.
der Gsfamtackerfläche des Großgrundbesitzes1» Mäh¬
ren entjnllen. Daß dies»' Arbeit, dis in der Nummer
der „Wiener landwirtschaftlichen Zeitung" vom
30. Jänner 1918 erschien, imwide-rlegt blieb, zeigt, daß
sie seder Kritik staudzuhalten vermag.

Wertvolle Aufschlüsse zur Frage der tschechischen
Lieferungen gibt die am 12. Mai 7918 erfolgte Ant¬
wort her Regierung aus die Anfrage des Herrenhaus-
Mitgliedes Grasen Schönbnrn  in der Herrenyaus-

' sitzung vom 29. Oktober 1917. Die 31 Seiten betra¬
gende 'Antwort birgt eins Fülle von Zahlenmaterial
und läßt uns einen genauen Einblick in die irr Betracht
kommenden Verhältnisse tun . Hier soll nur darrruf hin¬
gewiesen werden, daß die Hektnrerträge  Böh¬
mens, wie folgt,' angegeben wurden:

LSctze» Rrmem Kcritc .haser
in Mercr - cn tii - rn

tschechische Bezirke 147- 12'3 I6M IS'6
deutsche Bezirke . . L . 103 7 g 133 N 3

Abgeliefert §wurden nach dieser amtlichen Zu¬
sammenstellung iH Böhmen

- Roggs» Gegt« Hafer
> in Li ete .r z ent v er n

8-3 10'S 6-S
tscheWchenWM̂' 4-8 2-7 7-6 S'v

ArkeW-̂ 73

gt ÄK ' daK d kutsche  HMdgkbrrge für den
"" ""Miwe u m 3 0 !' i.K'5 0 v, H. in e h r a b-



«.ÄTiLfert als on sniKMare tschechische Tiefebene,
dM Mrntammer OsstMerchSl ' !

Hmsichklich MLffweps  hake ich in dem Aufsätze
„Die Bersorgjpiffoer BepM «rü«b .'Sej der KviegMo-
düktjon" tzMiuf vsrmressus daß' kinzelne «LebiM nicht
dytz MMet Haben, was mau um, H «e» verlangen
kourrĤ und tzy'tze' Puter Ansähruug her ArchauWche
irrch der AM'eferÄug hmsichtNH einzelner KeKirre'die
Lieferung W dLu.HMär '.Herkchuet. Der Lmjd'sshpxK-
kchsiitt' hmsichtÜch- aLsr^LiefÄtülgett,' der' bei Weizen
3,69 Me'tk'rz'NtWrr .M KM 1,D Mtzr ., der Gerste
5,88 Utzr ., be,i Hafer Z76 Mtzr . und Lei Kartoffel
8M Mtzr . Lstxägtf m 'Ly und für sich schau «iKig.
Interessant ist NM, daß der dentsaic. Bezirk WkolK-
burg, der ständig unter Trockenheit Leidet, mit 8,20
Meterzentner Weizen' an erster Stelle steht, wahrend
die tschechischen Hannabezirke Proßnitz nnd Litton nur
3,85 MtM 'bezichifligsweise 1,84 21-tzr. Werten . Im
Mährisch-Schönberger Bezirk hat dgs deutsche Gebiet
8,67 Mtzr ., das tschechische Gebiet 2,85 Mtzr . Beizen
für den Hektar Ackerfläche abgeliefert. Bei Roggen
brachte es der Bezirk Proßnitz nur auf 1,64 Mtzr., der
Bezirk Litlnn sogar nur auf 6,96 Bttzr., und voni Be¬
zirk Sternüerg wurden hlnsichrtich des Le'stsche« Teiles
1,24 Mtzr., hinsichtlich des tschechischen Teiles 2,26
Meterzentner' abgeliefert. Selbst bei Gerste, der typi¬
schen Frucht des Rübenbodens, steht der deutsche Bezirk
Nikoldburg mit 10,49 Mtzr. an erster Stelle und es
folgt dann erst Proßnitz, worauf gleich der vorwiegend
deutsche Bezirk Sternberg , der auch bei Weizen mit
7,97 Mtzr. ziemlich hoch oben steht, mit einer Gersten-
lieferiiug von 8,46 Mtzr . .

Nun ist die GMuübcrstelluug auf Grund der Ab¬
lieferungen für den Hektar nockstimmer nicht einwand¬
frei. Ich habe deswegen in der „Oesterreichischen
Agrarzeitung " vom 22. Juni 1918 für Men einzelnen
Bezirk den Ertrag auf Grund der Anbaufläche und
der Ernteschätzung an Brotfrucht berechnet,, von dieser
Zahl den Selbstversorgerbedarf mit 144 Mo jährlich
und die Lieferungen an die Kriegsgetreideverkehrs¬
anstalt in Abzug gebracht und so festgestellt, was die
einzelnen Bezirke zu viel oder zu wenig zur Abliefe¬
rung gebracht haben. Dabei konnte ich feststellen, daß
die deutschen Bezirke Bäru , Mährisch-Schönberg und
Sternberg um 828 Mtzr ., 8522 Mtzr . und 877 Mztr.
mehr geliefert haben als sie rechnungsmäßig liefern
sollten, während beispielsweise die tschechischen Bezirke
Litton, Proßnitz und Prerou mit 13 589 Mtztr ., 5266
Mtzr . und IWÎ Mtzr . jm Rückstände geblieben sind.
Dabei grenzen die genannten Bezirke aneinander, und
eS wurden dis wirtschaftlichen Verhältnisse entsvrechend
berücksichtigt, wie überhaupt der Umstand, daß die Ar¬
beit in einem ersten Fachblatt und keiner provinzio-
ncllen Hetzpresse enthalten war, zeigt, daß es sich bei .
diesem Vergleiche um eine Arbeit handelte, der jede ^
nationale Triebfeder fern lag. !

Will man die Verhältnisse richtig beurteilen, so muß ^
man sich vergegenwärtigen, daß in demselben Wirt¬
schaftsjahre, in welchem die Tschechen 1,744.000 Mtzr.Getreide abgeliefert haben, die Deutschen auf 839.400
Mtzr . kamen. Selbst wenn man nach der österreichi¬
schen Statistik die in der Landwirtschaft beschäftigten
Perwuen einschließlich der Taglöhner und der Fa-
milieumitgliLderzum Vergleiche beranziebt- wird man

> finden, 'daß von 662.989 zur Berufsklafse N (Land-
! und Forstwirtschaft) gehörenden Berufstätigkeiten nur
j 141,280 oder 21,3 v. H. deutscher Zunge sind, lieber
! die Bodenverteilung steht uns leider keine Statistik

zur Verfügung- Sie wird aber ähnliche Zahlen Men.
Auf keinen Fall erscheint es gerechtfertigt, daß von den
18.7M Kilo Butler , die in zwei aufeinanderfolgenden
Jumwochen in Mähren aufgebracht wurden, nur
10.033 Kilo oder 63,5 v. H. vom tschechischen Gebiet
stammen., mithin das deutsche statt LI v-, H- mH 46,5
n. K. ausgebracht hat oder daß in einer Septenlker-
woche. welcher 66N4 Kilo aufgebracht wurden, vom
deutschen Gebiet 2937 Kilo, das sind 83,8? v. H. zm'

v. Mstcllung kamen. Ddei daß in. M « ausein andersol-
gendeu Septemberwochen, in denen 800'Mo und 1200
Kllo an die Landeshauptstadt Brünn geliesert wurden,

von Wseu 20W Mo — 1245 Wo von deutschen MÄ-
t'epeien stammen. Oder daß endlich an der oben er-
wähnten 5501 Kilo Wnchenmeugedie deutschen Ge¬
meinden des Bezirkes Mäi-risch-Trj 'ibau mit 985 Kilo
oder einem Sechstel der Gesamtmenge beteiligt sind,
obwohl es sich nur um 65 Gculeiflde« handelt, Mäh
rend Mähren 8028 GeuiÄnden zählt.

Vs ist leider Tatsachê daß die Erntoschätzu u-
gen  in den tschechischen' Bezirken ein äußerst klägliches
Bild mgeben haben und es wurden Fälle bekannt, wo
tschechische Gemeinden nur einen Eruteevtrag von
1 Mtzr . für den Hektar angabeu. Jufolgsdessen geh« !
auch die .provisorischen Kontingente von ganz fälschen
Voraussetzungen aus und die Tschechen wissen wohl,
was sie bezwechen, wenn sie die Landwirte ausfordc-rn,
nur We. provisorischen Kontingente abzMefcru. Die
Regierung aber tritt den tschechischest Plänen wieder
mir mit der in Oesterreich üblichen Energielosigkeit
entgegen und spricht in der amtlichen Erklärung über
eine unzulässige Gründung nur dapon, daß mehrere
Tagesblätter die Nachricht brachtest, daß in Mähren
an der Schaffung einer Organisation gearbeitet werde,
die aus Erzeugern und Verbrauchern zu bestehen
hättet Daß diese Organisation nur in tschechischen Krei¬
sen gepinnt ist. darüber erfährt mau nüS dieser amt¬
lichen'Erklärung kein Wörtchen, wie auch der tschechi¬
sche Wirtschaft-rot nicht erwähnt wird, ohwohl mpu
weiß, haß zwischen seinen satznugsmäßigen Zielen und
der wirtlichen Arbeit ein gewaltiger Unterschied be¬
steht. Beinahe ymtz man dem österreichischen Richter
recht gehest der in unserem gemüßigsten'TageWgtt,
dst: ,,Reichspost", vom >?. P. M. 'schreib;: ' „Per Ol-
msttzer Beschluß läßt sich kriminalistisch in «ne ganze
M'ustsrkarte strafbarer Handlungen auflösen". . . Man

'wirch hem Staatsailwat ; aus . Ol mutz aus vollem Her¬
zen heivflichten, wenn er die Anklage erhöbe, um dem
Gericht' die Möglichkeit zu einer exemplarischen Strafe
zu bieten. Wird er das tun? Wird er das tu« dürfen?
Da muß allerdings noch die Vorfrage gelöst werdmi,
ob am dem Gebiete der künftigen tschecho-slowakischeir
Republik die österreichischen' Gesetze noch Geltung
Häven. Fast möchte uian es bezweifeln. . . . Wenn so
Äu unoeeinftußbarer Richter schreibt, danu mutz
wahrlich die Zeit zum Einschreiten schon gekommen
seist. - »

Nun besagt eine Notiz vom 26. v. M. allerdings,
daß das Amt für Bolkscrnähruug die politischen Lan-
des'beh'Axden beauftragt Hst, die Ergebnisse der Ge¬
treideausbringung allwöchentlich in der Tagespresse zu
veröffentlichen. Kas heißt wieder ein scheinbares Zu¬
geständnis machen. Denn die Konferenz der deutsch-
umhrischen Abgeordneten hat die monatliche Ver¬
öffentlichung der Aufbringungsergebnisse nach Bezir¬
ken und Rationen getrennt verlangt , und zwar hin-
sichtlicu aller staatlich bewirtschafteter landwirtschaft¬
licher Produkte. Bei Getreide wurde dsbei auch gleich¬
zeitig die Beröffentliung der Anbauflächen gefordert,
damit die Lieferung für den Hektar berechnet werden
kann. Tabei müssen selbstverständlich zur Beruhigung
der deutschen Oesfentlichkeit zuerst die Au-sbringungs-
ergsbisse des Jahres 1917 —1918 und dann diejenigen
des Jahres 1918—1919 von der Ernte bis September
veröffentlicht-werde«, weil die deutsche ländliche Be¬
völkerung gleich nach der Ernte fast allen Uiwerschuß
abgeliefert hat und spätere Ausweise wertlos werden,
wenn man die bisherigen Leistungen nicht berück¬
sichtigt. Reben dieser Hauptforderung wurde von den
dsutschmähr'scheu Abgeordneten auch ein Verbot der
nationalen Wirtschaftsrätc und der Natiormlsteuer ge¬
fordert und ein Wechsel in der Leitung der Kriegs-
getreideverkehrsanftalt verlangt, da die fetzige tfchechi-
7HT' Leitung den Deutschen jeden Einblick tu die Ge¬
schäftsgebarung derselben verwehrt, während die tsche¬
chischen Blätter das ihnen zusagende Material ver¬
öffentlichen, das die deutschen Blätter dann mit
Quellenangabe Nachdrucken können. Die Regierung
muß sich endlich klar werden, daß auch die Geduld der
deutschen'Kreise einmal ein Ende hat und sie wird
wissen, daß die Versammlung -der deutschen Abgeord¬
neten am 18. v. M. die Organisation der Selbsthilfe
verlangt Hat, wenn den berechtigten Forderungen des
deutschen Volkes nicht vollends entsprochen wird. Das
deutsche Volk hat erkannt, daß es nur eine Wahl gibt:
Zusammenbruchoder Umkehr.

Genossenschaflsmstruktor Fran z Hilm  er , BMmH
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In der gestrigen Sitzung der österreichisch
der ungarischen Preisprüsungskommission ist der Vor -̂
schlag gemacht worden, man solle He Preistreiberei
als Hochverrat bestrafen. Ein seWMgreiflicher Vor¬
schlag: in dem dicken Buche, irMoM die von der
Kreisprüfungskommission ermittM « und von der.M
gierirng festgesetzten Höchst- undMiMpreise verzeichnet
sind, stehen alle WarsnpMse,
dun Markte gefor

^Wüsuilgskvmmissi,
Arbeit verzweif
Mitteln des SAar
Richtpreisen GelDcng
leugnen, dag Iihr
Die Wucherer,

zwinge.
Vorschlag

nicht, die auf
wAden ; die Preis

ihrer mühseligen
"stärksten Macht

Wen Höchst- rmd
Und wer wollte
pslkstümlich ist?

der bittersten Not
ihre Reichtüurer pressen, HWen dem Staate unendlich
größeren Schaden zugefügt als die armen Teufel/ ,die
man für Jahre in den Kerker geworfen hat, weil , sie
sich irgend ein staatsgefährliches Flugblatt aufgehoben
haben. Die Kapitalisten , deren junger Reichtum von:
Blute unserer Brüder und Söhne trieft , sind nach
dem Rechtsgefühl des Volkes der schwersten Strafe
würdigst Und doch, so begreiflich und so voWKmlich
die Forderung ist, den Preiswucher mit der Todes¬
strafe zu bedrohen — sie ist doch nur ein Anzeichen
mehr der Hilflosigkeit, die vergebens einen st'
aus dem wirtschaftlichen Chaos sucht. -

Denn wenn mit dem Strafgesetz der "Teuerung
beizukommen wäre , dann müßten wir sie längst schon
überwunden haben. Unsere Kreistreiberoerorommg
vom 24. März 1917 bedroht den Preiswucher - mit
Freiheitsstrafen bis zu drei Jahren schweren Kerkers
und mit Geldstrafen bis zu 600.090 Kronen ; was
hat sie genützt ? Strafbestimmungen können im Kampfe
gegen den Preiswucher als untergeordnete Hilfsmittel
ganz nützlich sein ; aber mit Kerker und Galgen allem
kommt man gegen Erscheinungen nicht auf, die aus
dem Wesen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung
hervorgehen und sich in der Kriegswirtschaft des
Kapitalismus mit elnueniarer ' Gewalt durchsetzen.

Jede Gesellschaft kann nur das verbrauchest,
was sie erzeugt hat . Immer muß der Bedarf dem
Vorrat angepaßt werden . Wie erfolgt mm diese An¬
passung in der kapitalistischen Gesellschaft? Sie .,
sich mittelst der Bewegung der Warenpreise durch.. W
die Nachfrage größer als der Vorrat , dann steigt der
Preis . Wenn aber der Preis steigt, dann sinn dir
Nachfrage. Der Preis muß so lange steigen, bis die
Nachfrage nicht mehr größer ist als der verfügbare
Warenvorrat . Mittelst der Erhöhung der Warenpreise
wird die Nachfrage dem Angebot, der , Bedarf dem
Vorrat angepaßt . -f st - -o.

Hat man sich das einmal klargemacht, "'so M
greift man , warum die Preise in der Kriegswirtschaft
so furchtbar steigen müssen. Die Warenvorräte sind
infolge der Sperrung der Zufuhr aus Ungarn und
aus dem Ausland imd infolge der Verkleinerung der
heimischen Warenerzeugung sehr klein. Die Nachfrage
aber ist sehr stark ; da nämlich der Staat immer neue
Milliarden Banknoten in den Umlauf preßt , ist daS

Geldeinkommen der einzelnen Staatsbürger sehr hoch
und die Bürger schränken daher auch bei hohen'Preisen
ihre Nachfrage nicht ein. Die Preise müssen daher
ungeheuer hoch steigen, bis die Bürger schließlich doch
trotz ihrem erhöhten Geldeinkommen gezwungen sind,
ihre Nachfrage dermaßen einzuschränken, daß sie Len
zusammengeschrumpften Warenvorrat nicht mehr über¬
steigt. Die wahnsinnig hohen Preise sind also das
Mittel , dessen sich die Kriegswirtschaft bedient, die!

! Menschen zu zwingen, trotz ihrem hohen Geldeinkommen!
ihren Verbrauch so einzuschränken, daß sie mit .den

, kleinen verfügbaren Warenvorräten auskommm . -
Nun - versucht cs der Staat , gegen die Preis - '

steigerung anzukämpsen. Nehmen wir zum Beispiel an,!
von ^ einer Ware seien 1000 Tonnen vorrätig . Wird!
dre Tonne zu 100 .Kronen -seilgebotm, so beträgt die
Nachfrage 1000 Tonnenwird  der Preis auf,

frage etwa 1100 Tonnen ; würde die Ware noch
billiger , so würde die -Nachsrage noch höher steigen.
In diesem Falle kann nun der Marktpreis bei freiem
Wettbewerb weder mehr noch weniger als 100 Kronen .
betragen ; denn bei diesem Preise ist die Nachfrage j
ebenso groß wie das Angebot, der Bedarf ist dem>
Vorrat angepaßt . Setzt aber der Staat einen Höchst¬
preis von 80 KroneN fest, dann sieht man sofort, daß
die Nachfrage größer ist als das Angebot ; denn bei
einem Preise von 80 Kronen möchten die Verbraucher
1100 Tonnen kaufen, während der verfügbare Vorrat nur
1000 Tannen beträgt .Was geschieht nun ? Ein Teildcr Ver- ,
praucher ersteht die verfügbaren 1000 Tonnen zum Höchst- i
Preis von 80 Kronen ; die anderen Verbraucher aber, die
inoch weitere 100 Tonnen kaufen möchten, gehen leer
pu §, ihr Bedarf bleibt ganz unbefriedigt . Sie fangen
daher an, mehr als 80 Kronen zu bieten, um doch
ihren Bedarf befriedigen zu können ; und finden
natürlich bald Leute, die die Tonne , dis sie soeben zu
>80 Kronen erstanden haben, sehr gern um 85 oder
j60 Kronen ' Weiterverkäufen. So beginnt denn die
Preistreiberei . Der Höchstpreis steht bald aus dem
Papier . Es kann nicht anders sein. Solange man kein
anderes Mittel hat, die- Anpassung des Bedarfes an

, Len Vorrat zu erzwingen, kann man nicht verhindern,
.Laß sie mittelst der Erhöhung des Preises erzwungen
mnrd.
^ Gibt es nun ein Mittel , die Erhöhung der Preise
zu "verhindern ? O ja , es gibt eines ! Der Staat be¬
schlagnahmt die vorrätigen 1000 Tonnen . Und er teilt

jedem Staatsbürger von der Ware , eine bestimmte '
Ration zu, so daß alle Rationen zusammen gerade nur
1000 Tonnen betragen . Jetzt kann der Staat Lenz
Areitz Metzen , wie es ihm beliebt, auch auf SO Kronsy >
und weniger .. Denn wie niedrig immer der Preis sei, .
Zarrrr kein Verbraucher mehr als sein? Nation kaufen/ ,
kann also die gesamte Nachfrage nicht mehr als >
1062 Tonnen betragen . Die Anpassung des ^Bedarfes >
>an den Vorrat erheischt nicht mehr die Erhöhrmg oer j



reise, sobald sie durch die Rationierung erzwungen, iri». Beschlagnahme ?und 'Rationierung - das sind
salso die Mittel , die Anpassung ' des Bedarfes ' an den
Dorrst ohne Erhöhung der Prriss zu . erzwingen; dis.
einzige Mitteln ', also>- die sonst? UNveerrrMliche- Preis - :'trriberri zu verhüten . ' , , ^
> s Ader natürlich ."kömren,--'̂ Beschlagnahmeund.Msturmerung -dis Preistreiberei -/nur .^dcmn verhüten,
swmn sie— gelingen. Nehmen wir zum Beispiel an,'-j^>atz die staatliche Beschlagnahme l-Döndeft ^verfügbarLn i
>1002' Tonnen , nur 600 -erfaßt , röLhrLE406 Tonnen jxwn den Produzenten hirüerzogen und ?an Schleich¬händler verkauft werden, - dann kann zwar der Staat,
die beschlagnahmten 600 Tonnen zur - niedrigem PreiseLn dis Verbraucher abgeben.' aber die 400 Tonnen,
die ' in den Händen des Schleichhandels sind, , werden
dann erst recht zu Wucherpreifen verkauft -—l zu .. viel
Höheren Preisen , als dis 1000 Tonnen bei freiem Handelverkauft wurden . Unvollständige- Beschlagnahme führt
nlso zu verstärkter Preistreiberei in den yinterzogenen.Warenvorräten . Und wenn das Bol? nur -einen"Teil
seines Bedarfes auf gesetzlichem Wegs, einen sehrgroßen Teil aus dem Schleichhandel deckt, "dann kann
es allerdings -geschehen, daß die staatliche Bewirt¬
schaftung geradezu schädlich wirkt. - Bei freiem Wett¬

bewerb würde das Voll 1000 Tonnen zu 100 Kronen
kaufen ; bei unvollkommener öffentlicher Bewirtschaftung
mag - es 600t Tonnen auf gesetzlichem Wege zu80 Kronen , aber 400 Tonnen im Schleichhandel zu150 Kronen kaufen ; im Durchschnitt bezahlt es dann

für die Tonne 103 Kronen, also mehr, als es bei
freiem Handel bezahlen müsste. In einem solchenFalle wird die Teuerung durch die öffentliche Bewirt¬
schaftung freilich nicht gemildert, sondern verschärft.

Wo Beschlagnahme und Rationierung ordentlichdurchgeführt werden, dort wird durch sie die Preis¬
treiberei wirksam verhindert ; das -beweist die Erfahrungim Deutschen Reiche. Wo aber die Verwaltung unfähig
ist, die Beschlagnahme und die. Nationiernng ordentlichdurchzuführen, dort wird durch diese Maßregeln die
Preistreiberei nicht nur nicht verhindert , sondern unter
Umständen sogar noch verschärft ; das beweist die Er¬
fahrung in Oesterreich. , ,

Alle diese Erkenntnisse sind der Nationalökonomie
nicht neu. Aber unsere Bürokraten und unsere Politiker
haben aus der Wissenschaft nichts gelernt . Dafürzeugt die dilettantische, "vön den wissenschaftlichen Unter¬
suchungen der Preislehre längst abgetane Vorstellung,
dccĥ man der Preistreiberei mit Kerker und Galgenallem beisammen könne. Gewiß brauchen wir die
strengsten Strafbestimmungen gegen diejenigen, die die
Waren der Beschlagnahme entziehen und sie im
Schleichhandel vertreiben ; aber nur als Schutz¬
mittel der kriegswirtschaftlichen Organisation , als
Schutzmittel für die Maßregeln der Beschlagnahme undder Nstionierung sind Strafbestimmungen wirksam.
Sie können die Organisation nur schützen, nicht er¬setzen. Nur durch den Ausbau der Organisation , nur
durch straffe Erfassung und gleichmäßige Verteilungder Waren können wir der Preistreiberei wirklich
beikomwen. Ist unsere Verwaltung zu solcher Organi¬
sierung des Wirtschaftslebens nicht fähig, dann
gibt es 'gegen die Preistreiberei überhaupt kein
wirksames Mittel und unsere ganze Kriegswirtschaft
treibt dann rettungslos dem Abgrund Zu. Der Schreinach dem Galgen für die Kreistreiber ist nur ein
Symptom der sich schnell verbreitenden Erkenntnis der
Gefahren , denen uns die Unfähigkeit unserer Bürokratie,
die feige Nachgiebigkeit gegen den Eigennutz der Agrarier,
der Industriellen und der Händler , die tägliche Kapitu¬
lation - der . Staatsgewalt vor deyi ProMnterefse züj-treiberr. I
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MWterkenswerLe Nachricht des KMsidenteN.
'DaS Maß der Leichtgläubigkeit ßiner österreichischen Re-

srlMg wird dirrch folgende Mrttcilumzen — in einer am
'26 . Juli eingebrachten Interpellation HS Abgeordneten Klofac
— gut erkennbar:

, .Das Ministerium des MnechUhat ^ an
Behörden vertraulich»  MW
lassen , in denen diese auMfoiL»
Halligkeit  einer von Wiem c
Nachricht zu ü b e' r p r ü f e nl

Diese „Nachricht" ist, wie Hs in
pon einer ' b.e.a ch t e n Z w c r t ? n Seite im k. u . h Ministerium
desFeußern eingelangt und betrifft , wie es darin wörtlich
heißt,Fme ./ „U n terredung ein cs Ko » f 'i d enten
ch i t e i n' e m i t a l i e n i s ch e n Geheimagent c n,
der mit den slawischen Angelegenheiten
wer traust . sein soll ". In dieser , nach Ansicht des
Miürsterrums des Aeußern beachtenswerten Nachricht wird be¬

e unterstehenden
ngen  ergehen

rn , dje S t i ch-
anfidenten »stammenden

' /
dem Rutkvschreiüen heißt,

in der Monarchie in Verbindung stehen und diesen jüngst
bedeutende Geldmittel  haben zukommen , lassen.
Der Verkehr zwischen den inländischen und ausländischen
Slavsii geht heißt es weiter in der Nachricht Wer
Paris.  Weiter behauptet die „beachtenswerte " Nachricht/ daß
in Böhmen e i n H a n d st reich ge g e n d i e R e g i es
ruttg geplant  i st, der überraschend , wenn ihn die Re¬
gierung am wenigsten erwartet , auSgeführt werden soll. Be¬
teiligt daran sollen sein sogar bisher außer jedem Zweifel
stehende hochgestellte Persönlichkeiten aus
dem tschechischen Adel,  die angeblich schon lange mit
ausländischen Tschechenführern in "Ver¬
bindung  stehen.

Dazu bemerkt die Anfrage : Was die Geldmittel betrifft,wird man doch auch „oben " nicht glauben wollen , daß es der
Mühe wert sein könnte , zu einer Zeit , wo 24 Milliarden
Papiergeld bei uns im Umlauf find und das Geld bei uns.
ganz entwertet ist, noch solches Zeug herüberzuschmuggeln '.
Wir können uns auch nicht vorstellen , wie ein derartiger
Schmuggel von Geld in größerer Menge bewerkstelligt werden
könnte , da an der Grenze keine Maus ohne die strengste
Gepäcks- und Leibesvisitation durchkommen kann , was ja
allgemein bekannt ist und vielleicht auch den Herren im
k. u . k. Ministerium des Aeußern und 'im k.A . Ministerium
des Innern , welche solche Rundschreiben erlassen , bekannt sein
dürste . Und was schließlich dis Verdächtigung der hochgestellten
Persönlichkeiten des tschechischen Adels betrifft , gegen die auch
Nachforschungen durchgeführt werden sollen , überlassen wir die
Antwort dem Adel selbst. Meinen die Herren Minister nicht
selbst, daß es « Mich an der Zeit wäre , daß sich die Behörden
durch solche Mißgriffe nicht weiter lächerlich machen ? )
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Ne Schießerei in PardnSitz.
/rlin 19 . Juli hat der Landesverteidigungsminister

^Zapp in einer Antwort auf eine Anfrage wegen der,
Vorfälle in Pilsen , bei denen bekanntlich eine größere
Anzahl von Personen , meist Kinder , erschossen wurde,
auch über einen Vorfall in Pardubitz gesprochen , bei dem,
wie er erklärt , einige Lastzüge geplündert , die Assistenz
mit Steinen beworfen und einige Schüsse gegen die

Aeugieriae , die warteten , ob noch etwas zu sehen sei, als
plötzlich eme Patrouille , bestehend aus einem Offizier und zehn

"Mayn , aus die bei den Schranken wartenden dreißig Per¬
sonen zu schießen begann , die schon auseinandergelausen
waren , als sie sahen , was das Militär beabsichtigt . Dabei
wurden f ü n st.Py r ß .o .n e n , und zwar ein Hanoelsschul-

: 69jähriger
w ^ V L s

Keiner von
gehabt, es'

waren Wällig an diesen Ort gekommen waren.
Die SolöW ^ wschossen aufs Geratewohl nach allen
Richtungen -MZiMasse.

Es wubdS Nr 'chen Gassen geschaffen . Tie Projektile
flogen auf einigk -Mndert Schritt weit in die Sladkovsky-
gasse , und nur dmch den Umstand , daß diese Gasse
tiefer liegt als WMsenbahnzufahrt , von wo die Soldaten
schossen, geschählsM , daß von den zahlreichen Passanten
nicht mehr Ltute erschossen wurden . Dafür wurde»
Gesimse und Fassaden von / Gebäuden beschädigt , die
elektrische Leitung zerstört u . s. w . Bei dieser Schießerei
wurde durch die Ungeschicklichkeit eines . Soldaten auch
ein Soldat von der Patrouille v e r w nn d e t. Das
wurde vom Kommandanten der Patrouille zumWorwand
genommen , daß aus dem Publikum auf die Patrouille"
geschossen wurde , was jedoch durch die Zeugen und durch
Aussage des verwundeten Soldaten widerlegt ist.

geieyo ^ en woroen ^ei, ven « >cyu »oeM >« erreen.
Diese Erklärungen hegen JenMWgeordneten Hrasky

veranlaßt , am 23 . JulMin MneqJßtMpellation den Sach¬
verhalt auf Grund vorMigeAn MheÄunMk und von Aus-
laaen unbeteiliater LeÄken LaiRnmulen ^ In dieser Inter - '

.1 ü LL> LI L I i u LI L L u e Volks-

Obwohl der Stadtrat sofort in einer Kundmachung

1staatlichen. Behörden Hrsort die nötigen Aufklärungen
°Wchen. UÄ> .obrrvU in ^d« Stadt -wWtändiget RuheMbkN. UM -Fl
i wurde das «echt , nicht 'NNr über Vardubit !.

AM? MMM
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-̂ KIn ^ der KriegswirtschaftlichenKommission kam heute
Sorsitzender' S -e i ^ »I!s!!>>i, itWUMMmMWOerrn Manfred

,Weiß--zurück: -
Die'Firma, mit der sich die Kommission einigemal zu

beschäftigen,hatte, hat in den Blättern eine Polemik gegen die
Feststellungen der Kommission veröffentlicht. Die Firma sucht
zunächst das Refums dadurch abzuschwächen, daß sie eS als
die--persönliche Meinung des Vorsitzenden hinsiellt. Demgegen¬
übert stelle er fest, daß' das Resums des Vorsitzenden die,
G eisia rni Meinung der Kommission zum  Aus -i
druck bringt,  die hier dahinging, man müsse befürchten,
!daß-bei der Manipulation mit Kupfer Verwechslungeninsofern
vorkormnen,- als das für Munittonserzeugung zugewicsene

- Kupfer-zur Erzeugung von Kupfervitriol verwendet werde. Die
Firma^ ucht diese Bedenken durch die Berufung auf-eine mili-- ,
tärische ÜäerwachungskommWon zu zerstreuen. Bei den Ver¬
handlungen Kber eine Reihe von Zentralen Und auch über die
Metallzenttale, habe sich aber gezeigt, daß solche militä-
r-sis'ch.e :.K o m m i s s i o n e n nicht einmal im¬
stande sei en , Hinterziehungen  z u v er h en¬
de rn,  und daß Waren,I die unter Aufsicht der Heeresverwal¬
tung^.stehen, massenhaft in den Schleichhandel kommen.
Umvso-leichter-ist es daher möglich, daß eine von dem Zweck
der'Zuweisung des Materials verschiedene Verwendung dieses
Materials erfolgt. Die Kommission hat sestgestellt, daß die
Firma Manfred Weih erst während des Krieges
sdie'.MWm gefühlt Habs, einen eigenen Betrieb zur Erzeugung
von Kupfervitriol zu errichten, was jedenfalls schon
s on d e reba r ' sei,  weiter , daß sichdieseFirma
v e s ti'-'ia u f f a l l e n d e n Wohlwollens des
Kr i e g s Ministeriums - erfreue,  das sogar so weit
gehe/ daß das Kriegsministeriumdie österreichische Metall¬
zentrale beauftragte, dieser Budapester  Firma aus den
ö ft e r .r e ichischen Beständen  Kupfer zuzuweiscn, und
zwar nicht etwa für gemeinsame Zwecke,  sondern für
die-»Zwecke der Kupfervitriolerzeugung für
Nichtösterreichische Länder.  Wenn das Kriegs-
Ministerium, um der Firma die Kupfervitriolerzengung zu er¬
möglichen, österreichische Bestände angreife, müsse umsomehr
befürchtet werden, daß sie auch Bestände angreife, die für die
Zwecke der Heeresverwaltung bestimmt seien. Weiter wurde in
der Kommission wiederholt die Meinung zum Ausdruck ge¬
bracht, daß cs von der-österreichischen Bevölkerung
sehr unliebsam vermerkt wurde , daß
die in Oesterr 'eich requirierten Glocken
gerade dieser ungarischen Firma zu¬
gewiesen  worden sind.
> Nach dieser eindrucksvollen Abfertigung wird Herr Man¬
fred Weiß wohl den Mund halten. . t
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Pt ^ kg , 21 . September . (Verbot einer
Sammelaktion . — Tel .) Die in der letzte»
Zeit unter der Bezeichnung „ N a t i o n a l st e u e r"
in vielen Bezirken Böhmens eingelettete Sammel¬
aktion hat vielfach Formen angenommen , die das
Einschreiten der Behörden erforderlich machten . Den
Werbezuschriften wurde seitens der Veranstalter vielfach
ein Wortlaut gegeben , welcherAer Freiwilligkeit der
Leistung widerspricht , ja es Mrde in vielen Fällen
in die staatliche Steuerhoheit Mgegriffen , indem die
Form der Zuschriften , dWorWungMner bestimmten
bemessenen Leistung , die
steuer bestehenden
einer Rekursbelehn
SteuervorschreibunF >
wird vielfach mit Du
verbunden und auf

-für die Staats-
die Aufnahme
einer offiziellen

en Mten . Die Einladung
im Falle der Nichtzahlung

irt insbesondere auch auf
Nationalität einzuwirkenAngehörige der deu ^ chen

gesucht . Der Zweck der Sammlung wird in den ein
zelnen Bezirken verschieden angegeben . Auffallender¬
weife haben die Veranstalter sich das Recht Vor¬
behalten , über die gesammelten Gelder ohne Rechnungs¬
legung zu verfügen , ein Vorgang , der während der
Kriegszeit um so bedenklicher ist , als offenkundig
einzelne dieser Personen mit den Feinden Österreichs,
also den Gegnern des von Österreich gewünschten
Friedens , sympathisieren.

Die Statthaltern hat deshalb die Fortsetzung dieser
Sammlung verboten und Übertretungen dieses
Verbotes unter Strafsanktion gestellt
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Kür Herrn Manfred Weiß liefern wir die

der Verhandlung über die Metallzentrale in der
Kriegswirtschaftlichen Kommission erklärte der SektionschefLehne
zu den Bemerkungen über die Kupferoitriolfabrikation der
Firma Manfred Weiß,  daß seinerzeit auf Wunsch
des ungarischen .Ackerbaumin i.steriumS
dieser Firma Kupfer ausdrücklich zur Erzeugung von Kupfer«
Vitriol  zugewiesen worden sei. Auf die Frage des Experten
E p l e r, warum diese Zuweisung an die Firma Manfred
Weiß trotz deS Bestehens einer eigenen ungarischen Metäv-
zentrale von der österreichischen Metall¬
zentrale  erfolgt sei, erklärte Sektionschef Freiherr
v. Lehne,  daß er über diese spezielle Zuweisung im
Augenblick nicht informiert sst, daß es sich aber wahrscheinlich
um eine vorläufige AuSKlfe gehandelt haben dürste.

. Der Vorsitzende Seitz verwDt in seinem Resuvs darauf , daß
die Budapester Firma MaiMed, -Meiß , der große Kupser-

-gurmtitätem zur D u rch f ü Mmn von tz e « r e S a n f,
trügen  zugcwiesen wKden, HM dD E r z e u g u „ g vo »
Kupfervitriol  EnehmeM ^ otz aller Aufklärungen
könne sich die KiPnnissUnänicht der̂ Bcfürchtung entziehen, daß
die Fabrik gewisU KupserWengen, die eigentlich für den tzeereS-
bedarf zugewiesei« werden/. der jedenfalls lukrativeren Produk¬
tion von KupferrHriol zuführc.

Schöne WiPschaft! Wie kann die österreichische Metall-
zentrale einem „Ersuchen'" des ungarischen AckerbauministcriumS
Folge leisten? . . . Was die Metallzentrale betrifft, so
wollen wir Mitteilen, daß sie im November 1914 mit
einem Kapital von vier Millionen Kronen gegründet
wurde, von dem eine Million Kronen eingezahlt wurde.
Sie ist auf keiner gewinnbringenden Basis aufgebaut,
vielmehr ist die Verzinsung des Kapitals mit fünf,
Prozent begrenzt. Der Ueberschuß wird statutengemäß'
bei Lsguidation der Regierung zur Verfügung gestellt.
Für ihre gesamte Mühewaltung vom Einkäufe bis zur Durch¬
führung der Fakturierung erhält die Metallzentrale je nach
Ausmaß ihrer Tätigkeit einen Regiebcitrag von i/z bis 2 Pro¬
zent. Der Umsatz der Metallzentrale betrugen im ersten
Geschäftsjahr 50, im zweiten 160, im dritten 300 Millionen
Kronen. Bis zum Jahre 1917 auf Anweisung des KriegS-
ministeriums 3f/ Millionen Kronen Fürsorgezwecken zu- !
geführt werden. '- -—'

Metallgegenstände ab.
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irtschaft« tt dem Holz r« den StaaLS-forsten.
: „Oesterrerchische Verein der Hshproduzenten,und Holzindustriellen" hat beschlossen, überden veröffentlichten Bericht des SubhirniteeS deS Wieder-

herstellungsauSschuffes des AbgeordnxtenhauseS, betreffenddie Wirtschaft in den Staats- undi Fondsforsten, demk. k. Handels- und dem k. k. Ackersauministerium eineErklärung zu unterbreiten, in de? es Heißt:
Die seitens de? Subkomitees vrrstzutbâ ea Ziffern sind ge¬eignet. rin unrichtiges Bild über tM finanMste Wirkung derbeiprochenen Verträge zu lieferst. « Der Verein stellt weiter fest,daß im Jahr « 1S1> die ZenusakPreisprüfungskommWon denzirka zweieinhalbfachen Preis ' für Rundholz ab Waggon derVerladestation alS Kosten des Schnittmaterials fürzulässig erllärt hat. Wenn demnach das Rundholz sichaus SO Kr. kalkuliert. kann der SchniitholzarkiS zirka 150 Kr.betragen . Es müsse» daher mindestens die Kosten für die Fällung,Rückung und Bringung bis zur Bahnstation zu de» Vertragspreisenhin ;ugerech»«t und dann dieses Produkt mit 2» innlklptizierl werden,um nach der Auffassung der Zriitral -Preisvrüfungskommlflion !deüäupg die Eeibstkoflen der Erzeuger des Schuittmaterials zu¬

züglich bürgerlichen Nutze» zu ermitteln. Bei Anwendung dieserForme! werde» die Ziffern, welche das Suhkomiree in seinen !Bericht ausgenommen hat, Leuderunge » erfahre«, dis mitde » Berichtsziffer » i » krassem Wideresprach«  stehe«.
Der Verein hält es für durchaus ersprlrß!ich,daß bk«'Untersuchung der in Red« stehend«« Angelegenheit durchgefübriwerde, da di«T itl s a chL daß w L h r « » d d e s Krieg «-neue tau gsristige Be rträge  abgeschllffsrn wurden^dir Kritik hrrauSgefordert hat . Der Verein muß ad« Einspruchdagegen erheben» daß die EtaaiLverwaUuug sich üb« Verlrqgehiuwegsrtze» soll.
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Mrifchastm Lerr AMIfMeL
Mrtschaft in den Staats sovstsn, von der der Bericht

kreS SzeraowiHer Genosse« « zählt, erfährt übrigens sine
-Beleuchtung r» eürem Bericht des Subcomitos des

WiederherstollungScmsschuffes des Wgeordnsten Hauses, d«« der
Abgeordnete Mrobel erstattet hat. Mau erfährt da von sin«
wahrhaft schändlichen und überaus korrupten Wirtschaft. De«
Bericht erzählt .-

Im ganz« Reiche Haben wir 3,760.900 Hektar Forste,
davon 1,030.000 Hektar Staatsforste . Der jährliche Gesarnt-
z-rwachs beträgt für das ganze Reich ZO,364.MO Kubikmeter
Holz. Während des Krieges aber «nd der dadurch in jeder Be¬
ziehung für düs Bolk erschwert« ! Lag« »nd insbesondere seit
dem Augenblick, als der Stallt die Pflicht der Wiederherstellung
der kriegszerstörten Gebiete auf sich genommen hatte, war

,es die erste Pflicht des Staates , jedesMaterial,
'das sich sür. Wiedsrherstellungs- oder VeüsovgungSzwdcke eignet
— in erster Reihe das Holz das sich in den Händen der
staatlichen Verwaltung befand, unbedingt und aus¬
schließlich diesen Zwecken ohneZwischen-
Händler,  somit ohne schädliche Verteuerung, zuzusühren.
Was macht aber die Verwaltung der Staats - und
Fondsforste?

Während der Fricdsntzzeit hat man getrachtet, den jähr¬
lichen HolHmvachS rin Wege der öffentliche» Offertausschtewrmg
dem MeiMeter zuzuschlagen, und sich, weiter um di« Sache
nicht gekümmert. Während der Kriegszert hat man aber
einen Weg eingeWagea , der den Staat sowie die Steuerträger
u«MhL«srgeschädigthat . DaS A ckerb au ministerium  hat
die zur Verfügung stehenden Mengen yn Bau- und Brennholz
mn eins « gering «» Preis Hxn Spekulanten und a«dern
SolzhLudleru in den me'^
kauft, somit sich selbst d̂i
Witzes die Wiederherstell
oolkeru-dg mit Brennholz

In Galizien wurden
zerstört. Zum Wiederaus'
man für daS Objekt
sind 7,000.« » Kub,
Wrederherstsllungsaktion
Holz in Betracht kommt.
Herstellung der in Galizien

auf tzshn Jahre ver-
tWKients freiwillig entledigt,

' die Berssrgung dar Be¬

ide durch den Krieg
>l von Objekten, ivemn

Rundholz annimmt,
nötig . Da für die

>sinahî «msschlietztich nur Bau-
würde der Staat zur Wieder-

zerstörten Gebäude seine ganze
Jahresproduktion an Bauholz aus den staatlichen
Forsts» in Galizie« durch fünfzehn Jahre voll in Anspruch nehmen
müssen. Diese Tatsachen waren bereits im Jahre 1916
bekannt.  Das Ackerbauministerium schien nichts gewußt zu
haben, daß das NrbsitÄbauministerium' 7,000.060 Kubikmeter
Banholz ' für AiederhsrfiellungSzwecke benötigt, und hat mit
all« Befchl« r»ia««s die vorhandenen Holzbestände an Bau¬
holz in den Jahr « ISIS, 1917 »nd 1818 cm die Speku¬
lanten und Holzhändlerveränßert.  Um sich
aber dieses Geschäft gründlich vom Hslse -« schössen, hat das
Ackerbaum-nisterütm diese Holzbestünde auf die Dauer von
durchschnittlich zehn Jahre» »»rkaust.

Dadurch wurde «ine Lage geschasst«, die ei» Kuriosum
im vaLsten Sinne des Wortes ist:

a) Das Ackerbaum inisteri nm  verkauft die
jährlich« Bnuhotzkontingente «n Händler «m do« Preis Porr
IS bis KS Auons « de« K«Lik« etsv am S « « « «nd die
WiMsMmsb «Nq»ntr «le kmrst ^d»S Bauholz von Händler«
«der pribatcr « WaLdaiamrtSmer « um me hr als 2 Kraue«
da« Amb-iMrrter l»ko Bahnstatisrr.

d) DcE Ackerbauministerium  verkauft die
jährlichen Brennhoizkentingente de» Holzhändlern um den
Meis von L LiS 4 Sü Krone « den Paumrurrtor loko
Wald und die BsvAksrung der Siiidte zahlt diesen Händlern
>156 bis SOS Krau »» Kr den Raummeter loko Stsdt.
(Au Wind« 1S17/1S kostet- «r Wien «n Kilogramm Brennholz
-1b Heller. Wen« man « mirnmt . daß ei« Raummeter weiches
Brennholz 406 KilograMM miegt, so kam sin Raummet«
Brennholz in Wen auf 172 Krone« ; gegenwärtig zahlt man
in Mt« für eint« Raummeter Br ennholz 269 bis 399 Kronen.)

Es wurden Verhältnisse geschaffen, daß dis Bevölkerung
der Städte i« Winter 1916/17 und 1917/13 daS Brennholz um

IM bis 200 Krone« von den Spekulanten lnrt kaufen müssen,
während das Breimholz i« de« Staats - und Fonds,orste « .au
Spckü -Wk« uns Holzhändler — wir ob« angeführt wurde—
,rmr o»n Preis . von 3« bis 4M Lrvnen verkcmft wurde!
ßM wurde» Verhältnisse geschaffen, daß die Landbevölkerung,
die vom Bezug der Kohle cmsgeschloffen Wurde m zenen
strenge» Wut « « gar kein Heizmaterial hatte und zuschauen
«nchte, wie die Holzhändler drcs m den Staats - und/Fvnds-
Forsk« gewonnene Holz mitunter über die Land-, fa sogar
MsicWgreNA« zu SpekulationszweSsu exportierten.

Die Regierung hat durch de» Mund ihres Vsrtrst « 8
sowohl »m SuLcomits als auch während der Sitzung des
WiedecherstellungSauKsufusses ihre bisherige Wirtschaft m h«u
Staats - und Fondssorsten dadurch zu reastferüge» «ersuch-,
daß « re andere — der Anschauung des SubcomitsS eut-
sprscheude— Wirtschaft absolut üümögtich war , weil sie ke-.ne
ArbeiMrästs urrd keine Werkzeuge sich zu verschaffen und kerne
Le-b»»LWlitel für die . Arbeiter aufzubringsn imstande rst. Es
kaml abac Mtzt LUgLgevE werde», daß die EÄllLrütUL,VSll,

Arbeitskrästsn, von Werkzeugen und Approvisionierungsmittelu
für einige Privatleute möglich und für
die Regierung eines der mächtigsten Staaten
in Europa unmöglich  isst!

Das Ackerbauministerium hat das in den Staats - und
FondSforstrn gewonnene Nutz-, Bau- und Brennholz um den
Preis von durchschnittlich etwa 1b Kronrn am Stamm ver¬
kauft. Wenn man die Fällung , Ausformung , Rückung, Trans¬
port zur Bahn und Regie sehr hoch, das ist mit 39 Kronen
für den Kubikmeter berechnet (bärägt wirklich etwa 29 Kronen
für de'» Knbikmeter), so betrügt der Selbstkostenpreisvon einem
Kubikmeter loko Bahnstation 48 Kronen, rund 50 Kronen.
Nachdem die Wisderaufbauzentrale mehr als 209 Kronen für
de» Kubikmeter bezahlt hat, so hat derStaat,  der dieses
Holzquantum ans de« StaatSwäldern um den Selbstkostenpreis
von 50 Kronen für den Kubikmeter haben konnte, bei jedem
Kubikmeter 150 Krone » darmrsgezaW . Das würde aus¬
machen bei 7,000,990 Kubikmeter, dis für den Wiederaufbau
Galiziens nötig find — falls die Preise nicht steigen —,
150 X 7,000.000 - -- 1.0S0,« >0.000 Kronen, .sage eine Milliarde
fünfzig Milli ««« » Kronen ! Diese Milliarde werden die
Steuerträger zahle« «rüffon und um diese Milliarde werden
sich die Holzhändler infolge des gegenwärtigen Systems der
Wirtschaft in den Staats - ' und Fondsforsten bereichern!

Die Wi d̂eraufbauabtsilung bei der Landesregierung in
Czer nowitz  hat in ihrem bautschnischen Bericht die Zahl
der in der Bukowina zerstörten Wohn- und Wirtschaftsgebäude,
Kirchen, Schulen und anderen öffentlichen Anstalten mit 21.000
festgestellt; der zur technischen Wiederherstellcmg des Landes
erforderliche Ruicholzbsdatff beläuft sich auf mindestens D/z Mil¬
lionen FestkubikmÄer. Zur Deckung dieses ungeheuren Hslz-
bodarses konnte nutz der unter staatlicher Verwaltung stehende
B » 4 o w ,i n p e rch g .r i e chi s ch- o r i e n t a t i s che R e--
ligiorrsfondSK  l ^ktmgezvgcmneerd»» . Lr allein war in
der Lage, dieses Material zu bevorrätigen und" daSselb.r ve«
Wiederaufbäiraoteikmg uv» den Selbstkostenpreis' direkt, also
ohne Kettenglied Pir Verfügung zu stellen. , Statt dessen wurde
;der ganze planmäßige Einschlag in den Forsten des bukowinai-
-fch«n griechisch-orientalischen Religionsfonds für Jahre hinaus
anderweitig »ergeben und der Wiederaufbauakt'on entzogen.
Materiell ergibt sich«uS der Differenz zwischen den Vertrags¬
preisen und den aus den offiziellen Richtpreisen ermittelten
Stückpreisen für den Religionsfonds , und zwar bei Zugrunde¬
legung der ersten Preise 20 Kronen — er« jährlicher Vevlnst
vor» S SOV.SstS Krone « , der letzten Preise 88 Kronen —
ein solcher von 10,480.000 Kronen.

Mt dies« Feststellung« kann die Aufgabe des Mgsovd-
wetenhausss natürlich nüM erschöpft sein, sondern eS muß er¬
mittelt werden, wer an diesen betrügerischenVerträgen Schuld
trägt , die Verträge müssen zur AnnuNerunF gebracht werden
und cckle Schuldig« , die betreffend« Unterhändler voran , muffe»
dem Strafgericht übergebe« werde«. Denn daß bei solchen Ver¬
trägen nicht bloß Leichtfertigkeit und Dummheit, sondern a
Bestechlichkeit ihre Rolle geMelt haben, ist ganz selbstverständ¬
lich . . . ch
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Wie amtlich mngeteilt wird, hat der Kaiser den
Metropoliten und Erzbischof von Czernowitz Dr. Vladimir
v. Repta  von der Leitung der Erzdiözese enthoben
und den Archimandriten Jpolit Vorobchievici zumAdministrator  bestimmt. Ueber die Vorgeschichte
dieses Maßregelung wird mitgeteilt:

Als zu Beginn des Krieges die russischen Scharen
die Bukowina überfluteten, harrte der griechisch-orientalische
Metropolit von Czernowitz mit seinem Konsistorium opfer-mutig im Lande aus . Am 2. Oktober 19l4 erschien jedochim Verordnungsblatt des Konsistoriums Nr. 47 die fol¬
gende Kurrende:

Im Einverständnis mit dem russischen
Herrn Statthalter in Czernowitz habe ich,

s Metropolit der Bukowina urch Dalmatiens , in meinem Kon-t sistorium folgende Verordnung an meine Pfarrgeistlichenerlassen und trage ihnen auf,/sie genau durchzuführcn:
An den Priester der PLarrel. . . . . Ich trage Ihnen

aus, gelegentlich des / iotterdienstsL Gebete  zu ver-
"Voih uiHuÄedeihen.des Allerfrömmsten

oßen Herrschers, d«S Aaren aller Reußen,
sch, ^ Seiner Mutter der Allerfrömmsten
aria Theodorpwna , Seiner Gemahlin

rin Alexaydrä Theodorowna . SeinesThronfolgers des glaubenstrMtn Herrschers des Zäsarewitschund Großfürsten Alexei NMIajewitsch, ferner dafürzu beten , daß dem allrussischen , recht¬gläubigen und chri st liebenden Heere der
Sieg zuteil werde.  Ich trage Ihnen weiter, auf, inIhren Predigten die Bevölkerung aufzufordern, dasrussische Heer und die Russen als Brüder
zu empfangen,  die hiehergekommen sind, sie vom
fremdgläubigen Joch nnd Drucke zu be¬
freien,  auf daß sie unter der herrschendenGewalt des
russischen Zaren mit dem großen Rußland zu einem Ganzenverwachse.

Metropolit Vladimir.  Vikar ManastyrSky.

anstaltm für das
und Allgewaltigen
Nikolai Alexandra
Herrscherin Zarin
der Herrscherin

Nach der Befreiung der Bukowina vom Feinde war
die Stellung des Metropoliten und seines Konsistoriums
unhaltbar  geworden . Mochten sich die beteiligtenPersonen immerhin in einer gewissen Zwangslage be¬
funden haben, so durften doch die russischen Drohungen
gegenüber dem einzigen griechisch-orientalischen Metro¬
politen Oesterreichs nicht"allzu ernst genommen werden;
mochte auch die zu jedem Delikt erforderliche böse Ab¬
sicht bei allen Beteiligten angesichts ihrer durch eine
vieljührige Wirksamkeit im öffentlichen Leben bewährte
Gesinnung als ausgeschlossen gelten, so durften sie doch
in Tagen ernster Prüfung nicht in Nachgiebigkeit erliegen.Die beiden Archimandriten schritten denn auch um

ihre Pensionierung  ein und machten neuenMännern Platz. Nicht so der Erzbischof,  der
sich nach den kanonischen Vorschriften nicht für berechtigt:
hielt, im gegenwärtigen Zeitpunkt zurückzutreten, jedochdie Entscheidung über sein Verbleiben an der Spitze der
Diözese der Entschließung des Kaisers anheimgab.

Nunmehr wird durch eine Verfügung des Kaisers
der Erzbischof, von der Leitung der Erzdiözese enthoben.Allen denen, die in Anhänglichkeit zu der ehrwürdigen Ge¬
stalt des greisen Kirchenfürsten ausblicken, wird die Nachrichtwillkommen sein, daß die hiemit eintretende Sühne in
versöhnendem Gei  Ü e erfüllst ist und dis ^

. Enthebung in huldvoll st er Weise voll-
zogen wurde.  Der Erzbischof wird auch weiter-i hin im Besitz der  erzbischöflichen
Würde  und der hieraus fließenden Ehrenrechte und, Befugnisse sowie im vollen Genuß seiner Bezüge
bleiben. Außerdem konnte ihm im aller höch st en
Auftrag  eröffnet werden, daß der Kaiser der Ver¬
dienste,' die sich der Erzbischosin vieljähriger Wirksamkeitan der Spitze derBukowmaerErzdiözese um die griechisch-
orientalische Kirche erworben hat, und der besonderen
Hingebung, mit tnr er sich in drangvoller Zeit insbeson¬dere der armen Dwölkerung in Czernowitz widmete, e i n-gedenk bleibe.

Mit der Bestellung des rumänischen Konsistorial-- archimandriten zum Administrator, mit dessen Stell¬
vertretung sein ukrainischer Kollege betraut werdenwird, wird ein weiterer Schritt zur Einrichtung eines
neuen Kirchenregiments in der Bukowina getan, dem die
Schaffung haltbarer Zustände und insbesondere auch die
Bildung des neuen Konsistoriums obliegen wird.

So die amtliche Mitteilung. Wir sind wohl vor
dem Verdacht geschützt, politische Verfolgungen anzuregenoder zu wünschen. Aber darauf darf wohl aufmerksam
gemacht werden, wie sehr von dieser Behandlung des
Erzbischofs, der Gebete für den Sieg der russischen Heere
anordnet, die gramame Verfolgung absticht, die Bauernund anderen einfachen Leuten zuteil geworden ist, von
denen nur vermutet wurde, daß sie sich mit den
russischen Soldaten in die geringsten Beziehungen ein¬
gelassen haben. Die sind, einfach vor das Standgericht
gestellt und gewöhnlich sogleich aufgebüngt worden. Der
Erzbischof konnte weiter im Amte bleiben, bleibt in seiner
erzbischöflichen Würde und wird huldvollst verabschiedet.
Wir werden schon noch auf Gegenstücke dieser huldvollenBehandlung .aufmerksam machen . . . —— !— -- '
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Der innere MrtschMMeg.
In den letzten Tagen haben sich die Behörden an

ielen Orten aufgerafft, um die Ernährungswirtschast-
von ihren Fehlern zu befreien. Polizei, Gendarmerie,
Militärmacht und Beamte in Zivil wurden aufgeboten,
mit einem Schlage die Gefetzesübertreter zu packen und
zu strafen. Solche Tatkraft haben wir bisher vermißt.
Weder gegen Landwirte, die trotz der immer höheren
Höchstpreise doch nichts abliesern, noch gegen den Schleich¬
handel, noch auch gegen saumselige Behörden selbst hat
sich die Regierung zu solchen starken Maßnahmen auf¬
geschwungen, sondern einzig der Rucksackverkehr sollte
getroffen werden. Nun ist es richtig, daß auch der
RucksackverkehrLebensmittel verschleppt, der Allgemein¬
heit zu Gunsten einzelner entzieht und die Preise hinauf-!
treibt. Aber der Hamster, der sich etwas holt, damit;
er mit seiner Familie nicht verhungert, ist nicht mit den
Schleichhändlern gleichzustellen, die reichen Gewinn aus;
ihrem unlauteren Gewerbe ziehen und mit ihren Schiebe- ,
reien die Lebensmittel mehrfach verteuert an Leute bringen,!
die sie nicht am notwendigsten brauchen. Die Klein-!
Hamsterei ist ja erst gekommen, als die Ernnhrungswirt-
fchaft schon ganz und gar verfahren war . Diese Hamsterei
ist k e i n e U r s a che unserer Not, sondern ihre Folge .'
Würde man den Rucksackoerkehr auch ganz unterdrücken
können, die Volksernährung würde sich nicht bessern; es!
würden nur Tausende der letzten Aushilfe beraubt werden.;
Die Fehler liegen anderswo. Wir Qesterreicher empören;
uns , daß Ungarn ganz gegen die Ausgleichsbestimmungen!
sich abschließt, eine Grenzsperre auch gegen Oesterreich;
errichtet hat. Aber lassen wir nicht ruhig solche Sperren;
innerhalb Oesterreichs selbst errichten? Die Statthaltereicn'
treiben in der Ernährungsfrage , die reine Länderpolitik!
und trachten, nur für ibr Land zu Hamstern. Noch ärger,
schließen sich die BLirkshauptmannschaften ab. Die;
Bezirkshauptleute nehrsin vielfach den bequemen Stand¬
punkt ein, sich nur urüÄne Bewohner ihres Bezirkes zu!
kümmern; find diese zurMot zufried̂ gestellt, die anderen!
stören ihre Ruhe sticht. Mßerhalb Mes Bezirkes mag dis;
Not noch so großs seinA das gM sie nichts an. Diese,
Bezirksmeierei hat ^ur Folge, daß die Bezirkshauptleute!
die Autorität des Staates gegenüber der Ablieferungs-;
unlust der Landwirtschaft nicht zur Geltung bringen. Sie!
lassen die Agrarier lieber itt Ruhe, um keine Scherereien,
zu haben. !

Aber etwas muß geschehen, um nach außen den
Anschein zu erwecken, daß man sehr rührig sei und das
möglichste tue. Deshalb wird von Zeit zu Zeit eine
Razzia auf die Kleinhamster veranstaltet. Nur so ist es!
zu erklären, daß die Ergebnisse in der Ernteablicferung
auch Heuer wiederum so lächerlich gering sind. Im west-
böhmrschen Wirtschaftsgebietsollten — wie unser Karls-!
bader Bruderblatt ausführt — 282 Bahnwagen Früh¬
kartoffeln aufgebracht werden ; davon sind bis jetzt kaum!
2 0 Wagen  geliefert worden.

Weitere wirtschaftliche Sperrgebiete errichtet dis
nationale Verhetzung. So erklärt die bürgerliche tschechisch»
Presse es als nationalen Hochverrat, wenn tschechisch»
Bauern an Fremde — damit meinen sie anders«
sprachige Staatsbürger — Getreide verkaufen,!
Tschechische Gendarmen und Polizisten erklärten naH
einem Bericht der „Nordböhmischen Volksstimme* bers
einer Razzia gegen hamsternde Frauen aus der Mgendj
von Neichenberg und Gablonz: »Gegen Gablons und!

Reichenberg lassen wir niemanden " durch! Kauft im!
Deutschen ein !* Sie verhafteten eine Frau , die etwas
Mehl im Rucksack hatte, wobei gerufen wurde : »Diese!
deutsche Sau lassen wir nicht gehen!* Man sieht, der
innere Krieg ist schon flott im Gange, nicht bloß der
Wirtschaftskrieg zwischen Ungarn und Oesterreich, sondern
der zwischen den Kronländern und der zwischen den
Bezirken.

Natürlich wird zu jeder Razzia ein großer Mann¬
schaftsapparat ausgeboten, der dann zu anderen Zwecken
fehlt, so daß die großen Diebe bei ihren Unternehmungen
meist unbehelligt bleiben. Es wäre besser, das Beispiel der
ungarischen Behörden nachzuahmen, die in der letzten
Zeit versuchten, der Abwechslung halber auch einmal
die großen Betrüger abzufangen, und dabei eine kolossale
Beute machten. Es wurden dabei in verschiedene»
Städten in Kaffeehauslokalen Leute aus der „besseren Gesell¬
schaft* aufgegriffen und untersucht, und man fand lluü
ihnen Unmassen Kaufbriefe und Schecks über so horrende-
Summen , daß schon auf Grund der dadurch erhärtetem
Gewinne von Hunderten Millionen mehr als anderthalb
Millionen neue Steuern vorgeschrieben werden konnten.

Wie kleinlich skrd gegen solche Erfolge die Hamster-'
kriege, von den« : die Spalten der Provinzpresie erzählen,
von denen wir einige Beispiele noch anführen wollen:
In St . Valentin in Nrederösterreich wurde am Montag
eine Razzia auf die Bahnreisenden vorgenommen;
wobei ^die weaaenanun em-n ü-kenKmittek. « nkack  ai,s!

den beschlagnahmten Rucksäcken ans einen Haufe»
geschattet wurden. In Bakov  mußten sich Arbeiterfrcnttn,
die aus Nordböhmen eine ganze Tagesreise „ins Tschechische
gemacht hatten, über Nacht in einem leeren Eisenbahnwagen
verstecken, aus dem sie vom Stationswächter vertrieben ^
wurden. Sie mußten die ganze Nacht im Freien zubringen,
dabei immer in der Angst, daß ihre kleinen Vorräte schließ¬
lich doch noch in die Händt der Gendarmen fallen.

Es ist wahrlich ein Zeichen großer Not der Arbeiter- 1
bevölkerung, wenn die Frauen wie Verbrecher im ganzen;
Lande herumschleichen müssen, um einige kleine Vorräte
nach Hause zu bringen. Es gäbe übrigens einen ganz ^
anderen Weg, der Hamsterei an den Leib zu rücken. Nicht;
die armen Leute mit den Rucksäcken sollte man bestrasen. >
Die Behörden könnten ihnen ruhig die geringen, mit'
den letzten Geldmitteln erworbenen Vorräte lassen,
aber unter Androhung hoher Strafen die Hamsterer zu
wahren Angaben ihrer Bezugsquellen zwingen. Es sollten
dafür die Verkäufer zur Verantwortung gezogen und^diese

- mit hohen Strafen , die natürlich nicht bloße Anreizprümien
sein dürsten, belegt werden. Die Landwirte, welche jetzt
für hohe Preise dem Schleichhandelihre Produkte liefern,
sollte man ausfindig machen und strenge bestrafen. Würden
sie in folchen Füllen zum Beispiel nicht bloß 50 Kronen,
sondern 5000 Kronen .Strafe zahlen müssen und nebenber
Arreststrafen erhalten, dann würden wemge solcher Ahn¬
dungen genügen, die Bauern zu bekehren und sie zur Ab¬
lieferung ihrer Produkte an den Staat zu veranlassen. So
aber müssen die Hungernden, Verzweifelnden, die Aller-
Srmsten die ganzen Lasten des Wirtschaftskrieges tragen.
Der ganze innere Krieg geht an dem armen, hungernden
Volke auS, während die Produzenten sich sicher fühlen und
sich ins Fäustchen lachen, wenn sie ihre hohen Gewinne naH-
zählen. _ " ^
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Die Gctreidcaufbrmgnng in Böhmen. '
In der agrarischen Presse wird fortgesetzt ein Ge¬

schrei darüber erhoben, daß man den Landwirten viel zu
viel weggenommen habe, und wenn man den Behaup¬
tungen, die dort aufgestellt werden glauben soll, so stehen
die Dinge so, daß man den Agrariern schon die letzte
Milchkuh aus dem Stalle geholt und daß er nun selbst
nichts mehr zu essen hat und verhungern muß. Dazu
schreibt die Teplitzer „Freiheit", die zugleich an dem Bei-
spiel des agrarischen Böhmens zeigt, wie es mit der Ge¬
treideaufbringung in Böhmen bestellt ist : Wir wollen
ohnweiters zugeben, daß in einzelnen Fällen härter zu^
gegriffen worden ist, aber der einzelne Fall ist für die
Beurteilung der allgemeinen Tatsachen nicht maßgebend,
sondern das Gesamtergebnis.

Im letzten Erntejahr hat die Kriegs-Getreide-Ver-
kehrsanstalt in Böhmen im ganzen an Weiz e n,
Roggen , Ger st e und Hafer  38 .147 Waggons gleich
3,814.700 Meterzentner Getreide aufgebracht. Davon hat
die Kriegs-Getreidc-Verkehrsanstalt 10.412 für Heeres¬
zwecke, an Saatgut u. s. w. geliefert. Dazu hat die Zweig¬
stelle Prag der Kriegs-Getreide-Verkehrsanstalt 3103
Waggons (darunter auch Mais ) Getreide von auswärts
zugeschoben erhalten, sv daß die gesamte ML Versorgung
der Nichtselbstversorger in Böhmen zur VersücMg. stehende
Menge an Getreide 30.838 Waggons gleich 3,083.800
Meterzentner betrug. Um die in der Verordnung vor¬
geschriebene Verbrauchsmenge von 1400 Gramm Mahl¬
produkte verabfolgen zu können, werden aber rund
45.000 Waggons gleich 4,500.000 Meterzentner Getreide
benötigt. Es ergibt sich somit ein Fe h l b e t'r a g von
14.162 Waggons oder 1,416 .200Meterzentnern.
Deshalb hat die arbeitende Bevölkerung in den Städten
und Jndustriegemeinden in Böhmen hungern müssen.

Im Erntejahr 1916 wurde den Landwirten in
Böhmen eine Gesamtmenge der vier wichtigsten Getreide¬
arten von insgesamt 10,105.400 Meterzentner' zur Ab¬
lieferung vorgeschricben. Abgeliefert  haben sie
aber nur 7,070.010 Meterzentner, also um 3,0 3 5.3 9 0
Meterzentner weniger.  Die sorgsam vor¬
genommene Ernteschätzung hatte in diesem Jahre einen
Gesamternteertrag ' von " 17M0 .23U Meterzentner fest¬
gestellt, wobei ein durchHhnMicher Antrag von nicht ganz
13 Meterzentner cnff den MktarMeschätzt worden war,
was durchaus nichMu Hoch fft̂ -Denn der Durchschnitts¬
hektarertrag in Böhßner/ Mähren und Schlesien— wovon
Böhmen mit dem Hektarerträgen obenan steht — betrug
in diesen vier Gcrreidearten im Durchschnitt der Jahre
1903 bis 1912 nicht weniger als 15--8E-Meterzentner.

Entgegen der ErstekchätzunL̂ lvurde dann ein Ernte¬
ertrag von 15,3l4.57L-^Meterzentner ausgewiesen,
was schon eine-""Verringerung von 2,335,653
Meterzentner ausmacht und nur einen Hektar¬
ertrag von 10 7 Meterzentner ergibt. Daß der Hektar¬
ertrag in diesem Jahre gleich um 4-67 Meterzentner
gegen den zehnjährigen Durchschnitt gesunken ist, wird
niemand glauben, wenn man die durch den Krieg ver¬
ursachte mangelhafte Bestellung der Felder auch noch so
hoch anschlägt. Die Herren Landwirte hatten also schon
im Ernteiahr 1916 tüchtig gemogelt.

Wie aber steht es damit im Erntejahr 1917?
Während die Landwirte in Böhmen im Erntejahr 1916
noch immer 7,070.010 Meterzentner abstellten, haben sie
im Jahre 1917 nur noch 3,814.700 Meterzentner, also
nicht viel mehr als die Hälfte,  ab¬
geliefert. Nun hatten wir im vorigen Jahre in einzelnen

l Gebieten allerdings eine schwächere Ernte. Aber es ist
ganz ausgeschlossen, daß sich dieser Ausfall dadurch auch
nur annähernd rechtfertigen ließe. Die Wahrheit ist : die
Landwirte haben Getreide in Massen verfüttert und in
den Schleichhandel gebracht, und dafür mußten die
Arbeiter und Arbeiterfrauen und ihre Kinder hungern.

Im Jahre 1916 wurde in Böhmen eine Ackerfläche
im Gesamtausmaß von 1,423.044 Hektar mit den vier
Getreidearten angebaut. Von jedem Hektar wurden im
Durchschnitt— bei einem ausgewiesenen Hektarertrag von
10-7 Meterzentner, der viel zu niedrig gegriffen war —
4 9 Meterzentner, also wieder nicht einmal die
Hälfte , abgeliefert.  Nehmen wir an, es
wäre dieselbe Fläche im Jahre 1917 mit Weizen, Roggen,
Gerste und Hafer bebaut worden, und es ist nicht an¬
zunehmen, daß sich diese Fläche wesentlich verändert
hat, so ergibt sich, daß die Landwirte im Ernte¬
jahr 1917 nur 2 2 Meterzentner Getreide vom Hektar
abgestellt haben. Sicher ist, daß selbst bei einer
Verringerung der Anbaufläche die Durchschnitts¬
anlieferung kaum mehr als zwei Meterzentner vom
Hektar betrügt. Das ist ein unerhörter Skandal und man
weiß nicht, gegen wen sich der Zorn mehr wenden soll:
gegen die unfähige Staatsverwallung oder gegen das
selbstsüchtige, jeden Gemeingefühls bare Agrariertum, das
lieber die Kinder der eigenen Nationen zu Zehntausenden<
aus dem Lande ziehen läßt, damit sie in Ungarn
ernährt werden, als daß es sich auch nur eine Be- ' ,
schränkung seiner schamlosen Ha bgier auferlegen rMrfMH

schuld an diesenUkandal ist allerdings in erster Lime
auch die Regierung Seidler - - der „deutsche Minister
der Schuldige daran, daß die deutschen Arbeiter s
furchtbar hungern mußten ! —, die den Durchstechereien
der Agrarier, vor denen der Herr Seidler „aus die mne
sank, auf alle mögliche Art und Weise Vorschub lsistets
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AiHĥ örmg des Siandrechies irr Steiermark,Kärnten und Krain.
^ Ein Militärkommandobefehl in Graz verlautbart:

Das mit Verordnung am 13. Mai 1918 wegen der
Verbrechen der Meuterei , der Empörung , der Desertion , der
Verleitung oder Hilfeleistung zur Verletzung eidlicher Militär¬
dienstverpflichtung, des Aufruhrs und der einreißenden
Plünderung kundgemachtc S t a n d r e cht wird auf¬
gehoben.  Dies ist allgemein ^ u <verlauibaren und es
find die angeschlagenen StandMMnndmachungen ein-
zuziehen. Durch diese Aufhebung Wes Senkrechtes wird die
im Militärkommandobefehl Nr. M Juli . 1917 kund¬
gemachte Verordnung belr
der Armee im Felde geh
formationen nicht bsrü

trlautbarung des bei
rechtes an die Marsch-

Das Stand
Kraft ! Wie mir
so textiert, datz^
feien ihm ai ,
betrieben unterste

t rbaFalso bei^
nochGrrinx

drei Monate in
"war es ursprünglich

UuslegrMBWglich gewesen wäre, es
ne AxEter in den Kriegsleistungs-

ir haben die juristische Unzulässig¬
keit dieser Auslegung sofort dargelegt und haben es
erreicht, daß nach etwa einem Monat durch eine Er¬
klärung des Militärkommandos die Standrechtskund¬
machung auf Soldaten beschränkt wurde. Die sozial¬
demokratischen Abgeordneten haben sich ununterbrochen
bemüht, die Aufhebung der Kundmachung zu erreichen.
Schon auf der ReichSkonferenz wurde ein dahingehender
Beschluß gefaßt. Im Abgeordnetenhausewurde dann eine
dringliche Anfrage eingebracht, die in zwei Reden bei der
ersten Lesung des Budgetprovisoriums ausführlich be¬
gründet wurde. Die AuHebung kann wohl als ein Erfolg
dieser Bemühungen angesehen werden. — — - *
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i s Vollstrerkte Todesurteile., ^ Äer Militärkommandobefehl Nr. 177, Wien, am 29. JulilAt8; enthält folgende Mitteilungen : Mit Bezug auf Erlaß,Abteilung 4/0 , Nr. 1081/18 sind die folgenden 74 bei derArmee im Felde vollstreckicn Todesurteile der Mannschaft beimRapport allgemein zu verlautbaren:
Inf . Wince Seztak und Honv.-Jnf . Josef Nandor Eifriedwegen Verbrechens der Desertion.
Lst.-Jnf . Rudolf Kus und Ers.-Nes. Inf . Georg Sla-rvinSki des J .-R. 100 wegen Verbrechens der Meuterei." Ferner : Fldw . Viktor Kolibik, ZgSf. Johann Hugyecz,Korp. Johann Fabo, Korp. Josef Zsovjak, Gfr. Adam Danis,Gfr. Alois Selinga , Gfr. Paul Klenyar, Gfr. Gregor Dvorszky,Inf . Paul Salage , Inf . Andreas Balazs , Inf . Andreas Szmrinik,Inf . Martin Riljak, Inf . Llndreas Jarjabka , Inf . StephanRacz, Inf . Alfons Gal , Inf . Stephan Razdo, Inf . FranzGyurlacz, Inf . Denes JeszenSzky, Inf . Josef Csuraf, Inf.Karl Mikuliscsak, Alois Vofar, Inf . Peter Platos , Inf . MatthiasFrnyak, Josef Lasso, Inf . Paul Kubicza, Inf . Vinzenz Csim-bora, Inf . Josef Hotiko, Inf . Johann Krizsair/ ' Ins . JohannGohr, Inf . Valentin Miko, Inf . Adam Bicsamk, Inf . JohannKaspar, Inf . Josef Hajdik, Inf . Martin KuUek, Inf . MartinCzingel, Inf . Stephan Szokolik, Knf. Wurenz Rakovan,Inf . Johann Pittner , Inf . AadreaNWeönaM ^ ^ Ulf. StephanSznovak, Inf . Johann SlezM In » AndMs Mvenik, Inf.Andreas Kissa und Inf . AnfqL Mkr» — vom Ers.-Baon . Nr. 71 wegen Verk̂ « n? dcHEmporung lLst.-Jnf . Franz VikrorÄ des J .-N. Nr. 91, Lst.-SchützeAnton Kahla des Schützen-Fteg. Nr. 8, Lst.-JnOHMk ^ ^ orakdes J .-R. Nr. 28, Ers.. Res.?Jnf . Josef Kriz^ T -R. Nr. 102,Res.-Korp. Emanuel KubeS des J .-N. wegen Verbrechensdes Hochverrats;

ferner : Einj .-Fw .-Jnf . TikMorp . Friedrich Hawlena dcSJ .-R. Nr. 99 wegen Verbrechens des Hochverrats;Lst.-Jnf . Rudolf Kourinsky des Sch.-R. Nr. 8. KarlCudlin des J .-N. Nr. 102, Ers.-Res.-Jnf . Franz Koudelka desJ .-N. Nr. 21 wegen Verbrechens gegen die Kriegsmacht desStaates;
: schließlich wegen desselben Verbrechens: Schütze AloisHercik des J .-R. Nr. 7, Lst.-Schütze Franz Turpis des Sch.-R.Nr. 28 sowie Oldrich Nehak, Josef Storek, Franz Busek, JosefMatejka, Franz Vojta, Wenzel Wradna , Martin Krejci,' FranzMisek, Wenzel Tintera , Anton Kulhan, Josef Hruska, ThomasVrba, Ludwig Schwänzer, Josef Gust und Menzel Konrad.Die zuletzt angeführten siebzehn Mann haben als An¬gehörige der tfchechisch-slovakischen Legion gegen Oesterreich-Ungarn gekämpft und sind von unseren Truppen gefangei^genommen worden.

- - - '
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! Konferenz.
sHueb .̂ >k -rtragt sPließlich solgcnk̂ R esolutron
die durch eine Äl dnuugL >em MinisterprMdenten überreicht

/werden soll rO ^ Z
WrHer ! rWude haben anläßliMLeS letzten Hunger¬

streiks ich Me Denkschrift aü dieMeMrung überreicht,
in der Kauptsä̂ liÄ^ lkolgeNdc UeUhM̂rden Erhoben wurden:
über dajWnangelhafie,Durch zahkteicheWisnahMzr̂ urchbrochene
SystenrHtx SlvfbriNKUN « rr̂ tzd Be HEt lung  der
LebenSmiW ; gegen die Da s ah U n d unerhört an¬
steigenden  Preise'  der freien Artikel sowie
auch gegen die PreissteigerKngen der staatlich bewirtschafteten
LebenSinittelHWd die Versuche deSFogenannten Freihandels,
die Mztg mMiche und anrvendboK EMssung der nächsten
Ernte diiranWaEtaat und deren UcrMU Verteilung an die
BevölkerungHM durchbrechen. An Me KiMrnehmer und an
die RegiermG »vurdrn mit McksichM̂LlsHdie unerträglichen
und auf dieHairer unhaltbarer ArbciWF!lnN>Lohnverhültniffe
Forderungen!nach angemUsen  eH^L .» hnerhöhung ^
und Erleichterung Ltz er Arveitsvcrhält - !
Nisse  gestellt . Schließlich Hpurdc die Regierung auf-
gcfordert, dafür vorzuUrgen, Haß den Arbeitern die Zu¬
weisung von Klei  t>Me n, 3P ä sche und Schuhen
gesichert werde. ? H, ^ !

Die Konferenz beschSeßt, sich dieser überreichten
Denkschrift vollmhaltliäM n z u s chl i e ß e n. Des weiteren
stellt die Konferenz fest, daß sich die Regierung zufolge der
Denkschrift bereit erklärte, Staatszuschüsse  für den
größten Teil der Arbeiter in den Kriegsleistungsbetrieben in
Wien und  N i e d e r ö st e r r e i ch zu gewähren . . D̂ie
Arbeiter der KriegSlcistungsbetrkebe der übrigen Kronlünder ,
und alle anderen Arbeiter und Angestellte wurden aber nicht
berücksichtigt, wodurch eine nicht »erkennbare Mißstimmung
in ihren Reihen ausgelüst wurde. Di« Konferenz versteht sehr

«« .moLl. , daß die staatliche Sllie bauotsächlrck Leu. Arbest«xn,i « -

den metallverarbeitenden Betrieben in Wien und Nieder--
österreich deshalb gewährt wurde, um die imZuge b e-
finLliche  Lohnbewegung in diesen Betrieben einer, wenn
auch provisorischen Erledigung rascher zuzuführen. Diese
Lohnbewegungen wurden daher mit Rücksicht der anarchischen
Zustände der Preispolitik und Verteilung der Lebensmittel
im ganzen Reiche von der Regierung und den Unternehmern
anerkannt.

Lohnforderungen und «eren Durchsetzung sind derzeit^
daS einzige Hilfsmittel, über das die gesamte Arbeiterschaft
verfügt, um sich notdürftig aufrecht zu erhalten. Die Kon¬
ferenz ist sich aber auch bewußt, daß in der Zeit des
Schleichhandels und des ZurüchweichenS der Staatsgewalt
vor den österreichischen und ungarischen Agrarier » die
erreichten L o h n e r h ö h u n g e n durch wucherische
Preistreibereien illusorisch  werden und
immer wieder zu weiteren Lohnkämpfen und Lohnerhöhungen
und schließlich zum vollständigen Zusammen¬
bruch unserer Volkswirtschaft  führen müssen

Die Lohnhöhe der Arbeiter und die Bezüge der Eisen¬
bahner und sonstigen Angestellten stehen im engen Verhältnis
zu den Lebensmiitelpreisen, weshalb die Konferenz d«
Regierung auf diesen unhaltbaren Kreislauf nochmals auf¬
merksam macht und nachstehende Forderungen zur sofortige«
Durchführung stellt:

1. Energische und zweckdienliche Abwehr de,
fortgesetzten Preissteigerungen  aller fü»
die Lebenshaltung notwendigen Bedarfsartikel . Der Abba«
der LebenSmittelpreife ist ernstlich in Angriff zu nehmen.

2. Die geplante Erhöhung des BrotpreiseS
hat insoweit zu unterbleiben,  als sie nicht
den Lebensbedürfnissen der Lebensmittelarbeiter entspricht;
daS etwaige Defizit in der Brot - und Mehlverteilung ist
zu Lasten der Staatskasse" zu übernehmen.

3. Die Vorbehalte für Selbstversorger  find
auf das unerläßliche Maß einzuschränken und Unter»
schleife der Mühlen  durch Aufhebung der frei««
Vermahlung zu unterdrücken.

4. Erhöhung der Kopfquote  aller staatlich
bewirtschaftetenLebensmittel für Arbeiter und Angestellte. !

5. Zusicherung besonderer Zuweisung von Kleider «,
Wäsche und Schuhen  an Arbeiter und AnaefieM«̂
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iMMrsolgung der FrietzEeMdL
^ ' in Sefteneich.

Die Abgeordneten Florian Gröger  und Genossen
haben ' im Abgeordnetenhause an den Minister des Innern

,eine '- Interpellation über die polizeiliche Verfolgung von
.Friedensfreunden eingebracht . Sie führen zuerst folgenden
lErlaßvom Dezember 1915 an alle k. k. Gendarmerieposten an:
E Laut Mitteilung des Armeeoberkommandos an das
^Ministerium des Innern gründeten im April dieses Jahres
, die .,Vertreter von zehn verschiedenen Staaten im Haag die
^Internationale Zentralorganisation für einen dauerhaften
.Frieden ' , deren Vollzugsausschuß auch mehrere bedeutende

^Persönlichkeiten deS Inlandes und Auslandes , unter ihnen
sder .' k. ' k. Universitätsprofessor Lammasch  und der
s ungarische Reichstagsabgeordnete Monsignore Gieß wein  in
'Budapest , angehören und die zur Lösung ihrer schon im

'Namen angedeuteten Aufgabe nicht nur die Regierungen der
. Staaten , sondern die Vertreter der gesamten kultivierten

Menschheit für berufen mrd verpflichtet ansieht . Sie verfolgt den
'Zweck , noch vyr Peendrtzung des Weltkrieges , auf dessen
, Dauer und AusgMg fre» angeblich gar keinen Einfluß
' nehmen will, , alle Mrmente festzustellen, welche imstande

'i wären , einen dauerndest Weltfrieden zu sichern und die
Grundlage für die Beratungen und Beschlüsse der dem
Kriege folgenden offiziellen Friedenskonferenz zu bilden
hätten .sUK '

- Um zu einen konkreten und praktischen Endresultat zu !
, gelangen , will die Internationale Zentralorganisation einen !
r- i n t e r n a t io n ä l kst - 'lD t u ö i e n k o n g r e ß für die ^^ -»»» .
Zeio vom 14. bis 18. Dezember 1918 nach Bern einüerufen
und hat an zahlreiche bekannte , zur Friedensbewegung in
irgend welcher Beziehung stehenden Persönlichkeiten Ein¬
ladungen ausgegeben.

In dieser möglicherweise dorm liäs ins Leben ge¬
rufenen Aktion ist eine Einmischung von unberufener Seite
in die ausschließlich der Entscheidung der verantwortlichen
Regierungen vorbehaltenen Fragen zu erblicken und es wird
befürchtet , daß der Internationale Studienkrngreß , wenn
auch die Absicht ausdrücklich in Abrede gestellt wird , doch
versuchen könnte , auf eine vorzeitige Beendigung
des Krieges hinzuwirken,  wodurch die Opera¬
tionen der k. u . k. Armee ungüstig beeinflußt werden könnten-

Es sind vertrauliche Erhebungen  zn
pflegen und jene Persönlichkeiten  namhaft zu
machen , deren Teilnahme in dieser Bewegung wahrscheinlich ist.

. Die Interpellation fährt fort : Aus diesem Geheimerlaß
geht hervor , daß die Gendarmerie auf alle Menschen gehetzt
wurde , die im Verdacht standen , Friedensfreunde zu sein. Diese
politische Verfolgung ist um so verwerflicher , als die leidende
Menschheit täglich sieht, wi « der Krieg die Völker zugrunde
richtet . Es ist daher die höchste sittliche Pflicht aller Menschen,
immer und überall für den Frieden zu wirken , damit die
zertretene und aus allen Wunden blutende Menschheit wieder
zum Aufatmen kommt . Der Minister des Innern wird nun
gefragt , was er hier zu tun gedenkt und ob er dem Ab¬
geordnetenhause über die Angelegenheit Bericht erstatten will . . .
Man wird wohl annehmen dürfen , daß dreier Erlaß doch
nicht mehr in Kraft ist ? - — — ^
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Ansrsgebrantwortung
des Ministers für Landesverteidigung.

Ich beehre mich, die in der 58. Sitzung der
XXII. Session am 6. Februar 1918 eingc-
brachte Anfrage der Herren Reichsratsabgeordneten
Dr. Korosec, Dr. Laginja , Spincic und Ge¬
nossen wegen Verfolgung des Ivan Zornada zu
beantworten:

Es entspricht nicht den Tatsachen, daß Ivan
Zornada ohne jeden äußeren Anlaß von der
Gendarmerie verhaftet worden sei. .Die Verhaftung
erfolgte vielmehr auf Grund einer der Gendarmerie
erstatteten Anzeige, die unter Namhaftmachung von
Zeugen gegen Zornada konkrete Anschuldigungen
von strafrechtlichem Belang (serbenfrcundliche
Äußerungen) erhob und zum Gegenstand vorläufiger
Erhebungen gemacht worden war. Das Verfahren
wurde mit der durch die Haft gebotenen Beschleu¬
nigung durchgcführt und nach einmonatiger Haft
die Zurücklegung der Strafanzeige und die Ent¬
haftung des Verdächtigen angeordnet, da nach den
Aussagen der einvernommenen Zeugen die angeblichen
Äußerungen Zornadas nicht für erwiesen ange¬
nommen werden konnten.

Die Angaben der Anfrage über die Behand¬
lung Zornadas im Arreste der Laibachcr Peters¬
kaserne erweisen sich als unzutreffend. Die Arrest¬
räume in der genannten Kaserne waren zur Zeit,
als Zornada eingeliefcrt wurde, gerade erst neu
hergerichtet worden und es entspricht ganz und gar
nicht den Tatsachen, daß Zornada in eine dunkle
Zelle ohne Fenster und Luft eingespcrrt worden sei.
Eine solche Zelle existiert überhaupt nicht im ganzen
Arrest.

Auch ist es nicht richtig, daß die als Lager¬
stätte der Häftlinge bestimmten Strohsäcke mit
stinkendem Stroh gestopft gewesen seien. Zur er¬

wähnten Zeit War in Kram genügend Stroh vor¬
handen und insbesondere im Laibacher Kastell
waren die Säcke mit frischem Stroh neu gefüllt
worden. Was die Klagen über die Verpflegung
anlangt, so muß entgegen den Ausführungen der
Anfragestcller darauf hingcwiescn werden, daß nicht
nur von inspizierenden Vorgesetzten, sondern sogar
auch bei den von Vertretern neutraler Länder vor-
gcnommencn Besichtigungen mit Befriedigung die
vorzügliche Beschaffenheit der Verpflegung festgestellt
Wurde.

Dank den getroffenen Maßnahmen ist cs
niemals zu einer Läuseplagc gekommen. Sollte ein
Häftling oder Internierter vom Ungeziefer belästigt
worden sein, so konnte die Schuld nur an ihm
selbst liegen, da die internierten Personen zu keinen
Arbeiten verhalten wurden, sich frei bewegen durften,
die erforderlichen Reinigungsmittel zur Verfügung
und auch stets Zeit zur persönlichen Reinigung
hatten.

Daß die Gewehre der Soldaten, die Zornada
unter Aufsicht geführt und nicht, wie es in der
Anfrage heißt, „herausgeschlcppt" haben, geladen
waren, entspricht den auch im Frieden gehandhabten
Bestimmungen der Dienstvorschriften. Da der
Gesundheitszustandin den Laibacher Arrestrüumcn
in jeder Weise zufriedenstellend, ja geradezu vor¬
züglich gewesen sit, so erscheint die Behauptung,
daß Zornada durch die Internierung an seiner
Gesundheit Schaden gelitten hätte, nicht recht glaub¬
würdig und ein ursächlicher Zusammenhang wohl
kaum nachweisbar.

Wien, 18, Juli 1918.

Ans derk. k. Hof- und Staatsdruckerei. tiZmü;
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Anfragebrsntwortung
des Ministers für Landesverteidigung.

Auf die von den Herren Abgeordneten Samalikund Genossen in der Sitzung des hohen Hausesvom 27. November 1917 gestellte Anfrage, be¬treffend die Benachteiligung der Landwirte in
Mähren durch unrichtiges Abwägen des für das
Militärärar abgelieserten Viehes, beehre ich michans Grund des Ergebnisses der Erhebungen und dermir vvni Kriegsministcrinm zugekommenen Infor¬mationen nachstehendes zu erwidern:

Der in der Anfrage erwähnte Vorfall vomlO, November 1917 hat sich tatsächlich, und zwarin Rozna o. P , ereignet.
Nach Abwägen einiger Viehstücke wurde kon¬statiert, daß sich unter der Brückenwage ein Steinbefinde und dieselbe daher nicht anstandslos funk¬tioniere.
Hierauf wurden sofort die zuletzt behandeltenViehstücke nachgewogen und deren richtiges Gewichtbestimmt.
Dieser Vorfall hatte zur Folge, daß fast alle

Landwirte die neuerliche Abwage verlangten, wiewohldie Kommission in Anwesenheit des Bezirkshaupt¬mannes konstatierte, daß die Wage früher richtiggezeigt habe.
Unter den eine nachträgliche Abwage fordernden

Landwirten befand sich auch B. Fiala aus Roznamit einer nach der Konstatierung des anwesenden
Distriktstierarztes sowie der ganzen Kommission
abnormal überfütterten Kuh, für die ein Abzug von90 Wogramm vorgcschriebenwurde, was Malaauch im Übernahmsprotokollc bestätigte.

Da nach einer später an den Vertreter des
Generalsubkommissionärs„Ilstrsäui lleäuotu? inBrünn gerichteten Bitte dem Genannten 20 Kilo¬gramm mehr eingerechnetwurden, wovon in Ab¬wesenheit des B. Fiala dessen Gattin verständigtwurde, erscheint dieser konkrete Fall bereinigt.

Lediglich hinsichtlich der Behandlung des Fiala,die die Anfragesteller zum Anlasse nahmen Klagender Landwirte über mangelndes Entgegenkommenzu vermitteln, möchte ich aus einer mir zugekommenen!
Meldung des bei der Schlachtviehübernahme inter- !

veuierenden Militärorganes noch erwähnen, daßFiala, der mir dem auf einer generellen Anordnungberuhenden Abzug vom Lebendgewicht seiner über¬fütterten Kuh nicht einverstanden war, die weitere
Amtshandlung durch Lärm verhinderte, so daß er
durch den militärischen Vertreter scharf, jedoch nichtgrob zurechtgewiescn werden mußte.

Daß dem Genannten kein Unrecht geschah,beweist auch der Umstand, daß die übrigen Kom
Missionsmitglieder nicht für ihn eintraten, was
andernfalls sicher geschehen wäre.

Im allgenieinen möchte ich noch bemerken:
Die Organe des Kriegsministeriums bei der

Schlachtviehaufbringungsind durch strenge Instruk¬tionen zu einem korrekten Verhalten angewiesen:speziell die in Betracht kommende Viehübernahms¬
kommission anitiert stets taktvoll und sehr entgegen¬kommend. Die Gewichtsabzüge werden nur in denFällen abnormaler Überfütterung gemacht. Der Preis
entspricht der Qualität und bewegt sich im Rahmender vorgeschriebenen Höchstpreise.

Das anwesende Mitglied der Bezirkskommissionachtet stets darauf, daß den vorgebrachten und
begründeten Bitten der Landwirte entsprochen werde.

Fälle von Unzufriedenheit der Landwirte mitdem zugebilligtcn Gewichte werden zuweilen wohldadurch verursacht, daß die Landwirte ihr Viehauf anderen, manchmal nicht ganz verläßlichenprivaten Wagen und oft mehrere Stunden vor der
Übernahme im abnormal gefütterten Zustand wägen,in welchen Fällen sich dann natürlich eine Gewichts¬differenz herausstellt.

Bezüglich der Viehpreise im allgemeinen beehreich mich übrigens auf meine Ausführungen auf dieAnfrage der Herren Abgeordneten Josef Samalik,Fr. Navratil und Genossen/betreffendUnzukömm¬
lichkeiten bei Viehrequirierungen und große Herab¬
setzungen der Viehpreise, eingebracht in der Sitzungdes hohen Hauses vom 7. Juli 1917 , hinzuweisen.

Wien  18 . Juli 1918.

Aus der k k. Hof- und Staatsdruckerei. 143431s



^tt65II5srKzs .1^ N fük
ll 0 »( 0 ^ I ^ I I o si

: /F

LL wr. 2827/1, xxn , Zrsswn.

<77«)

Anfragebeantwortung
des Ministers für Landesverteidigung.

Die Herren Abgeordneten Dr. Koro sec und
Genossen haben wegen angeblich roher Behandlung
der Zivilbevölkerung des besetzten italienischen
Gebietes und insbesondere zweier Frauen durch den
Kommandanten einer Baukompagnie in der Sitzung
dieses hohen Hauses vom 12. März 1918 an mich
eine Anfrage gerichtet. Auf Grund der Erhebungen
über den fraglichen Fall beehre ich mich, folgendes
zu erwidern:

Die in der Anfrage genannten Frauen wurden
zur Strafe dafür, daß sie zwei italienischen Deser¬
teuren, die von unserer Gendarmerie gesucht wurden,
trotz Kenntnis dieses Umstandes Unterschlupf
gewährten, vom EtapMnstationskommando in Annvnc
zu zehntägiger Straßenarbcit bestimmt. Der Straf¬
vollzug wurde der betreffenden Baukompagnie über¬
tragen. (Zu dieser Art von Arbeit, die bei dem
schlechten Znstand der Straßen dringend geboten
war, meldeten sich übrigens in den Monaten Jänner,
Februar 1918 — da noch keine Feldarbeiten zu
verrichten waren — die Bewohner ohne Unterschied
des Alters und Geschlechtes freiwillig gegen ent¬
sprechende Entlohnung.) Beide Frauen gehören der
Landbevölkerung an und sind daher das Arbeiten
im Freien gewohnt. Während nun die eine
Frauensperson, Therese Copatto, ohne Weigerung
an die Arbeit ging, widersetzte sich die andere,
Adele Minnssi (dies ist der richtige Name, nicht

Copatto), der Aufforderung und mußte widerstrebend
von zwei Soldaten zur Arbeit geführt werden.
Von einer Mißhandlung oder „unmenschlichem Vor¬
gehen" — wie es in der Anfrage heißt — war
aber dabei laut eigenen Zugeständnisses der Minnssi
keine Rede. Ebenso unwahr ist die Behauptung,
daß sich auf die Hilferufe der Geführten die ganze
Einwohnerschaft höchst empört versammelt habe.
Es waren nämlich nur noch drei Zivilpersonen
Zeugen des Vorfalles, der sich in einem einsam
liegenden Gehöfte abspielte und weiter kein Aufsehen
oder Ärgernis erregte.

Nach anfänglicher Weigerung stellte schließlich
Adele Minnssi ihren Widerstand ein und verrichtete
die ihr auferlegte Arbeit ohne an ihrer Gesundheit
irgendwie Schaden zu nehmen. Sie hat wvhl
ihre Weigerung, zu arbeiten, mit angeblichcrSchwanger-
schaft begründet, als jedoch der Kommandant der
Baukompagnie auf der ärztlichen Feststellung dieses
äußerlich nicht erkennbar gewesenen Zustandes bestand,
weigerte sie sich, zum Arzt zu gehen und schuf
dadurch den Verdacht, daß ihre Behauptung eine
Ausflucht sei.

Da somit die von den Herren Anfragestellern
vorgebrachten Klagen der Begründung entbehren,
lag zu einer Verfügung kein Anlaß vor.

Wien, 18. Juli 1918.

Aus derk. k. Hof- und Staatsdruckerei, usim« I
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Anfrsgebeanttvorlmrg
des Ministers des Innern.

Auf die vvn den Herren Abgeordneten Leo
Lewickyj und Genossen in der Sitzung des Abge¬
ordnetenhauses vom 16. November 1917 gestellte
Anfrage wegen Erlassung eines Ölpreßverbotes
und der Behandlung von Paßangelcgenheiten durch
die Bezirkshauprmannschaft in Zydaczöw beehre ich
Nch nach gepflogenem Einvernehmen mit dem

Handelsministeriumnachstehende Antwort zu erteilen:
Hinsichtlich der Erlassung des Ölpreßverbotes

an Landwirte hat das Handelsministerium mitgeteilt,
daß gemäß tz 2 der Ministerialverordnnng vom
20. Dezember 1916 , R. G. Bl . Nr . 419 , im
Interesse der Sicherstellung des Saatgutes zwecks
möglichster Steigerung des Anbaues von- Lein zur
Fasergewinnung und zur Sicherstellung des Leinöl-
bedarfes für unumgänglich zu befriedigende öffent¬
liche, insbesondere militärische Zwecke die Leinsaat
beschlagnahmt und die Verarbeitung von Leinsamen
verboten worden war. Trotz dieses Verbotes wurde
Leinsamen von zahlreichen kleinen ländlichen Be¬
trieben weiter verpreßt und sind dadurch be¬
trächtliche Mengen dieser Frucht der Evidenz der
österreichischen Flachszentrnle entzogen worden. Da
auch eine Verwendung des für die Heeres¬
verwaltung unentbehrlichen Leinöles zu Genuß¬
zwecken nicht hintangehalten werden konnte, ließ
das Handelsministeriummit Erlaß vom 31. Jänner

917, Z. 26291/IV , alle nicht kontrollierten und
kontrollierbaren Ölmühlen stillcgen.

Von dieser Maßnahme wurden nur jene
Betriebe ausgenommen, welche unter Aufsicht des
Kriegsvcrbandes der Öl- und Fcttindustrie mit
der Verpressung von Ölsaatcn für öffentliche Zwecke
betraut sind. Außerdem wurde eine Ausnahme
für jene Verwaltungsgebiete, in denen Leinsamen
gar nicht oder nur in ganz geringem Umfang an¬
gebaut wird, zugestanden.

Da nun zufolge Berichtes der Bezirkshauvt-
mnnnschaft in Zydaczöw die Ölmühlen dieses
Bezirkes kleine Unternehmungen mit Handbetrieb
sind, in denen nur sehr kleine Mengen vvn
Sonnenblmnensamen, Melvnenkernen und Hanfsamen

zur Verpressung gelangen würden/ wurde die
genannte Bezirkshanptmannschaft vom Handels¬
ministerium beauftragt, die allgemein angeordnete
Sperre der Ölmühlen für ihren Amtsbereich außer
Kraft zu setzen, jedoch den Betrieb der Ölmühlen
zur Verhütung vvn Mißbräuchen unter Kontrolle
zu stellen.

Hinsichtlich der in Beschwerde gezogenen
Behandlung von Paßangelcgenheitenbeehre ich mich
folgendes mitznteilen:

Die unterstehenden Paßbehörden sind zu
wiederholten Malen und anläßlich der Einbringung
dieser Anfrage neuerlich angewiesen worden, Paß¬
ansuchen mit der größtmöglichen Beschleunigung zu
behandeln. Wenn nun die Ausstellung der Reise¬
pässe nicht immer mit der den Parteien er
wünschten Raschheit erfolgen kann, so findet dies
seine Erklärung in der gegenwärtigen außer¬
ordentlichen Überbürdnng der Politischen Behörden,
insbesondere aber auch darin, daß die Paßbehörden
in Anbetracht der durch den Krieg geschaffenen
außerordentlichen Verhältnisse eingehende Erhebungen
über die Notwendigkeit und Dringlichkeit der Reise
sowie über die Vertrauenswürdigkeit des Paßwerbcrs
zu pflegen haben, und daß diese Amtshandlungen
einige Zeit erfordern.

Die Beamtshandlung der von Michael Pali-
dowycz und Jan Czajkowskyj aus Mikolajöw ein
gebrachten Ansuchen um Ausstellung von Reisepässen
erfuhr auch noch aus dem Grunde eine Verzögerung,
weil die zur Begründung ihrer Gesuche gemachten
Angaben nicht als den Tatsachen ganz entsprechend
angesehen werden konnten, damals aber auch Reisen
der Zivilbevölkerung wegen Inanspruchnahme der
Eisenbahnen für militärische Zwecke eine Ein¬
schränkung erfahren mußten.

Gegenwärtig sind diese Gesuche gegenstandslos
geworden, weil die Genannten infolge Wegfalles
des östlichen Kriegsgebietes Pässe zur Reise »all»
Wien nicht inehr benötigen.

Wien , 17. Juli 1918.

Aus der k t. Hos- und Staalsdnickern. IESM 1
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Anfrage
des

Hrrrenhausmitgliedrs Baron Dill er  und Genossen an IhreExzellenzen dir Herren Minister des Innern und für Landes¬verteidigung , betreffend die gegen dir zunehmende Unsicherheit aufdem Lande zu treffenden Maßnahmen.

Als Folgeerscheinung des langen Krieges und derdadurch teilweise gelockerten Manneszucht einzelner
Truppenteile haben sich im Hinterlande Verhältnisseentwickelt, die dringend einer Sanierung bedürfen.

Die ihre Abteilungen ohne Urlaub oder mit
mangelhaft ausgestellten Legitimationsdokumenteuverlassenden Soldaten haben sich in große, voll¬kommen organisierte Banden vereinigt , die sich inden berg- und waldreichen Teilen der Monarchie
verstecken und durch ihre bewaffneten Raubzüge zunner wahren Landplage geworden sind.

In den längst der ungarischen Grenze sich
hinziehenden Karpathenwäldern und dem mährischenMarsgebirge , wo die grüne Garde ihr Unwesentreibt , haben wir jetzt auch noch unter anderen un¬gebetenen Sommergästen zu leiden, denn hier be¬wegt sich ein fortlaufender Zug russischer Kriegs¬gefangener, die in kleinen Trupps entlang der Bahnwandernd , sich bis in ihre Heimat durchzubettelnsuchen und während der Nacht marschierend, beiTag im Walde lagernd.

Gegen die marodierenden Deserteure werdenvon Zeit zu Zeit „Sturmtruppen " aufgeboten, diebei ihren Streifungen einen oder den anderenfangen, dann aber wieder zurückgezogen und ihrer
eigentlichen Verwendung zugeführt werden, währenddie nur zeitweisen beunruhigenden Banden dannwieder ihrem Räuberberufe nachgehen können.

Auch die Behandlung der aufgegriffenen
Marodeure ist nicht danach angetan abschreckend zuwirken, denn sie werden ohne anderweitige Be¬strafung nur in Marschformationen eingereiht , denensie meistens noch im Hinterlande , jedenfalls aberspäter an der Front wieder entlaufen.

Gegen die rückwandernden Gefangenen bleibtaber als einziger Schutz nur „der Gendarm " .
Da man bei diesen traurigen Zuständen einerallgemeinen Demobilisierung nur mit schweren Be¬denken entgegensehen kann, wäre es die Pflicht derRegierung , hier sofort energisch einzugreifen undfür die Sicherheit auf dem Lande wirksam zusorgen.
Für die Aufstellung ständiger Streifkommandeudürften kaum genügend Truppen vorhanden sein unddiese auch nicht die unbedingt notwendigen Lokal¬

kenntnisse besitzen, weshalb als einziges Aushilfs¬mittel nur eine ausgiebige Vermehrung der Gen¬darmerie übrigbleibt.
Diese könnte vorerst durch die Kommandierungvon Aushilfsmannschaft erzielt werden, bis die auchim Frieden unvermeidliche Verstärkung der Gen¬darmerie endgültig durchgeführt werden kann.
Wenn man bedenkt, daß unser ganzes Kriegs¬

wirtschaftssystem aus einer Kette polizeilicher Amts¬
handlungen besteht, daß aber die Zahl der Gendarmenim Hinterlande durch Abkommandierungen fortgesetzt

»
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kleiner wird , muH uian es begreiflich finden, daß
unseren vielgeplagteu Bezirkshauptleuten für die Auf¬
rechterhaltung der Ordnung in ihren Verwaltungs-
gedieren keine Machtmittel mehr zur Verfügung
flehen.

Wir erlauben uns daher , an die Herren
Minister die Anfrage zu stellen: i

„Sind Eure Exzellenzen über diese in
einzelnen Teilen der Monarchie herrschenden
Zustände unterrichtet und daher geneigt,
durch Vermehrung der Gendarmerie ' oder
andere, dem Zwecke entsprechende Mittel
hier sofortige Abhilfe zu schaffen? "

Wien, -„17 . Juli 1918.

MW

Buquoy.
vErich'i.Baron Ditlec.

Fürst Thun . Hohenlohe.
Waldstem. / . Auersperg.

^Ferd .. Lobkowitz. , > Vetter.

.Üki ^ Wa 'u-Gallas IDtt;

tt,/ . - , - AssisAtss
^ sri ! ,
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Nr . 1396/1, XXII . SWon.

(765)

Anfragrbeantwortung
des Ministers des Innern.

In Beantwortung der in der Sitzung des>
hohen Hauses vom 16. November 1917 gestellten
Anfrage der Herren Reichsratsabgeordneten Leo
Lewickyj upd Genossen, betreffend nngesetzmäfiige
Amtierung des Regierungskouunissärsund Nicht-
konstituiernng des neugewählten Geiueinderates in
Mikolajöwa. D., beehre ich mich auf Grund Berichtes
des Statthalters in Galizien folgendes mitznteilen:

Die vom galizischen Landesausschnsse in Aus¬
übung seines Anfsichtsrechtcs dnrchgeführten Er¬
hebungen hatten eine Reihe von Unkorrektheiten in
der Gebarung mit dem Gemeindevermögen und den
Einkünften in Mikolajöw zutage gefördert.

Auf Grund des Ergebnisses dieser Erhebungen
ist mit dem Statthaltcreierlassc vom .11. De¬
zember 1912, Z. III-2066/4-46, die Gemeinde¬
verwaltung in Mikolajöw aufgelöst und zugleich zun
Besorgung der laufenden Geschäfte daselbst eine einM
weilige Gemeindeverwaltung unter der LeiMigE
k, k. Bezirkssekretärsd. R. Karl SolarikDingeseM
worden. O

Als Entlohnung für Solaris wurdê im Ein¬
vernehmen mit dem galizischen Landesausschnsse ein
Taggeld von 10 bi festgesetzt.

Die Statthalterei hat es seinerzeit nicht
unterlassen, darüber zu wachen/ daß mit der Aus¬
schreibung der neuen Wahl nicht gezögert werde.

Gegen die im Juni 1914 durchgeführten Neu¬
wahlen wurden von Michael Palidowicz und Ge¬
nossen in der offenen Präklusivfrist und bei der im
Gesetze bezeichncten Behörde Einwendungen ein¬
gebracht.

Behufs Überprüfung dieser Einwendungenhat
die Statthaltern den Bezirkshanptmann Adam Mirski
nach Mikolajöw entsendet, welcher die bezügliche
Verhandlung am 1. August 1914 daselbst dnrch-
geführt hat.

Da die obige Amtshandlung kurz vor der
russischen Invasion in Galizien stattfand und Bezirks¬
hauptmann Mirski im Jahre 1916 gestorben ist,
konnte der Verbleib des einschlägigen Berhandlungs-
protokolles sowie der Wahlakten und des Wahl¬
protestes trotz durchgeführter Recherchen von der
Statthalterei bisnun nicht ausfindig gemacht werden
und cs liegt nahe die Vermutung,. daß diese Akten
zur Zeit der Russeninvasion in Lemberg mit vielen
anderen abgängigen Akten der Statthalterei ver¬
nichtet worden sind.

Weitere Nachforschungen nach dem Verbleib
der erwähnten Akten sind noch im Zuge, nach
deren Abschlüsse die weiteren Verfügungen je nach
Sachlage getroffen werden.

F Aus dem Vorausgeschickten ergibt sich, daß
d» HEDungskonunissär nicht seit dem Jahre 1909,
s« deDr Mit 1911 fungiert, daß der Giene Ge
memdMit nicht im Jahre 1913, sondern im Jahre
1914 gewählt wurde und daß die Nichtkonstituiernng
desselben auf die Anfechtung der Wahl und die
durch die Kriegsereignisse hervorgerufenen Zustände
zurückznführen ist.

Anlaugend den der einstweiligen Gemeindever¬
waltung gemachten Vorwurf der Schmälerung des
Gemeindevermögcns, wird bemerkt, daß eine durch den
galizischen Landesausschuß im Jahre 1914 durch
geführte Revision des Gemeindeamtes in Mikolajöw
a. D. nicht nur keine Schmälerung des Gemcindever-
mögens, sondern im Gegenteil die erfreuliche Tat¬
sache zutage gefördert hat, daß die zur Zeit des
Amtierens des gewesenen Gemeinderates mangel¬
hafte und verschwenderische Gemeindeverwaltung von
dem Regiernngskommissärin die richtigen Wege
geleitet wurde.

Wien, 14. Juli 1918.

Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei, rrsru!«
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/ ^Nr. 2228/1, XXII. Session.

(769)

Nnfrsgrbeantwortung
des Ministers für Landesverteidigung.

Aus die vo » den Herren Abgeordneten
Dr , Lukaszewicz und Genossen in der Sitzung
des hohen Hauses vom 7 . Februar 1918 an mich
gerichtete Anfrage , betreffend die Bildung der Kriegs¬
leistungskommissionen in der Bukowina , beehre ich
mich folgendes mitzuteilen : M

Die der möglichst raschen Austragung
Kriegsleistnngsansprüchen innewohnende MchtigKit
voll würdigend , habe ich bereits vor <M/ringu »g
der gegenständlichen Anfrage wegen der ehesten
Aktivierung dieser Kommissionen die notigen Ein¬
leitungen getroffen.

Wenn auch wegen Personalmangels die Mi
Vierung aller Kommissionen nicht sofort erfolgen
konnte , so waren doch bereits anfangs März lau-
feniM Jahres sämtliche Bezirkskommissionen für
KrikgStrAnngen mit Ausnahme der in den Bezirken
GiUghi » ioro , Sereth und Suczawa mit militärischen
Bernern dotiert und in Tätigkeit ; im Monate
April laufenden Jahres wurden auch diesen Kam
Missionen militärische Vertreter zugewiese » ,

Wien , 12 . Juli  l9I8.

Aus der k. k. Hos- und Staatsdmckerei. r« »«,»
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"- ' ' ' Das nachfokgende Schriftstück stammt Zwar wrs-dem - Jahre - 1915, ..-Ist - aber mit nicht geringerem-Jntereffe - kauch -heute- Zu lesen.- .Denn der . Herr
apostolische-Fekdvikar' erzählt ja . daß er schon, imJahre , 1911 . eine >ähnliche' „Denkschrift̂ überreichthat . und .daß sie auch der österreichischen Regierungübermittelt - . wurde p-; -es ist ' - also -gar nicht - uw»wahrscheinlich,^ - daß ' er - auch ' - nach » dem Jahrs1915 seines z-'/Beobachtungen ^ .' fortgesetzt / ' .' und,mit -den Angebereien nicht iimegehalten - hat , ' Und.wenn -sich, die - gewissen deutschbürgerlichen Freiheit¬lichen-damit trösten möchten, daß das Objekt ' der.

Denkschrift die - hochverräterischen.-Tschechen gewrien-sind, so wäre ,das ein-billiger Trost , denn die Wahr¬
scheinlichkeit ist sehr- groß, . daß der deutsch riftlüs -ter-nsHerr -seine Beobachtungen auch den deutschen Schülern,-den deutschen Lehrern und Professoren appliziert . Die.saubere Denkschrift,-, aus der ein tödlicher Haß gegen alle /geistige -Freiheit -'" atmet , ausführlicher Zu analysieren,dünkt uns überflüssig ; sie spricht-wirklich für sich selbst.Nur darauf wollen -wir ' Hinweisen,, daß den Herrn
Feldvikarn der Zustand der Schulen , die geistige und 'moralische Beschaffenheit der- Lehrer gar nichts an->geht, seine Denkschrift eine zweifellose Einmischung in
Dinge - ist, die seiner amtlichen . Betrachtung nichtunterstehen . Wenn man.  nun meinen , wollte,
daß sie deshalb keinen Schaden stiften könne, würdeman -sehr irren ; bei den unterirdischen Einflüssen, dieunsere, staatliche Verwaltung beherrschen, muß man . sichvielmehr darauf gefaßt machen, daß alle diese Wünscheund ' Forderungen auf fruchtbares Erdreich gefallensind und fallen werden. Hat doch die Neberrrichungder ../Denkschrift sofort zu Maßregelungen ge¬
führt : . Der Verein „Freier - Gedanke" ist sogleichaufgelöst - . worden , - die Leute , die von
ihm noch dageblieben waren , wurden verfolgt,.die - halbtote Druckerei- und Derlagsgenosfenschaft,der .' „Pokrok",' wurde ' Zugesperrt und die „Novinack, ei»
literarisch-belletristisches Wochenblatt des Lr . Lerben,dasch die Derlag -Zgesellschast nur ausgab , um in.irgend einer Weise dem alten Dr .-Herben Gelegen¬heit .zu'  einem Erwerb geben ' Zu tonnen , wurdeeingestellt. Die'  Polizei leitete -Erkundigungen^ein, - ob-'̂ dis --' Redakteurs des „Eäs " und - der
„Novina " nichts an . eisier öffentlichen Sammlung zu.-Gunsten der/ ' tschechischen Journalisten - unterstützt -werden. Als einige -von ihnen Anstellungen als Beamtes in - einer. tschschischen-Kriegswirtschaftsinstitution '- be». .kommen sollten^ ' bekam die.-Direktion einen Wink -von
dsw'PoItzeft--dieLkk5nne--,Arftatz.'.--.'.zu einer ablehnenden^Haltung ' der obersten -Instanzen gehen .und  so -weiterüZHerr Bselik ist-, -zwar keine Instanz der politischenVerwaltung, , aber ' fern Work hallt in ihr lange- nach.

Seine .' Denkschrift 'hat, ' mit ' unwesentlichen Auslassungen, folgenden Wortlaut : ' -,A. Ui. A. 66251. - . '
Zu Präs.-Nr. L7S79 von 1916.K: u. k. apostolisches Feld'oikarÄt.Nr. '46341.
Wahrnehmungengelegentlich der Jirspizisrung in Böhmen.'... An' dar-L" L.ÄrichSmmisterium in Wien.

-tt-g ' - -cki--/,-? - Wien, -10. -Dezember 1S18. >
Daß apostolische Feldvikariat hat bereits-im Jahre 1911ein Promemoria des damaligen FeldsuperiorS in Prag über -die bedenklichen Erscheinungenun -Bereich/d«Ä-achten KorpK-in ./Bezug-airf- -die r eli g i o -s e) u -nd - p-a t r i -v t i s ch'e-gG e»'-'-f i n u -u n g . der che r a -n w ach .s end c n-I u-g e » d dem-.'1k.--u . k.>KriegSminiüeriumvorgelegt, welches unter hochdortiger-'Präs- Nr. 47M von 1911 -an - die "k./ H' -R e g i er -uu -g/--w-e rt-e r g « l e i t 'e t .-w -il r d e.' ' - -a- : - . - i,-- Dessenungeachtet'veranlaßt mich die-- große» Sorge -fürden r e l i g i ö s - s ittl -ichen  Z u st an  t^desMiiitärischenNachwuchses, sowohl in den Milrtarê ehungSMeoikBildungS-anstalten .als auch' bei -den Trugen , Leiö Ĥ Lx̂ KüegS-»Ministerium.'folgenden Bericht. üÄr meintz,Mr«Mßlich derwiederholten ' Inspizierungen - in W>ÄH hgerMchren Wahr- ,nehmungen vorzulegen. - '-M.-' . -« k/ - -/ - !.-- - Ich bin -gelegentlich- wejneS mErtägigen AllDEaltS in!Prag mit mehreren uMr dF sin böhmischen WWWcherrschendcn--BerhWnisse orienti« ^ --MrKnlick>kertrNgsiBMubüma getretenund-habe von densskSr mancheŝ ^ -̂ «Klmen, was für -die. G e sin n u n g --fteiD anzuhoffen'kM militärischen Nachwuchses. .keine günstige Prihnöse zu stellen geeignet ist.-Die Erziehung der -Kinder beruht schon'äm Elternhausesehr .oft, . namentlich unter, den' gebildeten- .Ständen, auf>gll e i chg ü l t i g e r, '.ja nicht- selten auf religio  n S--u n d,  k i r ch en  f--e 'iu v li che r -/ -G r -u u d/l a g e. / Durch' .den -in -der Geschichte-des böhmischen Volkes,-.nur) zu Leutlichf-erwiesenen.Hang zu -Radikalismus. unter Verschmühung--und»Hintansetzung-»alles - / Idealen / .schwind et ', speziellmutt .er ..--d e r -b -ö h m i sich eu ../-Z n t -e-l l i'g e-n z-' -d e r-Si -MNi/Uf ü -r -'/ .'R e li -g i -n s.-it ä t-prmin-d.r-'-'chr-i -st l.Lche f-S i-tt .-ep. die dem -Christentum immer feindlicher- entgegen»,-'/tretenden Grundsätze-der - sogenannten.--modernen Aufklärung-fiirden-selbst im Familienleben ihre raschere Verbreitungund'-üben auf die Äindererziehung in -bert.Familien ihren äußerst .verderblichen-:Einfluß aus . , -Das .-Kind- wird weder durch Wortnoch durch Beispiel zu: .G o t t e s f u r cht und christlich  e'nM o r a l angeleitet.-und verläßt das -Elternhaus, um in die.Schule einzutreten. nicht selten, ohne die wichtigsten christlichenGebote-von der Mutter.-erlernt zu haben.-- /- ./ .'---- . Nun trat die Volksschule ihre ErziehungSauigaben an p'aber stall das von den Eltern religiös vernachlässigte Kind zuj.r-Gott-»»nd: zur wahren Sitte zu führen, wirkt die moderne,"LoWschule unter dem Einfluß des modernen böhmischen Volks-schullehrerS in entgegengesetzter Richtung. /Wohl gibt es noch,überwiegend auf dem Lande. Volrsschullehrer, welche sich ihrer,-religiösen -Ueberzeugung-  nicht , schämen und in.ihrem.Beruf ernstlich bestrebt sind, in,-,die leicht,empfänglichenHerzen, ihrer Schuljugend dieeinzigheilsamenGrundsätze derReligiosrtät zu pflanze ».Aber die Zahl solch wahrer Pädagogen nimmt immer mehr,ab, weil sie teils durch den modernen Nachwuchs naturgemäß-abgelöst werden.' teils . aus verzeihlicher menschlicher Schwächeendlich den harten Kamps, welchen sie mit ihren modernen.Kollegen, von welchen sie als Rückschrittler, klerikale Söldlinge rcjauf Schritt und Tritt verfolgt werden. . .zu besiehe» Labes/



«ufgeben, um sich und ihren Familien ein ruhiges Dasein zusicher». Wenige sind es. die dem Banner des Christentumsim privaten und öffentlichen Leben Treue bewahren«nd ungeachtet der Anfeindungen, besonders inkder Fachpresse, nach den christlichen Grundsätzen
Kleben und beruflich wirken. Demgegenüber sind die jüngerenWolksschullehrer im Geiste des Realismus  oder Mate¬rialismus.  des nationalen Radikalismus und namentlich
sdeS Freidenkertu ms  erzogen worden und verbreitenjdie angelehrten Grundsätze unter den Erwachsenen und v e r-yi ft e n während des Unterrichts durch freidenkerischePhrasen und Schlag Wörter  die Herzen der Jugend.Gleichwie sie früher die eifrigsten Vorkämpfer der Jungtschechen«egen die Konservativen und versöhnlich gestimmten Alttschechengewesen sind, so haben sie in der jüngsten Zeit den Jung-itfchechen die Treue gekündigt  und arbeiten«ifrigst für die radikalen und direkt antichristlichen Parteien,wobei ihnen der Umstand zugute kommt, daß sie im Landeifast eher Gehör finden als der Priester, welcher doch öfterfwarnen, tadeln und rügen mutz. Durch Erlässe gc-fzw u n gen,  zeigen sie sich zwar hie und da in der Kirche,ium die anwesenden Schüler zu beaufsichtigen, ihre Anwesen¬heit ist aber zum gröhten Teil eine physische und wirkt viel¬fach auf die Jugend eher demoralisierend als erbauend. Be¬dauerlich ist, daß selbst die vorgeschriebenen Schul¬bücher  die schädliche Einwirkung solcher Lehrkräfte nichtenergischer in Schranken halten . So wird der vater¬ländischen, das heißt österreichischen Geschichte nicht-der gebührende Platz angewiesen, sie wird nur nebenbei ge¬streift , um für di« Geschichte des böhmischensBolkeS mehr Raum zu gewinnen.  In diesertwerden hussitische Kriegs als der Glanzpunkt der vaterländi¬schen Geschichte geschildert, die goldene Zeit des frommenKaisers Karl IV. jedoch recht stiefmütterlich dchandelt. Selbstder unschuldige Gesangsunterricht  wird nichtselten durch Verbreitung falscher Ideen mißbraucht.Als Vertreter der Intelligenz auf dem Landesind di ^e jüngeren Lehrer  zum größten Teilmn der Spitze verschiedener Vereine, wie Turnvereine (Sokol),Feuerwehr, Sevcroceska oder Posumavkka Jednota u. f. w..sund üben ihren Einfluß auch auf die der Schule entwachseneÄugend, ja selbst auf die erwachsenenMänner aus . IhremWirken ist auch zu verdanken, daß diese Vereine fast durchwegsantichristliche Tendenzen  befolgen , die Beteiligungeifriger Katholiken und namentlich der Priester an ihremVereinsleben direkt auSschliehen und daß die zum Militäreinrückenden Mitglieder derselben voll militärfcindlicher Grund¬sätze ihrem neuen Lebensberuf entgegensetzen. Noch gefährlicherifür die Gesinnung der böhmischen Jugend ist die Tätig¬keit moderner Professoren der Mittel¬schulen  und nicht selten die eingesührten Lehr¬bücher selbst . . . Welchen Geist Mittelschullehrer, welchesin. dieser Atmosphäre des Realismus Und derKirchenfeindlichkeit  ausgewachsen sind, später unter-ihren Schülern fnrtpflanzcn, ist begreiflich. Die Religion,«IS Hüterin derOrdn u n gund  derSelb si¬

tz ucht , wird entweder als für die Intelligenzüberflüssig dargestellt  oder aber als den eigenenLeidenschaften unbequem direkt gehaßt. Alle Ideale,die Vaterlandsliebe , die dynastisch? Treue, die Selbstver¬leugnung , die Selbstaufopferung müssen unter der dennackten Realismus  vredigenden WirksamkeitideS modernen Professors verderben und verschwindenund zügelloser Genußsucht, krassem Egoismus , religiösem, aberauch staatlichem Jndifferentismus Platz machen. Es ist fernerauffallend, daß solche Mittelschullehrer gerade in den größerenStädten , womöglich in der Landeshauptstadt selbst, a n-gestellt werden,  damit ihr verderbliches Einwirkenauf die Jugend ein recht weites Gebiet umfasse. Ebensoscheinen Professoren, welche dem Priesterstand, manch¬mal selbft dem katholischen Glauben den Rücken gekehrtund den Beruf als Lehrer für weltliche Fächer gewählt haben,dt Bezug auf ihre Dienstposten einen gewissen Vorzug zugenießen. Die Vergangenheit solcher Lehrer bleibt den Schülernnicht verborgen und muß sie in ihrer GlaubenSlosig-keit  und in ihrem realistischen Materialismusnur bekräftigen.
Wie ich bereits bei den Volksschulen erwähnt habe,!wirddie Tätigkeit der materialistischen Lehrkräfte an den Mittelschulennoch mächtiger durch manche Lehrbücher  gefördert.Wohl werden besonders anstößige Stellen , gewöhnlich aufIntervention der kirchlichen Behörden,  inder „zweiten, wenig veränderten Auflage* entweder ausgelassenoder etwas gemildert. Aber was ^ hilft es. wenn die Lehrernach der alten Auflage vortragen und die Studenten dieselbeweiter benützen und verkaufen? Als besonders schädlich wurdemir genannt : Albert PraZak:  kttckovöt Ic äsji väm össkslitsraturv (Einleituna in die tsckeckiicbe Literatur !, wo das

.Christentum als veraltet , überlebt und inferior dargestellt und'der Fortschritt, wie ihn die Freidenker verstehen, als das einzige'begehrenswerte Ziel geschildert wird . Aehnlich Ertl:  Osjiv^Utsratur ^ ckobx-stksckm(Geschichte der mittelalterlichen Literatur ),!wo H u s und Konsorten  als wahre Märtyrer fürsGlaube und Vaterland , ihre Revolte gegeu die Kirche als'Heroismus gepriesen, die katholische Kirche jedoch als ein Hindernis'der Kultur verächtlich gemacht wird . Bidlo - ßusta:^VSsodeanx cisfspis pro v^88i triä > strscknieb 8kc>1", II. ätl^Allgemeine Geschichte für die höheren Klaffen der Mittel¬schulen, II. Teil), und ^OSsspis pro V. tr , reälv ^od 8koi"(Geschichte für die V. Klaffe der Realschulen) sind in
ftirchenfeindlichem Sinne  geschrieben, greisen selbstdie Dogmen des Christentums an, bringen unter Ver¬größerung die Verirrungen der Päpste oder Priester, wobei sieVerdienste der Kirche absichtlich tostchrveigeu. Die patriotischeund die dynastifchgetreueGesinnung der Schüler wird durchdiese Bücher nicht nur nicht gefördert, sondern eher unter¬graben , die Herrscher aus dem allerhöchsten Herrscherhausemorden recht ungünstig beurteilt, die Schlacht am WeißenBerge und die darauf folgende Gegenreformationals das größte Unglück des böhmischen Volkes besprochen. Auchdarin wird denn nur der einseitige böhmische Patriotismusaus Kosten des österreichischen gepflegt. Wie die Lehrbücher, soführen auch die literarischen Produkte,welche der studierenden Jugend geboten werden, zu einerbedauernswerten sittlichen Dekadenz. Denn solangeM a cha r, derfür das Christentum den Beinamen -lsck r lluckŝ, das ist Giftaus der Judäa , gepredigt hat , den Studenten als der größtemoderne Dichter anempfohlen werden darf, kann derStudent an einer den christlichen Moralprinzipicn nurgewissermaßen entsprechenden Literatur keinen Gefallenfinden. Verderbliche im sittlichen und patriotischen Sinnewirkt auch das Theater.  In Prag werden öfteram Nachmittag separate Studentenvorstellungen veranstaltet,welche sonst zu begrüßen wären , wenn nur die Wahlder Theaterstücke pädagogisch und patriotisch ein¬wandfrei  wäre , und die Wahl der Stücke besorgt geradedas böhmische Professorencomits. Als die grüßte Gefahr fürdie christliche Gesinnung und wahren PatRotismus wurde mirjedoch das Treiben der böhmischen Sektiondes Internationalen Freidenker Vereines— Volvo. wMsvIrg , — geschildert.

Könnte aber die Kirche, namentlich der katholischeKlerus,  die traurigen Erscheinungen in der böhmischenOeffentlichkeit durch entsprechende Einwirkung nicht beheben?Mrch . Meme« Informationen hat der katholische Klerus tu
Böhmen stets die loyale Gesinnung bewahrt und — soweitdies möglich war — auch unter dem Volke gefördert ; durch !die verderblichen Einflüsse der in den Volks- und Mittelschulen !angeseuchten Intelligenz , der radikalen!und sozialdemokratischen Presse  wurde jedochdie Gesinnung der Bevölkerung nicht nur paralysiert , sondern fastgänzlich vereitelt. Wo früher der Pfarrerals  Führer und Beraterseiner Pfarrkindcr maßgebenden und wohltuenden Einfluß ous-übte, dort wurde er bald durch die Intelligenz oder durchWühlerei halbintelligenter Individuen,und namentlich der Lehrkräfte, hinausgedrängt , als reaktionäres,dem nationalen Fortschritt schädliches Element verächtlich undmachtlos gemacht. Die Beteiligung .deS Klerus am öffentlichenund politischen Leben wurde immer seltener; die Falle,daß der Priester in der Gemeindever¬tretung und in dem weltlichen Vereinein maßgebendes Wort sprechen könnte,sin dH eure kaum zu konstatieren,  die Be¬teiligung an den kirchlichen Vereinen wird immer spärlicherund beschränkt sich fast ausschließlich au? die Frauen : derPrieiter muß sich selbst in der Ausübung seines Lehramtes aufder Kanzel die größte Zurücktzaltung erufcrlegen, um ja nichtseinen aanzen geistlichen Einfluß einzubüßen.

Leider muß bei dieser bedauerlichen Wahrnehmung kon¬statiert werden, daß bei diese in systematischenTotschweigen des Klerus nicht selten staat¬liche Organe dieprissterfeindlichen Strö¬mungen unterschätzt haben , was die Wahlenin die gesetzgebenden Körperschaften,namentlich die unter der Mitwirk u n g des
Landsmannmini ft ers Praschek durchge -- ^führtenWahlen in den Reichsrat deutlichbeweisen,  bei welchen den liberal , daher kirchenfeindlichgesinnten Agrariern die grüßte Unterstützung zum Schaden derkaiholisch-konservariveu, daher  auch kaisertreuen Parteizuteil wurde.

Diese Informationen haben mir ein recht düsteresBild über den moralischen Zustand dert s che chi s chc n Jugend  und über die Gefahren, denendie patriotische und dynastictreue Kcsin-
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knung  derselben ausgesetzt ist. geboten, und ich fühle mich
verpflichtet, meine diesbezüglichen in Prag gesammelten Wahr-

! liehmungen dem k. u. k. K r i e g s m i n i st e r i u m zur
geneigten Kenntnis , Zu bringen.

! Meiner Ansicht nach wäre vor allein den Schulen
in Böhm e'n eine erhöhte Aufmerksa m k e i t
zu widmen , durch geeignete Oberaufsicht,
wenn nicht durch Verstaatlichung die ganze
dienstliche und außerdienstliche Tätigkeit
der Volksschullehrer zu überwachen , die
Rezension und, Approbiemng der Lehrbücher für Volks- und
Mittelschulen nur im echt österreichischen Geiste durchführen zu
lassen und gegen die Machinationen der im Bericht genannten
Personen und Vereine mit aller Strenge vorzugehsn, da sonst
die Gesinnung ganzer Generationen äußerst gefährlich erscheint.

Bjelik  w . p. §
Bischof, apostolis cher Feldvikar. j



6 L I I l NXä UUL N f l) N ^ I ksi
0 0 !( U« ^ I A I I 0

IL6:

Anfragelirantworknnfl
§

des Ministers des Innern.

In Beantwortung der von den Herren Abge¬
ordneten Wohlmeyer  und Genossen in der
Sitzung des Abgeordnetenhauses des Reichsrates
vom 29. Jänner 1918 gestellten Anfrage, betreffend
die Amtsführung der Bezirkshauptmannschaftin
St . Pölten, beehre ich mich, nachstehendes mitzu¬
teilen:

Am 17. Jänner l. I . nachmittags sammelten
sich einige hundert Frauen vor dem Amtsgebände
der Bezirkshanptmannschaft in St . Polten nnd eine
Abordnung derselben erschien unter Führung des
Vertrauensmannesder Arbeiterschaft, Ferdinand
Gerdinitsch, im Aptte, welche an den Vorstand des¬
selben das dringende Ansuchen stellte, die unter der
Arbeiterschaft und der ärmeren Bevolkeruugsklasse
herrschende, durch die Kürzung der Mehlqnote ver¬
schärfte Notlage sofort der Oberbehörde zur KenntniL
zu bringen und schleunige Abhilfe zu erbitten.

In der Unterredung, welcher auch dAeZMr-
treter des Eruährungsinspcktors beiwohntes«mrde
seitens mehrerer Frauen darauf hingewMN, daß,
während die ärmeren Klassen mit Nal/ungssorgen
zu kämpfen haben, viele wohlhabende Familien noch
immer unberechtigterweiseüber reichliche Vorräte
verfügen. Daran wurde die Bitte geknüpft, den der
Bezirkshauptmaunschaft zngetcilteu Polizciagcnten
bei seinen Revisionen der Privathaushaltungen als
Vertranenspersonen begleiten nnd ihm jene Personen
bezeichnen zu dürfen, bei denen Vorräte, insbeson¬
dere an Mehl nnd Fett, vermutet werden.

Auf die Bemerkung einer Arbeiterin, daß sich
sicherlich auch in der Wohnung des Amtsvvrstandes
derartige Vorräte befinden, hat Statthaltereirat
Tremel ohneweiters zngelassen, daß die von der
Abordnung bestimmten Frauen eine Besichtigung
seiner sämtlichen Privaträume vornehmen, weil es
ihm im Hinblick auf die in der Stadt St . Pölten
sowohl in bürgerlichen Kreisen als auch unter der
Arbeiterbevölkerungverbreiteten, Gerüchte erwünscht

erschien, auf diese Art endlich uachzuweisen, daß er
nicht die geringsten Vorräte besitze nnd daß somit
alle über seine Person ansgestrenten Nachrichten
über angesammelte Vorräte (bis zu einem Waggon
Mehl) vollständig aus der Luft gegriffen seien.

Es begaben sich demnach sofort zwei Frauen,
Ludmilla Auer und Marie Haertling, in Begleitung
des im Amte anwesenden Polizeiagenten Josef
Kramer in die im Amtsgebände befindliche Privat
Wohnung des Amtsvorstandes und besichtigten da¬
selbst in Gegenwart seiner Gattin sämtliche Räum
lichkeiteu(Wohnränme, Küche, Keller, Bodenräume);
nach eitzer überaus eingehenden Besichtigung, ins-
besonde/e aller Kästen und Betten, kehrten sie ins,
Amt ArüL nnd erklärten unter vielen Entschuldi-
ungM,/nMts gefunden zu haben.

ieffs negative Ncvisionsergebnis wurde sofort
cn übrigen vor dem Amtsgebände wartenden

Frauen mitgeteilt nnd hat bei diesen eine sichtlich
beruhigende Wirkung hervorgerufcn.

Mit Rücksicht auf eben diese beruhigende
Wirkung hat Statthaltereirat Tremel keinen Anstand
genommen, dem weiters gestellten Verlangen der
Frauen, den Polizeiagenten auch bei der Revision
anderer Privathaushaltungcn begleiten zu dürfeii, zu
willfahren. Das Ergebnis dieser weiteren Revision
ist im allgemeinen gleichfalls ein vollkommen nega¬
tives gewesen.

Bereits am 18. Jänner nachmittags haben
die genannten zwei Frauen dem Statthaltereirat
Tremel mündlich erklärt, daß sie auf eine weitere
Mitwirkung bei den fraglichen Revisionen verzichten.

Die vom Polizeiagenten Josef Kramer in den
betreffenden Privathanshaltungen- vorgenommene
Revision hat auf Grund einer von der Bezirks¬
hauptmannschaft in St . Pölten ausgestellten Legi¬
timation stattgefunden/ deren Schlnßabsatz lediglich
den Wortlaut der Bestimmungen des 8 40 der
Kaiserlichen Verordnung vom 24. März 1917



«über die Versorgung der Bevölkerung ,̂mit Be¬
darfsgegenständen ) enthielt und auch die Berech¬
tigung dieses Agenten zur Nachschau in Haus¬
haltungen besonders erwähnte.

Der Statthalter hat . nach erlangter Kenntnis
der Vorfälle dem Amtsvorstand der Bezirkshaupt-
nianuschaft in St . Pölten bedeutet , daß er die von
diesem zugestandene Zuziehung der zwei Frauen zu
den behördlichen Revisionen nicht zu billigen ver¬

möge , da ficĥ die Erhebung in privaten Wohnungen
als eine Amtshandlung von - ganz besonders ein¬
schneidender Bedeutung darstells , die auf jeden Fall
nur " von solchen Personen vorgenommen werden
solle , denen die Verpflichtung auferlegt sei, über die
ihnen aus dieser Tätigkeit bekannt gewordenen
Verhältnisse ' das strengste Dienstgeheimnis zu wahren.

Ich nehme keinen Anstand , hiermit zu" erklären,
daß ich mich der ' Mißbilligung des Vorganges bei
diesen Revisionen durchaus anschließe , . und muß , es

überhaupt als nicht angängig bezeichnen , daß derar¬
tigen Erhebungen einseitig Bertrauenspersonen ' einer

bestimmten Partei zugezogen werden.
Ich stelle aber andrerseits auch fest, daß die

Vornahme von Hausdurchsuchungen unter Begleitung

von Vectraueuspersonen der Arbeiterschaft nicht erst ' ' j
über eine Verfügung der - telephonisch um Abhilfe
angerufenen Statthalterei , sondern bereits früher
eingestellt wurde . "

Insoweit dem Leiter der Bezirkshauptmann¬
schaft in St . Polten seitens der Herren Inter¬
pellanten ganz allgemein „ brutales , rücksichtsloses,
oft ganz rechtswidriges Vorgehen gegenüber den i
Volksmassen " vorgewvrfen und behauptet wird , -

daß dieser Funktionär Hunderte von Bauern und ' S

Bürgermeistern , die sich in ihrer Bedrängnis an die .

Bezirksbehörde um Auskunft oder Hilfe wendeten,

auf den Gängen ^des Amtsgebäudes stehen ließ und . ,
nicht vorgelassew habe , so können diese ohne An¬

führung konkreter Tatsachen . Hergebrachten BehauP - -

tungen als sachlich begründet nicht - erachtet werden.

Aus dem vorangeführten wollen die Herren
Interpellanten somit entnehmen, . daß mir die An¬

frage im gegenwärtigen Zeitpunkte keinen Anlaß,zu
einer weiteren Verfügung bieten kann.

lien / 7 . Juli 1918.

'O



kUĉ >«n

O«!<umsn»o»ion ^ s
M»

r»e « eWSMNg« esNWMdZMschÄW
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öftenrichischeg NelsNnSsslrle.
Las Ministerium für soziale Fürsorge hat am 26. d. M.

dem Reichsverbande der österreichischen Industrie und den in
Wien und Niederösterreich bestehenden Arbeitgeberverbänden einen
Erlaß  zugemittelt , in dem die D u - chf ü h r u n g s m o d ali-
täten  für dis Notstandsaktion zugunsten der Arbeiter der in
Wien und Niedcrösterreich für den ' Heeresbedarf arbeitenden
Metallindustrien festgelegt werden. Diese Notstandsaushilfe,
welche mit 10, 14 und 16 Kronen abgcstuft ist und zu welcher noch
Familienzuschläge von 6 Kronen für jedes in der Versorgung des
Arbeiters oder der Arbeiterin stehende Familienmitglied kommen, s.
wird den Arbeitern der Kriegsleistungsbetriebe der Metallindu¬
strie, sowie den Arbeitern der Betriebe derselben Branche , die
zwar nicht unter dem KriegÄeistungsFesetz stehen, aber über¬
wiegend für den Hseresbedarf direkt Ader indirekt arbeiten , für
die Dauer von vier Wochen gewährt Lnd ist für die erste mit dem
29. Juni endende Lohnperiode ausziKahlen , wenn die Arbeit bis
spätestens 27. Juni früh aufgenomrGn , für die späteren Wochen
nur , wenn die Arbeit währen^ derDwllen Arbeitswoche geleistet
wurde. Die NotstandsaushilfsMst WmFHlternehm « in Form
eines Zuschlages Lum  KP ch Hn HM d i e n st anszuzahlen.
Die RefundieruM  dUch AsMge erfolgt durch die
Finanzverw altMg  Md Me zu? Auszahlung verpflichteten
und sohin auf die ansPruchmMestden Unternehmer
haben, insoweit dieMAn unter KriegÄMMngsgesetz stehen, ihre
Anmeldung  auffAUckersatz, falls siŝ n Wiener Jndustriellen-
Berbande oder dsw MeunkirchnemMerband angehören, diesen
Verbänden , alle übrigen UnteruMmer der „Hauptstelle nstmstriel-
ler NrbeitgeberorgaNisationevEsteu , 3. Bezirk, Schwarzenberg-Platz 4" zu übersenden. Die Verbände bestätigen, daß der Betrieb'
tatsächlich unter Kriegsleistungsgesetz stecht und der metallver¬
arbeitenden Industrie angehört und leiten dann die Anmeldung
an das Rechnungsdepartement der österreichischen Finanz-
landesdirektiou weiter . Den Anmeldungen ist die Kopie der
Lohnliste  anzuschließen , aus der der Name des Arbeiters und
die Höhe des Wochenverdienstes, die Anzahl der in der Versor¬
gung stechenden Familienmitglieder ersichtlich ist. Jene Betriebe,
die nicht unter Kriegslei st ungsgesetz  stehen , die aber
direkt oder indirekt für den Heeresbedarf arbeiten , haben ihre
Anmeldung um Refundierung der „Hauptstelle  industrieller
Arbeitgeberorgamsationen " einzusenden. Diese Anmeldung ist im
Falle direkter Lieferung für den Heeresbedarf mit dem betreffen- ,,
den Auftrag der Heeresverwaltung zu belegen, im Falle indirekter '
Lieferung mit einer Bestätigung jenes , mit dem Auftrag der
Heeresverwaltung unmittelbar beteilten Unternehmens , für das
die Lieferung erfolgt. In beiden Fällen ist die Zahl der im Be-
triebe beschäftigten Arbeiter anzugebsn. Die „Hauptstelle in¬
dustrieller Arbeitgeberorganisationen " leitet diese Anmeldungen
an den beim Ministerium für soziale Fürsorge bestellten Aus¬
schuß der Kommission zur Regelung des Arbeitsverdienstes
während des Kriegsnotstandes zur Ueberprufung weiter . Dis
Finanzlandesdirektion hat die Refundierung innerhalb
einer Woche  nach Erhalt der Anmeldungen zugesagt. Zur Er¬
leichterung der Durchführung ist in der Anmeldung die Nummer
des Posisparkassenkontos oder eventuell die Angabe des Bank¬
kontos der Unternehmung beizufügen. Die Anmeldung des
Rückersatzes ist stempelfrei , ebenso auch wie die
Bestätigungen über die den Arbeitern ausge¬
zahlten Zuschüsse  Den Mitgliedern des „Reichsverbandes ",
wie den in Betracht kommenden Arbeitgeberverbänden werden
überdies noch ausführlichere Informationen über diesen Durch¬
führungserlaß zukommen. Diejenigen Unternehmer , welcher
industriellen Organisation angehören , mögen sich um allfällige

'Auskünfte an die „Hauptstelle industrieller Arbeitgeberorganisa-
tioncn " wenden. — --. ,..7-/
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M VLWZWKg Ler MSZkier.
Die Aufnahme der Arbeit.

Die Vetriebsveriammlungen , deren Einberufung der
Wiener Arbeiterrat beschlossen hat, haben teils Sonntag , teils
Montag getagt. In allen Versammlungen haben di« Ver¬
trauensmänner , dem Beschluß des Arbeiterrates entsprechend,
den Antrag gestellt, die Arbeit wieder auszunehmen. Die
meisten Versammlungen haben diesen Antrag angenommen.
In Favoriten , in Ottakring, in der Brigittenau , in den
kleineren Arbeiterbezikksnwürde Montag schon gearbeitet. In
Meidling und auch in einzelnen Betrieben anderer Bezirke
wurde beschlossen, heute Dienstag die Arbeit wieder auf»
zunehmen. Nur in Floridsdosk haben viel« Betriebe be»

die Arbeiterschaft der
anderen Bezirke entscheide» wird. Hcberall ging die Arbeits¬
aufnahme in Ordnung unpMnrImt vor sich,

Die Koetfetzitng dZH Verhandlungen.
_ _ Wie schon bsrichtet̂ wurds/ wird über dis endgültige
Regelung der Lohn- und ArvD̂ perhältniffe die während des
Ausstandes eingesetzte . Kommissidn zur Regelung d̂es ArbeitS-»
Verhältnisses im Kriegsnotstand* verhandeln. Dies« Kommission
hat einen Arbeitsausschuß  eingesetzt, der die Ver¬
handlungen einleiten und vorbereiten wird. Dem Arbeits¬
ausschuß gehören sgr die Unternehmer die Herren General¬
direktor Günther, Hamburger und Urban, für die Arbeiter die
Genossen Domes, Renner und Wedenhoffer an. Jedes Mitglied
deS Arbeitsausschusses kann sich durch eine anders Person ver¬
treten lassen. Den Vorsitz wird der Minister für sozial» Für¬
sorge führen. Der Ausschuß ist bereits für heute
(D i « n Stag ) « inhsrufe  n, Di« Vertreter der ArbeWer
werden zunächst die Frage aufwerfen, auf welche Betriebe
sich die provisorische Regelung erstreckt. Es wird insbesondere

gefordert werden, daß di« Vereinbarung auch auf die
chemische Industrie  und einige andere Industriezweige
Anwendung finde. - ^
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zMHMbNRZ der BerhMdlmgm.
! Die Verhandlungen über die L o h n- un d ArbeitS-

erhältnisse  wurden heute erst in später Stunde ab¬
geschlossen. Es war nicht möglich, sür die vielen beteiligten
Branchen ordentliche Verträge in so kurzer Zeit abzuschließen.
Man mußte daher zunächst ein Provisorium schaffen, um
Zeit für die Verhandlungen Wer die endgültige Regelung
zu gewinnen. Es wurden daher folgende Vereinbarungen ge¬
troffen:

Das vierwöchige Provisorium.
Die Provisorische Regelung gilt von Montag den 2t . d.

«m für vier Wochen, also bis zu der am 20. Juli endenden
Lohnperiode. Sie gilt in Wie » und NiederS st erreich:

n) für die KriegSleistungLbetriebe  jener
Branchen, auf die sich der Wiener Ar/eitSvertrag vom 12. Fe¬
bruar L. I . erstreckt; §

d) für solche Betriebe d̂erselben'1 Branchen, die zwar
nicht unter dem KriegsleHungsKsM stehen, aber über»
.wiegend für den H eM Mb sdarf  arbeiten . Ob ein
Betrieb zu dieser KategMe H rechnen ist, wird durch eine
Kommission  bMnstnt , die aus Vertretern des Kriegs¬
ministeriums, des sManzministeriumS und aus je drei Ver-
tretern der Unternchmer und der Arbeiter besteht; den Vorsitz
führt der Minister für soziale Fürsorge.

Die Lohnzuschläge.
In den genannten Betrieben erhalten die Arbeiter in

den vier Wochen, die das Provisorium dauert, folgende
wöchentliche  Lohnzuschläge:

erwachsene männliche Arbeiter, deren Wochen¬
lohn mehr als 100 Kronen beträgt . . . . 14 Kronen

erwachsene männliche Arbeiter mit einem Wochen¬
lohn bis zu 100 Kronen . . . . . . . . . 16 ,

außerdem für jedes in der Versorgung des
Arbeiters stehende Familienmitglied . . . . 6 »

weibliche und jugendliche Arbeiter . 10 .
Wenn also ein Arbeiter zum Beispiel eine Frau und

zwei Kinder zu ernähren hat, so erhält er, wenn er weniger
als 100 Kronen Wochenlohn hat, einen Lohnzuschutz von
84 Kronen ; hat er mehr als 100 Kronen Wochenlohn, so
beträgt der Lohnzuschuß 32 Kronen.

Die endgültige Regelung.
Innerhalb der vier WoS»:n, für die das provisorische

Abkommen gilt, muß Wer die endgültige Regelung der ge¬
samten Lohn- und Arbeitsverhältnisse verhandelt werden. Zu
piesem Zwecke wird ein besonderer Arbeitsausschuß
eingesetzt, der unter dem Vorsitz deS Ministers für soziale Für¬
sorge tagen und aus je drei Vertretern der Unternehmer und
ver Arbeiter zusammengesetzt wird . Diesem Ausschuß wird
Prch die Frage der Arbeitszeit  zugewiesen.

Eisenbahner und Staaisarbeiter.
lleber die Forderungen der Eisenbahner wurde auSführ-

iich verhandelt . Die Zugeständnisse, die das Eisenbahn» ^
Ministerium machen will, wird eS selbst einer Deputation der
vereinigten Organisationen bekarmtgebrn. Die Zugeständnisse,
die das Ministerium bisher gemacht hat, könne» nicht als
hinreichend betrachtet werden. Die vereinigten Organisationen
werden die Verhandlungen forksetzen.

Den Staatsarbeitern werden im allgemeine« Striche
Zugeständnisse gemacht wie den Eisenbahnern.

Die übrige» Forderungen.
Die Erklärung deS Ministers des Aeußer« Wer den

Frieden  haben wir schon gestern mitgeteilt und gewürdigt.
Ebenso haben wir schon gestern mitgeteilt, welche Zubußen an
Lebensrnitteln  das Volksernährungsamt für die Dauer
der chvlbe« Brotration zngesagt hat.

Die Regierung Seidler befindet sich bekannMch im Zu¬
stand der schwersten Krise. Sie wird voraussichtlich heute oder .
morgen demissionieren. Unter solchen Umstände» war eS natür¬
lich ausgeschlossen, mit ihr über die Einberufung des
Parlaments  zu verhandeln.

Die Schlnßverhandlung.
Die Schlußverhandlung fand heute im Ministerrats¬

präsidium statt. An der Verhandlung nahmen der Minister¬
präsident, der Minister für soziale Fürsorge, der Eisenbahn-
minister und der Finanzminister , >Generaldirektor Günther als
Vertreter der Unternehmer und die Abgeordnete» Domes,
Forstner, Renner, Sever und Tomschik teil. Die Verhandlungen
dauerten bis gegen 9 Uhr abends. Der Arbeiterrat , der schon
um 6 Uhr zusammentrete» sollte, wartete di« Rückkehr der
Abgeordneten aus dem MinisterratsptäsidiUm ab und nahm
dann ihre Berichte entgegen.

Zer BMW des Arbeiterrater.
Der Arbeiterrat hat in seiner heutigen (Samstag ) Sitzung

nach Anhörung der Berichte und nach eingehender Debatte
folgenden Beschluß gefaßt:

Der Arbeiterrat nimmt den Bericht über die
Verhandlungen in der Kommission zur Regelung von
Fragen des industriellen ArbeitSverhäitnisfes zur
Kenntnis und fordert die Vertrauensmänner ans , in
sofort einznberufenden Betriebsversammlungen die
Wiederaufnahme der Arbeit zu empfehlen . H

Der Arbeiterrat erwartet , daß die weiteren»
Verhandlungen für die Eisenbahner und StaatSarbeiteH
ebenfalls ein zufriedenstellendes Resultat
werden.
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ZS des MeitÄratZL
Miederanfnahme des Arbeit empfohlen.

Ueber die gestrige Sitzung des Miene r
Wribsitermates  wubde spät nachts folgen¬
der Bericht ausgcgebsn:

Der Wiener Arbeiterrat Hielt heute dsng
MNAen Abend bis ^ 1 Uhr nachts Sitzung. '
Rachdem er die Berichte über Lie heutigen.
Verhandlungen angchört und eine aus- '
W)rliche Debatte abgefiihrt hatte, beschloß' er,
hie Berichte zur .Kenntnis zu nehmen und die
Vertrauensmänner ausizufordern, in den
Betriebsversammlungen dis Wiederauf¬
nahme der Arbeit zu empfehlet.
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ZWL der WMr.
V ^ heuigs LohnerhöhuNgc « und Vsp«

" pfiogserleichrerrrnge « .
sh-' ff In den bisherigen Berichten Wer die . .Verhandlungen Zwischen den Arbeiterführern ...- -und der Regierung war Zwar davon aesproch-'.n, ffdaß die Lohnforderungen  besondere
Schwierigkeiten verursachen, cs war ober bisher 'noch nirgends angedcntet worden/ um welche
Lohnforderungen es sich handelt/und wie der¬zeit ii'berhauvt die wirtschaftliche- Lage der'
-Arbeiterschaft sich gestaltet. Einer unserer Mit - '«weiter hatte -Gelegenheit. .hierher - mit einer ,
führenden industri -ellen Persönlich-
keit  zu sprechen, die hierbei folgende Lemer- -kenswerte Mitteilungen mackste: -

„Die neuerlich aufgeworfene Forderung
nach Erhöhung der Löhne in der gesamten
Kriegsindustrie spielt eine um so größere Rolle,als , es sich soweit allein Wien -in 'Betracht ,kommt, um eine Arbeiterschaft von nicht
weniger als 120:000 Köpfen handelt. - Die
Arbeiterschaft fordert : ' , . / >!3 Kronen für Vollorbeiter : ff.2 Kronen für Taglöhner : ffff.- '

1. Krone 30 Heller für Arbeiter unter18 Jahren:
1 Krone 80 Heller für Frauen:
1 Krone 30 Heller für jugendliche Arbeiter.

.DaS alles sollen Miso e st löhne  sein,bewilligt für fs eine Arbeitsstunde,  wozu
überdies noch der Lei Hr Jefstcn Lohnerhöhung
bewlllrgte 20vr« entM WZ e r u n g s a u f-schlag hmzukoWmtffPas"spiel anzufübrH : ' Wi eüu... _ . .. . . -..̂ -- NeunstündigenArbeitszeit häM ein VolwEiter einen Lohn-,
anspruch vom «7 Kro^ E pro Tag , außerdem^30 Prozent Tonerun ^ uschlcra, insgesamt alsoeinen Löbnansp ^ nch von 32 Kronen6 0 Heller pffo Tag.  Außerdem wirdfi>r kontinuierliche Betriebs eins tägliche acht¬stündige. Arbeitszeit gefordert, für alle übrigenBetriebe 50 Arbeitsstunden vro Wowe."

Unser Gewährsmann , der, wir hier noch¬mals betont sei, den Standpunkt der Untsr-ne'hmerkreise vertritt , gab noch folgende er¬
gänzende Darstellung von den Erleichte¬rungen,  die der Arbeiterschaft 'bisher bereitsz-ugsbilligt waren : „Betrachten wir zunächst," soführte er aus , „die Art der Ap Pr o 'v i s Mo¬
nierung,  Es kann ohne fedc Uebertreitbungfest-gestellt werden, daß in der Versorgung mit
Lebensmitteln kein Stand so berücksichtigt, ja so
bevorzugt wird, wie der Avbeiter-stanL. Schon
im Herbst 1916 wurde für sämtliche Krisgs-
lerstunqsbetriebL der Lebensmittelverband ge¬schaffen, der zunächst eine leichte, mühelose Be¬
schaffung der Lebensmittel sicherte. Dem Arbeiterund seiner Familie sollte das Leitrauveude  Au,

stellen erspart werden. Es wurde also Lisherd^
erforderliche LebenS-mittelmenge entweder indie Fabriken zugeführt oder aber dis AbholungauS Len KonsumvereinSsilialen ermöglicht. Alle
Regiekosten für Zuführung und Verteilungwurden von den Betrieben übernommen. Der
Arbeiter erhält seine Lebensmittel zum amtlich

Mm ein Bei-

festgesetzten Normalpreis und überdies in bester
Qualität . Insbesondere was die Fettstoffe air¬langt wurde der Arbeiterschaft fast regel¬mäßig das ausgiebige Schweinefett zugewiesen,während sich alle übrigen Konsumenteil mit der
fragwürdigen Butter oder minderwertigenMargarine abfinden mußten . Auch in der
Quantität wurde der Arbeiter reichlicher be¬dacht. Aber auch in allen anderen Artikeln wurde
er bisher immer bevorzugt. Eine Dosö Kondens¬
milch. für die die bürgerliche Hausfrau im
Schleichhandel, da sie anders kaum erhältlich ist,bis zu 20 Kronen zahlen muß, erhält derArbeiter zum Preis von 3 Kronen. Marmelade,soweit vorrätig , wurde ihm in erster Linie und
in bester Sorte Mgewiescn. In der Kartoffel¬versorgung wurden von den Verteilungsstellen
wenn man so sagen darf, beide Augen zugedrückt.Der Arbeiter erhält nicht nur , zum Unterschiedvon den übrigen Konsumenten, gualitativ gute
Kartoffeln , man hat auch cm-antitativ dis Quote
gewöhnlich überschritten. Was nur irgendwie zu
beschaffen war , und was der Mittelstand im
Schleichhandel zehn- bis zwanzigmal überzahlenmußte , -erhielt der Arbeiter direkt und stets Mw
vorgeschriebenen Höchstpreis.

Das ist aber noch nicht alles. Eine sehrgroße Nolle spielen die A r b e i t sr - Kri e g s-
küchcn.  In ihnen werden täglich ' 36.000Menschen ausgespefft. Geliefert wird ein aus-, -Wmmliches Mittagessen, bestehend aus Suppe,Fleisch und Beilage, an fleischst' en Ta -wn eine
Extrabeilage , zum Preise von 1 Krone 60 Hellerbis 1 Krone 80 Heller. Die Regiekosten unddie Investitionen für die Kriegsküchen wurdenvon den Betrieben .gezahlt. In der KrisgSküchekönnen auch sämtliche Familienmitglieder desArbeiters ihr Essen holen.

Was nun die neu enLohn fordern  n-
gen  anlangt , sei fästg-estellt: Seit dem Früh-herbst 1916 siird die Löhne sechsmal  erhöhtworden, abgesehen von allen zwischendurch er¬folgten Ausbesserungen der Mordpreiss . Dievorletzte Lohnerhöhung erfolgte im November
1917. Sie brachte der Arbeiterschaft einen
Teuerungsgufchkag, abg-üstuft auf die Lohn¬krone, die Erhöhung sämtlicher Arbeitslöhnebezifferte Ach damals auf 37 Prozent . DieVerträge wurden auf 'Kriegsdauer bindend ab¬
geschlossen. Als im Januar 1918 ziemlich un¬
vermittelt dis bekannte politische Bewegungder Arbeiterschaft einsetzte, entsprang aus ihrsehr rasch eine neue Lohnbewegung,die mit der Gewährung einer neuen
Teu -erun-gAZulage endete. Diese Zulage , perStunde nach fixen Sätzen geregelt, betrug20 Prozent Auflage auf den tatsächlich erreich¬ten Arbeitsveridienst. Außerdem wurden F «mi-
kieuzulag-en gewährt, 'und Zwar wöchentlichfür dis Frau 3 Kronen und für jedes unver¬
sorgte Kind 2 Kronen. Infolge mannigfacher
technischer Schwierigkeiten konnte diese letzte
Lohrrausüesserung erst anfangs April in Krafttreten , sie wurde aber rückwirkend gemacht ab>12. Februar.

Ob dis jetzt verhandelten allerneuesten
Forderungen gleichfalls bewilligt werdenkönnen, ^ läßt sich noch nicht sagen.Wohl aber läßt sich sagen: Es wärs ein
großer Irrtum , anzunehmen, daß es dem Prole¬tariat heute materiell schlechter ergeht, als den
Intelligenzjständen und überhaupt den Ange¬hörigen des Mittelstandes . Vielmehr würden
joon den letzteren viele, jetzt, wenn sie könnten,tnit dem Proletariat tauschen."
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HMe SrottLÜM."̂ E
Deutschlands RcchtsertigMg.

Die bürgerlichen MättsiFerörtepst die Kürzung der
Brotration , ihre MsiuheWfWd GMsEHrnährungsamt
getroffenen MaßrÄmeoDWMerarWKdeAkrechenderWeise,
daß dadurch die LevölteruKg gaiEiAMerwirrung gebracht
wird. So hat cmch um Donnerstag das , N. W. TR ge¬
meldet, daß die ^ SHwcrarbciterzubuße unverändert ae«.

blieben ist. Das ist ganz unrichtig. Sowohl die Normal¬
ration von 126V Gramm sür die Woche als auch die
Schwerarbeiter Zubuße  von 980 Gramm sind um die
Halste gekürzt worden, so daß diesen Arbeitern eine
Wochenbrotmcnge von 1120 Gramm auszufolgen ist. Diese
unrichtige Meldung hat natürlich bis jetzt zu Differenzen
zwischen Konsumenten und Vrotverschleitzcrn geführt, die
eine Gefahrenquelle bilden. Es würde sich doch empfehlen,
wenn sich die sonst ganz unwissenden Redaktionen beim
Amte für Volksernälnung unterrichten würden, damit
nicht die ohnedies hochgespannte Situation durch derartig!
Fehlberichte eine Verschärfung erfährt,
j Die deutsche Regierung stellt in Abrede, daß sic sich
zur vorbehaltlosen Lieferung unseres Mehldefizits bis zm
neuen Ernte verpflichtet hat, und daß es sich bei den-
mit der österreichisch-ungarischen Regierung vor Pfingsten
geschlossenen Nebereinlommen nur darum gehandelt hat
Deutschland die Organisation des GetreideeinkciuseZ iy de»
Ukraine ausschließlich zu überlassen und daß die Beliefe¬
rung Oesterreichs lediglich mit den in der Ukraine, iv
Bessarabien und Rumänien ausgebrachtenGetrcidemengev
zu erfolgen Halle. Eine Belieferung aus deutschen Be¬
ständen sei nicht vorgesehen worden, und da die Aus¬
bringung in den genannten Gebieten versagt habe, so sei
die Verpflichtung Deutschlands hinfällig geworden. Diese
Darstellung deti Sachverhalts ist unrichti  g . Dir
österreichischen Vertreter haben den von den deutscher
Unterhändlern verlangten Konzessionen nur zugeslimim
gegen die vorbehaltlose Verpflichtung
Deutschlands , unser Getreioedefizii
zu decken.  Es war natürlich auch vereinbart, das
alle in der Ukraine, in Bessarabien und Rumänien auf¬
gebrachten Getreide- oder Mehlmengen uns Angeführt
und auf das zugesagte Hilfskontingent angerechnet
werden sollen; aber dieser Teil des Ueberein-
kommens bildet ein technisches Detail der Durchführung
und hat auf die Hauptverpflichtung Deuischlands keinen
Einfluß. Die deutschen Vertreter mögen wohl damit
gerechnet haben, daß sie das uns zugesagtc Kontingent in
den östlichM Ländern ausbringen werden, und da ihnen
dies unmöglich geworden ist, wollen sie sich aus der
Schlinge ziehen. Das ist der wahre Sachverhalt. Die
Verpflichtung Deutschlands zur Lieferung der vereinbarten
Mengen an Getreide und Mehl steht fest! Die Regierung
muß also weiter versuchen, Deutschland zu weiteren
Lieferungen zu bewegen. Vor allem aber erscheint es

dringend erforderlich, die zugesagten tausend Waggons
ungesäumt auf den Weg zu bringen, da wir sonst in neue
Verlegenheiten geraten und selbst die halbe Ration nicht
bestreiten könnten.

In die Verteilung der halben Brotration ist in
Wien einigermaßen Ordnung gekommen. Manche Bäcker
backen zwei- oder dreimal in der Woche, die Brotfabriken
wohl täglich, führen das Brot jedoch nur dreimal in der
Woche aus . Dieser Modus empfiehlt sich, um das Fuhr¬
werk auszunützen und die Gefahren des Transports auf
die Hälfte zu mildern. In manchen Bezirken verkehren die
Brotwagen unter polizeilicher Bedeckung.

Falsche Darstellung in Berlin.
Berlin , 21 . Juni . Im Ernührungsausschuß des Reichs¬

tages wurde von der Regierung zu den Abmachungen mit Oester¬
reich-Ungarn folgendes ausgeführt : In den Aömachungcn de§
Deutschen Reiches mit Oesterreich-Ungarn , die um Pfingsten dieses
Jahres herum getroffen wurden , ist vereinbart worden , daß
ausschließlich Deutschland  diejenigen Lebens¬
mittel, die nach dem Friedensvertrag die Ukraine zu liefern
hat, aufbringt . Das Deutsche Reich hat sich verpflichtet, an
Oesterreich-Ungarn eine gewisse Menge Getreidc
vorweg aus den geständen der Uk r a i n c
und Bessarabien zu liefern.  Irgend eine Ver¬
pflichtung Deutschlands für die Versorgung Oesterrcich-UngarM
aus deutschen Getrcidebeständen i st niemals übe r-
n o m rn e n worden.  Da sich Oesterreich in einer
außerordentlich schwierigen Ernährungslage zurzeit bis zu der
kn wenigen Tagen dort einsetzenden neuen Ernte befindet, sc
sind wir um Hilfeleistung gebeten worden . (Diese Ableugmmg
entspricht, wie wir bestimmt erklären können, nicht den Tat¬
sachen.)

ZT Waggons Mehl als Budapester Spende.
Budapest , 21 . Juni . (U. L.-K.-B .) Jo der heutigen

Sitzung der V o l ks e r n ä h r u rrg § k o m nr i s s i o n wurde
der Antrag des Bürgermeisters Dr . Body verhandelt , wonach
der Not der Stadt Wien dadurch gesteuert werden soll, daß
an die Budapester Bevölkerung appelliert wird , Wien
eine Aushilfe zu bieten.  Die Kommission nahm,
durchdrungen von der schweren Lage, in der sich die durch die
harten Prüfungen mit uns verbündete Bevölkerung Wiens
befindet, den Antrag des Bürgermeisters einstimmig  an.

Der Bürgermeister veröffentlicht im Sinne dieses Be¬
schlusses einen Aufr  n f, wonach die Bevölkerung von Buda¬
pest je einen Tag im Juni und . Juli auf
die Mchlquvte verzichten  und es dadurch ermög¬
lichen möge , daß die Stadt Budapest 50 Waggons Mehl Wien
iurr Beifügung stelle. Die Ankündigung dieses Aufrufes an die
Bevölkerung hatte schon heute sehr zahlreiche Anmel¬
dungen  zur Folge und so ist nicht zu zweifeln , daß aus den
Preisen der Bevölkerung die 60 Waggons werden beigestcuert
werden . In diesem Bewußtsein hat der Bürgermeister angeordnet,
daß 25 Waggons Mehl schon morgen nach Wien abaeben , und
hievon den Bürgermeister Dr . Welskirchner verständiM ^ 'Wv »,
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Ppttzciverbotc. In Prag hätte Ende Juni ein
Konaxeff der staatsrechtlich-demokratischen Partei statt-
fmd6n sollen. Das ist die Partei , die Dr . Kramarsch nach
Auflösung der jungtschechischen Partei gegründet hat. DerKongreß ist nun mit folgendem geharnischten Erlaß derPrager Statthalterei verboten worden : >

Im Hinblick darauf , daß die staatsrechtliche Demokratiean den staatsfeindlichen Kundgebungen der letzten Zeit, sei esals Veranstalterin , sei es als führende Organisation hervor¬ragenden Anteil hatte und die Veranstaltungen der Parteiwiederholt zu staatsfeindlichen Kundgebungen und zurStörung der öffentlicher» Ruhe und Ordnung Anlaß boten,sehe ich mich veranlaßt,' dem ganzen Komplexder im Rahmendes  Kongresses ge¬planten Veranstaltungen zu verbieten,weil dieselben in hervorragender Weise geeignet sind, neuer¬lichen Anlaß zur Gefährdung der öffentlichen Sicherheit unddes öffentlichen Wohles zu geben. Für die Einhaltung diesesVerbots mache ich den geehrten Ausschuß verantwortlich,wobei ich betone, daß gegen einen Versuch, den Kongreßgegen das Verbot abzuhalten oder das Verbot anderweitigzu umgehen, mit allen zur -̂ Verfügungstehenden Mitteln eingeschrittenwürde.
Im Wiener Stadtrat ist beschlossen worden, dievom Wiener Gemeinderat gefaßte Entschließung wegen'der Brotkürzung öffentlich zu plakatieren. Eine Plakatie-rung muß bekanntlich nach dem Gesetz von der Polizeigestattet werden. Die Polizei hat nun dem Stadtrat mit¬

geteilt, daß sie die Erlaubnis nicht gibt ! Wie man sieht,sängt der Kurs des Herrn Ministers des Innern in einer
recht seltsamen Weise an. ! I
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Die zwei Tage, die seit der Arbeiterratssttzung vomDienstag vergangen sind, haben den Verhandlungen mit derRegierung und mit den Unternehmern gedient. Zunächst tratder Parteivorstand Mittwoch zusammen und beschloß, eineAbordnung an die Regierung zu schicken, welche von derStimmung und von den Beschlüssen des Arbeiterrates Mit¬teilung machen und dessen Forderungen vertreten sollte.Im Ministerratsprästdium versammelten sich zu diesem Zweckeum 10 Uhr abends der Ministerpräsident v. S e i d l e r, derMinister des Innern G a y e r, der Finanzminister Wimmer,der Minister für soziale Fürsorge M a t a j a, der Eisenbahn¬minister Banhans  und der Ernährungsminister Paul.Vom Parteivorstand erschienen Renner , Domes,Eldersch und Tomschik.  Die Beratungen , welche dieallgemeine Lage der Arbeiterklasse, die Ernährungsschwierig-keiten, den Druck des Kriegsleistungsgesetzesund im besonderendie Lohnforderungen aller Arbeiter der Kriegsindustrie,der Eisenbahner, der militärischen und zivilen Staatsarbciteraller Kategorien zum Gegenstand hatten , dauerten bis 1 Uhrnachts und brachten noch kein abschließendes Ergebnis . DerAbgeordnete Domes  überreichte die Denkschrift  derwichtigsten Gewerkschaftsverbände, die als Grundlage derweiteren Verhandlungen dienen soll, und AbgeordneterTomschik  skizzierte im einzelnen die Forderungen derEisenbahner an das Eifenbahnministerium.
Donnerstag wurden die Verhandlungen mit den ein¬zelnen Ministerien und den Unternehmern weitergeführt.Domes  überreichte die erwähnte Denkschrift dem Reichs¬oerband der Industriellen , der Abgeordnete F o r st n e rleitete die Verhandlungen über die Verbesserung der Lage derStaatsarbeiter im Finanzministerium ein. Nachmittagssprach Abgeordneter Dr . Renner  beim Minister¬präsidenten und beim Minister für soziale Fürsorge vor, umauf die Beschleunigung der Verhandlungen zu drängen , währendder Abgeordnete Domes  mit Vertretern der Industrie dieListe der Forderungen im einzelnen durchberiet.

Heute Freitag begeben sich die Abgeordneten Renner,Domes und Scver um 11 Uhr vormittags zum Kriegs-m i n i st e r und im Namen des Parteivorstandes die Ge¬nossen Austerlitz, Renner und Hanusch um t/zb Uhr nachmittags

zum Minister des Aeußern Baron B u r i a n. Die Verhand¬lungen mit der Regierung sind durch die gleichzeitige politischeKrise, die das Ministerium Seidler in Frage stellt, und dieparallel laufenden politischen Beratungen erschwert. Die Kom¬mission zur Regelung von Fragen des Arbeitsverhältnisseswährend des Kriegszustandes tritt Freitag nachmittag um4 Uhr zusammen, um die vorläufigen Ergebnisse der Unter¬handlungen festzustellen. Ucber diese wird in der Arbeiterrats¬
sitzung, die auf 6 Uhr abends an dem gewohnten Orte ein-berrrfen worden ist, Bericht erstattet werden.

ZitzMg des ArbsiLermLss.
Dev Wiener Arbeiterrat halt heute Freitag um« Uhr abends im Eisenbahner -Heim seine Sitzung ab.Zur Teilnahme find nnr die gewählter» Mitglieder desWiener Arbeiterrates und der Wiener Konferenzberechtigt. Die Einladung unbedingt mitbringe « ; ohuesie der Zutritt ausgeschlossen.

*

SefchlUs de? ArSstterrNe desU. WienerZnÄrMegMeLes.
In St . Pölten hielten heute die Vertrauensmänner und

ein großer Teil der Arbeiterräte des ganzen Industriegebieteseine Konferenz ab, in der einstimmig beschlossen wurde, denBeschluß des Wiener Arbeiterrates zurKenntnis zu nehmen.  Die Versammlung derArbeiterräte und Vertrauensmänner empfahl daher, daß imganzen Industriegebiet eine Erweiterung des Streiks nichtmehr eintrete, daß man die Verhandlungen in Wien abwarteund nichts unternehme, was diese Verhandlungen gefährdenkönnte. Gleichzeitig wurden die Forderungen des Jndustrie-Lezirkes einstimmig festgelegt.
Vertreten waren die Orte : St . Pölten , Hainfeld, Rohr->bach, Rainfeld, St . Aegyd, Hohenberg, Marktl, Traisen,,Milhelmsburg , Wörth bei St . Georgen, Kienberg, Gaming , sMtüstist , Scheibbs, Pöchlarn, Waidhofen, Böhlerwerk, Amstetten, -i

Werzogenburg, Schrems, Traismauer , Obergrafendorf, Ochsen-^Murg, Radelberg, jWland . Mehosen, Rabevstci» s ĥuudz
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^cyon lein̂ bsr .tznS scheint, daß auch die Unbesonnenstenuno leidenMiMiHMn Reden weniger aufreizend wirkenals ucktötiM KMei « aßregeln. Ist es die Aufgabe derPolizei Oel ms -Feuer zu gießen? Die Polizei darf sichüber die Unbesonnenheiten junger Leute nicht wundern,wenn sie selbst, wie es scheint, ihre Besonnenheit zu ver¬lieren beginnt. .

EI7MI7M

Verhaftungen in Wie ». DL Polizei hat es für
- ^ ute e« ge I junge Leute zu oer-h" eu, die angeblich irgendZWeM, HliM -ende Bed^ g-.h^ en haben sollen. ^ Laß Gng ^ leî Maftliche Leute merregten Zeiten manches,besonnene Wort laaen.
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Unsere Gewerkschaftenhaben heute die wirtschaft¬
lichen Forderungen der Arbeiterschaft formuliert und
sie der Regierung und dem Reichsverband der In¬
dustriellen überreicht. An erster Stelle stehen selbst¬
verständlich die Forderungen an den staatlichen
Ernährungsdienst . Für den Augenblick können
freilich auch unsere Gewerkschaften nschts anderes
fordern , als daß die Regierung den trostlosen
Zustand unserer Lebensmittelversorgung den Re¬
gierungen Deutschlands und Ungarns rückhaltlos
darlege, die schweren Gefahren , die aus diesem Zustand
erwachsen, den Verbündeten nicht verberge und mit
allen Mitteln ihre Hilfe in der Stunde der Not zu

^erlangen suche. Die baldigste Wiederherstellung der
vollen Brotration und die Beschaffung hinreichender
Vorräte von Kartoffeln , Hülsensrüchten und Fett find
für Oesterreich wahre Lebensbedürfnisse, denen unsere
Bundesgenossen in ihrem eigensten Interesse die Be¬
friedigung nicht verweigern können. Für die Zukunft
aber fordern unsere Gewerkschaften eine Lebensmittel¬
politik, die uns vor der Wie^ rkehr solcher Ernährungs¬
krisen bewahren soll. Sie Melangen die lückenlose Er¬
fassung und die planmäßigeDerteilung aller Vorräte , die
unbedingte Sperrung Mr Wohlbekannten Schleichwege,
auf denen die LebenÄ̂ tK öffentlichen Bewirt¬
schaftung entzogM MrLerTArM eine energische Preis¬
politik, d''e die Er de? Agrarier und der Händler
im Interesse i/rFGesamtheit zu zähmen versteht. Hat
die Arbeiterschafr bisher den Kampf für diese For¬
derungen so gut wie allein führen müffs< so fordern
unsere Gewerkschaften jetzt mU Re chi^ daß die Unter¬
nehmerverbände ihren EinMßoem  unseren in
diesem Kampfe vereinigen . hat es sich an^
der österreichischen JrMstM ^ Litter gerächt, daMM
Industriellen M bechEiW ^ haben, daß ihr
Interesse ist̂ M >-EWKrn die sichern,

ihre MuskeM ^ nd ^Â roenkraft m^ M wächt zu er-

Hätten wN einen ivDMordneten Ernährungs¬
dienst, dann wäre es hAß̂ ncht notwendig , abermals
Lohnforderungen MWMen . Da aber unser öffentlicher
ErnährungsdiWstEpöllig zusammengebrochen ist, da die
Preise so abenteuerlich schnell gestiegen sind, ist die
Revision der Lohnsätze notwendig geworden. Wir
wollen nur ein einziges Beispiel anführen , um diese Not¬
wendigkeit zu begründen. Wie lebt heute ein quali¬
fizierter Arbeiter in der Kriegsindustrie ? Der Mann,
dessen Haushalt wir als Beispiel wählen , hat ein
Lohneinkommen von 110 Kronen in der Woche. Das
gilt in Wien schon als ein vergleichsweise hohes Ein-

^kommen. Er hat seine Frau und vier Kinder zu er¬
nähren . An Wochentagen ißt die Familie in der
Kriegsküche zu Mittag ; der Arbeiter zahlt dort für
den Kopf und Tag 180 Kronen , also für sechs Köpfe
täglich 1080 Kronen , in der Woche 64-80 Kronen.

. Sein Budget gestaltet sich also in folgender Weise:

Krönen
Kriegsküche . . . . 64 -80
Mietzins . 12-—
Krankenkasse . . . . 2 -50

79-30
Don seinem Wochenlohn bleiben ihm jetzt noch

30 -70 Kronen . Damit muß er bestreiten : Frühstück,
Nachtmahl , ain Sonntag noch das Mittagessen für
sechs Köpfe, Beleuchtung und Beheizung, die Fahrt¬
kosten auf der Straßenbahn , die Schulrequisiten für
die Kinder , die Zeitung , den Gewerkschastsbeitrag,
Tabak . Und schließlich kann es, wenn man vier Kinder

' hat , wohl auch passieren, daß man ein Paar Schuhe
besohlen lassen oder ein paar Stück Wäsche kaufen!
muß . Und nun sage man uns , wie all das bei den ^
heutigen Preisen mit 30 Kronen wöchentlich möglich
sein soll ! Man braucht diese Zahlen nur anzusehen,
um auf den ersten Blick zu erkennen, daß dir Erhöhung
der Arbeitslöhne selbst für die vergleichsweise besser
entlohnten Schichten der Arbeiterschaft zur schlechthin
unabweisbaren Notwendigkeit geworden ist.

Noch viel schlechter als den Arbeitern der Kriegs¬
industrie ergeht es aber den Arbeitern anderer In - ^
dustriezweige, ergeht es vor allem den Eisenbahnern
und. den Arbeitern..-er Staat sbetriebe,.deren Löhne.-
hinter den Löhnen der Privatindustrie weit zurück¬
geblieben sind. Da sind Zehntausende Menschen in eine
Notlage geraten , die es ihnen einfach unmöglich macht,
ehrlich ihre Familien zu ernähren . Hier muß Abhilfe
geschaffen werden ! Der Staat darf seine Arbeiter nicht
in Verhältnissen leben lassen, die es verschulden, daß
Hunderte graubärtiger Männer , die ihr Leben lang
brave , ehrliche Familienväter gewesen sind, in ihrem
Alter der Versuchung erliegen, sich an fremdem Eigen¬
tum zu vergreisen . Der Staat muß sich, wenn er
nicht selbst die schlimmsten Gefahren für sich und für
die ganze Bevölkerung herausbeschwören will , ent¬
schließen, die Lohnverhältnisse der Eisenbahner und der
Staatsarbeiter gründlich zu bessern. -,

Freilich, gegen die geforderten Lohnforderungen
wird 'ein gewichtiges Bedenken eingewendet : wenn der,
Staat seine Ausgaben vergrößert , ohne sich neue Ein-
nahmsquellen zu erschließen, so wird abermals der:
Banknotenumlauf vergrößert , daher steigen abermals
die Warenpreise . Aber dies geschieht doch nur dann,^
wenn der Lohnerhöhung keine Erhöhung der Steuer -,
Ankünfte folgt ; denn wenn der Staat soundso vier
Millionen Banknoten ausgibt , um die Lohnzuschläge,
zu bezahlen, ebenso viele Banknoten aber in der Form'
von Steuerzuschlägen wieder an sich zieht, dann wird
der Banknotenumlauf nicht vergrößert , werden daher
auch die Warenpreise nicht erhöht. Die Kriegs-
gewinner , die erhöhte Steuern bezahlen müssen,!
decken dann die Kosten der Lohnerhöhung für
die Arbeiter . Es gibt also einen Weg, die not- ,
wendige Erhöhung der Arbeitslöhne durchzusühren^
ohne den Banknotenumlaus zu vergrößern und ohne
die Warenpreise emporzutreiben . Die Lohnerhöhung
bewilligen, gleichzeitig das Parlament einberufen und
in ihm mit aller Entschiedenheit die Steuervorlagen
betreiben, das ist es, was die Stunde heischt! So ver-

.Müpfen sich hier die wirtschaftlichen Forderungen der



.Gewerkschaften mit der Forderung der Partei nacht
der Einberufung des Parlaments . Denn daß zu den

l Steuern kein anderer Weg führt als der Weg durch;
das Parlament , daß jeder Gedanke an einen Absolutis-

! mus , der nach dem Rezept der Thun und Stürgkh
; Steuern oktroyiert, ein leichtsinniges Spiel mit dem
^Feuer wäre , wird nach den Erfahrungen der letzten
Tage am Ende selbst der Herr v. Seidler begreifen
müssen. ,

Neben der Erhöhung der Arbeitslöhne fordern
unsere Gewerkschaften auch die Erleichterung der
Arbeitslast . Es handelt sich darum , zunächst für die
Dauer des Krieges, für die Dauer der Unterernährung
der Arbeiter die. Arbeitsleistung , die von der Arbeiter¬
schaft gefordert wird , der verminderten Leistungs¬
fähigkeit anzupassen. Wie die Arbeitsdauer in Friedens-

, zeiten geregelt werden wird , - steht heute noch nicht in
; Frage ; nach dem Kriege wird ja die Industrie eine
^völlige technische und wirtschaftliche Umschaltung er¬

fahren , in deren Verlauf auch die Arbeitsverhältnisse
unzweifelhaft neugeregelt werden müssen. Htute handelt
es sich darum , einen wahren Kriegsnotstand zu
lindern : volle Arbeit bei halber Nahrung ist ein mr-

^möglicher, unerfüllbarer . Anspruch! j
l Wir begreifen, daß sich die Regierung und dis

Unternehmerverbände nicht leichten Herzens entschließen,
in diese Verhandlungen einzutreten. Es sind Opfer,,
schwere Opfer , die von ihnen gefordert werden. Aber
es ist jetzt die Zeit , Opfer zu bringen I Vor kurzem ist
in nenn Wiener Bezirken eine Erhebung über den
Berufsstand der im Kriege Gefallenen und Vermißten

! durchgeführt worden ; die Erhebung hat ergeben, daß
von den Gefallenen und Vermißten , deren Angehörige
in diesen neun Bezirken wohnen, 76 Prozent Arbeiter
und 10 Prozent Angestellte waren . So groß ist der

^Anteil der Arbeiterschaft an den Opfern des Krieges k
Das mögen die im Kriege reich gewordenen
Industriellen , das die Sachwalter des Staates , für
den kämpfend jene Arbeiter gefallen sind, be-°.
denken! Sie mögen begreifen, daß die Klasse, die
solche Opfer gebracht hat, nun auch ihrerseits Opfer
des Staates und der Gesellschaft heischen darf ! Sie

' mögen verstehen, daß die Zwangslage , die heute von
ihnen Opfer heischt, eine unentrinnbare Folge des
Krieges ist ; daß auch sie immer wieder in eine solche
Zwangslage geraten werden, immer neue wirtschaft¬
liche Opfer werden bringen müssen, wenn sie nicht so
schnell als nur möglich dem Kriege ein Ende setzen!
Welche Gefahren „dies» Fo rt dauer -, des Krieges , in sich

schließt, haben die letzten Tage 'abermals . gezeigt̂ -Die
Arbeiterschaft fordert , daß die augenblicklicheNot durch
die notwendigen wirtschaftlichen Zugeständnisse 'ge¬
lindert werde. Aber sie fordert weiter und vor allem,
daß die Herrschenden aus der Erfahrung der letzten
Tage die Lehre ziehen, daß alles darangcsetzt werden
muß, den Krieg, aus dem alle diese Nöte und ,qlle
^GsOefahren erwachsen, endlich zu beenden !
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SieM « W bet MstM?N^^
kaud gibt Larrseud Waggons Getreide . — FrLH-

sel« ans Ungar «. — Die « m Wien liegenden
Gemeinden.

s DenLi
Laptvl

Me Verhandlungen mit der Regierung , die dahin
abzielten, die Brotration auf ihre alte Höhe zu bringen,
mutzten erfolglos, bleiben, da die notwendigen Getreidc-
und Mehlbestände nicht vorhanden sind. Ja es bestand
gestern noch die Gefahr, datz auch die gekürzte Ration für
die kommende Woche nicht gesichert ist. Erst am Abend
wurde durch eine telephonische Mitteilung des Ministers
Paul aus Berlin  bekannt, datz die deutsche Regierung
tausend Waggons Brotmehl  zur Verfügung
stellt, die ungesäumt ins Rollen gebracht werden. Von
dieser Mehlmenge dürfte die österreichische Militärverwaltung
die Hälfte in Anspruch nehmen, da sie von Ungarn
mit der Mehlbeueferung im Stich gelassen wird.
Es verbleiben also von dem deutschen ZuschuL nur
600 Waggons für den Zivilbedarf . Die bürgerlichen
Blätter können sich vor Entzücken über diesen Akt der
, , Bündnishilfe " der deutschen Regierung kaum fassen. Diese
m̂aßlosen Uebertreibungen müssen richtiggestellt werden.
Der von der deutschen Regierung setzt zugesagte Mehl-
zuschutz ist nur ein Teil zener Menge , zu
deren Lieferungsich Deutschland ver¬
traglich verpflichtet hat,  und zwar nicht um
Gotteslohn , sondern getzn andere wirtschaftlicheKom¬
pensationen, deren Zusicherung in Oesterreich schwere
Bedenken hervorgerusen Mt . Wir haben also ein vertrag¬
liches Recht, jeneMehHnen« zuKrerlanmm, zu deren Lieferung
sich Deutschland» auHrüMch söhneMftden Vorbehalt ver¬
pflichtet hat unU die/Ans « Dt uM schlecht die Aufrecht¬
haltung des LMtreglWes ms neuen Ernte ermöglicht
hätte. Wir hcPM alsK gar Ursache, darüber entzückt
zu sein, datz Dchsdie geweigert hat, den
Vertrag einzühasen , die Brotkatastrophe herauf¬
beschworen wur « , sie jetzt unter dem Drucke
der Verhältnisse nur ,Men bescheidenen Teil ihrer Gesamt¬
verpflichtung einlöstK

Deutschland will nun auch auf 300 Waggons
Frühkartoffeln  verzichten , die aus Ungarn ge¬
liefert werden sollten, so datz Oesterreich im ganzen
600 Waggons Frühkartoffeln aus Ungarn erhält, wenn
sie, was im Verkehr mit Ungarn niemals sicher ist, auch
tatsächlich geliefert werden. Zehn Waggons  dieser
Kartoffeln sollen gestern gekommen sein, zwanzig
Waggons  sollen heute einlangen . Jedenfalls mutz
verlangt werden, daß diese Kartoffeln auf die Kartoffel¬
karte abgegeben werde« , und zwar bezirksweise, wobei die
Arbeiterbezirke den Vorrang haben sollen. Bei jeder
anderen Verteilungsart verschwindet ein großer Teil der
Kartoffeln in den Küchen der weniger Bedürftigen.

Die Behörden haben auch den Plan aufgegeben,
die um Wien liegenden Gemeinden
von jeder Brotbelieferung auszunehmen . Diese Gemeinden
werden also auch,die Hälfte der früheren Ration erhalten.

Sache des Ernährungsamtes ist es , darauf zu
dringen , daß Deutschland und Ungarn weitere Mehl¬
sendungen zusagen. Ungarn hat in manchen Gebieten,
namentlich am Pester Boden, eine frühe Getreideernte und
durch raschen Zuschub von Mehl neuer Ernte kann die
Dauer der Brotkürzung erheblich gekürzt werden.

Me Darstellung der Regierung.
Ministerpräsident Dr. Ritter v. Seidler empfing heute

abend die Vertreter der Wiener Presse und äußerte sich zu
ihnen über die gegenwärtige Ernährnngssituation in nach¬
stehender Weise:

De«tschla«ds Beihilfe . !
Kr den letzten Tagen haben in Berlin im Auftrag der

österreichischen Regierung durch den ErnährungSminister >
Paul  mit der deutsche» Regierung Verhandlungen statt- i
gefunden, die durch das Ausbleiben der ukrainischen und!

diê tziednrH, m OMrrM ver.^
° ur 'ächten , Ernährungsschwierrgkeiten veranlaß ! waren . Die

Bemühungen der österreichischen Regierung haben den Erfolg
gezeitigt, daß sich die deutsche Regierung bereit erklärt
hat, eine bestimmte Menge Getreide vor¬
schußweise Oe st erreich  zur Verfügung
zu stellen.  Einige hundert Waggons Ge¬
treide  sind bereits aus Deutschland im Anrollen.
Da Deutschland erst vor wenigen Tagen gezwungen
war , selbst seine Mehlrätionen in einschneidender Weise Zu
kürzen, hat es durch diese Aushilfe neuerlich sein bundssbrüder-
liches Verhalten dargetan . Durch die von Deutschland gewährte
Hilfe ist in Oesterreich eine wenn auch überaus knappe Ver¬
sorgung ermöglicht; nichtsdestoweniger kann für die allernächste
Zeit die vor einigen Tagen für Wien verfügte Einschränkung
der Brotabgabe vorläufig noch nicht aufgehoben
werden.  Auch die ungarische Regierung hat sich in dankens¬
werter Weise bereit erklärt, die schwierige Ernährnngssituation
in Oesterreich durch Uebersendung von Nahrungsmitteln , ins¬
besondere von größeren Mengen Frühkartoffeln,  zu
erleichtern.

Dis Ukraine hat versagt.
Die Mehl- und Broivsrsorgung Oesterreichs hat der Ne¬

gierung vom Begrün des heurigen Wirtschaftsjahres die größte
Sorge bereitet. Oesterreich kann von seiner eigenen Ernte allein
nicht leben und ist auch im Frieden von jeher auf auswärtige
Zuschübe angewiesen. Der schlechte Ausfall der Ernte und die
Tatsache, datz die Zufuhren aus Rumänien und aus Ungarn
weit hinter den ursprünglichen Annahmen zurückgeblieben sind,
hat die Situation noch verschärft, so daß, wie bekannt, schon
im Jänner an eine allgenreine Kürzung der Mehlration
geschritten werden mußte. Der Friedensschluss mit der
Ukraine berechtigte zu der Hoffnung, daß durch die von
dort zu gewärtigenden Getreidernengen die Getreide¬
versorgung Oesterreichs eine wesentliche Erleichterung
erfahren werde. Der Aufbringung in der Ukraine
stellten sich jedoch infolge der ungeregelten Verhältnisse dieses
Landes ganz ungeahnte Schwierigkeiten entgegen und die auf
Grund der vertragsmäßigen Vereinbarungen zur Ablieferung
gelangten Getreidernengen blieben trotz aller Bemühungen, die
° on Deutschland und von Oesterreich-Ungarn aufgewendet

airden, weit hinter den Erwartungen zurück.
>a die ukrainischen Getreidezufuhren nicht die erforderliche
>öhe aufwiesen, sah sich die österreichischeRegierung vor einigen
lochen gezwungen, die Wirtschaftsvorräte der

Landwirte  zur allgemeinen Versorgung heranzuziehsn.
Dis immer größer werdenden Schwierigkeiten der Ver¬
sorgung Oesterreichs führten schließlich zu dem bekannten
Berliner Ab kommen  vom 18. Mai , in welchem sich
Deutschland, unserer Lage .Rechnung tragend , bereit erklärte,
uns ein bestimmtes Minimalguantum aus den ukrainischen,
rumänischen und beffarabischen Einfuhren zuzusichern, durch
das unsere Versorgung bis Mitte Juli , wenn auch in
knappster Weise, gewährleistet erschien. Bei Usbernahme
dieser Verpflichtung setzte Deutschland voraus , daß ihm deren
Einhaltung nicht durch höhere Gewalttatsäch¬
lich unmöglich gemacht werde,  da , wie bei
Abschluß des Vertrages ausdrücklich erklärt wurde, eine Lieferung
aus deutschen Beständen nur im äußersten Falle und nur insoweit
Platz greisen könnte, als dadurch nicht die eigene Versorgung
des Deutschen Reiches in Frage gestellt würde. Deutschland
hat gewiß alles getan, was in seiner Macht stand, um den
Vereinbarungen gemäß das Minimalguantum an Getreide,
das uns aus den ukrainischen, rumänischen und beffarabischen
Zuschüben zur Verfügung gestellt werden sollte, zu sichern.



! Wenn troWem die erfordsrllchen Getreidemengen aus der
Ukraine nicht herausgebracht werden konnten
und dadurch jene Rückstände entstanden sind, die uns in die
Situation der letzten Tege gebracht haben, so ist dies eben auf
die außerordentlich schwierigen Berhält-
nisse  zurückzuführen , mit denen bei Aufbringung und Auf¬
lieferung des Getreides in der Ukraine zu rechnen ist. Das
Ausbleiben dieser Zuschübe kann keinesfalls Deutschland zur
Last gelegt werden und deshalb wäre es vollkommen un¬
gerechtfertigt. aus diesem Anlaß gegen Deutschland, das uns
in unseren ErnährungLsorgen wiederholt und neuerlich jetzt
Hilfe geleistet hat, irgend einen Borwurf zu erheben.

uns ist die Ernte früher als in Oesterreich— zur Beseitigung
oder wenigstens Linderung der dortigen Ucbclstünde Oester¬
reich mit allem, was nur menschenmöglich ist, zu Hilfe
kommen. (Zwischenrufe: Und was ist eS mit Kleidern ?) Be¬
züglich der Kleiderstoffe sind Verfügungen teils bereits getroffen
worden, teils im Zuge. Wir tun alles, damit wir das , was wir als
Kompensation verlangen können, auch erhalten. Indem ich**icr
konstatiere, daß wir zur Linderung der österreichischen Kalami¬
täten alles aufbieten, sowohl mit Rücksicht auf die Menschlichkeit
als auch im Interesse der Kriegführung, sage ich dies nicht nur

Die Ueberrumpelnng.
Die geringen auswärtigen Zuschübe haben schon seit

längerer Zeit die Aufrechterhaltung der vollen Brotversorgung
in den österreichischen Ländern nicht mehr ermöglicht. Nur
in Wien  konnte in der letzten Zeit nach die volle Brotration
ausgefolgt werden. Als in der zweiten Juniwoche auch die
Versorgung Wiens durch die immer geringer werdenden Zu¬
schübe gefährdet erschien, hat die Regierung sofort alle Hebel
neuerlich in Bewegung gesetzt, um die Brotversorgung der
Hauptstadt sicherzustellen. Solange noch die Hoffnung bestand,
daß eS möglich sein werde, durch die auswärtigen Zuschübe
eine Kürzung der Brotration in Wien zu vermeiden,
wollte sich die Regierung naturgemäß zu einem so ein¬
schneidenden Schritte nicht entschließen; erst als es fest¬
stand, daß sich diese Erwartung nicht erfüllen werde
und die erforderlichen Mehlmengen nicht mehr rechtzeitig
eintreffen könnten, wurde die unvermeidliche Kürzung an¬
geordnet. Nur hierauf ist es zurückzuführen, daß die Oeffent-
lichkeit nicht bereits einige Zeit vorher von dieser Maßnahme
in Kenntnis gesetzt werden konnte und daß die erforderlichen
Verfügungen mit aller Raschheit getroffen werden mußten.

Die neuerliche Hilfsbereitschaft Deutschlands sowie die
Hilfe Ungarns wird d'e kurze schwerste Zeit  des
Ausharrens bis zur i -n Ernte mildern . Auch die Heuer reiche
Gemüseernte sowie die beginnende Obsternte bieten immerhin
gewisse Erleichterungen der Ernährung . Der Schnitt der Früh¬
ernte steht unmittelbar bevor und mit dem Zeitpunkt, in dem die
ungarische Ernte einsetzt, wird das Allerärgste überwunden sein.

Deutschlands Rechtfertigungen.
Berlin , 19.Juni. Die . Norddeutsche Allgemeine Zeitung"

schreibt: In der österreichischen Presse wird als Ursache der
Kürzung der Brotration in Wien mehrfach angegeben, daß sich
Deutschland verpflichtet habe, die Mehlvsrsorgung Oesterreichs
bis zur neuen Ernte zu übernehmen, aber seinen vertraglichen
Verpflichtungen nicht nachgekommensei. Das beruht auf einer

! völlig falschen Auffassung.  Bei den Verhandlungen,
die unmittelbar vor Pfingsten in Berlin mit den Vertretern
von Oesterreich-Ungarn über die Getreideeinfuhr aus der
Ukraine stattfanden, ergab sich die Notwendigkeit, eine ein¬
heitliche straffe Leitung der Organisation des Getreideaufkaufes
in der Ukraine herbeizuführen, da sich aus dem nicht immer
ganz einheitlichen Nebeneinanderarbeiten verschiedener
Organisationen Mißstände ergeben hatten, die für den
Gesamterfolg nachteilig waren . Die Vertreter von Oesterreich-
Ungarn erklärten sich bereit, die Führung der ganzen Ange¬
legenheit den deutschen Stellen zu überlassen, wenn die
Gewähr geboten werde , daß Oesterreich-
Ungarndann ausderUkraine oder , wenn
diese versage , aus Rumänien  oder
Bessarabisn die Mindestmenge erhalte,
die not wendigsei , um dieVersorgungdeS

..He er  e s , u « d . der  Bevölr «.r ».« a ..von O e ste r-
Ereich bis zur neuenErntc aufrecht zu er¬

halten.  Auf dieser Grundlage ist das Abkommen.abgeschlossen
worden. Eine Lieferung aus deutschen Bestünden ist dabei nicht
vorgesehen worden. Sie hätte nur in Frage kommen können,
wenn Deutschland noch Reservebestände hätte, die über den
Bedarf für Bevölkerung und Heer hinaus verfügbar gewesen
wären . DaS ist aber in diesem Erntcjahr leider nicht der Fall.
Daß jetzt die Gctreidclieferungen aus der Ukraine und Bess-
arabien so gering sind,  daß sich die Versorgung Oester¬
reichs dadurch sehr schwierig gestaltet, ist sehr bedauerlich. Daß
die Ursachen dafür aber völlig außerhalb des Verschuldens
deutscher Stellen liegen, wird auch von amtlicher österreichischer
Seile durchaus anerkannt und ist bei den Verhandlungen , die
in diesen Tagen mit dem österreichischen Ernätzrungsministkr
stattgefunden haben, besonders zum Ausdruck gebracht worden.
Bei diesen Verhandlungen ist auch von deutscher Seite gegen¬
über den österreichischen Wünschen Entgegenkommen bewiesen
worden, soweit cs nach der deutschen Verckoranngslagr zu¬lässig war.

Die ungarische Hilf -t.
Budapest , 19. Juni . Im Abgeordnetenhaus« erklärte

l heute Ministerpräsident Dr. Wekerle:  Der in Oesterreich
! eingetretcne Zustand macht es unerläßlich, daß .wir, w,mn
! möglich sofort, jedenfalls aber nach der neuen Ernte — bei

für uns , sondern i ch spreche auch zu Oesterreich,
wo man immer darüber klagt, daß Ungarn nicht alles tut^
während wir doch in der Hilfeleistung bis an die äußerste
Grenze der Möglichkeit gegangen sind. Was man jetzt in Oester¬
reich zu essen hat, das stammt ja auch aus Ungarn , und zwar
nicht nur an Broifrüchten, sondern auch an Gemüse, Obst und
anderen ähnlichen Artikeln, denn auch diese werden von uns
geliefert. Wenn wir also im Interesse Oesterreichsalles tun,
muß .es uns mit dem größten Unwillen erfüllen, daß man dort
von uns so spricht, als ob wir nichts für Oesterreich getan
hätten . (Zustimmung .)

Budapest , 19. Imst . (U.T.-K.-B.) In der heutigen Sitzung
der Hauptstädtischen Repräsentanz brachte Stadtverordneter
Dr . Weigand  das Ansuchen des Wiener Bürgermeisters
um eine Lebensmittelaushilfe zur Sprache, wobei er auf die
im Wiener Gemeinderat gegen Ungarn erhobenen Angriffe
verwies und erklärte, es handle sich dabei nur " um
Stimmungsmache.

Bürgermeister Dr . Body  wies zunächst die .Be¬
merkung des Vorredners zurück, als ob das Ansuchen
des Wiener Bürgermeisters auf Stimmungsmache berechnet
sei. Dr. Weiskirchuer sei sicherlich im besten Glauben
vergangen, und er habe um solcher so Vorgehen können, als!
die Stadt Budapest auch in der Vergangenheit, wenn lieber- !
schüsse in einzelnen Lebensmitteln zur Verfügung waren , der!
Stadt Wien ausgeholfen habe und andererseits auch dis!
Stadt Wien Ungarn mit Industrie -!
artikeln zu Hilfe gekommen sei. (Zwischen -!
ruse : Womit ? Großer Lärm .) Mit Jndustrieartikeln , mit!
Bekleidungsgegenstünden. (Zwischenrufe: Der Handel hatj
nichts bekommen!) Auch wir haben nicht dem Wiener Handel!
etwas gegeben, sondern der Stadt Wien, und auch die Stadt
Wien hat die Bekleidungsartikel der Stadt Budapest zu¬
kommen lassen. Aber ganz abgesehen davon, ist die Be¬
völkerung der Stadt Wien, die mit uns zusammen kämpft
und blutet, nicht unser Feind , den mir ver¬
hungern lassen können.  Wir dürfen sie nicht
ohne Hilfe lassen, sondern müssen ihr, wenn mir können,
helfen, (stürmischer Beifall und Eljenrufe.) Das haben
wir getan, und ich glaube, auch die Versammlung kann nur
der gleichen Anschauung sein, daß wir dies, wenn wir können,
auch in Zukunft tun sollen. (Lebhafter Beifall.) Deshalb
möchte ich bitten, die Gründe und die Aufrichtigkeit, mit der
sich der Bürgermeister von Wien an uns gewendet hat, nicht
in Zweifel zu ziehen. (Lebhafter Beifall.) - "MM ,Mist

Keine Kartoffeln ans Bayern.
Auf Weiskirchners Hilferuf antwortete der bayrische

Ministerpräsident Dr . D a n d l : »Habe sofort Minister des
Innern v. Brettreich verständigt und gebeten, die Möglichkeit
der Kartoffelabgabe zu prüfe» und Eure Exzellenz zu benach¬
richtigen." Der Minister des Innern Dr. v. Brettreich
telegraphierte : , Kartoffellieferungen aus Bayern nach Oester¬
reich wegen eigener schwieriger Lage zu meinem lebhaftesten
Bedauern nicht mehr möglich.  Für Lieferungen nach
Oesterreich ist überdies das Kriegsernährungsamt in Bei lsi«
zuständig, an das heranzutreten ich anhcimstelle."

Massenentlassungen der Bäckerarbeiter.
Infolge der Kürzung der Brotquote soll noch diese

Woche die Hälfte der Mener Bäckerarbeiter entlassen werden.
Sie sind als Erzeuger des Brotes überflüssig geworden. Die
Verbandslettung der Bäckerarbeiter wird sich an die Regierung
wenden und für die durch ihre Maßregel arbeitslos Gewordenen
die berechtigte Unterstützung in Anspruch nehmen. Es kommen
etwa 409 Gehilfen in Betracht, durchgehends ältere Leute
Familienväter.

* .

Achtung , Bezirksräte!
Bezirksarbcitcrrat Leopoldstadt. Heute Donnerstag

um Vz8 Uhr abends im Cafs RoSthal, Glvckengasse Nr. 23,
Sitzung des BezirkSarbeiterrateS.
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Alsergrund . Die Arbeiter und Delegierten in die Wiener!
Vertrauensmännerkonferenz werden ersucht, die Einladungen'
für die morgen stattfindende Arbeiterratssitzung im Bezirks-
sekretariat. Nutzgasse Nr. 4, zu beheben. !

Bezirksarbeiterrat Fuushaus . Die Legitimationen für;
die Sitzung des Wiener Arbeiterrates werden den hiezu be-^
stimmten Vertrauenspersonen im Sekretariat , Ainckgasse Nr. 17,
Freitag den 21. d. zwischen4 und ^ 6 Uhr abends ausgefolgt.
Im Bezirk bestehende Betriebe, die noch leine Vertrauens-
Personen angemeldet haben, mögen dies baldigst nachholen,,
um mit der Bezirksorganisation in Verbindung zu kommen. ^

Au die Wiener Metallarbeiter ! Folgende Konferenzen-
und Versammlungen finden vorläufig nicht statt : die für

! Freitag in? Eiscnbahnerheim einberufene Vertrauensmänner - ^
konferenz, dann die Versammlungen der Vertrauensmänner,'
die einberufen wurden für den 26., 24., 28. und 28. Juni und?
1. Juli ; es werden dieselben rechtzeitig wieder emberufeu!
werden.
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strigen Beschlüsse des Wiener Arbeiterrates sin« Igestrigen Beschlüsse

seute in allen Betrieben lebhaft erörtert worden . Die For-
I »erungen an dis Regierung und an die Unternehmer , die der
Urbeiterrat gestellt hat , haben die einmütige Zustimmung der
Arbeiterschaft gefunden . Aber der Arbeiterrat hat auch aus¬
gesprochen , daß „eine weitere Ausdehnung des Ausstandcs
nicht im Interesse der im Gange befindlichen Verhandlungen
liegt ". Dieser Beschluß hat in manchen Betrieben , besonders
unter den jüngeren , leidenschaftlicheren Arbeitern lebhaften
Widerspruch hervorgerufen . Dieser Widerspruch ist gewiß be¬
greiflich . Er ist aus der wohlbegründeten Erregung der Ar¬
beiterschaft zu erklären ; und ist um so begreiflicher , da wir
die Gründe , die den Arbeiterrat zu diesem Beschluß bewogen
haben , gestern nicht veröffentlichen konnten . Dis Pretzzensur
hat nämlich in unserem gestrigen Leitartikel die Stelle , die
diese Gründe darlegte , unterdrückt.

Erinnern wir uns , wie wir im Frieden unsere Kämpfe
geführt haben ! Sehr oft sind nur einige Betriebe eines Industrie¬
zweiges in den Ausstand getreten , während die anderen ruhig
.weiter arbeiteten . Der Druck des teilweifen Ausstandes , des
Âusstandes in einem Teile der Industrie , hat sehr oft genügt,

!für den ganzen Industriezweig Zugeständnisse durchzusetzen,
-ohne daß die übrigen Betriebe überhaupt in den Ausstand
treten mußten . Diese Kampfmethode ist, wie jeder erfahrene
Gewerkschafter weiß , von unseren Gewerkschaften früher sehr oft
angervendet worden . Und sie war den Arbeitern so förderlich,
daß sich gerade die Unternehmer .im letzten Jahrzehnt zu¬
sammengeschloffen haben , um die Anwendung dieser Methode
unmöglich zu machen . Erst die Unternehmerverbände haben uns
gezwungen , an die Welle der partielle » Tire '?- die allgemeinen
zu setzen, indem sie, wenn ein Teil der Arbeiterschaft in den
Ausstand trat , die anderen Arbeiter aussperrten . Unsere älteren
Gewerkschafter erinnern sich aber alle noch der Zeit , in der der
partielle Streik die Regel war ; in der cs in der Regel genügte,
immer nur einen Teil einer Industrie stillzulegen , um schließlich
für den ganzen Industriezweig Erfolge durchzusetzen. Ob man
also einen partiellen oder einen allgemeinen Streik vorzieht,
ist eine taktische Frage , die der erfahrene Gewerkschafter nach
der jeweiligen Lage beantworten muß . - Genügt ein partieller
Streik , um Forderungen durchzusetzen, so wird kein Gewerkschafter,
der sich seiner Verantwortung bewußt ist, raten , der ganzen
Arbeiterschaft das schwere Opfer , auf ihren Arbeitsverdienst zu
verzichten , aufzuerlegen.

Der kluge Feldherr setzt immer nur so viel Truppen ein,
als er zu brauchen glaubt , um das jeweilige Kampfziel zu
erreichen. Braucht man zur Erreichung eines Kampfzweckes nur
eine Division , so setzt man nicht eine Armes ein . Eine Division
zeht ins Feuer , die anderen bleiben in Reservestellung , zwar kampf¬
bereit , aber außerhalb des Bereiches der Opfer und Gefahren.

Der Arbeiterrat hofft , daß der Ausstand in einem Teile
der Mener Industrie genügt , der Regierung und den Unter¬
nehmern zu beweisen , daß die gegenwärtigen Ernährungs -, Lohn-
und Arbeitsverhältnisse unhaltbar geworden sind und dringend
der Abhilfe bedürfen . Die Verhandlungen sind
ein geleitet!  Die Gewerkschaften haben die wirtschaftlichen
Forderungen im einzelnen formuliert Und sie der Regierung und
dem Aelchsuerband der Industriellen vorgelegt . Morgen und
FreilMg wird über die Verhandlungen verhandelt melden.
Freiing werden die Unterhändler dem Arbeiterrat Bericht er¬
statten . Auf Grund dieser Berichte wird dann der Arbeiterrat
beschließen, was weiter zu geschehen habe . Das ist die Taktik,
die der Arbeiterrat beschlossen hat . Er hat nach der guten
alten Regel gehandelt , in jeder Phase einer Kampfhandlung
immer nur jo viele Kräfte im Feuer zu halten , als zur Er¬
reichung des jeweiligen Kampfzweckes erforderlich sind, der
übrigen Truppe aber nutzlose Opfer zu ersparen . Wer die Sach¬
lage nüchtern erwägt , wird den Beschluß des Arbeiterrates
anerkennen und beherzigen.

Hie Sitzung des Arbeiterrates.
Die Einladungen zu der Freitag stattfindeuden

Sitzung des Wiener Arbeiterrates sind von de « hiezu
berechtigten und gewählten Delegierten heute Donners -/
tag  abend in den Bezirkssekretariate»  ode«
bei de » Bezirksobmännern  zu beheben . ^
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Wiep < ^ i9 Juni. (Ministerpräsident
D r^ Ski tter von S eidler über die gegen-

Artige Ernährungssituation .) Minister - .
Präsident Dr . Ritter von  Seidler empfing heute !
abend die  Vertreter der Wiener Presse
und äußerte sich zu ihnen über die gegenwärtige
Ernähr ungssituatio » in nachstehender Weise:

In den letzten Tagen haben in Berlin im Auf¬
träge der österreichischen Regierung durch den Er¬
nährungsminister Paul  mit der deutschen Re¬
gierung Verhandlungen stattgefunden , die durch
das Ausbleiben der ukrainischen und beßarabrschen
Zufuhren und die hiedurch in Österreich ver¬
ursachten Ernährungsschwierigkeiten veranlaßt waren.
Die Bemühungen der österreichischen Regierung
haben den Erfolg gezeitigt , daß sich die
deutsche Regierung bereit erklärt hat , eine be¬
stimmte Menge Getreide vorschußweise Österreich
zur Verfügung zu stellen. Einige hundert Waggons
Getreide find bereits aus Deutschland im Anrollen.

Da Deutschland erst vor wenigen Tagen gezwungen
war , selbst seine Mehlrationen in einschneidender
Weise zu kürzen, hat es durch diese Aushilfe neuerlich
sein bundesbrüderliches Verhalten dargetan . Durch die
von Deutschland gewährte Hilfe ist in Österreich eine
wenn auch überaus knappe Versorgung ermöglicht;
nichtsdestoweniger kann für die allernächste Zeit die
vor einigen Tagen für Wien verfügte Einschränkung
der Brotabgabe vorläufig noch nicht aufgehoben
werden . Auch die ungarische Regierung hat sich in
dankenswerter Weise bereit erklärt, die schwierige Er-
nährungsfituation in Österreich durch Übersendung
von Nahrungsmitteln , insbesondere von größeren
Mengen Frühkartoffeln , zu erleichtern.

Die in den letzten Tagen verfügte Kürzung der
Brotration in Wien hat den Anlaß gegeben, der
Regierung mangelnde Boraussicht und ungenügende
Vorsorge zum Vorwurfe zu machen. Insbesondere
wurde darüber Klage geführt, daß die Kürzung der
Brotration in Wien so unvermittelt verfügt worden
sei. Dieser Auffassung gegenüber möchtê ich einige ^
Aufklärungen über die Entwicklung der ErrrätzruugI-

/



situation geben : Die Mehl - und Brotversorgung Öster¬
reichs hat der Regierung vom Beginne des heurigen
Wirtschaftsjahres die größte Sorge bereitet . Österreich
kann von seiner eigenen Ernte allein nicht leben
und ist auch im Frieden von jeher aus auswärtige
Zuschübe angewiesen . Der schlechte Ausfall der Ernte
und die Tatsache , daß die Zufuhren aus Rumänien
und aus Ungarn weit hinter den ursprünglichen An¬
nahmen zurückgeblieben sind , hat die Situation noch
verschärft , so daß , wie bekannt , schon im Jänner
an eine allgemeine Kürzung der Mehlration geschritten
werden mußte . Der Friedensschluß mit der Maine
berechtigte zu der Hoffnung , düß durch dM von
dort zu gewärtigenden Petreiden ^ rgen die GeKeide-
Versorgung Österreichs ekŝ wesentliche ErleichKrung
erfahren werde . Der AuHringung in der Ukraine
stellten sich jedoch infolge her ungeregelten Verhält¬
nisse dieses Landes ganz ungeahnte Schwierigkeiten
entgegen , und die auf Grund der vertragsmäßigen
Vereinbarungen zur Ablieferung gelangten Getreide¬
mengen blieben trotz aller ÄemühunMl , die seitens Deutsch¬
lands und Österreich -Ungarns aufgewendet wurden,
weit hinter den Erwartungen zurück . Da die ukraini¬
schen Getreidezufuhren nicht die erforderliche Höhe auf¬
wiesen , sah sich — wie jedermann bekannt — die
österreichische Regierung vor einigen Wochen ge¬
zwungen , die Wirtschaftsvorräte der Landwirte zur
allgemeinen Versorgung heranzuziehen . Die immer
größer werdenden Schwierigkeiten der Versorgung
Österreichs führten schließlich zu dem bekannten
Berliner Abkommen vom 18 . Mai , in welchem Deutsch¬
land . unserer Lage Rechnung tragend , sich bereit
erklärte , uns ein bestimmtes Minimalquantum aus
den ukrainischen , rumänischen und beßarabischen Ein¬
fuhren zuzusichern , durch das unsere Versorgung bi -?
Mitte Juli , wenn auch in kuappster Weise , gewähr¬
leistet erschien . Bei Übernahme dieser Ver¬
pflichtung setzte Deutschland voraus , daß ihm
deren Einhaltung nicht durch höhere Gewalt tatsächlich
unmöglich gemacht werde , da , wie bei Abschluß des
Vertrages ausdrücklich erklärt wurde , eine Lieferung
aus deutschen Beständen nur im äußersten Fall und
nur insoweit Platz greifen könnte , als dadurch nicht
die eigene Versorgung des Deutschen Reiches in Frage
gestellt würde . Deutschland hat gewiß alles getan,
was in seiner Macht stand , um den Vereinbarungen
gemäß das Minimalquantum an Getreide , das uns
aus den ukrainischen , rumänischen und beßarabischen
Zuschüben zur Verfügung gestellt werden sollte,
zu sichern . Wenn trotzdem die erforderlichen
Getreidemengen aus der Ukraine nicht heraus¬
gebracht werden konnten und dadurch jene Rückstände
entstanden sind , die uns in die Situation der letzten Tage
gebracht haben , so ist dies eben auf die außerordent¬
lich schwierigen Verhältnisse zurttckznführen , mit denen
bei Aufbringung und Ablieferung des Getreides in
der Ukraine zu rechnen ist . Das Ausbleiben dieser
Zuschübe kann keinesfalls Deutschland zur Last gelegt
werden , und deshalb wäre es vollkommen ungerecht¬
fertigt , aus diesem Anlasse gegen Deutschland , das
uns in unseren Ernährungssorgen wiederholt und
neuerlich jetzt Hilfe geleistet hat , irgend einen Vorwurf
zu erheben.

Ich kann wohl sagen , daß es die österreichische
Regierung nicht an den eifrigsten Bemühungen hat

, fehlen lassen , die Kontinuität der Brotversorgung auf-
i rechtzuerhalten . Die geringen auswärtigen Zuschübe
! haben allerdings schon seit längerer Zeit die

jAufrechthaltung der vollen Brotversorgung Ä
den österreichischen Ländern nicht mehr ermöglicht ..
Nur in Wien konnte in der letzten Zeit noch die
volle Brotration ausgefolgt werden . Als in der
zweiten Juniwoche auch die Versorgung Wiens durch
die immer geringer werdenden Zuschübe gefährdet
erschien , hat die Regierung sofort alle Hebel neuerlich
in Bewegung gesetzt, um die Brotversorgung der
Reichshauptstadt ficherzustellen Solange noch die
Hoffnung bestand , daß es möglich sein werde , durch
die auswärtigen Zuschübe eine Kürzung der Brot¬
ration in Wien zu vermeiden , wollte sich die Regierung
naturgemäß zu einem so einschneidenden Schritte
nicht entschließen ; erst als es feststand , daß diese
Erwartung sich nicht erfüllen werde und die er¬
forderlichen Mehlmengen nicht mehr rechtzeitig

, eintreffen könnten , wurde die unvermeidliche
Kürzung angeordnet . Nur hierauf ist es zurück¬
zuführen , daß die Öffentlichkeit nicht bereits
einige Zeit vorher von dieser Maßnahme in Kenntnis
gesetzt werden konnte und daß die erforderlichen
Verfügungen mit aller Raschheit getroffen werde»
mußten . Es handelt sich ja hier um ein vom Ein¬
flüsse der Regierung unabhängiges Ausbleiben von
Zuschüben , deren Einlangen zu erwarten gewiß
berechtigt war . Das einzige Mittel , das der Re¬
gierung zur Verfügung stand , war rechtzeitige
Intervention , und dieses ist sofort angewendet
worden.

Die Regierung war sich der Tragweite ihrer
durch die Not der Verhältnisse gebotenen Verfügung

! voll bewußt . In dem Bestreben , alles zu tun , was zur
Erleichterung der Situation dienen könnte , hatte sie
schon längst vorher sowohl an die Unterstützung der
deutschen als auch der ungarischen Regierung appelliert,
und dank dem Entgegenkommen der maßgebenden
Persönlichkeiten dieser beiden Staaten ist es ihre«
Bemühungen denn auch gelungen , Aushilfen zu
erlangen , die von anderer Seite begreiflicherweise
nicht erreicht werden konnten . Die neuerliche Hilfs¬
bereitschaft Deutschlands sowie die Hilfe Ungarns
wird die kurze schwerste Zeit des Ausharrens
bis zur neuen Ernte mildern . Auch die Heuer
reiche Gemüseernie sowie die beginnende Obsternte
bieten immerhin gewisse Erleichterungen der Er¬
nährung . Der Schnitt der Frühernte steht un¬
mittelbar bevor , und mit dem Zeitpunkte , in welchem
die ungarische Ernte einsetzt , wird das Allerärgsts
überwunden sein.

Die Bevölkerung , welche während der ganzen
Dauer des Krieges ihren altbewährten , geradezu be¬
wunderungswürdigen Patriotismus gezeigt hat , wird
gewiß auch diese letzte vorübergehende Einschränkung
mit Opferwilligkeit auf sich nehmen und hiedurch das
Ihrige dazu beitragen , daß der uns ausgezwungen « i
Kampf mit Erfolg zu Ende geführt werde . , /
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Dsr M̂sngreß der Kramar-ParLer — tzerboLen»
Die Prager  Polizeidirektion hat, wiê uns von

Prag berichtet wird, folgenden Bescheid an den Vollzugs¬
ausschuß der Partei „Tschechische staatsrechtliche Demo,
kratie", 'deren Führer Dx. Kramar  ist, erlassen:

An tzen geehrten Pollzugsausschuß deA Partei „Tschechisch«,
staatsrechtliche Demokratie". F

Zuzustellen in Abwesenheit des OKnanneZ dem Herrn
Obrnannstellvertreler Al. Rasin, Prag . Il« Kor»Wise 6.

Den in den Blättern verWntlichtel WchFchten zufolge
beabsichtigt der geehrte, PMUgsauZscWlM' tzDr«Tschechischen
staatsrechtlichen Demokratie"MrMirag in Wt^Wagen des 28. bis
SO. Juni l. I . einen MngrM Leser Partei zu veranstalten. I»
Hinblicke darauf. Haß Hie» staatsrechtlicheDMokralie a«d e n st a a t s fF Ln d l î ch e n K u n ru^MVu n g en
der l e tz t eM M e i t, sei es aMMferanstalterin, sei

-eK-«M.-führendtzMrMnisat,on herMNÄMndsn Anteil batte und
dis Veranstaltungen der Partei -MTosrholt zu staatsfeindlichen
Kundgebungen und zur Störung der öffentlichen Ruhe und
Ordnung Anlaß boten, sehe ich mich veranlaßt, den ganze»
Komplex der im Rahmen des Kongresses geplanten Ver¬anstaltungen im Sinne des Z 8 des Gesetzes vom 15. No¬
vember 1887, RGBl. Nr. 135, zu verbieten,  weil
dieselben in hervorragender Weise geeignet sind, neuerlich Anlaß
zur Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und des öffentliche»

-MMeS zu geben.
Für dis Einhaltung bieses Verbot es mache ich den geehrte»

Ansschub verantwortlich, wobei ich betone, daß gegen einenVersuch, den Kongreß gegen das Verbot abzukalten oder das
Verbot anderweitig zu umgehen, mitallen z u r Ver¬
fügung st ehendenMittelnsingesch ritten
würde. (Segen diesen Bescheid steht dem geehrten Ausschuß
der Rekurs an die k. k, Statthalterei in Prag offen, welcher
innerhalb acht Tagen von dem der Zustellung nachfolgenden
Tage an hei der k. k. Polizeidirektionin Prag einzuhringeuwäre.

Der k. k- Hofrat : Dr. Kunz m. x.s
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Ii^ BeSvriWastuNg Ar nmm
Amtlich Wird berichtet: Mit einer heute im Reichsgesetz¬

blast verlautbirrten Verordnung wird die Bewirtschaftung der
neuen Ernte geregelt. Im allgemeinen wird sich das System
der Getreidebewirtschastungauch im kommenden Erntejahr auf
den gleichen Grundlagen bewegen, die in den Jahren vorher in
Äeltung standen und zuletzt in der Verordnung des Gesamt-
ministerisims vom 26. Mai 1917, die durch die neue Verord¬
nung nur in einzelnen Bestimmungen abgeändert und ergänzt
wird, ihren Ausdruck fanden. ' ,

Die Bewirtschaftung der Ernte wird daher ebenso wie
im Deutsche» Reiche und in Hinkunft auch in Ungarn im Sinne
der straffen staatlichen Bewirtschaftung
erfolgen. Insbesondere wird an der B e s chl ag n ah m e
all erBoden pro d ukte  vom Zeitpunkt ihrer Trennung
vom Ackerboden zu Gunsten des Staates , an der unter staat¬
lichem Zwange stehenden Abgabe p f l i cht d e r L a n d-
w irte,  von der nur der Eigt^ — ^ r
zulässigen Ausmaß befrest ist, so
Verteilung  der erfaßten
streng rationierten

Don den neuen AnoOm
den Behörden die Mittel Mp
Vermahlung  einer Mgeh
Da» Hauptaugenmerk wK > auf

und WirtjchaftSbedarf im.
an der behördlichen

orräte nach Maßgabe eines
etzMrfes  festgehalten,
en W die wichtigste die, die

iß Kind gibt, die Lohn-
AM Regelung,zu unterziehen.

^ __ , ^ . e Art der Du'chführung der
Aufbringung derMydenfrDhte gelegt. In dieser Beziehung sind,
den politischenMaNdesstMen bereits eingehende Weisungen
zugekommen. DerMlan für die Wetreideausbringung gtht von
der Tatsache aus , Pt atz OeMMch ohne irgend welche Vorräte
in das neue Erntesahr MWtt , daß daher mit allen .Mitteln
getrachtet werden muA^ möglichst rasch in den Besitẑder er¬
forderlichen Getreidemengen zu gelangen. Dieset grundsätzlichen
Forderung steht dxr Umstand entgegen, daß infolge der be- ,
sonderen Verhältnisse unserer Landwirtschaft der Drusch vielfach
nicht mit der gebotenen Raschheit vorgenommen werden kann.
Um nun den angestrebten Zweck ohne schädliche Beeinträchti- ^
gung der landwirtschaftlichen Arbeiten zu erreichen, wird sich
die Erfassung der Ernte in drei zeitlich aufeinanderfolgenden
Abschnitten vollziehen und zwar : in der.Frühdruschaufbringung,
in der Aufbringung eines vorläufigen Kontingents und ,endlich
in der individuellen Ueberprüfung und endgültigen Erfassung
aller Ueberschüsse. '

Die F r ü h d r u sch a k ti o n kann naturgemäß nur
in jenen Gebieten durchgeführt würden, in denen die Ernte
am raschesten greifbar wird . Sie wird sich ähnlich wie im
vorigen Jahre auf Teile von Niederösterrejch, Oberösterreich.
Böhmen und Mähren erstrecken. Für die Au fb r i n g u n g
d e s v o r l ä u f.i g e n K o n t i n g e n t s, dessen Höhe
vom Amte für .Volksernährung festgesetzt wird, wurde an¬
geordnet. daß .die Kronländer in Aufbringungsrayone , die
einzelnen Bezirke in AufbringüngSsprengel zu je fünf bis sechs
GMiesinden eingsteilt werden. Für jeden AufbringüngSsprengel
wird eine Ausbringungskommission bestellt, die" aus einem
Vertreter der Behörde, dem Gemeindevorsteher, einem land¬
wirtschaftlichenSachverständigen, einem Kon s u m e n t e n-
vertreter  und dem Kommissionär der Kriegs-Getreide-
VerkehrKanstaltbestehen wird. Das Verfahren selbst wird sich
Nach der Größe des Besitzes verschieden gestalten.- Die Besitzer
von zwanzig Hektar Ackerfläche und darüber sind verhalten,
ihre Fechsung selbst- änzugeben, während die Landwirte Mit
einem Besitz von weniger als 20 Hektar Ackerfläche ihre be¬
züglichen Angaben vor -der Kommission zu machen haben, die
mit .den nötigen Kontrollrechten auSgestattet ist. Die weitere
Kontrolle lieat den vülitiscllrn Berirlsbeüörden ob.

Die Mengen des vorläufigen Kontingents werden u A»
g e s Lu m t und, wo-es irgend möglich ist, schon von »>
Dreschmaschine  weg erfaßt und unverzüglich in dn
Mühlen oder in Lagerräume übeygesührt. Die Aufbringung de?
vorläufigen Kontingents, die bis Ende September abgeschlosser
sein muß, bezweckt die rasche Erfassung des größeren Teilei
der einheimischen Ernte überhaupt. Für die rechtzeitige Aus¬
bringung .des vorläufigen Kontingents sind die weitestgehender
Vorkehrungen in Form der Gewährung von Druschhilfe inst
dergleichen getroffen. UeberdieS stehen den Behörden Zwangs
mittel zur Beschleunigungdes Drusches zu Gebote. Nach Ablau
der Feldbestellungsarbeiten wird die Aufnahme der Ernte¬
ergebnisse von Haus zu Hans d u rch die ^ Lb en K o m-
miss ip  n e n durchgeführt, die schon bei der Vorschreibuna
des vorläufigen Kontingents tätig waren . Bei dieser individuellen
Aufnahme wird für alle Landwirte die Menge der ^abzu-
liefernden Ueberschüsse endgültig festgestellt. Selbstverständlich
wird in der Zeit zwischen der Ablieferung des vorläufigen
Kontingents und dem Beginn"der individuellen Aufnahme die
spezielle Aufbringungstätigkeit der Kommissionäre der Kriegs-
Getreide-Verkehrsanstält nicht gehemmt, so daß auch in jenem
Zeitraum , in dem die behördliche Aufbringungstätigkeit der
landwirtschaftlichen Arbeiten wegen ausgeschaltet ist, die
Gctreideaufbringung ihren Fortgang nimmt.

Die Bestimmungen der neuen Verordnung und die vor¬
stehenden Grundsätze des Aufbringungsverfahrens wurden im
ErnäßrungSrat einer eingehenden Besprechung unterzogen und
haben die Zustimmung dieser Körperschaft gefunden. f
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^ L!ZLgKviUl der'DgllzZi.
Ein Verteidiger der in diesen Prozessen Angeklagtenschreibt uns : Ihrer Schilderung des beispiellosen Ver¬haltens der Behörden im Falle der Nsunerkommisstonmäre noch manches beizusügen. So folgendes aus derAnklageschrift: „Schon im Jahre 1915 machte die k. k.

Polizeidirektron Wahrnehmungen, die mit Bestimmt¬
heit  auf in großem Maßstab betriebenen Musterungs¬schwindel Hinwielen. mmter Verdacht
richtete sich alsb  aM ^Aegen den Regimentsarzt Dr.Friedrich NeumcyM̂MMWM ^ den KiAmalwarmhäMerJakob Weiß. doKHMkE ^ obw ohFein Zweifelan  d er  SAMlMd e r V e r d äH t e n, ins-beso Nde Weih , l ä cht mehrb e st a n d, ein förmlich  e « NWßseM des strafbaren
Tatbestandes nicht erbrwM Mmven» .̂ Ar Staatsanwalt-schcht gibt somit klipp Md AK zu! Mz die Behörde im
Jahre 1915 schon lM t BH st i mm: theit  von derBestechlichkeit des DrMUumantt Kenntnis hatte und daß beiihr diesbezüglich k/i«  Zweifel m eh r b e st and.Es handelte sich in« noch um die Herstellung einesformellen  Beweises.

Dieser Umstand, der schon an sich die abermaligeZuteilung des Dr . Neumann zur Musterungskommissionals Len er ste nSLritt „r u r lle a b.i t cht i a
Organisierung eines  künstlichen  M u str u n g s s chw i n d e l s hinlänglich offenbart, findeteine merkwürdige Ergänzung in der Aussage des Kanner,wonach dieser schon lange vor Beginn der kritischenMusterung, als noch kein Mensch— außer den Ein¬geweihten — von der bevorstehenden Einsetzung des Dr.Neumann als Musterungsarzt eine Ahnung haben konnte,den Weiß zur Wiederaufnahme der abgebrochenenVerbindung mit Dr. Neumann .zu verleiten suchte, indemer dem Weiß versicherte, daher v e r m ö g e s,e i n e rBeziehungen es .zuwege b r i n g e n kö n n e,daßDr . Neumann bei einer der Kom-
missionen als M u st e r u n g s a r z t sin¬ge t e i l L wd e.  Für diese Leistung hatsich Kanner bei Weiß 2500 Kronen
ausbedungen und auch tatsä chlicb er¬halten,  jedoch , wie Polizeikommissär Dr . Weinbergerausgesagt hat, dieses Geld bei der Polizei nicht erlegt.Daß es Kanner für notwendig gefunden hat, dem Unter¬suchungsrichter zu versichern, daß Dr . Neumann un¬abhängig von der oberwähnten Abmachung zwischenWeiß und Kanner zur Musterungskommissionkomman¬diert wurde, durchzuckt wie ein Blitz das über diesem auf¬regenden Fall noch lauernde Dunkel.

In tatsächlicher Beziehung sei mir noch gestattet, zubemerken, daß nach den Zeugenaussagen der Magistrats-kommiffäre Dr . Karl ö u b in e y e r, Dr . 'LeopoldSchnrtzer und Dr . Alois Benesch  dieselben inden ganzen Feldzugsplan gegen die Neunerkommission-emgeweiht waren, nichtsdestowenigeraber keinen Anstoßgenommen haben, an dieser „Musterungskommission"als Repräsentanten der politischenBehörde  t e i l z u n e h m e n;  daß ferner Magistrats-dirertor Berger,  der sich anfänglich gegen das An¬sinnen der Teilnahme an den Umschreibungsmachi¬nationen abwehrend verhalten, bevor er sich dazu her¬gegeben hat, die . Genehmigung seiner
Vorgesetzteneingeholt hat.  Das hat Bergerselbst als Zeuge ausgesagt.

Noch ein Wort über das Verfahren vor dem Senatdes Landesgerichtsrates Kämpf, das geradezu mit Um¬gehung des Grundsatzes der Unmittelbarkeit durchgeführtwird. Neue Zeugen, keine Sachverständigen werden gehört.Deren Aussagen werden aus den Akten des Lmrdwehr-
divisionsgerichteZ verlesen, u n d zwar iv erden sienicht in Urschrift , nicht einmal voll¬
inhaltlich verlesen , sondern aus einer
auszugsweisen , oft zusammenhang¬losen und unverständlichen , nach demGutachten des Landwehrdivisions-
gerichtes zusammenge st eilten Abschrift., Die sich gegen dieses Verhandeln wendenden Proteste derVerteidiger verhallen wirkungslos ! Gegen die meistenAngeklagten liegt der einzige, vage „Indizienbeweis" vor,daß Kanner deren Ladungen bei der Polizei hinterlegthat. Ein strikter Beweis, daß dieser oder jener den Dr.
Reumann durch den Weiß bestochen hat, liegt gegen keinenvon ihnen vor. Diesem „Indizienbeweis" aber steht derUmstand gegenüber, daß Jakob Weiß in seinem rückhalt¬losen, . umfassenden, selbst von der Sicherheitsbehörde
rühmlichst anerkannten Geständnis heroorgehvben hat, daßbeinahe die Hälfte der Angeklagten, die er jedoch in Er¬manglung eines Verzeichnisses namentlich nicht anzugcbenvermochte, ihn bloß um die Umschreibung auf die Neuner¬kommission ersucht hatte, ohne dabei "die Beeinflussungdes Dr. Neumann verlangt, geschweige denn dafürgezahlt zu haben, daß ferner in mehreren Fällen Ladungen/die auf eine andere  Kommission oder nur auf einenanderen Tag umgeschrieben werden sollten, gegen denWillen der Parteien ebenfalls auf dieNeunerko m m ission umgeschrieben  undzu diesem Zwecke von Kanner zur Polizei hingetragenwurden. In einem Falle hat dies Kanner, an die Wandgedrückt, selber eingestanden. Auch hat Kanner vieleLadungen, die er weiß der Himmel auf welchem Wegeerlangt hat, dem Weiß zur Signierung direkt untereschoben  und dann zur Anzeige gebracht. In den berden Verhandlungen verlesenen Auszügen ist aber von

diesen schwerwiegenden Tatsachen keine Spur zu finden, sWas soll nun mit diesen Unglücklichen, die deitzunheimlichen Affaire fernstehen und m diese gegen ihrenWillen hineingezerrt wurden, geschehen? Diese Frage soflts!sich wohl auch der Justizminister stellen! .^ —/r
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ZlêBeschlM des Wiener
/ Ardeiterrstes.

Der Wiener Arbeiterrat ist heute (Dienstag)
abend zusammengetreten und hat die folgenden Be¬
schlüsse gefaßt:

1. Der Arbeiterrat fordert die baldigste
Wiederherstellung der vollen Brot¬
ration und, solange dies nicht möglich ist, die Ge¬
währung von ausgiebigen Zubußen  anderer
Lebensmittel.

Infolge des Mangels an rationierten Lebensmitteln
muß den Arbeitern die Möglichkeit geboten werden,
andere Lebensmittel zu kaufen.  Zu
diesem Zwecke ist eine angemessene Erhöhung
der Arbeitslö  h n e erforderlich.

Andererseits ist infolge der Schwächung der Arbeiter
durch die dauernde Unterernährung die Gewährung
von Arbeitserleichterungen , die Ver¬
kürzung der Arbei t s zeitohne Schmäle¬
rung des Lohneinkommens  notwendig . Dies
gilt insbesondere für diejenigen Betriebe, in denen noch
Nachtarbeit und Ue der st undenarbeit
geleistet werden müssen, und für die kontinuier¬
lich  e n G etr  i e b e, in denen noch die zwölfstündige
Arbeitszeit besteht.

Der Arbeiterrat fordert den Klub der deutschen
sozialdemokratischen Abgeordneten und die zuständigen
Gewerkschaften auf, die bereits eingeleiteten Verhandlungen
über diese Forderungen fortzusetzen.

2. Der Arbeiterrat stellt fest, daß eine wesentliche
und dauernde Verbesserung der Ernährungsverhältnisse
nicht möglich ist, solange der Krieg fort¬
dauert.  Ohne die großen Hindernisse, die im gegen¬
wärtigen Augenblick allen Friedensbemühungen entgegen-
ftehen, zu unterschätzen, erneuert der Arbeiterrat die
Forderung nach dem baldigsten all¬
gemeinen Frieden.  Mit ernster Besorgnis stellt
der Arbeiterrat fest, daß die ersten Anzeichen eines
beginnenden Stimmungsumschwunges
in den feindlichen Ländern  von deutscher
offiziöser Seite in einer Weise beantwortet worden sind,
die wenig geeignet erscheint, das Erstarken des Friedens¬
willens in den feindlichen Ländern zu fördern. Der

Ärbeiterrat fordert daher, daß sich die österreichisch¬
ungarische Regierung nicht nur bereit zeige, jederzeit
in Verhandlungen über den allge-

lmeinen Frieden ohneAnnexionenund
^Kontributionen und über die Grün¬
dung einer Liga der Nationen einzu¬
treten,  sondern daß sie sich auch bereit erkläre,
selbst möglichst bald d i e R e g i e r u n g e n
der feindlichen Länder zu Friedens¬
verhandlungen auf dieser Grundlage
einzu laden.  Der Arbeiterrat beauftragt den Klub
der deutschen sozialdemokratischenAbgeordneten, diese
Forderung unverzüglich dem Minister des Aeußern vor¬
zulegen.

3. Der Arbeiterrat protestiert gegen den Plan , das
Parlament  zur Seite zu stoßen und den Absolutis¬
mus des § 14 wieder aufzurichten. Der Arbeiterrat
fordert die sofortige Einberufung des
Parlaments.  Er beauftragt den Klub der deutschen
sozialdemokratischen Abgeordneten, diese Forderung un¬
verzüglich dem Ministerpräsidenten vorzulegen.

4. Der Arbeiterrat verlangt die bindende Zusiche¬
rung der Regierung und der Militärverwaltung , daß
wegen der gegenwärtigen Bewegung keinerlei
Maßregelungen  stattfinden werden.

5. Die Verhandlungen mit der Regierung und mit
den Unternehmern haben bereits begonnen. Der Ar¬
beiterrat wird spätestens Freitag wieder zusammentreten,
den Bericht über den Verlauf der Verhandlungen ent- !
gegennehmen und dann die nötigen Beschlüsse fassen.
' Eine weitere AuGdehnung des,
jA u s st a n d es .. li e a t _ n i cdt , i,m Äuterei ! e!

der im Gange befindlichenVerhand-
l u n g e n.

6. Im Interesse der Lebensmittelversorgung ersucht
der Arbeiterrat die Eisenbahner , die Verkehrs¬
arbeiter  und die Arbeiter der Lebensmittel¬
in d u st r i e, alles zu vermeiden , was den
Verkehr und die L e b e ns m i t t est e r zeu¬
gungstören könnte.

7. Der Arbeiterrat fordert die Arbeiterschaft auf,
Ruhe zu bewahren und alleZusamrnen-
stö tze auf d e^ S traße zu vermeiden , x
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Sitzung des Arbeitenates.
De« Wiener Arbeiterrat trat heute (Dienstag ) abend

8 Uhr im Margareten « Eisenbahnerheim zusammen . Den
Vorsitz führten Wäret und Pölzer . Es sind an vierhundert
Delegierte anwesend.

Den Bericht Wer die Verhandlungen mit der Regierung
erstattete Dr . Renner:  Er berichtete unter anderem , daß auf
Verlangen unserer zum Ministerpräsidenten entsendeten Ver¬
treter unter dem Vorsitz deS Ministers für soziale Fürsorge
eine Kommission zusammengetretcn ist, die zusammengesetzt
ist aus zehn Vertretern der Gewerkschuften , zwei Vertretern
der Partei , zwölf Unternehmervertretern und aus Vertretern^
deS KriegSministeriums , des Eisenbahnministeriums , des
Ministeriums für soziale Fürsorge und sbes Arbeitenministerrums
und in der über die Regelung der Ark >eitZ - und Lohn-
verhältnifsein  Hinsicht aus die Erschwerung der Lebens¬
haltung der Arbeiter verhandelt werden soll. Die Kommission
ist heute bereits zusammengetreten . Rennerund Domes haben da
jdie Forderungen der Arbeiterschaft dargelegt ; im Namen der
Unternehmer hat sich Generaldirektor Günther bereit erklärt,
in Verhandlungen über diese Forderungen einzutreten , doch
könnten die Bewilligungen Nicht über den Krieg hinaus ge¬

währt werden . ES müsse aber auch die Regierung beitragen,
Diese Verhandlungen werden fortgesetzt; die Gewerkschaften
werden morgen dst Forderungen im einzelnen ans»

^ « Leiten und sie danach sogleich der Negierung und
dem RelchSocrband der Industriellen überreichen . Dann

' Bericht ergänzten dann Dome»  und S ? a r e t. ' Sonach
begann die Debatte über die Berichte sind Über dse, vom Partei»
umstand unterbreiteten Anträge . ' . ^>- , In der Debatte sprachesti Js » k, L e Hrr er , R,e h ä k,

' 'Sketch Wiesest Fleischmä nn . tß« e- er, tz ofm an n,
jÄ2 w (Liesing), Bartofch, K!  ie , Domschkk, Zieglest
Zi r s a, ' Br » kecker / Lehrter . W o l f / (Feliidory.

. jB - hm , ' Eilli . sfppä , Feren A,' Ruzieki  Das
!' Schlußwort hatte Dr. Karl Rest « - st Dir Debatte währte his

t/jl Uhr Nachts. Danach würde ad gestimmt.  Die Ab¬
stimmung erfolgte Punktweist. - -
» Die Abstimnmrtg.

.' st Punkt 1 bi» 4 wurden Mit allem gegen , etwa Pier
Stimmen angenommen. - ^

st:- Punkt 6. tn der Fassung be» Anträge» des Partci-
VUrstande», wurde zwar angenommen , doch, wenn auch mir
avKgesprochenir, nur >chit knapper« Mehrheit. Z Der tz l
brachte nun eine andere Fassung ein.' Diese wurde bann mit
überwältigender Mehrheit' (dagegen etwa zwölf Stimmen ) zum
Beschluß erhoben. Der Punkt 6 ' wird nun gemäß diesem
Beschluß an der Spitze de» Blattes veröffentlicht. , : .-urk
j'M , Punkt 6 und >; 7 ...wurden fast . etnstimmtg ^ an-

' genommen. " > , s/ ^ ^
i kr . ^ .Schließlich wurde noch ein^ k/Mrag ..R st z t » l a »(?an-^genommen auf Bildung von Äusbringungsiommissioner; ume-

Htnzüjsthung von VertrüuenSleutr« der OrbeistrschastMit chems
ausgesprochenen Zweck, alle irgendwie verfügbaren - Leben»-I
^mittrlvorrüi« aufzuNehmen, > «ruc . st

^ Di» nächst« Sitzung HW der Arbciterrat gemäß r detch
Obigen Beschluß am Freitag. .r,,>
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muß uns geholfen werden. In dem Zu¬
stand, in dem sich unsere Lebensmittelversorgung in
der Provinz schon seit Wochen, seit gestern auch in
Wien befindet, kann sie nW bleiben. Die Ausgabe ist
freilich furchtbar schwer. Im Jnlande sind greifbare
Vorräte nicht vorhanden . Was versteckt ist in Zehn¬
tausenden kleinen Bauernwirtschaften und Haushal¬
tungen, ist nicht leicht herauszuholen ; und würde es
herausgeholt , so könnte damit ' der große Bedarf der
Gesamtheit kaum für wenige Tage gedeckt werden.-
Wirksame Hilfe kann uns also nur aus dem Aus¬
land werden. Freilich, knapp geht es ja schließ¬
lich - auch in Deutschland und in
begreifen es, daß auch Deutschland und Ungarn nicht
gern selbst ihre Versorgung einschränken, um uns aus
der Not zu helfen. Ludendorff hat heute dem Wiener
Bürgermeister telegraphiert , er bedaure, uns nicht
helfen zu können; und Lhnlich hat auch der Bürger¬
meister von Budapest d« Hilferuf der Schwesterstadt
beantwortet . Aber so seA nian sich in Berlin und in
Budapest sträuben magG maMwird uns helfen müssen.
Denn so wie bis ^ r geUstMinfach nicht weiter.

In ist ja die Brotration gleichfalls
gekürzt woGenK Der dort bekommt doch jeder Arbeiter
seine sieMr Pfimd Kartoffeln in der Woche! In
Ungarn ;/Üben die Industriearbeiter schließlich auch
nicht rpstb» üppig ; aber ihre Lage ist mit der unseren
doch rächst zu vergleichen. So schlimm wie in Oester¬
reich ist es nirgends . Weder Deutschland noch Ungarn
können teilnahmslos zusehen, wie der Dritte im Bunde
in eine durchaus unerträgliche , unhaltbare Lage ge¬
bracht wird . Die Hilfe, die wir bis zur neuen Ernte
brauchen, können  uns Deutschland " und Ungarn
nicht versagen.

Vor wenigen Wochen erst haben Deutschland
und Oesterreich-Ungarn einen Vertrag geschloffen, der
uns vor der Not , in die wir jetzt geraten sind,
bewahren sollte. Oesterreich-Ungarn hat in , diesem
Vertrag auf jeden selbständigen Aufbringungsdienst
in der Ukraine und in Beffarabien verzichtet, es hat
die ganze Aufbringung dort Deutschland überlassen.
Dafür hat sich Deutschland verpflichtet, unseren
Getreidebedarf bis Mitte August zu decken. Es hat
uns die Deckung unseres Getreidebedarfes verbürgt ; es
hat sich verpflichtet, uns Getreide aus seinen eigenen
Vorräten zu geben, wenn in der Ukraine, in Beff¬
arabien und in Rumänien nicht genug aufgebracht
werden sollte. Dieser Fall ist jetzt eingetreten. Nach
der Mitteilung des Amtes für Volksernährung ist aber
Deutschland mit 2000 Waggons Mehl im Rückstand
geblieben. Das ist die Quelle der augenblicklichen Ver¬
schärfung unserer Not . Wenn wir von Deutschland
Hilfe verlangen , so verlangen wir vor allem, was uns
vertragsgemäß gebührt.

Mit Deutschland zu verhandeln ist die Pflicht
der Regierung . Aber zugleich sind auch andere Ver-
handstmgen notwendig geworden. Wenn die Arbeiter
nicht Brot genug haben, müssen sie andere Lebens¬
mittel , vor allem Gemüse, kaufen. Das können sie aber

bei den heutigen Löhnen nicht. So hat die Brotkrise
ganz unmittelbar die Lohnfrage auf die Tagesordnung
gestellt. Die Lohnforderungen , die die Vertreter
unserer Gewerkschaften heute der Regierung und
den Vertretern der Unternehmerorganisationen vor¬
getragen haben, hätten in nicht ferner Zeit
auch dann gestellt werden müssen, wenn die
Kürzung der Brotration nicht eingetreten wäre . Denn
die Höhe der Arbeitslöhne ist immer abhängig und
muß immer abhängig sein von der Höhe der Lebens-
wittelvreise. Da die LebenZmittelvreile in dm letzten

Monaten so furchtbar schnell gestiegen sind, hätte die
Revision der Lohntarise in nicht ferner Zeit in jedem
Falle gefordert werden müssen. Die Brotkrise hat nur
beschleunigt, was schließlich doch hätte kommen müssen.
Die Anpassung der Arbeitslöhne an die empor¬
geschnellten Lebensmittelpreise ist eine volkswirt¬
schaftliche Notwendigkeit, der sich die Regierung und
die Unternehmer nicht werden entziehen können.

Noch eine andere Frage ist durch die Brotkrise
aufgerollt worden . Je weniger chemische Energie in
der Gestalt der Nahrungsmittel dem Körper des
Arbeiters zugeführt wird , desto weniger mechanische
Energie kann der Körper des Arbeiters verausgaben,
desto weniger Arbeit kann der Arbeiter leisten. In
vielen Betrieben wird von den Arbeitern noch immer
eine Arbeitsleistung gefordert, die bei dem gegen¬
wärtigen Ernährungszustand schlechthin unmöglich ist
Man denke nub an die vielen Betriebe, in denen jetzt
noch Ueberstunden- und Nachtarbeit gefordert werden!
Denke an die ununterbrochenen Betriebe, in denen die
Arbeiter täglich - zwölf Stunden , einmal wöchentlich,
bei dem Wechsel der Wochenschichten, sogar achtzehn
Stunden arbeiten müssen ! Map frage sich, ob solche
Leistungen bei den heutigen Ernährungsverhältnissen,'
bei einem halben Laib Brot in der Woche möglich
sind ! Die Anpassung der Arbeitsdauer an die Er-
nährungsverhäktnisse ist geradezu eine physiologische
Notwendigkeit, die erfüllt werden muß, rpenn nicht
die Gesundheit von Zehntaüsenden schweren, dauernden
Schaden erleiden soll.

Unter dem Drücke der Erregung , die die Brot¬
krise hervorgerusen hat, haben sich die Regierung und
die Unternehmerverbände bereit erklärt, über diese
Forderungen der Arbeiterschaft zu verhandeln . Der
weitere Verlauf wird von der Einsicht abhängen, die
die Regierung und die Unternehmer in diesen Ver¬
handlungen zeigen werden.



7«^ " ',. ' ' " ' ^ ^ Wir hoffen, daß sir
die soziale' Krije, in der wir Ups befinden, in ihrer
ganzen Schwere erkennen, die schwere Verantwortung,
die aus ihyen lastet, fühlen , und die Opfer, die die
Stunde gebieterisch heischt, bringen werden. Die Ver¬
trauensmänner der.  organisierten Arbeiterschaft sind
sich ihrer Verantwortung stets bewußt gewesen; mögen
in diesen schweren Stunden die politischen und du
wirtschaftlichen Beherrscher des Reiches nicht weniger
Verantwortlichkeitsgefühl zeigen als schlichte Arbeiter!

Aber auch darüber täusche man sich nicht : selbst
wenn die Erfüllung der dringendsten wirtschaftlichen
Notwendigkeiten für den Augenblick die erregte Stim¬
mung beruhigt , ist doch dauernde Beruhigung auf diese
.Weise nicht zu schaffen. Dauernde Beruhigung ist nicht
möglich, solange,der Krieg mit seinen Greueln , seinen

! Opfern , seinen Nöten währt I Dauernde Beruhigung
ist am wenigsten dann möglich, wenn man mit den
Volksrechten ein leichtfertiges Spiel treibt und das Vol!
immer wieder vor die Gefahr der absolutistischen Reaktion
stellt, die es in den unseligen Zeiten Stürgkhs so gründlich
kennen gelernt hat . Will die Regierung den Staat vor
den schwersten Gefahren schützen, die unvermeidlick
immer wieder von neuem den ganzen Körper dei
Gesellschaft erschüttern müssen, solange der Krieg
währt , dann muß sie vor allem alles daran setzen
daß dem Kriege, der aller dieser Nöte und aller dieser
Gefahren letzte Ursache ist, endlich ein Ende gesetzt
werde ; dann muß sie endlich erkennen, daß die Zell
des Absolutismus vorüber sein muß für immer , oa§
man nie wieder ohne das Volk über das Poll ent«scheiden ^ ^
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<ArbeAL§ UNd NbLiteriMM!
Unablässig haben wir vor den Folgen der grund-

^oersehlten Lebensmittelpolitik der Regierung gewarnt , die

durch feige Nachgiebigkeit gegenüber den Agrariern und
den Händlern den öffentlichen Ernährungsdienst durch¬

löchert und verdorben hat . Unermüdlich haben unsere

Abgeordneten und unsere Presse die vollständige Erfassung

und die gleichmäßige Verteilung der Lebensmittelvorräte
gefordert und die zu diesem Zwecke erforderlichen Mittel
aufgezeigt . Aber unsere Ratschläge , unsere Forderungen,

unsere Warnungen sind ungestört geblieben . So ist ge¬

schehen , was wir vorausgesagt haben . Mit der K ü r-
zung der Brotration  hat die allgemeine Lebens¬

mittelkrise ihren Höhepunkt erreicht . Es ist eine Lage ge¬

schaffen , in der die Arbeiter , die Angestellten , die
Beamten , die kleinbürgerlichen Volksschichten einfach nicht

mehr wissen , wie sie leben sollen . Mit den gegenwärtigen
Rationen das Auskommen zu finden ist geradezu un¬

möglich.
Der Parteivorstand ist heute , verstärkt durch die

Wiener Bezirksvertrauensmänner , zusammengetreten . Er

hat beschlossen , gegen die Kürzung der Brotration den

s ch ä r s st e n P r o t e st zu erheben und jede Ver¬
antwortung für die Folgen dieser

Maßregel abzulehnen.
Der Parteioorstand hat weiter beschlössen , unperzüg-

lich Verhandlung e n mitder Regierung
einzuleiten , um ihr klarzumachen , wie unerträglich die Lage

und wie groß die Erregung der Arbeitermctssen ist, und
schleunigste Abhilfe zu fordern . Es muß alles geschehen,

von Deutschland und von Ungarn die notwendige Hilfe zu

erlangen . Die volle Brotration muß so schnell als möglich
wiederhergestellt werden . In der Zwischenzeit müssen die

Arbeiter wenigstens in anderer Weise möglichst ausgiebig
entschädigt werden . Die Verhandlungen mit der Regierung

haben bereits begonnen.
Der Parteivorstand hat beschlossen , auch der G e-

m sinke Wien  und den Unternehmer¬

organisationen  darzustellen , wie unerträglich die

Lage der breiten Massen ist und wie dringend sie der

Abhilfe bedarf.
Wir erwarten , daß die Regierung , die Gemeinde

und die Unternehmerorganisationen begreifen werden,

welche Verantwortung  in dieser kritischen
auf ihnen lastet.

Der Parteivorstand hat endlich beschlossen , für
heute Dienstag den Wiener  A r b e i t e r -'"r a t ein-

zuberusen , ihm über die Lage Bericht zu -erstatten und !

seine Beschlüsse einzuholen . Der Parteivorstand bittet die;

gesamte Arbeiterschaft , sich zu keinen Unbesonnenheiten
Hinreißen zu lassen , sondern in aller Ruhe  die
Beschlüsse des Wiener Arbeiterrates
aüzuwarten.

Wir richten diese Bitte an die g a n z e Arbeiter¬

schaft ; besonders eindringlich aber an die Eise  n-
bahner  und die Arbeiter der Lebensmittel¬
in  d u st r i e. Jede Störung des Eisenbahnverkehrs und
der Arbeit in der Lebensmittelindustrie würde die Not

furchtbar vergrößern , der Arbeiterschaft selbst den schwersten
Schaden zufügen.

Für selbstverständlich halten wir es , daß sich alle

klassenbewuhten Arbeiter und Arbeiterinnen von Straßen-
exzessen  fernhalten , die der Ehre und Würde der
Arbeiterschaft nicht entsprechen . Wenn ein paar halb-

! wüchsige Burschen einen Brotwagen plündern , nehmen

sie das Brot doch den Verbrauchern weg , die dann gar
kein Brot bekommen können ! An solchen Vorkommnissen

hat die Wiener Arbeiterschaft nie Anteil gehabt und wird
> sie nie Anteil haben — auch nicht in der Stunde noch

so großer , noch so begreiflicher Erregung.
Wir richten also au euch alle , Arbeiter und

Arbeiterinnen , die Aufforderung , trotz eurer großen

Erregung besonnen zu bleiben , euren , von euch selbst

gewählten Vertrauensmännern euer Vertrauen zu be¬
wahren und in würdiger Ruhe die Beschlüsse des Wiener
Arbeiterrates abzuwarten.

Zer PartervorstMd der dMchsrr ZsM-
LemotTütie in Mermch. z

Der Wiener ArbeiLerrat HM heute
Dienstag um 6 Uhr abends im Msen-
bahnerheim seine Sitzung ab . Zur Teil¬
nahme sind nur dis gewählten Mit¬
glied er des Wiener ArSerierrates und
der Wiener Konferenz berechtigt . Legiti¬
mation mitbringen!

Für de » Wiener Arbeiterrat:
Ferdinand Skaret.

.

Der Parteioorstand  und der W i en e r

Ä usschutz  treten um 3 Uhr nachmittags im Partei - ^

sekreiariat zusammen . /^ - - - /
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Wie ein Blitzschlag aus heiterem Himmel trifft
die Montag „kundgemachte " Maßregel , wonach die Brot --
ration auf die Hälfte gekürzt wird , die Bevölkerung
Wiens und Oesterreichs . Schon das ist unerhört , da <z
man eine Gefahr , die jeden einzelnen Haushalt trifft,
die Erwachsenen und Kinder in Mitleidenschaft zieht,
bis zu dem Augenblick verschweigt , wo sie eingetrctcn
ist . Alle Umstände weisen darauf hin , daß die Ne¬
gierung schon in der vorigen Woche dazu entschlossen
war ; aber man hat es notwendig gefunden , Neben¬
rücksichten zu nehmen , man hat wahrscheinlich die
politische Veranstaltung des deutschen BolkZtages in
Wien nicht stören oder die Beratung der deutschen
Städte Oesterreichs nicht vor der Zeit beunruhigen
wollen ; kurz sich von solchen „Gründen " leiten lasten.
Jedenfalls hatte die Regierung die Maßregel schon längst
beschlossen und schon Sonntag ist der Ernährungs-
Minister Paul nach Berlin gereist . Man weiß,
was diese Bittgänge bedeuten . Man errät
vor jeder dieser Reisen das beabsichtigte Ergebnis.
Oesterreich und Ungarn , das zusammengenommen immer
ein Wirtschaftsgebiet war , Oesterreich -Ungamr , das
im ganzen an Brotfrucht besser versorgt fein müßte
als das Deutsche Reich , das im Frieden schon jährlich
rund zehn Millionen Meterzentner Brotfrucht ein¬
geführt hat , muß unausgesetzt nach Berlin um Hilfe/
rufen ! Oesterreich -Ungarn 'hat üw 'Frieden jahrzehnte¬
lang Brotfrucht ausgeführt ^ undhÄ ^ stchknVpvoL

dem Kriege wenigstens selbst versorgt . Nun müssen
wir Bittfahrtm veranstalten und können zu deren
Rechtfertigung nichts andere - anführen als das
sogenannte österreichisch -ungarische Staatsrecht und die
sogenannte österreichische Verwaltung . Aber wenn
Präsident Paul schon Sonntag nach Berlin reifte , wenn
das Ernährungsamt schon vor Tagen zn dieser Maßregel
entschlossmwar , wozu hat man die Bevöttsningbis Montag
früh im unklaren gelassen , warum hat man nicht
einmal die Bäckereien und die Wgabestellen so recht¬
zeitig verständigt , daß dis Maßregel wenigstens technisch
durchführbar » nd psychslogisch faßbar geworden wäre ?

Aber das Erstaunliche an diesem Zwischenfall
ist etwas anderes , nicht , daß diese Maßregel dex klaren,

reu -Verheißung der Regierung widerspricht,
Wochen gegeben hat , nicht daß wir jetzt

unversorgt sind, obschon man uns vor kurzem ver¬
sichert hat , daß wir bis Mitte Juli urr Not versorgt
sind ; etwas anderes muß maßloses Erstaunen Hervor¬
rufen . Wenn es wirklich so um uns steht : wie konnte
unsere Regierung in unermüdlicher Geschäftigkeit vor
aller West Phantomen nachjagen , die im hellsten
Widerspruch mit den Tatsachen standen ? Es handelte

sich wahrhaftig um , das tägliche Prot eines
NMonenvMs , um die Nackteste Notdurst her Massen,
die dir ganzen Beschwerden und Opfer des Krieges
nunmehr rner Jahre tragen . Aber was war "
Problem , um das sich die Negierung War es

'wirklich die Sorge , nun die stärksten Mittel aufznbietest
und den letzten Nest an Vorräten herauszubringen ? War

-es der Versuch , die ganze moralische Autorität des
Staates dafür einznsttzcn , daß mm jeder Produzent
und jeder VarrMbesitzer , um des vom Hunger

/bedrohten Nächsten willen , freiwillig sein Letztes cher-
gebe und daß je,re, die diese Pflicht der Allgemeinheit

-und dieses unbestreitbare Gebot der Nächstenliebe
außer -acht lassen , von dem in solchem Fälle
zweifellos berechtigten härtesten Zwange und »an der
schwersten . Straft heimgesucht werden ? Hu sicher
Himmel , nein ! Herr v. Sechter und seine Negierung
betrog inzwischen sich selbst Md die ganze Bevölkerung
mit dem ' Irrlicht seiger Ernährungsideen l Er
kokettierte inst dem freien Handel , scherwenzelte vor

.Len landwirtschaftlichen Erzeugern , denen an¬
gedeutet und halb schon zugesagt wurde , man.
werde ' die Last des Zwanges , verringern st/chder
Herr o. Sstdler beichästigte sich jetzt damit - wiestnan
die staatliche Bewirtschaftung gar am besten Mchafftst
könnte ! Er desorganisierte den Ernsthrnngsdienst zn

;dev Stunde , wo man die strammste Anspannung
brauchte , um die höchste Not zu besiegen , chdBörgani !-

Herte ilM durch wohlmeinende Gefälligkeiten/und Kuss
ö nahmen , durch Rücksichten/hnach/ttdieftrH >.und rstrch
chstner Richtung , durch endlose Verbeugungen 'Ast .Herr
Mgrari -M . '-vorderst
s. ' .Indessen ist eS die Negierung nicht -allem , die
an diesen Hingest schuldig ist . Da haben wir
bürgerliche Parteien / die in . demselben . Augen¬
blick, wo es sich um jedermanns Sem oder

/Nichtsein handelt , wo die / allereinfachste Frage der
! -Existenz des ganzen Volkes auf dem Spiele steht , , um

,Kreishai !ptleiiLe, um Sprachenregeln , UM Bezirks-
abgrenzungen , »m Aemterbesetzimgen und dergleichen
einen lärmenden Streit führen , StanlSregkltt einer

-ferneren Vergangenheit oder einer ferneren Zukunft
allen anderen Interessen voranstellen und die Zeit mit

-ihren aufgedonnerten Aktionen vertrödeln , während
-neimundnelWig von hundert Menschen mir Me
einzige Frage beschäftigt und mit verzehrender ^Aus --

. -schließlichkeit vom Morgen bis zum Abend und bis tief
-in die schlaflose Nacht hinein martert : Wo find « ich morgen
mein tägliches Brot ? Diese bürgerlichen Parteien bringen

- es zustande , sogenannte VvWtage für ihre Remter - und
! NegierungKschmerPst zu veranstalten und mit ihren
- alten, längst abgestandenen Programmen vor aller
Welt wichtig zu tun. ohne dabei auch nur mit einem

s Warte dessen zn gedenken , daß das Volk, und zwar
! .jedes Volk asm Unterschied de? Sprache , das Heute
i und Morgen des täglichen Leben ? höher veranschlagen
/ muß als alle die Hinge , NM die sich hier zu Lande
° die Politik dreht . Und was soll M«st denn von den-

Kriegshetzern denken , die im Siegesrausch schwelgen
Md denen vom Frieden zu reden wejchmMige Schlapp-
Herzigkeit scheint ? In ihrem Denken Md in ihrem Dust
find sie gleich volksfremd und Volksfeind , . -
- - Nun stehen wir vor dem Ereignis , das wir
feit langem befürchtet , vor dem wir immer und
immer wieder gewarnt haben , dqS von unserem GM
abzuwebren unser Bemühen war , im Grunde schon seit
dein Kriegsausbruch , seit dem Oktober 7914 , wo wir
zum erstenmal in diesen Blättern das Getreidegroß-
Handelsmonopol und die staatliche Benstrischastusig
aller wichtigen Lebensmittel im Kriege gefordert
haben - Wir . erinnern uns der endlosen Han

stmd dev Halbschlstchiigleit , mit de? jede



siung die uuwe
faßte; wir erinnern uns,
Mf alte dis asten Scho

der dex Mt M -^
Niî stchtnsthme
österreichischen

Politik, ans den grossen und ans den kleinen Arimd?
besitz, auf die geheiligte vaterländische Jirdnstrie, ans
das Zünftige Gewerbe und ans den ehrsamen HMßl.
Wir erinnern uns all , der'Armseligkeiten unseres
Ernährnngsdienstes, der jeweils monatelang hinter
dem deutschen und selbst dem bulgarischen nachhinkte
Mud derB bis zu dieser Stunde noch nicht zuwege
gebracht hat, ein selbständiges Ministerium für Volks-
Ernährung zu schassen, W nun stehen wir vor. den
Früchten dieser Versäumnisse. Wir beklagen sie tief, mir
beklagen vor allein andern die Massen, die sie über sich
ergehen lassen müssen, und wir haben einen allerdings
schwachen Trost : Weht wir , sondern dis Regierung
und die herrschenden Parteien haben sie zu ver¬
antworten !
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Am vierten Mai , als er den Reichsrat heim-
schickte, erklärte Herr v. Seidler , „die Schwierigkeiten
des parlamentarischen Betriebes würden die Erfüllung
jener wirtschaftlichen Aufgaben gefährden, von deren
erfolgreicher Lösung gegenwärtig alles abhängt " : des¬
halb müsse der Reichsrat weg, um die Regierung bei
der „Erfüllung jener. Aufgaben " nicht zu stören. Und
daran knüpfte der Herr v.̂ Seidlcr die Versicherung,
„bis zum WiederzusammerMitt des Parlaments , der
nach ihrer festen Absicht/ so. bald als nur irgend
möglich erfolgen soll, wAd die Regierung ihre ganze
Kraft den wirtschastliHen Problemen der Zech
vor allem den AufWbcn

ird ^ eK
8 d e rUBW

g z

einzige geworden ist, nur die Hälfte der Ration
ausgefolgt und es ist ihr die Maßregel vorher
auch nicht mit einem Worte mitgeteilt, geschweige
ihr eine Begründung geboten worden ! Man ver¬
weigert ihr einfach das Brot , worauf sie ein aus¬
reichendes Recht zu haben glaubt ; ihr aber Rechenschaft
zu legen, sich mit ihr auseinanderzusetzen, mit ihr zu
sprechen, das hält man für überflüssig! Bezeugt nicht
ein^ solche Vorgehen^eine Unfähi gkeit„.der Regie: >g.

zuwenden,
sein
E r l e
die
t UN
jeder-
AuWa
Mai;
gierun

Mr VolksernähruM)
s.xch angslM "en

l kern  n -F -'F .e d e
e n, a iE ' w. elch .e

r e r au f o p f ê Äd enHa  l-
Anspruch ^-Mt;  sie wird in

Vorbedingungen für das erfolgreiche
n zu schaffen trackstE " Das war am vierten
in erfahren es M ' Volksmassen, wie die Re-
ihrer vornehmsten Aufgabe gerecht wird : in

der Verkürzung dUWrotration , die sie sechs Wochen
danach, als sie<Mr Bevölkerung versprochen hatte, ihr
„jede zu bieten", der Bevölkerung aufer¬
legt, erMsten wir ihren Ernst , ihre Gewifsenbaftigkeit,

kurz ihre Fähigkeit, die „Wirtschaft¬
lern Probleme der Zeit " zu bewältigen . Ist es nicht
schrecklich, in dieser Zeit mit dieser Regierung behaftet
zu sein?

Erinnern wir uns , wie in Deutschland die
Herabsetzung der täglichen Mehlmenge durchgeführt
wurde . Sie ist am 16. Juni in Kraft getreten, und
bereits am 16. Mai , also einen vollen Monat bevor
sie wirksam wurde , hat das Kriegsernährungsamt die
Bevölkerung mit einer offenen Darlegung auf die
Maßnahme vorbereitet . Da wurde nichts verheimlicht ;
die in das Leben jedes einzelnen Menschen so tief
einschneidende Verkürzung wurde der Bevölkerung
nicht einfach an den Kopf geworfen. In Deutschland
hat man auch dafür gesorgt, daß der Bevölkerung, der man
Mehl entzieht, ein Ersatz gegeben wird ; ein Ersatz,
wurde erklärt, „wird durch erheblichere Ausgabe von
Zucker gLwährt werden ; ebenso wird die Verteilung
von Nährmitteln in der Woche der Brotverkürzung
eine Verstärkung erfahren ". Nun betrachte man dem¬
gegenüber, wie Seidler vorgeht. Hat er die Be¬
völkerung vorbereitet ? Ganz im Gegenteil ; durch
Wochen hat er entweder selbst versichert oder durch
seine Offiziösen versichern lassen, der Höhepunkt der
Krise sei erreicht, sei überwunden , und nunmehr werde
es besser gehen. Am Samstag war die Maßregel
als angeblich unvermeidlich erkannt und es wurde be¬
schlossen, die Mitteilung nicht länger aufzuschieÜen und
die Bevölkerung von der Verkürzung zu unterrichten.
Der Seidler überlegt sich's und die Mitteilung muß
unterbleiben ! Nun stelle man sich das nur genau
vor : am Montag wird der Bevölkerung, für die
das Brot das Hauptnahrungsmittel , allmählich das

die himmelschreiend ist; zeigt es nicht eine Regierung,
djtr jeder Zusammenhang mit den Empfindungen des
Volkes fehlt ? Die Zeiten sind entsetzlich hart ; müssen
sie aber noch durch eine Regierung verschärft werden,
der das Bewußtsein der schweren Not der Zeit voll¬
ständig zu fehlen scheint? , ,

Man sage nicht, daß mit . Vertröstungen
und Erklärungen der Volksmasse doch auch nicht
gedient würde . Gewiß sind Erklärungen der Regierung,
kein Mittel , den Hunger zu stillen, ,aber es kennzeichne^
doch dieses ganze Regieren, das sich jetzt in Oesterreich
breitmacht, daß man auf die Wirkung moralischer Mittel!
gar nicht mehr rechnet, sich damit getröstet, daß man
schließlich doch über die Mittel der Gewalt verfügt .!
Gewiß kann die Negierung nicht mehr hergeben als sie hat ^
aber nicht minder gewiß ist es, daß , wenn die Lebenskraft
der Volksmassen nicht unheilbar beschädigt werden soll)
ein Mindestmaß der Ernährung eingehalten werden
muß und dieses Mindestmaß von der Regierung unter
allen Umständen als die Grenze zu betrachten ist-
unter die nicht gegangen werden darf . Der Re¬
gierung Seidler fehlt dieses BeMHksein ; sie verordnet
einfach und damit ist das „Hsdolem" für sie erledigt
Das Volk sieht aber, dMHs dagegen an dem nötigen
Ernst , an der so noMMdigsn Rücksichtslosigkeit gegen¬
über den ReicheP̂ arg gebricht ; und neben dem
Mangel , dHp̂ es tragen soll, ist diese Un¬
gerechtigkeit in der Verteilung dessen, was da ist-
das AnsMzendste. Denn cs ist unmöglich, auf der!
mnepEcite , gegenüber den breiten Massen des Volkes)
-daL Mtbehren zux patriotischen Pflicht des Durch¬
haltens zu erheben, wogegen auf der anderen, bei gar
nicht unerheblichen-Schichterl, das Leben im Kriege
allzusehr dem sorgenlosen Genießen im Frieden gleicht)
Das Volk sieht nicht, daß den Herrschenden das Gefühl!
dafür , was es leidet und duldet, in dem vollen
Maße gegeben wäre , das der schwere Augen-,
blick' so sehr erfordert . Die Art , wie man die Ver¬
kürzung der Brotration verordnst , beweist allzu deutlich)
daß der Regierung Seidler , dieser Regierung
sorgenlosen Dilettantismus , die Empfindung für die-
Not der Volksmassen fremd geblieben ist. In dieser
schreckensvollen Zeit ist Herr v. Seidler noch immev
mit dem parlamentarischen Kulissenschacher be¬
schäftigt, und dem darbenden und gequälten Volk fehlk
jede Zuversicht, daß von der Regierung alles getan
wird , was nur irgendwie möglich ist, um seine furcht¬
baren Leiden zu mildern.

Dieses sinnlose und jeder Gewissenhaftigkeit bare
Regieren muß ein Ende nehmen. Aus tiefster Herzens¬
qual schreit das Volk um Hilfe, und vor allem muß
ihm die Gewißheit werden , daß oben der nötige Ernst,
das volle Gefühl der Verantwortung nicht fehlt.
Dieses leichtfertige Herumwirtschqften mit der Geduld,
des Volkes muß ein Ende nehmen!
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Die Meükeme Wrzmg der Brotratio« m
Wien.

Amtlich wird verlautbart:
Über Auftrag des t . k. Amtes für Volksernährung

find sämtliche Brotausgabestellen in Wien angewiesen,
schon vom Sonntag , den 16 . d . M , an bis auf
weiteres an die Verbraucher einschließlich der Schwer-

! arbeiter nur mehr die Hälfte jener Brotmenge aus-
zugeben , auf welche die Brotbezugskarten , beziehungs-

! weise Brotbezugsscheine lauten . Jenen Verbrauchern,
die bereits am Sonntag , den 16 . d . M . , oder
Montag , den 17 . d . M ., die auf die laufende Woche
entfallende Brotmenge in vollem Ausmaße bezogen
haben , ist daher der Mehrbezug von dem nach obiger
Herabsetzung noch in dieser Woche gebührenden Anteil
in Abzug zu bringen . Diese Kürzung bezieht sich auch
auf den Brotbezug der Militärurlauber und den Mehl¬
bezug der Störbrotmehlkartenbesitzer ; in gleichem
Maße wird auch der Bezug von Dtätbrot gekürzt.
Die Brot - und Mehlausgabestellen find demnach nicht
berechtigt , mehr als die oben bezeichnete halbe Brot¬
oder Störbrotmehlmenge auszufolgen.

Unter Führung des Abg . Dr . Renner  er-
schienen heute abend die Abgeordneten Br et¬
schneide r , Skaret und Tomschik,  ferner
der Obmann des Niederösterreichischen Arbeiterkonsum¬
vereines Eldersch  und der Delegierte des Metall¬
arbeiterverbandes Wiedenhofer  beim Minister¬
präsidenten Dr . Ritter von Seidl  er , um hinsichtlich
der Kürzung der Brotration für die Wiener Be¬
völkerung vorstellig zu werden . Die Abordnung erhoD
gegen die verspätete Mitteilung dieser MaßnahM
nachdrücklichst Mnspruch und gab der HesoMiF
darüber Ausdruck , daß unter den gegenwchMen ÜuA
ständen für die Arbeiterschaft die MWWHkeit der
Existenz gefährdet sei . / /

Der Ministerpräsident,  der die GenawMW

in Gegenwart des Ministers für soziale ^ DEorge
Dr . Mata ja,  des Ministers des Ritter
von Gayer  sowie des Sektionschefs im Amte für
Volksernährung Dr . Löwenfeld - Ruß  empfing,
erwiderte , daß von den zivilen wie von den militäri¬
schen Stellen alles nur Erdenkliche unternommen

worden sei, um die getroffene Verfügung zu vermeiden.
Aber die Schwierigkeiten der Ernährung seien Heuer

vesonders groß : Infolge der schlechten Ernte feien die
heimischen Vorräte schon seit Mitte April erschöpft,
und Österreich sei seither in noch höherem
Maß als früher auf auswärtige Zufuhren angewiesen.
Da man ohne jedwede Reservevorräte wirtschaften
müsse , habe jede Stockung der Aufbringung , sei es
in Beßarabien , sei es in der Ukraine , sofort eine
Störung der Versorgung zur Folge . Bis zum Ende
der ersten Juniwoche seien die Zufuhren befriedigend
gewesen , dann aber habe sich gezeigt , daß speziell in
Beßarabien die Erfassung weiterer Mengen Nachlasse.
Naturgemäß seien sofort alle erforderlichen Ein¬
leitungen getroffen worden , um anderweitige Aus¬
hilfen zu beschaffen , insbesondere sei auch der Sektionschef
des Ministeriums des Äußern Dr . Gratz vor einigen
Tagen nach Berlin gereist und dort im Aufträge des
Ministers des Äußern mit allen zuständigen deutschen
Stellen in Verhandlung getreten . Zur Sicher¬
stellung der Ernährung sei bekanntlich Mitte Mai
mit der deutschen Regierung eine vertragsmäßige
Vereinbarung geschlossen worden , die eine gewisse,
wenn auch knappe Versorgung habe sichern sollen.
Deutschland sei aber selbst im gegenwärtigen Zeit¬
punkte , knapp vor der neuen Ernte , genötigt , eine
Kürzung seiner Brotration vorzunehmen , die heute
in Kraft getreten sei. Die deutsche Regierung wolle
daher begreiflicher Weise mit ihren eigenen Vorräten
wie auch mit jenen der von ihr kontrollierten Wirt¬
schaftsgebiete möglichst haushälterisch Vorgehen . Gestern
abend sei noch Minister Paul  nach Berlin
gereist , und es bestehe immerhin die Hoffnung , daß
deutscherseits im Sinne der im Mai getroffenen
Verabredungen gewisse Transporte an Ästerreich
abgegeben würden . Alle irgendwie erreichbaren Aus¬
helfen hätten aber nicht mehr so rechtzeitig heran¬
gebracht werden können , daß für die nächste Zeit
die Brotversorgung in der bisherigen Höhe gesichert
wäre , sund es habe daher eine Kürzung Platz greifen
müssen . Ministerpräsident Dr . Ritter von Seidler
sprach jedoch die Hoffnung aus , daß die Periode
der Verringerung der Brotquote so kurz als möglich

j sein werde, und wies ferner darauf hin, daß jetzt
§ die Versorgung mit Gemüse und auch mit Früh-



!kartoffeln täglich besser werden Müsse, was der Be -'
völkerung das Ertragen der so peinlichen Verminde¬
rung der Brotmenge doch einigermaßen erleichtern
werde. Schließlich versicherte der Ministerpräsident,
daß die Regierung alle Vorkehrungen getroffen habe,
um die Erfassung der heranreisenden Ernte so rasch
wie möglich durchzuführen. Der Schnitt beginne in
vielen Gebieten der Monarchie schon Ende Juni , sv
daß in naher Zeit bereits Getreide neuer Ernte zur
Verfügung sein werde. Vorher werde sich aber
hoffentlich noch eine Besserung der Zufuhren aus der
Ukraine und aus Beßarabien bemerkbar machen.

«

Ter Wiener Magistrat  hat gestern stütz
in: Aufträge des Volksernährungsamtes nach¬
stehende Zuschrift an die Genossenschaft der Bäcker ge¬
richtet : Zufolge Verfügung des Amtes für Volks¬
emährung vom 15 . d . M -, welche auch vom dortigen
Referenten den Vertretern der Genossenschaft der Bäcker
noch am selben Tage mündlich -bekannt gegeben worden
ist , wird die Brotmehlquote mit Rücksicht auf dn-
mvmentan unzureichenden Mehlzuschübe vorübergehend
auf die Hälfte gekürzt . Es darf von Sonntag,
16 . d. M ., angefangen an die Kunden nur mehr die
Hälfte des bisherigen Brotquantums , das ist also ein
halber Laib — 630 Gramm (für Schwerarbeiter 1102
Gramm ) pro Kopf und Woche gegen die borge-
schriebene Markierung der Brotbezugskarte abgegeben
werden . Da ein Teil der Bäcker bereits in der Zeit
vom H3. bis 15 . d. M . die für die folgende Woche ge-
bührKde volle Mehlmenge bezogen hat und auch vor-
ausMhtM der übrige Teil der Bäcker noch in den

in derselben Weise dotiert wird , mutz
zuDll ^ Weisung des Amtes für Volksernähmng mit

durch volle 14 Tage
das AuSl anA«kEmnden werden.

HMDErmittag tagte , wie schon kurz berichtet , unter
des Bürgermeisters Dr . W c i s k i r chn e r die

, 87 . gemeinderätliche Obmännerkonferenz  im
! Nathause . Der Bürgermeister berichtete , daß er Sams¬

tag am späten Abend pon der Negierung über die be¬
vorstehende Kürzung der Brotquvte in Wien ver¬
ständigt worden sei und sofort dagegen nachdrücklichen
Protest erhoben habe . Magistratsrai Dr . Roß ko Pf
erstattete über den Stand der Lebensmittelversorgung
einen Bericht , dem folgendes zu entnehmen ist : Nach
den wiederholten Versicherungen des Ernährungsamtcs
bestand durch den Vertrag zwischen Deutschland und
Österreich -Ungarn wenigstens papiermäßig die Möglich¬
keit. über die schwierige Situation hinwegzukommen.
Deutschland hat sich bekanntlich in einem vor einigen
Wochen abgeschlossenen Vertrage verpflichtet , die Mebl-
versvrgung Österreichs , sowohl was den Zivil - als den
Heeresbedarf betrifft , bis 15 . d. M -, beziehungsweise
16 . August zu übernehmen , gleichgültig ob durch Zu-
schübe aus der Ukraine oder aus Rumänien oder aus
den eigenen Reservebeständen . Deutschland ist nun
aus noch nicht ganz aufgeklärten Ursachen mit der Ab¬
lieferung des Tageskontingents im Rückstände ge¬
blieben , sv daß nach einer Mitteilung desErnährungs-
amtes derzeit von Deutschland 2000 Waggons Mehl
— davon 1000 Waggons für die Zivilverwaltung —
überhaupt nicht an Österreich -Ungarn angeliestrt
wurden . Für die Woche vom 16 . bis 22 . d. M . wären
dem Ernährungsamte für ganz Österreich flUO Waggons

zur Verfügung gestanden . Da Wien bisher vorzugs¬
weise beliefert wurde , ebenso auch die großen Jn-
dustriebezirke , so hätte sich nach Abzug dieses Bedarfes
per 360 Waggons nur mehr ein Rest von 60 Waggons
Mehl ergeben , welche für ganz Österreich mit Aus¬
nahme der vorgenannten Plätze hätten verwendet
werden können . Das Ernährungsamt hat die nach der
Sachlage erforderlichen Verfügungen sofort mit aller
Beschleunigung getroffen . Es gingen dringende De¬
peschen an die deutsche Heeresleitung und die maß¬
gebenden Stellen in Berlin . Es folgten diplomatische
Aktionen durch unseren Botschafter in Berlin und bei
der hiesigen deutschen Regierungsvertretung . Er
klärungen der deutschen Regierung über den Aoschub
von Mehl - oder Getreidemengen liegen bis zur Stunde
nichl vor . Die Regierung mar vor die Alternative ge¬
stellt , entweder Wien weiter mit der vollen Brotmehl¬
quvte zu bedenken und die Provinz zu vernachlässigen
oder aber von der für Wien bestimmten Brotmehl-
mcnge einen Teil zur Versorgung der Bezirke in
Böhmen , Mähren und Galizien zu verwenden , um auf
diese Weise eine Stömng des Eisenbahnbetriebes und
damit auch eins Unterbindung der ApprovisionierungS-
znsuhren zu verhindern . In dieser Lage hat die Re¬
gierung den letzteren Weg eingeschlagen und sich ent¬
schlossen, die Brotquote in Wim aus die Hälfte zu

kürzen . Der Bürgermeister hat gegenüber dem Ver¬
treter des Amtes für Bolksernährung .die Erklärung,
abgegeben -, daß er als Stadtoberhau .pt diese Mitteilung
nicht zur Kenntnis nehmen könne, , weil sie unter den
herrschenden schwierigen ? ErnährungsverhLltniffen den
Opfermut der Bevölkerung vor die , schwerste . Probe
stelle . Der Bürgermeister hat sofort in einer dringenden-
Devesche . ' die - Intervention des - Bürgermeisters der
Schwestcrftadt Budapest mit der Bitte angerufrn, . der
Gemeinde Wien - Mehl oder Hülsenfrüchte beizustellen,
er hat in derselben Weise auch an General Ludendorff,
dem ' die Verfügung , über * die Lebensmittelvorräte
Deutschlands ' Zusteht, ,>um sofortige - Entsendung von
Mehlzuschüben aus Deutschland depeschiert. . — An diesen
Bericht schloß , sich -eine - längere -Debatte . Gemeinderat
iS ch m i d verlangte, . daß die Regierung sofort neuer¬
liche Verhandlungen mit Ungarn - und Deutschland
pflege , mit Deutschland insbesondere in der Richtung,
daß es , wenn schon nicht - mit Mehl , so doch mit
Kartoffeln , aushelfe , und daß weiter der Eierüuport
aus der Ukraine und ans Beßarabien nach Österreich
wieder zu eröffnen sei. Die Gemeinderäte Lettner,
Reumann , Skarer und Dr . . Hsin  verwahren
sich gegen die Überrumpelung der Bevölkerung . Nach
dem Berichte des Magistratsoberkommissärs David
über die Lage auf dem K a rt o fs e lm ar kte wurde
ans Antrag des Bürgermeisters die Absendung von
Depeschen an den ungarischen Ernährung -sminister , den
bayerischen Ministerpräsidenten Und an die deutsche
Reichsregierung beschlossen, in denen weiters aus¬
reichende Importe von Altkartoffeln , insbesondere aus
Bayern erbeten werden sowie die Absendung eines
Telegrammes an den ungarischen Ministerpräsidenten,
in dem? um die Beschleunigung der Frü -Hrartoffsl-
sendungen nach Österreich ersucht wird . Nachdem noch
Magistratssekretär Dr . von Dierkes  über die Lage
auf dem Erermarkte  berichtet hatte , die für die
nächste Zeit eine kleine Besserung verspricht , wurde die
Sitzung geschlossen. .. . . . .. . . .. s
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ZiL-Kättms der Brotmkigll.
Die Durchführung.

Das Ernährungsamt hat erst Montag mittag dstz
Kürzung der Bwtration in Wien verlautbart , vorher
jedoch nur die Bäckereibetriebe von dieser Maßnahme
verständigt und sie angewiesen , die Hälfte der ravouierten
Brotmengen zu liefern . So ist es gekommen , daß -die
Konsumenten in keiner Form von der ' Kürzung der
Ration verständigt waren und daß in den Verschleitz-
laden stürmische Szenen hcrvorgerufen worden sind.

Trotz der späten Verständigung besteht das Er-
nährungsarnt wegen Mangels an Mehl und Getreide
daraus, - daß die Kürzung der Brotration von Sonntag.
Len -16. d. wirksam wird . Die meisten Kleinbauer , - die
von der Kürzung der Ration nicht Achtzeitig verständigt
wurden , haben Montag die normte -Brotmenge erzeugt
und an die Konsumenten abHgeben . Brele Brot-

gegebenen Brotmen!
Wochenrati.
für SchwerarbeiterMM M Mib

- KHM Hälfte,
auf d r e

das r ist
Gramm ), ftrr ' die

übrigen KonsumeftrerGauf Laib ^ 30 Gramm ) , gMrzt
ist, « nger  Fch ^ i et  Ho e r Die Anordnung;
kann die Wirkung haben , daß edsilEre Konsumenten , die!
am Montag einen halben LcMkbBrot ausgefolgt erhielten,
in dieser Woche keinen AMwuch auf Brotlieferuug mehr
haben . Die KüMngFBer Ration gilt für Schwer¬
arbeiter , Urlauber und B e s i tzer von
Störbrotkarten.  Für Störürot - wird die
halbe Mehlmenge der Normalration (450 Gramm ) - aus-
gesolgt. Wer bereits mehr Mehl zugewiesen ' erhielt , dem !
wird die eine halbe Wochenration übersteigende Menge'
auf die nächste Wochenration ungerechnet und diese vor- ^
hältnismäßig gekürzt. -- - :

Es wird amtlich festgestellt, daß die Kürzung der
Brotration nur für Wien Geltung hat . Das bedeutet
jedoch nicht, daß Niederösterreich von der Kürzung «ns -ft
genommen wird . Im Gegenteil , die Provinz soll fortan >
überhaupt keinen gesicherten Anspruch ' auf eine Brotration?
haben . !Die Provinzorte sollen nur „nach Maßgabe der .
vorhandenen Vorräte * beliefert werden . Vorläufig be¬
kommen die größeren Städte und industriellen Provinz - ,
orte etwas Brot , die anderen Gemeinden sind - gänzlich
unversorgt . Die Arbeiter der Kriegsleistungsbetriebe nr
den Provinzorten werden die halbe Brotration erhalten.

In Wien will die Gemeinde aus ihren Vorräten
am 18 ., 19 ., 20 . und 21. d . je 5000 Kilogramm Salzspeck
in der Großrnarkthalle an Besitzer weißer amtlicher
Einkaussscheine als Zubuße zur rayonrerten Füllmenge
abgeben . Die Speckausgabe erfolgt gegen Abtrennung
der Ziffer 34 des -Einkaussfcheines und ^ der beiden Ab-

!schchnitte Nr . 92 der neuen Fettkarten . Das Ernährungsamt
versucht eine Erhöhung der Fettration  in
dieser Woche vorzunshmen , und zwar von 4 auf 6 Deka¬
gramm , bei den Schwerarbeitern von 6 auf 8 Deka-
gramm . Ob die Vorräte diese Erhöhung der Fettration
ermöglichen werden , ist noch nicht sestgestellt.

Es muß aber sofort gesagt werden , daß diese gering¬
fügige Erhöhung der Fettration kein Ersatz ist für den
Ausfall an Brotnahrung . Nur durch Ausgabe von
genießbaren Kartoffeln und von Hülsen-
fruchten  könnte eine Entspannung eintretcn . Diese
Brotkatastrophe ist nicht allein mit der schlechten Ernte
des vorigen Jahres zu. entschuldigen. Die unzureichenden
Maßnahmen in der Getreidcaufbringung , die niedrigere
Getreidrausmahlung zu Beginn der neuen Ernte , das
Versagen Ungarns , das jetzt auch die Armee nicht ernährt,
und zuletzt, daß Deutschland die Vereinbarungen nicht

eingehalten hat , das sind die eigentlichen Ursachen
des Brotdefizits . Minister Paul ist am Sonntag nach
Berlin gefahren , um die Einhaltung der reichsdeuftchen
Licserungsverträge durchzusctzen. Liefert uns Deutschland
unverweill jene Mehlmengen , zu deren Lieferung es sich j
verpflichtet hat , dann können wir in vierzehn
Lagen eine ' Besscrung der B r o t ver¬
lor g u n g erhoffen.  Aufreizend ist auch der Zu - !
stand , daß Ungarn mit Brot weit besser versorgt ist, die -
'Kürzung der Brotration für Ungarn nicht in Frage §
kommt . Ungarn hat uns auch die Zufuhr von Grüngemüse ;
gesperrt . Die Kürzung der Brotration und die Aussicht!
aus den vollständigen Mangel an Brot schaffen eine i
Situation , die die Negierung veranlassen muß , mit allen !
Mitteln einzugreifen , um diese ganz unhaltbaren Er-
nährungSzuftände zu beseitigen. §- - - !

WkS ZMMMÄ Mgbfkgt HÄ.
Darstellung im Rathaus.

Der Herr Bürgermeister , der, obwohl ihm die drohende
Maßregel schon bekannt war , den Sonntag dem — , Deutschen
Bolkstag * widmete , hat sich Montag ins Beraten eingelassen.
Er hat zuerst dem christlichsozialen Partetrat berichtet und
sodann mit der Obmännerkonferenz beraten . In dieser erstattete
MagistratSrat Dr . Roßkops  einen eingehenden Bericht
über den Stand der Lebensmittelversorgung . Er führte aus:

Ich habe in der letzten Obmänneckonferenz am 7. Juni
ausgeführt , daß nach den wiederholten Versicherungen des Er- ^
nährungsamtes durch den Vertrag zwischen Deutsch - !
land und Oesterreich - Ungarn  wenigstens papier-
mäßig die Möglichkeit bestünde, über diese schwierige Situation
hinwegzukommen . Deutschland hat sich bekanntlich in einem vor
einigen Wochen abgeschlossenen Staatsvertrag  ver¬
pflichtet, dis Mehlversorgung Oesterreichs,
sowohl was den Zivil - alS auch was den Heercsbcdars betrisst, bis
15. Juni und 16. August zu übernehmen,  gleichgültig
ob durch Zufchübe aus der Ukraine oder aus Rumänien oder

iarrs den eigenen Reservebeständen. Deutschland ist nun aus
1 noch nicht ganz aufgeklärten Ursachen mit der . Ablief e-
'rung des TageSkontingentS im Rück¬
stand geblieben,  so daß nach einer offi¬
ziellen Mitteilung deS Ernährungsamtes derzeit von Deutsch¬
land zweitausend Waggons Mehl — davon
tausend Waggons für die Zivtlverwaltung — überhaupt
nicht an,Oesterreich - Ungarn angeliefert'
wurde  n . Während bis ungefähr 8. d. die Zuschübe an
Getreide ziemlich planmäßig vor sich gingen , ist in der letzten
Woche eine auch vom Ernährungsamt nicht vorausgcsehene
Stagnation eingetreten , so daß das Ernährungsamt am Freitag
der vergangenen Woche vor folgender Situation stand : Für
die Woche vom 16. bis 22 . d. wären dem ErnährungSamt für
ganz Oesterreich 420 Waggons zur Verfügung gestanden. Da
Wien bisher vorzugsweise beliefert wurde , ebenso auch die
großen Jndustriebezirke, so hätte sich nach Abzug dieses Be¬
darfes von 860 Waggons nur noch ein Rest von 60 Waggons
Mehl ergeben, die für ganz Oesterreich mit Ausnahme der
-vorgenannten Plätze hätten verwendet werden können. Das
'Ernährungsamt hat die nach der Sachlage erforderlichen Ver¬
fügungen sofort mit aller Beschleunigung getroffen . Es
-gingen dringende Depeschen an die deutsche
Heeresleitung und an die maßgebenden
Stellen in Berlin.  ES folgten diplomatische
Aktionen  durch unseren Botschafter in Berlin und bei der
hiesigen deutschen Regierungsvertretung . Erklärungen der
deutschen Regierung über den Abschuü von Mehl - oder Ge-
-trridsmengen liegen bis zur Stunde nicht vor.

Oesterreich ist nach dem vorher zitierten Staatsvertrag
iaus dem selbständigen AufbringungSsystem in der Ukraine und
fBessarabien ausgeschaltet;  nach Mitteilungen des
Ernährungsamtes auS den jüngsten Tagen hatte die Aus¬
bringung auch der deutschen Behörden in diesen Ländern
nicht den gewünschten Erfolg.  Dazu kommt,
>daß in den letzten Wochen, in welchen in Wien die volle
Brotguote zur Verabfolgung kam, die Provinz derart vernach¬
lässigt werden mußte , daß in manchen Bezirken wochen¬
lang weder Brot - noch Koch mehl ver¬
abreicht werden konnte.  Die sich daraus ergebenden
Nachrichten über die Haltung der Bevölkerung in den in
Mitleidenickmkt aezoaenen Bezirken stellte das ErnährungSamt



der vollen Brot-
zu vernachlässigen
BrotmehlquLntuM

Böhmen, Mähren
Liese Weise eine

vor die zwingende Notwendigkeit, die Provinz wenigstens
teilweise mitzuversorgen. In den letzten Tagen hat sich ins¬
besondere die Lage in P r a g und in G a l i z i e n sowie in
Brünn  zugcsp'itzt. Die Regierung wurde daher vor die
Wahl gestellt, entweder Wien weiter mit
mehlquote zu bedenken und die Provinz
oder aber von dem für Wien bestimmten
«inen Teil zur Versorgung der Bezirke in
und Galizien zu verwenden, um auf
Störung des Eisenbahnbetriebes  und damit
auch eine Unterbindung der Approvisionierungszufuhren zu
verhindern. _ . „

In dieser trostlosen Situation hat sich die Regierung
entschlossen, die Brotguote in Wien auf die Hälfte zu kürzen.
Diese Nachricht hat ein Vertreter des ErnährungSamtes am
Samstag um 6 Uhr abends dem Bürgermeister hinterbracht
und im Auftrag des Ministers Paul auch mit den soeben
dargelegten Umständen begründet. Der Bürgermeister hat gegen¬
über dem Vertreter des ErnährungSamtes die Erklärung ab¬
gegeben, daß er diese Mitteilung nicht zur Kenntnis nehmen
könne, weil sie unter den herrschenden schwierigen Etnährungs-
verhältnissen den Opfermut der Bevölkerung vor die schwerste
Probe stellt. Die vom Bürgermeister verlangte Auf¬
forderung an Ungarn,  in dieser kritischen Lage
Oesterreich beizuspringen, wurde als aussichtslos  be¬
zeichnet, weil nach den Versicherungen des ungarischen Er¬
nährungsministers auch Ungarn nur unter Aufbietung der
letzten Reserve»! das Auslangen biS zur Einbringung der
neuen Ernte finden könnte. Ebenso mutzte die Bitte des Bürger¬
meisters, H üls e tt s r üch te vom EmührungsaMt zur Aus¬
gabe zu erhalten, vom Vertreter deS ErnährungSamtes ab-
Ahlägig beschiede» werd en, Er auch die wieder holt Port der

. Gemeinde verlangten Hülsenfrüchts sür augenblickliche AuS»
j Hilfen an die Provinz abgegeben wurden . Der Bürgermeister
l hat sofort in einer dringenden Depesche die Intervention deS
i Bürgermeisters Dr. Body  der Schwesterstadt Budapest mit

der Bitte angerufen, der Gemeinde Wien Mehl oder Hülsen¬
früchts beizustcllen, er hat in derselben Weise auch an General

lLudondorff , demdieDerfügung über die
Lebensmittelvorräte Deutschlands zu-
st d h t,' um sofortige Entsendung von Mehlzuschüben aus
Deutschland depeschiert.

In der Debatte verlangte S chm i d, daß die Regierung
sofort neuerliche Verhandlungen mit Ungarn und Deutschland
pflege, mit Deutschland insbesondere in der Richtung, daß es.
wenn schon nicht mit Mehl, so doch mit Kartoffeln auShelfc
und dah weiter der Gierimpvrt aus der Ukraine und aus
Vessarabieu nach Oesterreich wieder zu eröffnen sei. Die
Gsmeinderäte Üeitner , Reumann , Skaret und

ratspräsidium ) eine Besprechung abhielten.
Des Protest der Arbeiter.

! Dr. Renner  erhob im Auftrag des Parteivorstandes
Protest gegen die Mahregcl der Kürzung der Brotration , lsts-
noch dazu ohne rechtzeitige Ankündigung verhängt rvors.-ifi die
für die ganze Bevölkerung unerträglich, sür die industrielle
Arbeiterschaft geradezu verhängnisvoll sei; die schwere lange
Kriegsarbeit könne einfach nicht geleistet werden, wenn der

^Arbeiter nicht einmal sein tägliches Stück Brot hat . Er verlangte
Aufklärung, wieso es zu dieser Mahregel kommen konnte, nach-

>dem die Regierung erst vor kurzem erklärte, dah wie zur Not
bis Mitte Juli gedeckt seien. Die Arbeiterschaft habe spontan und
einmütig protestiert, unter dem Zwange, dah daS industrielle
Arbeitsverhältnis bei diesem Ernährungsstand einfach
nicht aufrecht zu erhalten sei.  Der Parteivorstand
fordert von der Negierung, dah sie unverzüglich ein« g e»
meinsame Aussprache  zwischen den Vertretern der
Industrie und der Arbeiterschaft  unter dem
Beisein der Zivil - und Militärverwaltung veranlasse, um
Mittel und Wege zu erörtern, ob und wie diese chronische
Arbeit S- und Srnährungskrise  überwunden
werden könne. Weder die Gewalt,  auf die man in manchen
Kreisen seine Rcchuung gestellt habe, noch das untätige Gewähren-
lafsen sei ein gangbarer Ausweg. Die Arbeiterschafthabe, nach¬
dem noch keine einzige Zusage deS JännerauSstandes erfüllt
werde« konnte und der Friede Zur Munde ferner fei als je,
verlernt , auf Regierungsversprechungen zu bauen. -Sie erwart«
unverzügliche Abhilfe, fordert die Einberufung deS Parlaments,
damit die im Jänner gemachten Zugeständnisse erfüllt werden
können, di« Beseitigung der Zensur, die Beendigung der Ber-

! folgung ihrer Vertrauensmänner und verlangt vor allem die
Herbeischaffung von Nahrungsmitteln auS dem Inland , aus
Ungarn , Deutschland und den besetzten Gebieten. Aus dis bis¬
herige Weise lasse sich di« Produktion nicht mehr fortführsn.

Wieden Hofer und Bretschnsider  schildern
die Not der Arbeiterklasse, die Praktiken deS Schleichhandel-
und das Elend der Kriegsküchen, die nicht mehr ausreichend
beliefert werden, Lomschtk  gibt eine Darstellung der Lage
der Eisenbahner.

Dr. Hein  verwahrten sich gegen die plötzliche Ueberrumpelung
der Bevölkerung und wiesen auf die Schwere der hiedurch
geschaffenen Lage hin.

Nach dem Bericht des MagistratSoberkommiffärS David
über die Lage auf dem Kartoffilmarkt wurde die Abfindung
von Depeschen an den ungarischen Ernährungs-
Minister , an den bayrischen Ministerpräsi¬
denten und an die deutsche Reichsregierung
beschlossen, in welchen weitere ausreichende Einfuhr von Mt-
kartoffeln, insbesondere aus Bayern, erbeten wird, sowie die
Abfindung eines Telegramms an den ungarischen
M i n i st e r p r ä s i d e n t e », in welchem um die Forcierung
der Frühkartoffelsendungen nach Oesterreich ersucht wird.

Heute Dienstag findet eins Sitzung deS Gemeinderates
statt, in der über dis Sache natürlich eindringlich gesprochen
werden wird . Uebrigens werden unsere Gemeinderäte noch Ver¬
anlassung nehmen, dem Herrn Bürgermeister daS Matz seiner
Verantwortung klar vor Augen zu führen.

Kimfsrem heim MMeOrWdMm.
Im Auftrag des Parteivorstandes der deutschen Sozial¬

demokratie begaben sich Montag abend dis Abgeordneten
Renner , Bretschnsider , Skaret und Tomschik
mit den Genossen Wieden Hofer (Verband der Metall¬
arbeiter) und Gldersch  ins Ministerpräsidium, wo sie mit
dem Ministerpräsidenten, dem Minister des Innern , dem
Minister für soziale Fürsorge, dem SektionSchef Löwsnfeld-

j Ruh (Amt für Bolksernährung) und Hofrat Gaertner (Mnisisr-

Die Erwiderung des Ministerpräsident «».
Der Ministerpräsident  erwiderte , dah

von den zivilen wie von den militärischen Stellen alles nur
Erdenkliche unternommen worden sei, um die getroffene Ver¬
fügung zu vermeiden. Aber die Schwierigkeiten der Ernährung
seien Heuer besonders groß:  infolge der
schlechten Ernte feien die heimischen Vorräte schon feit Mitte
April erschöpft und Oesterreich sei seither in noch höherem
Matze als früher auf auswärtige Zufuhren an¬
gewiesen. Da man ohne jedwede R e-
scrvevorräte  wirtschaften müsse,  habe
jede Stockung der Aufbringung, sei es in Bessarabien, sei es
in der Ukraine, sofort eine Störung der Versorgung zur Folge.
Bis zum Ende der ersten Juniwoche sind die Zufuhren be¬
friedigend gewesen, dann aber hat es sich gezeigt, datz speziell
in Bessarabien die Erfassung weiterer Mengen nachlätzt. Natur¬
gemäß seien sofort alle erforderlichenEinleitungen getroffen
worden, um anderweitige Aushilfen  zu beschaffen,
insbesondere sei auch der Sektionschef des Ministeriums des
Aeutzern Dr. Gra tz vor einigen Tagen nach Berlin gereist,
und dort im Auftrag des Ministers des Aeutzern mit allen zu¬
ständigen deutschen Stellen in Verhandlung getreten. Zur Sicher¬
stellung der Ernährung sei bekanntlich Mitte Mäi Mit bc-
deutschen Regierung Sin« vertragsmäßige Ver¬
einbarung  geschlossen worden, die eine gewisse, wenn

. MtÄ knapp« Vsrsorguüg Hatz« sichern sollen. LSÄschlSNd sei



aber selbst im gegenwärtigen Zeitpunkt, knapp vor der neuenErnte, genötigt, eine Kürzung feiner Brotration vorzunehmen,die heute i« Kraft getreten sei. Die deutsche Regierung wolledaher begreiflicherweise mit ihren eigenen Vorräten wie auchmit jenen der von ihr kontrollierten Wirtschaftsgebietemöglichst  haushälterisch Vorgehen.Gestern abend sei noch Minister Paul nach Berlingereist und es bestehe immerhin  die Hoffnung, daß vondeutscher Seite im Sinne der im Mat getroffenen Verabredungengewisse Tran -portk an Oesterreich abgegeben würben . Alleirgendwie erreichbaren Aushilfen hätten aber nicht mehr sorechtzeitig herangcdracht werden können, dah für dienächst« Zeit die Brotversorgung in der bisherigen Höhegesichert wäre, und eS habe daher eine Kürzung Platzgreifen müssen. Der Ministerpräsident sprach, die Hoff¬nung auS, dah die Periode der Verringerung der Brot -,guote so kurz als möglich sein werde  undwieS ferner darauf hin, bah jetzt die Versorgung mit Gemüseund auch mit Frühkartoffeln  täglich besser werdenmüsse, was der Bevölkerung daS Ertragen der so peinlichenVerminderung der Grotmenge doch einigermaßen er¬leichtern werde.  Schließlich versicherte der Minister*Präsident, daß di« Regierung alle Vorkehrungen getroffen habe,um die Erfassung der heranreifsnden Ernte ko rasch alsmöglich durchzuführsn. Der Schnitt beginne in vielen Gebietender Monarchie schon Ende Juni , so daß in naher Z« t bereitsGetreide neuer Ernte zur Verfügung fein werde. Vorher werdesich aber hoffentlich noch eine Besserung der Zufuhren auS derUkraine und aus Bessarabien bemerkbar machen.
Die BeratungIn mehrstündiger Beratung , an der sich sämtlicheMitglieder der Abordnung beteiligten, wurden die Aussichtender Ernährung  bis zur neuen Ernte sowie das rechtlich«und tatsächliche ArbsitSverhäktniS eingehend erörtert . Dektions--chefLöwsnfeld - Ruß  und Hofrat Gaertner  gabenüber unsere Versorgung mit,Brot , Mehl, Kartoffeln, Fleischund Zucker sowie über die Verhandlungen mit Deutsch¬land ausführliche Mitteilungen . Minister des InnernGayer  äußert sich über die Frage der Zensur unddie Sicherheitsvorkehrungeu der Behörden, der Minister fürsoziale Fürsorge Mstaja  bespricht die Vorschläge, die dieBerufung einer gemischten Kommission zur Regelung vonFragen des Arbeitsverhältnisses während des Notstandes zum^Gegenstand haben. Die Abordnung erklärt, Über die vorläufigen! Ergebnisse der Verhandlung dem Wiener Arbeiterrat berichten.! zu wollen. Die Aussprache endigt vor 11 Uhr nachts.
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Zî WiMer Mstration aus
die Miste gekürzt!

Das Ernährungsamt ordnet mit nachstehender
Kundmachung die Kürzung der Wiener
Brotration von heute Montag den
17. Juni auf die  H ä Mt e an:

In der Zufuhr Getreides nach Wien
find momentan gewKse Mindernisse  eingetreten,
die zur Folge habM, MH M PW ei Aufrechterhaltung der
gegenwärtigen Kürzung der
Brotration arAÄic Wilste rMtreten muß. Für die Bei¬
stellung andM ^ ' ve ? füg b LF« r Lebensmittel
wird nach Möglichkeit vorgeiMMwerden.

Diese VerordnuM ^ sollte schon Sonntag ver¬
öffentlicht rverden-fsWerr v. Seidler hat aber ihr Er¬
scheinen bis heute mittag verhindert , obwohl die
Kürzung schon in Kraft ist!

Der Ministerpräsident -hat durch sein Eingreifen
zu Gunsten der Agrarier und Händler richtig auch
die Volksernährung in eine katastrophale Situation
gebracht. Jetzt, wo es schief geht, will er
sich von den Ernährungsagenden zurückziehen, das
scheint die Ernennung des Präsidenten des Ernährungs¬
amtes zum Minister anzudeuten. Diese Rangerhöhung
wird in einem Zeitpunkt . vorgcnommen, in Welchem
das "GRiWr -Mtgsamt mit der Getreide- ' und MehM
aufbringung ain Rande ist. Das Ernährungsamt
stellt fest, daß kein Mehl vorhanden ist und
daß auch die Brotration in Wien auf die Hälfte
gekürzt werden muß , was , als das Aeußerste,
bisher noch vermieden wurde . Allerdings war dieses
Ereignis vorauszusehen . In den Provinzstädten und
auf dem flachen Lande haben die Verbraucher , die
nicht zu den Selbstversorgern gehören, schon seit
Monaten nicht die volle Brotration zugewiesen er¬
halten , zeitweise hat dort die Brotversorgung ganz
ausgesetzt. Das Ernährungsamt wurde von Deputa¬
tionen belagert , die gegen dis ungleiche Behandlung
der Provinzorte gegenüber der Neichshauptstadt
Protest erhoben haben ; nun sind diese Proteste
überholt , die Ernährungsschwierigkeiten haben sich
so gesteigert, daß die gleiche Brotnot auch über die
Wiener Bevölkerung verhängt wird!

Als Ursache des Mehlmangels wird die Ver¬
zögerung  der Zuschübe aus der Ukraine und aus
Rumänien angegeben. Nach Lage der Verhältnisse ist
es aber auch möglich, daß aus diesen Ländern über¬
haupt nicht inehr viel herauszuholen ist, daß also die
Zufuhrsstockung bis zur neuen Ernte chronisch bleibest
wird . Noch vor Wochenfrist taten die maßgebenden
Amtsstellen so, als ob sie die Hoffnung hätten , daß
auf Grund von Vereinbarungen mit Deutschland,

für die wir einen sehr erheblichen Gegenwert zu
leisten hatten , die Brot - und Mehlversorgung halb¬
wegs aufrecht erhalten werden wird . Diese von
Deutschland zugesagte Hilfe . scheint nun nicht
geleistet zu werden, und daher der Zusammen¬
bruch der Brotversorgung ! Alle maßgebenden
Stellen hätten die Pflicht , ungesäumt Deutschland
und Ungarn aufmerksam zu machen, daß die Er-
nährungsverhältnisse in Oesterreich ganz unhaltbar
geworden sind und daß die nötigen Aushilfen von
beiden Staaten ungesäumt geleistet werden müssen.
Die österreichische Bevölkerung kann doch nicht ver¬
hungern , während Deutschland, namentlich aber Ungarn
noch immer halbwegs  erträgliche Nahrungsmittel
catlonen hat. Auf diesem verschiedenen Stand können
und dürfen die Ernährunasverhältnisfe in den Ländern
der Mittelmächte nicht gehalten werden. Man soll die
österreichische Regierung auch in der Lebensmittelver¬
sorgung unter Kuratel stellen, dagegen ist nichts zu
sagen, verdient hat sie es, bevormundet zu werden;
aber für die Fehler der Regierung kann man doch die
Bevölkerung nicht mit Hunger strafen.

Was soll denn die Bevölkerung essen? Kartoffeln
ein halbes Kilogramm , mindestens die Hälfte davon un¬
genießbar, ein Achtelkilogramm schwarzes Kleiemehl,
rin Achtelkilogranun sonstiger Mahlprodukte , vier
Dekagramm Fett , ein Ei, neunzehn Dekagramm
Zucker, zwanzig Dekagramm Fleisch im Wege nächte-
MVBLMyL .--.MK .,,W V MÜade und Kaffee-

surrogate , das ist außer Brot die Wochenration an I
Lebensmitteln ! Die Brotration war in Wien bis¬
her das Fundament der Ernährung , jetzt ist auch diese
karge Ernährungsmöglichkeit auf die Hälfte reduziert,
das kann die Bevölkerung nicht ertragen . Die ver¬
bündeten Staaten müssen schleunigst eingreifen, um
die ärgsten F o l g e n zu verhüten . Die Kürzung
der Brotration muß eine  vorüber¬
gehende Sache bleiben!  Die Regierung muß
endlich energisch nach jeder Richtung das Recht der
österreichischen Bevölkerung auf eine menschlich erträg¬
liche Ernährung zur Geltung bringen.

Die Ernährungsfrage kann vor der Ernte nur durch
Beihilfe Deutschlands und namentlich Ungarns ge¬
bessert werden, das muß von der Regierung durchgesetzt
werden . Die Regierung sichert zu, daß die Kürzung
„vorübergehend" sein wird . Aber diese Zeit muß
rasch vorübergehen , sonst sind die
Folgen unabsehb a r l

.
Aus vielen Wiener Bezirken wird gemeldet, daß die

Kürzung, die ohne einWortderBenachrichti-
gung vorgenommen wurde — echter Seidlerl —s
in der Bevölkerung Hst WWs EMgUNg hellMgllUMW



- !s 6 l I IlNXäU « 5 N » I L si
ll 0 XU« lUIäI >0 N

fip. : /F ^
W'. ,k
'. I ! k ^ § LÄWö ! ' dLH ÄNNM .' Ert - cS ausdrücklrch: . Der r. k. Kolizsidircktwn> -

sich schon im Laufe des Jahres 1915 !
^ AÜL ^ § ^» . - -l : -st--: der Argwohn aus. daß auch in Wien MvsterungS- §

- - . "«-st-». . .. -p >schwinde! getrieben werde. Dann verdichtete sich der >
. - ^ Fs »st dm Lrcherh«ts« ganm so wle allen,öffmt- Verdacht gegen den Regimentsarzt Dr. Friedrich Neu-- >

, - vchy.-SEt, » ond Drr«exn.beî st.r> ».g^ e< Em und gegen den KolonialwarenhSndl«: Jakobi
r s >- »b » » s unter lagt,  ans die Sew-nnung Weiß, allein ein zwingender Beweis .konnte!

^ VerdachtSgrüriden oder auf die.UrSsrfirhxMz erbracht werden."' Man achte wohl
- rineS-.D-rdächttAn̂dadurch-Jinz'umrKen.s ^ dieses Eingeständnis. Die Polizei

' d^ krlbr 'znr UKt <rnehmun6 . F'orr-- :degte  einesteils gegen den Dr. Neumann einen
°4^ 4,starksn Verdacht. konnte aber anderenteils' nicht hoffen.

strafSar «» 'Handlung -vert -erket  ihn des schon verübten Schwindels zu überführen, hat
ihn auch, wie wir noch sehen werden, des im Jahre
1915 verübten Schwindels nicht überführt. Was wäre
also zu tun gewesen? Wenn man gegen einen
StellungSarzt den Verdacht hegt, daß er nicht ehrlich
vorgeht, ohne, baß man die Möglichkeit sieht, ihn der
begangenen Durchstechereiengerichtsovdnungsmäßigzu

i,' ' st. ' st oder durch insgeheim bestellte Personen zü Gestand
L-stststs'' st nissen,p welches sodann dem' Gericht hintrrbracht
lz '.'stststwerdr« sollen, verlost wich,st>st̂ sst.̂ st"".
'-jst '- . .. st 'ststst § 2Z der'Strasp'rozetzordnungi.'

Bon Zeit', zu 'Zest^ ird aus- dem Henchtsfaal . m
knapper Kürze mitgeteilt, daß von einem Senat des
Wiener LandeZgsrichtes, der unter .- dem Vorsitz des! überführen, so wird man ihn. sollte man meinen, von
Landesgerichtsrqtes-Dr . Kämpf-sudiziert. -wieder .einige! dem Posten, wo er erstens Unrecht tun kann und
junge Leute, verurteilt wordenr.ffndstd diees ^ versucht!' zweitens großes Unglück anrichtet — denn es ist wohl
haben sollenststsich bei. -der --zü 'emeV'bestimvüen-Be-j ein Unglück, junge, bisher., schuldlose Leute in Ver--

'-rühäthert gediehenen . Neunerkommission"' die -'Un- suchüng zu Mren —, vor- allem entfernen , ihn als
- tauglichreit zum Militärdienst . zu erschleichen. . Wenn Musterungsarzt nicht mehr wirken lasten, sondern rhn.
man- nun. erführt. - daß es sich da um nicht weniger! wenn man auf ihn nicht, überhaupt verzichtet, auf

" . . . . . - - - Stelle abschieben, wo seine Gelbsucht keinen
weiteren' Schaden stiften kann. Die Wiener Polizei
ging anders vor : um den verbrecherischen Regiments-
arzt zu überführen --- dem übrigens gar nichts ge¬
schehen ist, weil, nachdem die Schwindeleien yufge-
kommen sind, seine Unzurechnungsfähigkeit erkannt
wurde, die ihn unverfolgbarmacht—. organisierte
sie selbst d i e S ch w i n d e l ei e n, leits te
hie Bestechungen des Arztes , dis
Verleitung zum Mißbrauch der
Amtsgewalt in die We  g e; wobei es ihr
anscheinend nichts verschlug, daß etwa hundert Menschen,
die ohne ihre werktätige Unterstützung die Bahn des
Verbrechens nicht betreten hätten, nun in den Kerker
wandern und damit ihre ganze künftige Existenz un¬
heilbar zerrüttet wird. Man wird zugeben, daß die
«Ueberfühnmg? des schuldigen Arztes da mit schweren
Opfern bezahlt wird. Won den materiellen Opfern, die
man sich dabei leistete, gar nicht zu sprechen.

Dre Anklageschrift des Staatsanwalts erzählt
das mit den begreiflicherweise sehr schamhaften Worten:
„Daß (nämlich die Erbringung des zwingenden
Beweises) geschah erst, als es zwei-Männern namens
BaruchKanner und Salomon Werzer.
die sichrer Sicherheitsbehörde zur Verfügung gestellt
hatten, gelungen war. daS Vertrauen des Jakob Weiß
m gewinnen."' Schon da stutzt der Staatsbürger , der
sich die Polizei sozusagen als moralische Anstalt vor¬
stellt : Wie kommen Baruch Karmer und Salomon
Werzer dazu,, sich der Polizei «zur Verfügung zu
stellen"̂ ' Wie kommt die Wiener Polizei, die doch
über ein ganzes Heer eigener geschulter Organe ver¬
fügt. dazu, die freundliche Mithilfe jener «zwei Männer"'
anzunehmend Und was heißt daS: daß sich Kanner
und Werzer «zur Verfügung stellen-"'? Indes
sind wir den «zwei Männern"', die weiß Gott
alles andere denn zwei Ehrenmänner sind,
schon einmal im Gerichtssaal begegnet: in
dem Prozeß gegen den Professor Dr. Ludwig Braun,
SN dem sie gleichfalls ikre von der Polizei so willig

als hundert Angeklagte handelt , die derselben straf¬
baren Handlung ^ beschuldigt, ' sind,, welche, strafbare
Handlung . siestalls -mit denselben Mitteln ; vor -'- der¬
selben Kommission, auf einem gleichen Wege verübt
haben sollen, die'also wohl in einer einzigen gemeinsamen
Verhandlung ihr Gericht zu finden hätten , so wird man
schon auch wissen, daß dieses partienweise . Verhandeln
einen L e st i m m ten - Z .w eck verfolgt .. Welchen
Zweck? Nun - den, daß dis- Oesfentlichkeit von -den
e r st a u n l i ch e n Begle  i t u m st ä n d e n '
strafbaren Handlung ja nichts erfahre , . .von
umständen , dis ' wohl geeignet.-sind, , das -öffentlrchs
-Rechtsbewußisem .aufs tiefste zu . erregen. 'Der .Augen¬
blick, da der , rechtschaffene Mann «der bisher die Wiener

..Polizei verkörperte,, , zu . ihrem , obersten Chef .ernannt
s»worden ist. scheint wohl ein geeigneter Augenblick, um
' seine Aufmerksamkeit für .Vorgänge in der Wiener

Polizei zu beanspruchen, . die unter . seinem Vorgänger
verüüt worden, sind, deren Urheber aber in der Wiener
Polizei noch immer an hervorragender Stelle sitzt. Wir
zweifeln nicht,' daß der neue . Minister des Innern
Liese schwärende Wunde rücksichtslos ' äusbrsnnevi
wird . . ^ ' > st , stststststststj

Diese hundert zumeist ganz.jungen Leute sind an-!
^geklagt, die Musterungskommission IXi. nämlich den
' dort wirkenden Regimentsarzt Dr . Friedrich Reumann,
stum Mißbrauch seines Amtes verleitet (M 5 und 103
St .-G .) und sich gleichzeitig durch listige Umtriebe ihrer
Stellungspflicht - entzogen zu haben (Z 67 W .-G.) .

>Wie es zu dieser Verleitung zum Mißbrauch der
Amtsgewalt gekommen ist, ist wohl wert , genauer be- !
richtet zu werden.

Jener Dr . Friedrich Reumann — so nebenbei
bemerkt und um keine Mißverständnisse aufkomrnen
zu lassen : ein strammer Christlichsozialer , stand
schon im Jahre >1915 in dem - Rufe, Dtusterungs - -
schwindet zu betreiben, nämlich von Musterungs-
Pflichtigen Geld zu nehmen und sie dafür als untaug¬
lich ru erklären. Die Anklansschrist des ' SrautsWwüstA



angenommene Kunst geübt hatten, und erinnern uns,
daß der Verhandlungsleiter in diesem Prozeß sol¬
lendes konstatiert hat : »Daß gegen Kanner und Werzerem Verfahren wegen Verbrechens gegen die Wehr¬
macht des Staates im Zuge ist, weil sie dringend ver¬
dächtig erscheinen, in Wien und Galizien Militär»
jbefreiungsschwindel im großen Stil betrieben zu haben,
ldaß ferner Werzer vom Feldgericht in Lemberg wegen
Mischung von Musterungsscheinen angezeigt ist. Vom
Feldgericht in Lemberg wird ferner Kanner alsbekannter Militärbefreiungsschwindler in Unter-
Buchung gezogen.* Danach vermögen wir dieBereitwilligkeit der »zwei Männer *, »sich der
iSicherheitsbehörde zur Verfügung zu stellen*,
-schon einzuschätzen: sie hatten selbst Untersuchungen und
Anklagen wegen Militärbefreiungsschwindels zu ge¬
wärtigen und hatten natürlich den Wunsch, diesen Ver¬
folgungen zu entgehen, indem sie sich aus einem Werk¬
zeug zur Organisierung des Schwindels zu einem
Werkzeug zur Aufdeckung dieses Schwindels wandelten.
Die Bereitwilligkeit der »zwei Männer *, sich der
Polizei zur Verfügung zu stellen, ist also ganz
begreiflich; daß sich aber die Wiener Polizei derartiger
^Ehrenmänner, von denen sie vorweg wüßte und wissen,
mußte, daß sie Musterungsschwindler sind, bedient, ist
allerdings überraschend. Sie hat nun ihre moralischen
Gedenken zurückgestellt und wir wollen sehen,
was die zwei bewährten Musterungsschwindler in
ihrem Auftrag vollführt haben,
j Es ist also, wie die Anklageschrift des Staats¬
anwalts so artig sagt, den Kanner und Werzer gelungen,
ldaS Vertrauen des Jakob Weiß zu gemümen. Dgs
Vertrauen ? — was heißt das ? Das heißt daß im
Jahre 1916 überhaupt kein Schwindel beabsichtigt
war , sondern daß erst die Kanner und Werzer ihn
angefangen , ihn dann planmäßig organisiert haben:
chno dies im Auftrag der Polizei ! Im Auftrag der
Polizei handelnd, verstanden es Kanner und Werzer, sichln das Vertrauen des Jakob Weiß einzuschleichen und
jihn zu bestimmen, die seit einem Jahre abgebrochenen
Beziehungen zu dem Regimentsarzt wieder
auszunehmen. Der Kanner redete ihm ein^ .mcĥ eS,,Mans.^erst̂ ML ^Men^ MM .̂
denn der Weiß wollte zuerst nicht —, es

. sei ihm möglich, auf ganz ungefährliche Weise Ladungen,>die auf eine andere Kommission lauten , auf die Neuner-
l kommission umznschreiben, damit Weiß, waS sonst un-- möglich gewesen wäre , Stellungspflichtige , die den! Schwindel mitmachen wallten , dem Dr . Neumann zu»^führen könne, obgleich sie vor seine Kommission nicht-
geladen waren . Nachdem Weiß von den Kanner und
Werzer endlich so weit gebracht war , sich an dem
Schwindel beteiligen zu wollen, setzte eine regelrechte
Werbetätigkeit ein, um nur recht viele Stellungspflichtige
zur Anteilnahme an dem derart von der Polizei,
organisierten Schwindel zu bewegen. Der Kanner
hatte auch gar nicht geflunkert, als er dem Weiß ver- !
sicherte, er sei in der Lage, die Umschreibung der!
Ladungen herbeizuführen. Denn es war ja nicht der!
Kanner , der die Organisation des Schwindels in
die Hand genommen hatte ; es war doch die
Polizei seihstI Kanner veranlaßte nun den Weiß , die
Ladungen mit einem entsprechendeneigenhändigen Ver¬merk zu versehen, und brachte sie der Polizei. Und
einmal daran , die Begehung eines Verbrechens herbei-
zuführen, hatte die Polizei keinen Halt mehr : sie weihte
den Vizedirektor des städtischen Konskriptionsamtes Julius -
Berger in den Plan ein und so wurden tatsächlich ^
die Ladungen d e r S t e l l u n g s p f l i ch- ,-
tigen , die der Weiß bezeichnet hatte.

in dem Konskriptionsamt auf Wunsch
und unter Einwirkung der Polizei
auf die Neunerkommission um ge¬
schrieben , wo der Schwindel danach
beschlossen werden sollte!  Die neuen
Ladungen wurden sodann dem Weiß einge¬
händigt,  während die alten die Polizei als Oor-pors
äaUcti bei sich behielt ! Wir haben einen H 25 der
Strafprvzeßordnuna . und der Vertreter der Anklage¬
behörde schämt sich nicht, in der Anklageschrift —
immer ist von der gegen die Objekte der „Ueber-
führungskunst * der Polizei gerichteten die Rede —
ganz ruhig folgendes niederzuschreibm: »Der Nach¬
weis gelang schließlich in der Art , daß der Kanner Weiß
vortäuschts, er habe Verbindungen , welche es ihm er¬
möglichen. Musterungkpflichttge, die zu einer anderen
Musterungskommission geladen waren , zu jener
Musterungskommission überschreiben zu lassen, bei
welcher der Dr . Neumann eingeteilt war . Weiß über¬
gab tatsächlich derartige Vorladungen Kanner , dieser
überbrachte sie der Sicherheits¬
behörde.  die , um die verbrecherische, die Kriegs¬
macht des Staates schwer gefährdende Tätigkeit der
Schwindlergesellschast aufdecken zu können, die
Umschreibung d e r V o r l a du n g s n zur
IL Musterungskommission veran¬
laßte .* Also der Kanner verführt im Auf¬
trag der Polizei den Weiß dazu, an dem
Schwikdel rmtzmoirken. Der Kanner ersinnt, im
Auftrag der Polizei, den Schwindel mit der Um¬
schreibung der Ladungen . Der Kanner übernimmt , im
Auftrag der Polizei, von dem Weiß die Ladungen;
der Kanner bringt sie der Polizei, die Polizei vollstzhrtdis Umschreibung und dis Polizei händigt sis wiederdem Weiß ein. der mit ihnen nun die Bestechung soll - -
ziehen soll, übergibt sie ihm, damit  er dis Bestechung
.vollführe ! Das heißt die Polizei weckt zuerst den
Antrieb zu dem Verbrechen, heckt dann den Plan deZ
Verbrechens aus und bringt schließlich die ganzenVorbereitungen , ohne die der Mißbrauch der Amts¬
gewalt nicht geschehen hätte können und nicht geschehen
wäre , zuwege, indem sie noch den städtischen Beamten
zum Mitschuldigen wirbt . Und dessen rühmt sir sich,
und der Staatsanwalt , statt die schuldigen Polizei«
organe anzuklagen, stimmt in das Rühmen ein l

Hier muß vor allem die Legende zerstört werden,
als ob die Polizei mit diesem Vorgang etwas »a u s-
gedeckt*  hätte . Das ist einfach unwahr ! »Auszir-
decken* warm die Schwindeleien dsZ Jahres 1918 ;
aber wenn der Verdacht, daß der Regimentsarzt , derim Jahre 1916 in klLxravti erwischt wird , auch vom
Jahre 1913 geschwindelt Habs, dadurch noch zwin¬
gender wird : die vermuteten strafbaren Handlungen
des Jahres 1918 sind dadurch natürlich noch immer
nicht »aufgedeckt* worden . Tatsächlich ist auch im
Jahre 1915 niemand dingfest gemacht worden, und
angeklagt werden jetzt ausschließlich Leute,deren Ladungen getauscht würden , das heißt aus¬
schließlich Mitschuldige an d e r strafbaren Handlung,die die Polizei selbst organisiert hat!  Die
Polizei hat das aufgedeckt, was sie selbst begonnen hat,
nichts anderes ! Wenn es aber ein Verdienst der Polizei
sein soll, strafbare Handlungen , um sie »ausdecken* zu
können, selbst anzuregen und durchzuführen, so wirdder Begriff der S i ch e r h e i t s o e h ö r d e aller¬
dings ins Gegenteil verkehrt. Nebenbei bemerkt : dem
Staatsanwalt ist das alles nicht unbekannt ; man
merkt es an der Bemühung , die Spuren der polizei¬
lichen Tätigkeit untergehen zu lassen. Won dem Jahrs
1915 ist nur der Verdacht da ; von dem Jahre 1916ist das von Kanner und Werzer angestiftete Verbrechen
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da. Ditz Anklageschrift macht dennoch aus den beidenJahren einen einheitlichen Mt und möchte das unbe¬
kannte und das von den Lockspitzeln hervorgerufene
Verbrechen als eine fortlaufende Handlung schildern:

tir »Im Jahre 1915 u n d in den ersten Monaten des
— Jahres 191k . . .* Die Lockspitzelei soll verschleiert

werden.
Mit stolzer Genugtuung . konstatiert* die Anklage¬

schrift : . Der Erfolg war durchschlagend.* Du lieber

schrvindler wie Baruch Kanner und Salomon Werzer
daranmachen , den Musterungspflichtigen eine Falls
zu legen, und wenn die hohe Polizei und ein städtisches
Konfkriptionsamt dabei in so umfassender Weise Mit¬
wirken, kann der Erfolg wohl nicht auSbleiben ! Aber dies
Anklageschrift berichtet weiter , . in einigen  T a gen
war es sicher, daß der Regimentsarzt Dr . Neumann
alte auf diese Weise ihm zur Kenntnis gebrachten
Landsturmpflichtigen für untauglich erklärte*, . wobet
aber nicht geleugnet werden soll, daß sich unter ihnen
auch solche befanden, die von jeder Musterungs¬
kommission pflichtgemäß für ungeeignet erklärt worden
wären * - - woraus sich wohl zwingend dev
Schluß ergibt, daß nicht wenige der jungen Leute-
die jetzt angeklagt und verurteilt werden, ohne die
Initiative der Po Iizei die st r a f-
bare Handlung nie begangen
hätten!  Aber bleiben wir dabei : rn . einigen
Tagen * war der Beweis da. Wir wissen auch, daß
man sich, um den Negirnentsarzt zu dem Mißbrauch
ja nur sicher zu verlocken, die ersten sechs Fälle eine
beträchtliche Summe kosten ließ : für sie wurde , nicht
von den Musterungspflichtigen , sondern von Kanner,
ein Bestechungshonorar von 18.060 Kronen gegeben,
dessen Ursprung zwar nicht festgestellt ist. aber schon
zu deuten sein wird . Aber wenn schon der Beweis!
.in einigen Tagen*  da war : warum
wurde es den Kanner und Werzsr gestattet, ihre Ber^
.führimgsrätigkeit drei Wochen  fortzusetzen? Es ist
doch schließlich nicht Ausgabe der Sichsrheitsbehörds,
so viel als möglich Staatsbürger zu strafbaren Hand¬
lungen Zu verlocken, je mehr , desto besser; unk»
selbst angesichts der Behauptung , sie hätte diese Ver^ j
nihrung zu strafbaren Handlungen — die Polizei als!
Verführerin zu strafbaren Handlungen ! nicht urn-O
gehen können, um die Uedersühr-rmg des Regiments ^ !
arztes zu erzielen, entsteht die dringende Frage , warum
sich dis Polizei , obwohl es für ihren Zweck doch aus¬
reichend gewesen wäre , nicht mit den Opfern . einige«
Tage * begnügte, sondern die . zwei Männer * drei
Wochen lang ungehemmt schalten ließ, bis es ihnen ge¬
lungen mar , an hundert Menschen durch die von
ihnen ausgestellte Gelegenheit schuldig zu
machen. Aber wenn mal : erfährt , daß sich dir
zwei Gauner , nebst dem Honorar , das sie von

! der Polizei erhalten haben und das , wie aus den
unterschiedlichen von ihnen angestifteten Prozessen
bekanntgeworden ist, an 72.000 Kronen betragen soll,

dem Weiß für jede Umschreibung 250 bisvon
300 Kronen zahlen ließen, davon der Polizei aber
nur 20 Kronen fürs Stück verrechnet haben, so
begreift man schon ihren Wunsch, recht viele
Schuldige zu erzielen ; war doch jeder Schuldige auch
eine Quelle ihrer Bereicherung, und natürlich mußte
die Pulver auf dis materiellen Interessen ihre«Helfershelfer , die sich ihr . zur Verfügung
gestellt hatten *, Rücksicht nehmen. Auf der
einen Seite . pro Stück* sin hübscher. Prosit für
Kanner und Werzer ; aus der anderen Seite die Zer¬
störung von Existenzen durch die Verurteilung ; der
Prosit von Kanner und 'Werzer ist wichtiger t Wir stutz

weit davon entfernt , diejenigen, die in die ausgrstellts
Falle hmeingegcmgen sind, zu entschuldigen; wer den
Regimentsarzt wirklich bestochen hat — aber von vielen
wird es ja nur gefolgert ! hat sich an einem Unrecht
beteiligt. Aber immer wieder muß man fragen : Ist es'
dis Ausgabe der Sicherheitsbehörde, den Menschen
Fallen zu legen?  Was würde man zu einer
Sicherheitsbehörde sagen, die zu Diebstahl, Einbruch,
Mord die Gelegenheit organisiert , um danach die
Schuldigen , die erst ihre Organisierung
vxrführt hat,  zu . entdecken* S

Unser Strafgesetz kennt, Gott sei Dank, keine Be¬
günstigung des Provokateurs , gleichviel ans welchen
Beweggründen er gehandelt haben will und welch»!
Stellung er einnimmt . Deshalb sind die Kanner und!
Werzsr , dis den Weiß zu dem Schwindel verlockt haben.!
diejenigen, die wie das Gesetz sagt, die Neöeltat angelsitet
haben ; deshalb ist der Mann der Polizei , der sie gedungen
hat und, wie das Gesetz sagt, die Uebeltat vorsätzlich
veranlaßt hat ; ist jener Konskriptionsbeamte, der, wie
das Gesetz sagt, zu ihrer Ausübung durch absichtliche
Herbsrschaffung der Mittel Hilfe geleistet hat : sie alle
sind zum mindesten  so schuldig wie die junge»Burschen, die die ihnen vorgespiegelte günstige Gelegen¬
heit zu verschmähen nicht die sittliche Kraft hatten.
Darüber , ob der Regimentsarzt hier,  da sein«,
Tätigkeit vorweg  ein Schwindel war , ein taug¬
liches Objekt der Verleitung zum Mißbrauch der
Amtsgewalt war , wird am Schluß ein erleuchteteres
Gericht urteilen , als das ist, daS unter dem Vorsitz
des Landesgerichtsrates Dr . Kämpf verurteilt . Aber
indem wir noch einmal erwägen , welches Vor»
gehen da aus dem Schoße der Wiener Polizei
hervorgegangen ist, welches Unheil es nach sich
gezogen hat — sind denn zerstörte Existenzen
von hundert Menschen nichts ? —, richten wir
cm den neuen Minister deS Innern , den die Oeffent-
lichtest als einen Mann von Gewissenhaftigkeit uni
Charakter schätzt, die nachdrucksvolle Frage , ob diese-
Treiben seiner ehemaligen Organe , das freilich vor seim
Präsidentschaft fällt , wirklich ohne Sühne bleiben soll
Das öffentliche Gewissen kann sich dabei nicht bv«
ruhigen , die vergleichsweise harmloseren Opfer dieser
Loaspitzelei verurteilt zu sehen, eS fordert die AuS»
scheidung und Bestrafung derjenigen, die Erfinder und
Anstifter dieser ganzen großen Uebeltat gewesen find.
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^ä Nr. 2497/1 , XXll . Session.
(703)

Anfragebeantwortung
des Ministers und Leiters des k. k. Amtes für Volksrrnährung.

In Beantwortung der in der Sitzung deshohen Hauses vom 1. März 1918 vom HerrnAbgeordneten Dr. Hetlinger und Genossen anden Herrn Minister des Innern gerichteten Inter¬pellation, betreffend die Vorgänge im AspangerGemeindewirtschaftsrat, beehre ich mich im Einver¬nehmen mit dem Herrn Minister des Innern nach¬stehendes mitzuteilen:
Als zu Beginn des Monates Februarl, I . die Fleischversorgung der Gemeinden despolitischen Bezirkes Wiener Neustadt(lland) infolge,,der allgemein ungünstigen Situation der Schlacht-viehaufbringnng sich immer schwieriger gestalKteund die Bezirkshanptmannschaft MenerFrcirLadtdemnach der Ansicht war, daß irmer dEsenMm̂ ,ständen auf die genaueste Einh«ÄungO»er fxiscMlosen Tage besonderes Gelvicht gelSgtw« den Este,hat die genannte BezirkshanptEn ns Hast die Ec-

nährnngsaufsichtsvrgane sowieM>ie Gendarmeriedurch einen schriftlichen Auftrag angewiesen, an denfleischlosen Tagen, Dienstag, den 12. und Freitag,den 15. Februar l. I . in allen Gemeinden desBezirkes Wiener Neustadt stichprobenweise Revisionenin der bezeichneten Richtung vorzunehmen.
In dein erwähnten schriftlichen Aufträgewurde ausdrücklich betont, daß sich diese Revisionennebst Gastgcwerbebetrieben aui Privathaushaltevornehmlich vermögender Klassen zu erstreckenhaben, und war sohin diese Anordnung keineswegs,wie der Herr Abgeordnete in seiner Anfragebesonders betont hat, gegen die „Armen und dieÄrmsten" gerichtet.

Was Aspang betrifft, wurden die Revisionendurchwegs in besser situierten Haushalten, in Gast¬wirtschaften und in der dortigen Offiziersmessevorgenommen.
Gegen die bei diesen Revisionen Beanstan¬deten ist das Strafverfahren bereits durchgeführt.Die hierbei verhängten Strafen bewegen sich im

Ausmaße von 10 bis 80 Iv, beziehülrgsweise beiGastgewerbebetrieben-bis zu 100 X.
Eine Erregung über die Maßnahme der

BezirkshanptmannschaftWiener Neustadt konnte imallgemeinen nicht fcstgestellt werden, da dieBevölkerung von diesen Vorgängen nur wenigNotiz nahm.
Die im Gegenstände seitens des Leiters des

Gemeindewirtschaftsamtes in Aspang an die Bezirks¬hauptmannschaft Wiener Neustadt überreichte Ein¬gabe wegen Abstandnahme von der Bestrafungder bei den Revisionen Beanstandeten konnte nichtmehr berücksichtigt werden, da zur Zeit ihrer Vor¬lage die bezüglichen Strafamtshandlungen bereitsabgeschlossen waren.
Was die in der Anfrage erwähnte Bewirt¬schaftung des Zuckers anbelangt, ist es wohl richtig,daß ungefähr zur Zeit der besprochenen Revisionendie Marktgemeinde Aspang mit Zucker ungenügendbeliefert war. Die Znckerverteilungsstelle in Aspangwar nämlich im Monate Jänner 1918 seitens derZnckerzentrale gegenüber dem tatsächlichen Monats-bedarfe von über 6000 Kilogramm nur mit5000 Kilogramm beliefert, was zur Folge hatte,daß in Aspang damals tatsächlich Zuckerknappheitherrschte. Diesbezüglich hat auch Ende Jännerl. I . die Bezirkshauptmannschaftauf telegraphi¬schem Wege von der Zuckerzentrale Abhilfeverlangt.

Diese Intervention hatte zur Folge, daß dieZuckerzentrale mit einem am 7. Februar 1918 beider BezirkShauptmannschaft eingelangten Telegrammedie Belieferung der Aspanger Znckerverteilungsstellennt 6700 Kilogramm in Aussicht stellte.Tic tatsächliche erhöhte Belieferung trat dannMitte Februar ein.
Daß jedoch die erwähnten Revisionen derBevölkerung Anlaß geboten hätten, um gegen diemangelhafte Znckervcrsorgnngbesonders Stellung



zu nehmen , konnte nicht beobachtet werden ; die
beiden Angelegenheiten wurden vielmehr zum Groß¬
teile der Bevölkerung überhaupt in keinerlei
Zusammenhang gebracht.

Die Behauptung , daß im fraglichen Zeit'
Punkt in Aspang . eine allgemeine Lebensmittelnot
geherrscht hatte , ist unrichtig, da Aspang stets

regelmäßig und in entsprechender Weise , mit Mehl,
Brot , Kartoffeln und Fett versorgt wird und die
Stadtbewohner auch sonst Gelegenheit haben , sich
Lebensmittel aus der Umgebung zu beschaffen.

Wien , 12 - Juni 1918.

. ^
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^UühiamtlichrrHeil.
Wie», 31. März.

Statut der Knegskeditanstalt für das südliche
KrieMebiet.

Teilweise Änderung des in der „Wiener Zeitung*Nr. 291 vom 21. Dezember 1917 und Nr. 65 vom
20. März 1918 verlautdarten Textes.

8 i.
Die Kriegskreditanstalt für das südliche Kriegsgebiethat die Aufgabe, im Wege der Kreditgewährung die

Behebung der im südlichen engeren Kriegsgebiete durch
kriegerische Ereignisse unmittelbar oder mittelbar ver¬
ursachten Schäden zu ermöglicheRund. zu erleichtern.

Die Anstalt hat ihren Sitz, in 'Ulagsftsnrt, kann den¬
selben jedoch mit Genehmigung dH 'Staatssekretärs derFinanzen an einen cmdWen OH„vWgüst.

Der örtliche WirkrmgAtzeiS dch,MMd umfaßt die
Verwaltungsgebiete der pMlischenHandesstellen Klagen-
futt und Innsbruck, insowH dieE Vecwaltungsgeb.etewährend der Dauer des Krieges zum engeren Kriegs-
gebiete gehörten.

Die Firma der Anstalt lautet: Knegskreditarviall irrdas südliche Kriegsgebict.
Die Anstalt hat den Charakter einer juristischeil Per¬

son und ist als Kaufmann beim Handelsgericht ihres
Sitzes Zu protokollieren.

8 2-
Die Anstalt gewährt innerhalb des ihr im Z 1 zu¬

gewiesenen örtlichen Wirkungskreises unter Einphrän-
kung ans den durch kriegerische Ereignisse hsrvvrgeru-
senen Kreditbedarf bankmäßige Kredite gegen entspre¬
chende Sicherbeiten:

1. An Kreditorganisationen zum Zwecke der Erfül¬
lung ihrer Verbindlichkeiten;
u. aus den Zinsscheinen der von , ihnen begebenen

mündelsicheren Wertpapiere und
d. aus den von ihnen gegen Einlagebücher oder in

lausender Rechnung übernommenen Geldeinlagen,
insoweit und insolange deren Auszahlung durchS 'undungsvorschristen begrenzt ist;

2. an Gemeinden, kommunale Anstalten und Lc-
zirksstraßenausschüsse zum Zwecke der Aufrechierhal-tung ihrer lausenden Gebarung, der Wiederherstellungfund Fortführung ihrer Unternehmungen und Betriebe! sowie zum Wiederaufbau ihrer Baulichkeiten;

3. an Landwirte, Handel- und Gewerbetreibende, Jn-! dustrielle und Fremdenverkehrsunternehnmngen zumf Zwecke der Instandsetzung oder Fortführung rhrer Be¬
triebe sowie der Wiederherstellung der zur Erreichung
dieses Zieles notwendigen Baulichkeiten;

4. an Hauseigentümer zum Zwecke des Wiederauf¬
baues und der Instandsetzung ihrer durch die Kriegs¬
ereignisse zerstörten oder beschädigen Wohn- und son¬

stigen Gebäude, an städtische Hauseigentürner und a«
Eigentümer von industrielle»! oder gewerblichen Zwecken

dienenden Realitäten aus dein Lande znr Bezahlungder infolge unmittelbarer KrregZschäden, der Evakuie¬
rung oder der feindlichen Invasion rückständig geblie-.

' ^denen Annuitäten und Nealsteuern samt Zuschlägen,
insofern eine Abstattung dieser Rückstände gemäß derVerordnungen des GesmniMinisteriums vom 9. Mai
1917, R. G. Bl. Nr. 206. und vom 31. Juli 1918.R. G. Bl. Nr. 289, bei Berücksichtigung der gesamten
Vermögenslagedes Schuldners nur- sehr schwer oderüberhaupt nicht durchführbar erscheint;

5. an Angehörige freier Berufe zum Zwecke der
Wiedcranschaffuug der durch kriegerische Ereignisse ent¬
zogenen oder unbrauchbar gewordenen, sachlichen Voraus¬
setzungen der BerusSübung, also der Berusseinrichtung,
des zur Wiederaufnahme der Berufstätigkeit unbedingt
notwendigen Teiles der Wohnungseinrichtungund der
persönlichen Ausstattung;-

6. an Bezirkskrcmkenkussen in dem zur Tnsrechterhal-
inng ihrer lausenden Geschäftsgebarung unbedingt notwendigen Ausmaße;

7. an Distributiv» und Produltivgenossenschaften zm
Wiederaufnahmeund Fortführung ihres Geschäftsbetrie¬
bes sowie zum Wiederaufbau ihrer Baulichkeiten; ins¬
besondere auch an solche Produknogenossenschasien,
welche erst während des Krieges oder in der ersten
Friedenszeit zur Beschaffung von Baumaterialien und
Werkzeugen für den Wiederaufbau der durch Krugs,
erergirisse zerstörten oder beschädigten Baulichkeiten odervon Bedarfsartikeln der HandwkHchaft gegründet wur¬den, beziehungsweise werden;

8. an Landwirte und Pächter landwirtschaftlicher
Grundstücke zur Ermöglichung des Anbaues der in¬
folge feindlicher Invasion oder militärischer Operationen
unangebaut gebliebenen Grundflächen nach den jeweilsfür diese Anbauhilfe seitens des Staatsamtes für Land-

^ und Fyrftwirtschaft im Einvernehmen mit dem Slaats-^ amte der Finanzen zu erlassenden Weisungen(Anbau-Vorschüsse);
9. an Knrkommissionen und an vom betreffenden

Lande anerkannte Verbände zur Förderung des Frem¬
denverkehres zur Wiederaufnahme und Ausrechterhal¬
tung ihrer Geschäftsführung und zm Durchführung derim Interesse des Fremdenverkehres unbedingt notwen¬digen Wiederherftellungsarbeiten.

Die Kreditgewährung an Gerneinden, kommunale
Anstalten, Bezirksstraßenausschüsfe, Bezirkskrankenkassen,
Distributiv- und Produktivgenossenschasten ist in je em
einzelnen Falle an die vorgängige Genehmigung des
Staatsamtes der Finanzen gebunden.

Die Kriegskreditanstalt darf sich weiter mit fallweise
einzuholendcr Genehmigung des Staats amles der Fi¬
nanzen an solchen Gesellschaftenm. b. H. mit einer
Stammeinlage beteiligen, welche auf gemeinnütziger
Grundlage zu dem Zwecke gegründet werden, die Be¬
schaffung von Baumaterialien und Werkzeugen für



den Wiederaufbau kriegszerstörter Baulichkeiten oder

von Bedarfsartikeln der Landwirtschaft Zu besorgen.

Sie ist schließlich berechtigt , die von den Kreditneh¬

mern eingelegten Wechsel bis zur Höhe des dreifachen

Grundkapitals in Neaskompte zu geben und mit fall»

! weise einzuholender Genehmigung des Staatsamtes der

Finanzen verzinsliche Kontokorrenteinlagen anderer

Kreditinstitute anzunehmen.

8 3-

An Kreditinstitute können Kredite nur unter dcr Be¬

dingung gewahrt werden , daß sie sich verpflichten , so¬

lange sie die von der Kriegskreditanstalt erhaltenen -

lehcn nicht zurückgezahlt haben , einfließende Gelder aus¬

schließlich zur Erfüllung bereits bestehender Verpflichtun¬

gen zu verwenden . Die Kriegskreditanstalt ist verpflich¬

tet, die Einhaltung dieser Bedingung zu überwachen.

Sämtliche Kredite der Anstalt werden nur unter der

Bedingung der streng bestimmungsgemäßen Verwen¬

dung und gegen; rechtsverbindliche Verpflichtung der

Kreditnehmer , sich jeder von der Anstalt fiir notwendig

befundenen Kontrolle zu unterwerfen , gewährt.

Die Kriegskreditanstalt hat die bestimmungsgemäße

Verwendung der Kredite durch entsprechende Bestimmun¬

gen in den Schuldurkunden sicherzustellen und wirksam

zu überwachen.
s 4.

Die Dauer der Anstalt ist zeitlich in der Weise be¬

grenzt , daß längstens (Z 17) nach Ablauf von drei

Jahren nach Friedensschluß keine neuen .Kredite ge¬

währt werden dürfen . Bon diesem Zeitpunkte angefan¬

gen hat sich die Geschäftsführung auf die Abwicklung

der gewährten Kredite und auf die Liquidierung der

Beteiligung an Gesellschaften m . b. H . zu beschränken

8 5.
Das Grundkapital der Anstalt setzt sich zusammen:

1. aus einer Ein '.! ge der Staatsverwaltung im Be¬

trage von 30 Millionen Kronen;
2. aus Einlagen v!W Aktienbanken und Versiche¬

rungsgesellschaften , wuchs im engeren südlichen Kriegs¬

gebiete geschäftlich tanz Und.

Die staatliche Gru .rdkapitalsdotierung erfolgt derart,

baß der jeweils erforderliche Betrag über vom Staats¬

amte der Finanzen zu genehmigenden An 'rug des Ab-

ministrationsrates der Anstalt eingezahlt wird.

Die Einzahlung der Einlagen der Aktienbanken und

Versicherungsgesellschaften erfolgt nach den zwischen dem

Staatsamte der Finanzen namens der Ansta 't und den

einzelnen einlegenden Instituten abgeschlossenen Ver¬

einbarungen.
8 6.

Die eingezahlten Beträge der staatlichen Grund-

iapitalseinlage werden mit 3 pZt . jährlich , die von

Aktienbanken und Versicherungsgesellschaften gemachten

Grundkapiialseinlagen aber nach den vom Staatsamte

der Finanzen mit diesen Instituten geSrossenen Verein¬

barungen verzinst.
Ein Überschuß der jährlich mit 31 . Dezember abzu¬

schließenden Gebarung der Anstal wird ein .m Rese vu

sonde zugewiesen , der zunächst zur Deckung allfälligcr

Verluste bestimmt ist.

8 ?-
Dis laufende Geschäftsführung obliegt der Direktion,

bestehend aus dem leitenden Direktor und seinem Stell¬

vertreter , welche beide vom Staatssekretär der Finanzen

ernannt werden.
- L8 8.

Die oberste Leitung de. Anstalt besorgt der Administra-

tisnsrat ; er übe »wacht die Geschäftsführung der Direktion.

Der Administrationsrat besteht aus sechs Mitgliedern,

von welchen je drei aus den Ländern Kärnten und

Tirol über Antrag der bezüglichen Landesregierungen

vom Staatssekretär der Finanzen ernannt werden.

Die Funktionsdauer des Administrationsrates be¬

trägt drei Jahre. 8 s.
Den Vorsitz im AdministrationSrate führt der Prä¬

sident oder der Vizepräsident . Beide Funktionäre wer¬

den vom Staatssekretär der Finanzen aus der Mitte

des Administrationsrate ? auf drei Jahre ernannt.

Der Präsident , der Vizepräsident und die übrigen

Mitglieder des Administrationsrates üben ihre Funk¬

tionen ehrenamtlich ausp ' sie haben nur Anspruch aus

Reisekostenvergütung und Diäten nach Maßgabe bei

Bestimmungen der Geschäftsordnung für den Admini-

strationsrat.
8 16.

Der Administrationsryt versammelt sich über Ein¬

ladung des Präsidenten Er ist beschlußfähig , wenn

wenigstens der Präsides oder der Vizepräsident und

drei andere Mitglieder rzrsönlich anwesend sind , und

faßt seine Beschlüsse ml absoluter Mehrheit der ab¬

gegebenen Stimmen , wo sei auch der Präsident und

Vizepräsident stimmberechtigt sind . Bei Stimmengleich¬

heit entscheidet die Stiin 'Te des Vorsitzenden.

s 11.

Dem Administrationsmte ist insbesondere Vorbehalten:

1. die Erlassung der Geschäftsordnung für sich, für

die Direktion und für Vje Zensorenkollegien , ferner die

Regelung der inneren Einrichtung der Anstalt . In

diesen Belangen ist der , Administrationsrat an die

Anordnungen , beziehuirHsweise an die Genehmigung

des Staatsamtes der Finanzen gebunden;

2. die Antragstellung c, r das Staatsamt der Finanzen

hinsichtlich etwaiger Änderungen der Anstaltsstatuten

und der Bedingungen für die Kreditgewährung;

3 . die Antra gstellunp an das Staatsamt der

Finanzen hinsichtlich d? 'Einzahlungen auf die im

Z 5, Pkt . 1, bezeichn ete staatliche Grundkapitals-

rinlage;
4. die Beschlußfassung über die Inanspruchnahme

von Reeskomptekrediten und die Antragstellung an

das Staatsamt der Finanzen hinsichtlich der Annahme

von verzinslichen Kontokorrenteinlagen anderer Kredit¬

institute gemäß Z 2, letzter Absatz;

5 . die Beschlußfassung über die Gewährung solcher

Kredite , welche entweder für sich allein oder einschließ¬

lich der etwa demselben Kreditnehmer bereits früher

seitens der Anstalt gewährten Kredite den Betrag von

40 .000 Kronen übersteigm;
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6 . die Beschlußfassung über die Gewährung von
Krediten an Gemeinden , kommunale Anstalten , Be¬
zirksstraßenausschüsse , Bezirkskrankenkassen , Listributiv-
und Produktivgenossenschaften gemäß Z 2 , Pkt . 2,

fj6 und 7, und über die Beteiligung der Anstalt an
-Gesellschaften mit beschränkter Haftung im Sinne des

vorletzten Absatzes des Z 2;
7. die Genehmigung des von der Direktion aufzu-

stellenden jährlichen Rechnungsabschlusses;
8 . die Erteilung der Prokura;
9. die Antragstellung an den Staatssekretär der

Finanzen hinsichtlich der Ernennung der Zensoren für
die einzelnen Länder (8 14) .

Die in den vorstehenden Punkten 6 und 8 ange¬
führten Beschlüsse unterliegen der Genehmigung des
Staatsamtes der Finanzen.

8 12-
Der Administrationsrat hat dem Staats amte der

Finanzen mit Ende jedes Monats sowie jederzeit aus
besonderes Verlangen über den Stand der Geschäfts¬
führung Bericht zu erstatten und die geforderten Auf¬
klärungen zu geben.

Der jährliche Rechnungsabschluß ist sowohl dem
Staatsamte der Finanzen vorzulegen als auch den am
Grundkapital der Anstalt durch Einlagen beteiligten
Aktienbanken und Versicherungsgesellschaften zur Kennt¬
nis zu bringen.

Den über die Gebarungsberichte und über den Rech¬
nungsabschluß erfließenden Weisungen des Staats¬
amtes der Finanzen ist der Administrationsrat nach¬
zukommen verpflichtet.

8 13.

Die Firma der Anstalt wird rechtsgültig gezeichnet,
indem unter dem vorgedruckten oder vorgeschriebenen
Firmenwortlaut entweder ein Mitglied des Admim-
strationsrates und der leitende Direktor oder dessen
Stellvertreter , o'oer der leitende Direktor und dessen Stell¬
vertreter , oder der leitende Direktor oder dessen Stellver¬
treter und ein Prokurist ihre Namen eigenhändig
fertigen . Die Prokuristen haben ihrer Unterschrift einen
die Prokura andeutenden Zusatz beizufügen.

8 14.

Für jedes der Länder Kärnten und Tirol wird je
ein Zensorenkollegium , bestehend aus fünf Zensoren
und einem Sekretär , gebildet , welches die aus ihrem
Lande einlaufenden Kreditgesuche zu prüfen und mit
einem Gutachten an die Anstaltsdirektion weiterzuleiten
hat.

Die Zensorenkollegien sind neben ihrer begutachtenden
Tätigkeit berufen , über Antrag ihres Sekretariates im
eigenen Wirkungskreise zu entscheiden:

1. Uber die Gewährung von Krediten , welche ein¬
schließlich der demselben Kreditnehmer bereits früher
seitens der Anstalt gewährten Kredite den Betrag von
5000 Kronen nicht übersteigen , jedoch unter Ausschluß
jener Kreditfälle , deren Entscheidung gemäß drittletzten
Absatzes des 8 2 des Statutes dem Staatsamte der
Finanzen Vorbehalten ist.

2 . Über die Gewährung von Vorschüssen auf erst
zu bewilligende Darlehen im Sinne des 8 8 , Abs . 2,
der Kreditgewährungsbedingungen , wobei jedoch der
bewilligte Vorschuß einschließlich der demselben Kredit¬
nehmer seitens der Anstalt bereits früher gewährten
Kredite oder Vorschüsse den Betrag von 5000 Kronen
nicht übersteigen darf.

Die Zensoren werden über Vorschlag des Admini¬
strationsrates vom Staats amte der Finanzen auf drei

? ^ - - - - - - - - - - —
Jahre ernannt . Sie üben ihre Funktionen ehrenamtlich
aus , haben jedoch Anspruch auf Reisekostenvergütung

' und Diäten nach Maßgabe der Bestimmungen der
Geschäftsordnung für die Zensorenkollegien.

Die Sekretäre sind Beamte der Kriegskreditanstalt
und unterstehen in disziplinärer und administrativer
Beziehung direkt der Anstaltsdirektion ; ihre Ernennung
und die Festsetzung ihrer Bezüge obliegt dem Admini¬
strationsrate über Antragstellung der Direktion.

Dis Sekretäre müssen rechtskundig sein , sie vermiß
teln die Korrespondenz mit der Anstalt und die Akten¬
vorlage an die Anstaltsdirektion.

8 15.
Den Vorsitz in den einzelnen Zensorenkollegien füh¬

ren tunlichst abwechselnd die dem betreffenden Lande
entnommenen Administrationsratsmitglieder.

Die einzelnen Zensorenkollegien versammeln sich nach
Bedarf über Einladung des jeweils durch den Turnus
bestimmten Vorsitzen den in Klagenfurt , beziehungsweise
in Bozen , woselbst auch die Sekretariate der Zensoren¬
kollegien ihren ständigen Sitz haben.

Die Zensorenkollegien sind beschlußfähig , wenn
! wenigstens der Vorsitzende und drei Zensoren persön¬

lich anwesend sind , und fassen ihre Beschlüsse mit
absoluter Mehrheit der abgegebenen Stimmen , wobÄ
der Vorsitzende und die Zensoren stimmberechtigt sind.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vor-

! sitzenden.
Die jeweils nicht zunr Vorsitze berufenen Administra-

tionsratsmitgliedep können an den Sitzungen des
j Zensorenkollegiums ihres Landes mit beratender
! Stimme teilnehmen.

Jedes Zensorenkollegium kann seinen Verhand¬
lungen nach Bedarf Vertreter aus den einzelnen Grup¬
pen der Kreditwerber beiziehen , welche als Beiräte und
Auskunstspersonen zu fungieren haben , von der Be¬
schlußfassung jedoch ausgeschlossen sind.

816.

Das der Staatsverwaltung zustehende Recht der un¬
mittelbaren Aufsicht wird durch einen vom Staats¬
sekretär der Finanzen zu ernennenden Staatskommissär,

, beziehungsweise dessen Stellvertreter , in Gemäßheit der
f Gesetze ausgeübt.

Dieser hat das Recht , in die Geschäftsgebarung der
Anstalt , in alle ihre Bücher , Urkunden und Auf¬
zeichnungen Einsicht zu nehmen und allen Sitzungen
des Administrationsrates , zu welchem er stets recht¬
zeitig unter Bekanntgabe der Tagesordnung einzu¬
laden ist , und auch fallweise ohne besondere Ladung
den Sitzungen der einzelnen Zensorenkollegien beizu¬
wohnen und Beschlüsse, welche ihm wider das Gesetz
oder das Statut zu verstoßen scheinen , bis zu der so¬
fort einzuholenden Entscheidung des Staatsamtes der
Finanzen zu fistieren.

8 17.
Die Auflösung der Kriegskreditanstalt erfolgt durch

Verfügung des Staatssekretärs der Finanzen.
Bei der Auflösung werden aus dem vorhandenen

Reinvermögen zunächst die auf das Grundkapital ein¬
gezahlten Einlagen samt Zinsen zurückgezahlt.

Ein allfälliger Gebarungsüberschuß wird zwischen
dem Staate und jenen Aktienbanken und Versicherungs¬
gesellschaften, welche sich am Grundkapital der Anstalt
mit Einlagen beteiligt haben , und zwar nach Maß-
gäbe der Höhe und der Dauer ihrer Einlagen , geteilt.

Im übrigen erfolgt die Auflösung der Anstalt nach
den vom Staatssekretär der Finanzen zu erlaffenden
Vorschriften . t

L.
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